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 1 Einleitung 
„Die österreichische Verkehrspolitik hat in den letzten fünfzig Jahren eine tief 
greifende Veränderung durchgemacht. Ein Akzentwandel vollzog sich, weg von 
einer ausschließlich staatlich initiierten, wirtschaftspolitisch motivierten 
Verkehrspolitik zu einer ganzheitlichen, um mehr Bürgernähe bemühten, an 
ökologischen und sozialpolitischen Aspekten ebenso orientierten 
Verkehrsplanung.“1
 
Die mittlerweile fast dreiundsechzigjährige Geschichte der Zweiten Republik brachte 
unterschiedlichste Aufgabenstellungen an die politisch Verantwortlichen mit sich. Stand 
zu Beginn der gesamte Wiederaufbau in der Besatzungszeit im Vordergrund, wurde 
dieser mit der Wiedererlangung der völkerrechtlichen Souveränität von wirtschaftlicher 
Prosperität und Hochkonjunktur abgelöst. Konjunkturdellen konnten in der frühen 
Phase des Austrokeynesianismus rasch überwunden werden, während ab der Mitte der 
Siebziger Jahre internationale Einflüsse, wie etwa die Erdölpreisschocks, eine weltweite 
Rezession auslösten und somit die Verschuldungspolitik völlig aus dem Gleichgewicht 
warfen. Diese zweite Phase des Austrokeynesianismus, der häufig auch als 
„Verschuldungs-Keynesianismus“ bezeichnet wird, resultierte in unausweichlichen 
Sanierungsbestrebungen ab Mitte der Achtziger Jahre unter Kanzler Vranitzky. 
Bestimmendes Schlagwort dieser Zeit wurde und blieb für lange Zeit die 
„Budgetkonsolidierung“. Erst in den letzten Jahren löste das Thema „Nachhaltigkeit“ 
aus umweltpolitischen und demografischen Gesichtspunkten diese Hegemonie ab. 
Was hat nun die Verkehrspolitik mit der historischen Entwicklung der Zweiten 
Republik zu tun? In Kapitel 2.2 wird näher auf die Bedeutung und den Einfluss des 
Verkehrssystems, hier insbesondere der Verkehrsinfrastruktur, für bzw. auf eine 
Volkswirtschaft eingegangen. Verkehrs- und industriepolitische Maßnahmen und Ziele 
werden heutzutage oftmals unter dem Deckmantel „Strukturpolitik“ verfolgt und stehen 
in engem Zusammenhang mit anderen politischen Interessen, wie Wirtschaftswachstum, 
Optimierung von Standortfaktoren und Wettbewerbspolitik aber eben auch deren 
Koordination mit umwelt- und sozialpolitischen Themen. Gleichzeitig ist die 
Strukturpolitik sehr stark durch internationale Einflüsse geprägt und mitbestimmt. 
In den einzelnen Epochen der Zweiten Republik prägten unterschiedlichste 
Voraussetzungen, Anlassfälle oder (meist daraus bereits resultierende) politische 
Zielsetzungen und Motivationen die Verkehrspolitik, deren jeweilige Aufgaben in den 
Regierungsabkommen und Erklärungen der einzelnen Bundeskanzler verkündet 
wurden. 
                                                 
1 Staudacher (2003), S. 337 
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 Welche Zielsetzungen verfolgten die Akteure der Verkehrspolitik in den jeweiligen 
Legislaturperioden? Welche Maßnahmen wurden geplant und in der Folge auch 
realisiert und welche, meist unpopulärer Natur, schoben die Verantwortlichen von 
Periode zu Periode weiter? Welche Änderungen erfuhren und bewirkten die 
verkehrspolitischen Rahmenbedingungen? 
Volkswirtschaftlich ist die intakte Verkehrsinfrastruktur für das Wirtschaftswachstum 
von großer Bedeutung, weshalb ihre rasche Wiederherstellung in den Nachkriegsjahren 
vorangetrieben wurde. Bis in die 1970er Jahre sah man Verkehrspolitik als Bestandteil 
nationalstaatlicher Wirtschaftspolitik und kaprizierte sich auf die effektive Produktion 
im Verkehrswesen und Bereitstellung von Verkehrsleistung zur Raumüberwindung. 
Nachfrage- und verkehrsträgerorientierte Verkehrsplanung stand im Vordergrund unter 
Ausklammerung der instrumentellen Funktion des Verkehrs.  
Erst mit den beiden Erdölpreisschocks vollzog sich ein Wandel, hin zu mehr 
Bürgernähe unter Berücksichtigung ökologischer Aspekte wie Energie- und 
Landschaftsverbrauch als auch Umweltverschmutzung (Stichwort: Mensch – Umwelt – 
Verkehr). Seit der Jahrtausendwende dominieren nachhaltige Zielsetzungen die 
mittlerweile koordinierte Verkehrsplanung – jedoch unter geänderten ökonomischen 
Rahmenbedingungen. 
Nach einem einleitenden Kapitel zur Definition und Abgrenzung wesentlicher Begriffe, 
insbesondere der Bestimmung des Begriffs „Verkehrspolitik“, gibt ein historischer 
Überblick die wesentlichsten Einflussfaktoren auf das politische Geschehen wieder, 
wobei die Darstellung der 26 Kabinette die jeweilige Richtung erkennen lassen soll. In 
den Hauptkapiteln 4 und 5 erfolgt eine Zusammenfassung und Analyse der einzelnen 
Maßnahmen und Zielsetzungen, wobei Wiederholungen meist ein Scheitern der 
Absichten oder lediglich einen Teilerfolg in der vorangegangenen Periode bedeuten. 
Der zweite Teil befasst sich mit den rechtlichen und inhaltlichen Rahmenbedingungen, 
innerhalb derer die Politik agieren konnte bzw. die sich die politisch Verantwortlichen 
durch Konzepte und langfristige Programme selbst geschaffen hatten. 
Durch den europäischen Integrationsprozess wurden wesentliche Kompetenzen an die 
Organe der Europäischen Union abgegeben. Da eine Darstellung der Ziele der 
gesamteuropäischen Verkehrspolitik den Rahmen dieser Arbeit sprengen würde, muss 
darauf generell verzichtet werden. Konkrete Einflüsse und Rechtsanpassungen wurden 
jedoch bei gegebenem Anlass angeführt.2
                                                 
2 Bellak (2001), S. 126 ff., Stanzl (2005), S. 86 ff., Seidenberger (2005a), S. 102 ff., o. V. (2005) und 
Streißler (2001), S. 178 ff. 
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 2 Definitionen und begriffliche Abgrenzungen 
Vorerst wird in dieser Arbeit auf Begriffe näher eingegangen, die nicht von jedermann 
in übereinstimmender Weise verstanden oder gebraucht werden. Weiters werden 
Abgrenzungen getroffen, um einen akzeptablen Rahmen für dieses überaus weit 
reichende Thema zu bilden.  
2.1 Ziele und Zielsysteme 
Grundsätzlich sind Ziele der Verkehrspolitik konkrete Vorstellungen von politisch 
erwünschten Zuständen im Verkehrssektor und gleichzeitig auch Resultate aus einem 
Konflikt politischer Interessen. Leider lassen sich über die Zielinhalte keine konkreten 
Aussagen tätigen, da einerseits gewünschte Soll-Zustände stark zeitgebunden sind und 
ständigen Veränderungen durch das Entstehen neuer Problemlagen unterliegen und 
andererseits die Vorstellungskraft bezüglich politisch wünschenswerter Zustände 
praktisch grenzenlos ist. Daher ist die Anzahl der verkehrspolitischen Ziele unendlich, 
wird jedoch durch mehr oder minder konkrete Zielvorgaben, die man beispielsweise in 
Regierungserklärungen, Parteiprogrammen, Satzungen von Interessensorganisationen 
oder völkerrechtlichen Verträgen findet, eingegrenzt.3
Die von den verkehrspolitischen Entscheidungsträgern verfolgten Ziele lassen sich in 
zwei Hauptgruppen unterscheiden, nämlich in: 
• ordnungspolitische Ziele und 
• strukturpolitische Ziele. 
Erstere zielen auf die Optimierung der Prozesse auf Verkehrsmärkten ab, letztere 
bedienen sich des Verkehrs zur Erreichung gesamtwirtschaftlicher oder anderer 
sektoraler Ziele.4
Ungeachtet dessen können jedoch allgemeine Aussagen über Zielformulierungen und 
die Stellung verkehrspolitischer Ziele in Bezug auf die Staats- und Gesellschaftspolitik 
gemacht werden. Als Ziel politischer Tätigkeit kann allgemein die „Wohlfahrt“5 
genannt werden, die sich wiederum in Subziele gliedert, darunter auch jene mit 
verkehrspolitischem Kontext. Als Beispiele seien hier angeführt:6
• Sicherung bestimmter Mobilitätsstandards; 
• Erhöhung der Verkehrssicherheit; 
• Berücksichtigung umweltpolitischer Ziele; 
• Förderung bestimmter Verkehrsträger; 
• Verminderung gesamtwirtschaftlicher Verkehrskosten. 
In der Wohlfahrtstheorie wird dabei oft von der „effizienten Allokation“ der 
volkswirtschaftlichen Ressourcen gesprochen, die dann gegeben ist, wenn sich pareto-
                                                 
3 Vgl. Köberlein (1997), S. 15, Oettle (1967), S. 21 f., Blättermann (1970), S. 31 f. und in der Folge 
Köberlein (1997), S. 15 f. 
4 Vgl. Gabler (1997), Stichwort: Verkehrspolitik, Punkt: III. Ziele 
5 Vgl. auch BMöWV (1993), S. 15 
6 Aberle (2003), S. 453 
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 optimale Zustände einstellen.7 Um dem Rationalprinzip zu genügen, muss die 
Verkehrspolitik diejenigen Maßnahmen ergreifen, die den gegebenen Zustand des 
Verkehrssystems unter Berücksichtigung der vorhandenen Ressourcen möglichst nahe 
an den gewünschten Zielzustand heranführen.8 Das Grundbedürfnis der Freiheit, das ein 
Wohlfahrtsziel darstellt, kann beispielsweise in die Teilziele der Meinungsfreiheit, der 
Berufs- und Gewerbefreiheit aber auch in die Freiheit der Verkehrsmittelwahl oder die 
Freiheit des Personenverkehrs zwischen den EU-Mitgliedsstaaten untergliedert werden.9 
Je höher ein (verkehrspolitisches) Ziel in der Hierarchie angesiedelt ist, desto 
unbestimmter ist es und bedarf deshalb einer Konkretisierung. Um Ziele schließlich in 
eine Ziel-Mittel-Relation bringen zu können, müssen sie vorher operationalisiert, d.h. 
mit einem numerischen Wert versehen werden. Diese Möglichkeit zur Messung 
gewährleistet erst die exakte Überprüfung des Zielerreichungsgrades. Daneben sind aber 
auch noch das Zielausmaß, der Zeitraum und der Inhalt des Zieles für eine 
operationale Zielformulierung von großer Bedeutung. Eventuell wird sogar ein 
organisatorischer Bezug bei dieser Formulierung hergestellt.10 In der politischen Praxis 
werden exakte Zielvorgaben jedoch in aller Regel vermieden, um bei einem möglichen 
Versäumen der Zielparameter noch Handlungsspielräume offen und keine Fehler oder 
Inkompetenzen seitens der verantwortlichen Verkehrspolitiker deutlich werden zu 
lassen. Dabei lassen sich deklaratorische und skalierte Ziele unterscheiden. Erstere 
stellen lediglich vage Absichtserklärungen dar und dienen deshalb nicht zum Soll-Ist-
Vergleich zwischen gewünschten und erreichten Zielen. Letztere kennzeichnen einen 
angestrebten Zustand, der mittels ordinaler Kriterien charakterisiert ist, was sich in 
Werturteilen wie „gerechter“, „besser“, „größer“ oder „kleiner“ niederschlägt.11
Welche Zielbeziehungen treten in Bezug auf den Umwelteinfluss oder das 
Zusammenspiel mehrerer Ziele zutage?12  
Vom Einfluss eines Entscheidungsträgers her kann man unterscheiden in eine: 
• entscheidungsfeldbedingte Zielbeziehung, die von einer fest vorgegebenen 
Entscheidungssituation abhängig und daher vom Entscheidungsträger 
unabhängig ist, und eine 
• entscheidungsträgerbedingte Zielbeziehung, die gekennzeichnet ist von den 
subjektiven Wertvorstellungen des Entscheidungsträgers. 
Zwei Ziele können untereinander drei verschiedene Zielbeziehungen entwickeln. Auf 
der einen Seite können sie komplementär sein, die Erreichung des einen Ziels sich also 
positiv auf die Erfüllung des anderen Ziels auswirken, auf der anderen Seite 
konkurrierend oder konfliktär, wenn die Erfüllung eines Zieles negative 
Auswirkungen auf den Zielerreichungsgrad des anderen Zieles hat, oder drittens 
indifferent oder neutral, wenn sich beide Ziele nicht beeinflussen. 
                                                 
7 Optimalzustand, der keine Verbesserung der Gesamtwohlfahrt durch Allokationsänderungen mehr 
zulässt. Die Besserstellung eines Teilnehmers im ökonomischen System bedingt eine Verschlechterung 
eines weiteren Teilnehmers. Vgl. Nowotny (1987), S. 90 f. 
8 Vgl. Schlösser (1980), S. 12 
9 Vgl. Art. 1 Abs. 1 PersFrBVG und Art. 3 Abs. 1 lit. c EGV 
10 Vgl. Thommen (2003), S. 106 f. 
11 Vgl. Köberlein (1997), S. 15 ff. und Gottschlich (1989), S. 42 
12 Vgl. Thommen (2003), S. 109 ff. 
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 Sobald zwischen zwei Zielen Konkurrenz entsteht, wird eine Gewichtung der Ziele 
notwendig, die sehr stark von den Präferenzen des Entscheidungsträgers geprägt ist. 
Durch diese entscheidungsträgerbedingte Beziehung werden demzufolge Haupt- und 
Nebenziele geschaffen. In Bezug auf die Zielhierarchie unterscheidet man in Ober-, 
(Zwischen-) und Unterziele, zwischen denen eine Mittel-Zweck-Beziehung besteht, die 
zwangsläufig komplementär sein muss.13 Die Oberziele beschreiben generelle 
Prinzipien, die zwar nicht eindeutig messbar sind, jedoch realitätsadäquat sein müssen. 
Zur genaueren Bestimmung dienen hingegen die Unterziele, also spezielle Prinzipien, 
die, um rational zu sein, eine Oberzielkonformität aufweisen müssen und die einer 
Mindestanforderung an Konkretisierung und Kontrolle unterliegen. Je ungenauer die 
Formulierungen, desto größer der Handlungsspielraum der politischen Akteure.14 
Schwierigkeiten bereitet hier die Unterscheidung zwischen den Begriffen Ziel und 
Maßnahme. Während man ein Ziel daran erkennt, dass der von ihm formulierte Zweck 
der einzige ist, begründet sich eine Maßnahme immer aus einem übergeordneten Motiv. 
Diese formale Trennung wird jedoch in der Praxis nicht konsequent durchgehalten, 
wodurch einige Maßnahmen zu Unter- oder Zwischenzielen gezählt werden können.15
Rechtfertigung für den Einsatz verkehrspolitischer Mittel bzw. Instrumente: 
Ergibt eine Situationsanalyse eine Differenz zwischen Soll-Zustand (Ziel) und Ist-
Zustand (Mittel), werden Handlungen gesetzt, die auf eine Realisierung der Ziele im 
Verkehrssektor gerichtet sind. Umgekehrt kann aber auch ein Unterlassen von 
Interventionen als verkehrspolitisches Instrumentarium gesehen werden. Köberlein 
unterscheidet drei Instrumentengruppen, denen ein Großteil der verkehrspolitischen 
Mittel zugeordnet werden kann:16
• Bereitstellung von Information und „Moral Suasion“; also der Versuch einer 
Zielerreichung ohne staatlicher Zwangsgewalt, 
• Erlass oder Änderung der rechtlichen Rahmenbedingungen; somit die Steuerung 
der Aktivitäten im Verkehrsbereich seitens der Unternehmen und Haushalte, 
• Aktivitäten fiskalischer Art; darunter fallen Verkehrssteuern und Verkehrszölle 
aber auch Subventionen. 
Des Weiteren finden sich bei ihm Einteilungsmöglichkeiten nach folgenden Kriterien: 
• ordnungs- und ablaufpolitische Zugehörigkeit, 
• quantitative und qualitative Maßnahmen sowie 
• empfehlende, führende oder zwingende Maßnahmen. 
Beim Einsatz des gesamten Instrumentariums ist zu berücksichtigen, dass die 
Eigendynamik des Verkehrssystems17 eine gewisse Unsystematik schafft. Für die 
staatliche Verkehrspolitik ist es daher sehr schwierig, die geeigneten Maßnahmen zu 
treffen und nicht mit einem unsystematischen Bündel von Interventionen zu antworten, 
                                                 
13 Vgl. Thommen (2003), S. 111 
14 Vgl. Oettle (1967), S. 21 ff. 
15 Vgl. BMöWV (1993), S. 14 
16 Vgl. Köberlein (1997), S. 17 
17 Verkehrssysteme umfassen mindestens einen Verkehrsträger oder unterschiedliche Verkehrsmittel und 
Verkehrsträger. Exemplarisch sei der kombinierte Verkehr erwähnt. Vgl. Aberle (2003), S. 18 
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 was in der Praxis aufgrund von Informationsasymmetrien häufig vorkommt.18 Durch 
das Zusammenwirken unzähliger realer Faktoren ist beim Mitteleinsatz zu beachten, 
dass mit einer zieladäquaten Hauptwirkung auch Nebenwirkungen verbunden sind. 
Beeinträchtigen diese Nebenwirkungen ein anderes Ziel vor allem in negativer Weise, 
kommt der optimalen Dosierung der Instrumente besondere Bedeutung zu. Weiters zu 
unterscheiden sind Nah- und Fernwirkungen von Maßnahmen, wobei erstere besonders 
bei politischen Entscheidungsträgern, deren Handlungsspielraum durch Wahltermine 
eingegrenzt ist, hohes Interesse genießen. Negative Fernwirkungen in nachfolgenden 
Perioden werden dabei häufig nicht berücksichtigt. In den Folgeperioden, in denen die 
Fernwirkungen Niederschlag finden, kommt es durch ein Zusammenspiel zwischen 
diesen und den Nebenwirkungen anderer Maßnahmen zu Summationswirkungen, die zu 
einer absoluten Überdosierung eines Instruments und damit zu gesamtwirtschaftlichen 
Schäden führen können. Daher ist es für eine Verkehrspolitik unerlässlich, dass für die 
im Verkehrssektor angestrebten Ziele ein vollständiges und konsistentes Zielsystem 
vorhanden ist und die Zieladäquanz der Mittel gegeben ist. Schlussendlich sollte auch 
nach dem ökonomischen Prinzip gehandelt werden, da ständig Ressourcenknappheit bei 
den verkehrspolitischen Mitteln und Trägern vorhanden ist.19
2.2 Verkehrspolitik 
„Verkehrspolitik hat die Aufgabe, die Mobilitätsbedürfnisse von Wirtschaft und 
Gesellschaft angemessen zu erfüllen und dabei gleichzeitig bestimmten normativen 
Vorstellungen (etwa: Gerechtigkeits- und Gleichheitspostulaten) Rechnung zu 
tragen. Als Instrumente stehen ihr dafür die Verkehrsinfrastruktur, die Tarifpolitik 
sowie die Marktordnungspolitik zur Verfügung. […]“20
Die Verkehrsinfrastruktur ist für eine Volkswirtschaft von besonderer Bedeutung. Es ist 
zwar keine perfekte positive Korrelation zwischen Infrastruktur- und Wirtschaftswachs-
tum zu beobachten, doch wird ein unzureichendes Verkehrsnetz hinderlich für die 
wirtschaftliche Entwicklung sein. Mit der allgemein zunehmenden Arbeitsteilung im 
Wirtschaftsleben gewinnt daher auch die Verkehrsinfrastruktur samt ihrer Nutzungs-
bedingungen und Kosten an Bedeutung, wenngleich der Beitrag des Verkehrssektors 
zum materiellen Wohlstand einer Volkswirtschaft häufig unterschätzt wird. Ein 
Verkehrssystem stellt somit das Bindeglied zwischen den einzelnen Lebensgrund-
funktionen Wohnen, Arbeiten, Ausbildung, Erholung etc. dar und kann mögliche 
Entwicklungsprozesse qualitätsbedingt in entscheidender Weise hemmen, fördern aber 
auch neu induzieren. Da sich Verkehrsleistungen zu einem leicht zu produzierenden und 
praktisch überall verbreiteten Gut entwickelt haben, können lediglich historische Be-
trachtungen über seine elementare Bedeutung Aufschluss geben.21 Werfe man einen 
Blick in die Glanzzeit des Römischen Reiches, so wird man feststellen können, dass die 
heutigen Hauptverkehrsadern bereits damals vorhanden waren und maßgeblich zum 
Erfolg des Römischen Reiches beigetragen haben. Zum Teil waren die Römer sogar 
                                                 
18 Vgl. Voigt (1973a), S. 267 f. 
19 Vgl. Köberlein (1997), S. 17 f. und Voigt (1965), S. 1035 ff. 
20 Lindenbaum (2003), S. 360 in Anlehnung an Seidenfus (1984) 
21 Vgl. Pfohl (2003), S. 365, Köberlein (1997), S. 3 ff., Voigt (1973a), S. 223, Voigt (1973b), S. 561 und 
BMöWV (1991), S. 46 
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 fortschrittlicher als die Autobahnbauer der Gegenwart. Viele Verbindungen, die damals 
Bestand hatten, wurden erst mit Beginn des 21. Jahrhunderts wieder errichtet oder 
fanden bis dato keine Autobahn-Nachfolge. Als Beispiele seien hier die 2003 eröffnete 
Autobahnverbindung zwischen Wels und dem Knoten Voralpenkreuz (die so genannte 
„Westspange“) sowie die 2004 errichtete Semmering Schnellstraße genannt. Eine 
durchgehende Verbindung von Oberösterreich nach Kärnten bzw. durch die 
Obersteiermark nach Salzburg steht aber in beiden Fällen noch aus.22 Die Geschichte 
des Römischen Reiches demonstriert aber auch sehr drastisch, welche Auswirkungen 
eine Vernachlässigung des Verkehrssystems auf den Bestand des Reiches und die 
demographische Entwicklung haben kann.23  
Voigt definiert die Verkehrspolitik als „Gesamtheit der Maßnahmen eines Staates, 
anderer öffentlicher, halböffentlicher und privater Institutionen und 
Wirtschaftssubjekte, die aufgrund eines Zielsystems auf das Entstehen und die 
Durchführung von Verkehrsleistungen einwirken.“24 Es müssen jene Maßnahmen 
getroffen werden, die dem Zweck der Beeinflussung des Verkehrsgeschehens dienen 
und denen grundsätzlich eine höchstmögliche Steigerung der Produktivitätsrate als auch 
ein größtmögliches gesamtwirtschaftliches Wachstum folgt.25 Im Vordergrund steht hier 
das lenkende und richtunggebende Eingreifen von mit Entscheidungsmacht 
ausgestatteten Subjekten, wie etwa auf nationaler Ebene der Bundesminister für 
Verkehr, verschiedene Ministerien auf Bundes- und Abteilungen auf Landesebene, 
teilautonome Bundesbetriebe, aber auch Umweltschutzverbände und Interessens-
organisationen sowie auf internationaler Ebene internationale Staaten- und 
Interessensorganisationen.26 Auf der anderen Seite kann Verkehrspolitik ebenso eine 
wissenschaftliche Disziplin sein, die ex-post Betrachtungen und Beschreibungen der 
verkehrswirtschaftlichen Prozesse anstellt oder sich mit Prognosen zukünftiger 
verkehrlicher Ereignisse befasst. Aus den gewonnenen Erkenntnissen der Ursache-
Wirkungszusammenhänge kann in der Folge (Verkehrs-)Politikberatung auf wissen-
schaftlicher Ebene betrieben werden, um wiederum die Entscheidungsfindung der prak-
tischen Verkehrspolitiker zu unterstützen. Diese wissenschaftliche Politikberatung, die 
von ökonomischen Erkenntnissen geprägt wird, ist Voraussetzung für eine zielgerich-
tete Methodenanwendung.27
2.2.1 Die Akteure 
Weiter oben wurden schon die Akteure der Verkehrspolitik kurz angeschnitten. Diese 
lassen sich nun einteilen in Entscheidungsträger, also jene Akteure, die über das 
Monopol staatlicher Zwangsgewalt verfügen, und Einflussträger, also jene Akteure, 
denen diese Eigenschaft fehlt.  
Zu den bedeutendsten Entscheidungsträgern zählen u. a. der Bundesminister für 
Verkehr, die Verkehrslandesräte, das Parlament, die Landtage, die Gemeinderäte, die 
Verwaltungsbehörden und als reines Kontrollorgan die Judikative. Durch die Internatio-
                                                 
22 Vgl. Lichtenberger (1999), S. 26 f. 
23 Vgl. Köberlein (1997), S. 4 und ASFINAG (2006), Presse-Archiv 2003/2004 
24 Voigt (1973a), S. 35 
25 Vgl. Gürtlich (1984), S. 2 f. und Voigt (1973b), S 742 
26 Vgl. Weigel (1989), S. 370 und Köberlein (1997), S. 12-15. 
27 Vgl. Köberlein (1997), S. 1 f. 
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 nalisierung der Politik und der verkehrsimmanenten Eigenschaft der Internationalität 
müssen weiters noch die Institutionen der Europäischen Union, also das EU-Parlament, 
die EU-Kommission, der EU-Verkehrsministerrat und der Europäische Gerichtshof 
erwähnt werden. Einflussträger der Verkehrspolitik setzen sich hauptsächlich aus 
Parteien, (Interessens-) Verbänden, Verkehrsclubs, Massenmedien, Bürgerinitiativen, 
Gewerkschaften, Umweltschutzorganisationen oder aber auch internationalen 
Interessensorganisationen und Verbänden zusammen.28
2.2.2 Ökonomische und politische Begründungen für staatliches 
Einschreiten 
Um in einer prinzipiell marktwirtschaftlichen Ordnung Eingriffe des öffentlichen 
Sektors zu begründen bedarf es Formen des Marktversagens. Darunter versteht man die 
Notwendigkeit von Marktregulierungen, da die marktwirtschaftlichen Instrumente von 
Angebot und Nachfrage in einem unbeeinflussten Wettbewerb zu keiner optimalen 
Ressourcenallokation führen könnten. Traditionellerweise wird dieser Notwendigkeit 
staatlichen Einwirkens besonders im Verkehrssektor eine Reihe von Eigenarten, die die 
Verkehrswirtschaft innehat, zugestanden. Mitunter werden oder wurden dazu häufig 
Eigenschaften gezählt, die auch anderen Wirtschaftsbereichen immanent sind und nicht 
einschließlich auf den Verkehrssektor zutreffen (bspw. hohe Fixkosten und langlebige 
Investitionen oder die Notwendigkeit Reservekapazitäten vorhalten zu müssen). Unter 
den ökonomischen Begründungen für verkehrssektorimmanente Eigenschaften 
unterscheidet man den normativ-theoretischen vom positiv-theoretischen Ansatz.29
2.2.2.1 Der normativ-theoretische Ansatz 
Dieser Ansatz prüft die wohlfahrtsökonomische Sinnhaftigkeit von Maßnahmen im 
Zuge der Marktregulierung und zielt dabei auf die Realisierung eines „öffentlichen 
Interesses“30 ab. Als Folgerungen können sich Regulierungs- und Deregulierungs-
maßnahmen ergeben, wobei bei letzteren die Existenz eines wettbewerbspolitischen 
Ordnungsrahmens nicht in Frage gestellt wird. Vielmehr steht die Überprüfung von für 
den Transportsektor spezifischen Sonderregelungen in der Ordnungspolitik im 
Vordergrund, wodurch direkte Preis- und Kapazitätseingriffe aber auch öffentliche 
Angebotserstellungen möglich werden. Die völlige Enthaltsamkeit des Staates im Sinne 
eines Laissez faire-Prinzips steht dagegen außer Diskussion. 
Aberle und Köberlein versuchen die These vom Marktversagen aus vier Argumenten 
herzuleiten:31
• Externe Effekte; 
• Verkehrsleistungen als öffentliche Güter; 
• Ruinöser Wettbewerb; 
• Existenz von natürlichen Monopolen. 
                                                 
28 Vgl. Köberlein (1997), S. 11 ff. 
29 Vgl. Aberle (2003), S. 99 ff., Kölberlein (1997), S. 114 ff. und Nowotny (1999), S. 212 ff. 
30 Nowotny (1999), S. 213 
31 Aberle (2003), S. 99 und Köberlein (1999), S. 117 
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 Externe Effekte oder „Externalitäten“ sind positive oder negative Auswirkungen von 
Aktivitäten eines Wirtschaftssubjekts auf ein anderes, ohne dass diese über den Preis- 
oder Marktmechanismus gesteuert werden können. Sie können sowohl angebotsseitig 
als auch nachfrageseitig auftreten und kennzeichnen sich durch häufige Schwierigkeiten 
in der direkten Identifikation der Betroffenen. Obwohl der Verkehrssektor auch positive 
Effekte hat, verursacht er doch erhebliche negative externe Effekte, vor allem im 
Umweltbereich (Schadstoffemissionen, Lärmemissionen, Unfallfolgekosten, etc.). 
Marktwirtschaftliche Internalisierungsverfahren, also verursachungsgerechte 
Anlastungsverfahren sollen nun dazu dienen, die Diskrepanzen zwischen privaten und 
sozialen oder volkswirtschaftlichen Grenzkosten zu glätten, wobei jedoch darauf 
Rücksicht genommen werden muss, keine generelle Marktregulierung einzuführen.32
Öffentliche Güter sind charakterisiert durch die Nichtrivalität der Nachfrager, eine 
Nichtausschließbarkeit der Nachfrager von der Leistungsinanspruchnahme sowie durch 
Nutzendiffusion – also keine Zurechenbarkeit von Leistungen auf einen bestimmten 
Konsumentenkreis – und dienen der Befriedigung von Kollektivbedürfnissen (bspw. 
Luft, Frieden). Durch die zunehmende Praktizierung des Ausschließungsprinzips kann 
mittlerweile weder bei der Verkehrsinfrastruktur noch bei der Verkehrsmittelnutzung 
von öffentlichen Gütern gesprochen werden. Vielfach handelt es sich bei 
Verkehrsinfrastrukturanlagen und anderen Verkehrsleistungsbestandteilen um 
meritorische Güter. Letztere bezeichnen ein Gut, dessen Nutzen größer angesehen wird, 
als sich in der marktwirtschaftlichen Nachfrage direkt widerspiegelt. Staatliche 
Subventionen (auch gesetzliche Verpflichtungen) werden dadurch begründet (bspw. 
Gurtanlegepflicht, Denkmalschutz).33
Im weiteren Zusammenhang mit den meritorischen Gütern steht auch die immanente 
Tendenz zum ruinösen Wettbewerb, die vielen Teilen des Verkehrsbereichs 
nachgesagt wird. Begründung findet diese Tendenz in der Kostenstruktur (hoher Anteil 
fixer Kosten und geringer Anteil variabler sowie liquiditätswirksamer Kosten) und in 
der Marktmacht mancher Verkehrsträger sowie in der Marktmacht der Verlader bei 
gleichzeitiger Neigung zur „Selbstausbeutung“. Von staatlicher Seite wird daher häufig 
in Form von Preisregulierungen sowie Mengen- und Qualitätsregulierungen 
entgegengewirkt.34
Grundlegende Konzepte zur Beschreibung des Phänomens ruinöser Konkurrenz:35
• Aggressiver Verdrängungs- und Vernichtungswettbewerb, der letztendlich zu 
einer Monopolstellung eines Unternehmens führt und die Marktversorgung 
insgesamt verschlechtert. Im intermodalen Verkehrssektor ist dieser Wettbewerb 
häufig anzutreffen. 
• Zitronenwettbewerb oder „lemon process“, der auf einer Informationsasymmet-
rie von Anbietern und Nachfragern, vor allem was Qualitäts- und Preisunter-
schiede betrifft, aufbaut und in unreguliertem Zustand zu völligem Markt-
zusammenbruch führt. 
                                                 
32 Aberle (2003), S. 99 f. und Köberlein (1999), S. 129 f. 
33 Aberle (2003), S. 101 ff. und Köberlein (1999), S. 130 f. 
34 ebenda 
35 Vgl. Köberlein (1999), S. 125 f. 
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 • Preiszugeständnisse als Folge von Marktanpassungsschwierigkeiten in Märkten 
mit geringer wirtschaftlicher Konzentration, die langfristig nur von den 
finanziell leistungsfähigsten Unternehmen getragen werden können. 
Regulierungsgesetzen und amtlichen Marktzutrittsbeschränkungen bzw. Preis-
kontrollen liegt dieses Konzept zugrunde. 
Ein natürliches Monopol oder auch „Effizienzmonopol“ liegt dann vor, wenn ein 
einzelnes Unternehmen kostengünstiger produzieren kann als mehrere Anbieter unter 
Wettbewerbsbedingungen. Man spricht in diesem Zusammenhang auch vom Vorliegen 
einer subadditiven Kostenfunktion, die dadurch gekennzeichnet ist, dass im relevanten 
Mengenbereich die Summe der Kosten mehrerer Produktionsbetriebe höher ist als im 
Monopolbetrieb, oder von zunehmenden Skalenerträgen (economies of scale), sprich 
sinkenden langfristigen Durchschnittskosten. Bei den zunehmenden Skalenerträgen 
können Dichtevorteile (economies of density), sprich höhere Auslastung der 
Produktionsanlagen, und Größenvorteile i.e.S. (economies of size), sprich Produktions-
vorteile durch größere oder umfangreichere Anlagen, unterschieden werden. In Bezug 
auf das Vorliegen eines natürlichen Monopols wird in der Literatur häufig auf 
Streckennetze von Eisenbahnen verwiesen, wobei die Diskussionen über eine 
Rechtfertigung von staatlichen Regulierungen teilweise sehr kontrovers verlaufen. 
Die eingangs erwähnten Argumente für staatliche Marktregulierung, die oftmals nicht 
rein dem Verkehrsbereich zuzuschreiben sind, würden einer kritischen Analyse bis auf 
wenige Ausnahmen nicht standhalten. Vielmehr ist zu beobachten, dass der häufige 
Regulierungsgrund des Marktversagens eigentlich ein Staatsversagen darstellt.36
Im Übergang vom normativ-theoretischen zum positiv-theoretischen Begründungsbe-
reich entwickelte sich die „Besonderheitenlehre“ des Verkehrs, die bis Mitte der 70er 
Jahre in der Verkehrspolitik stark vertreten war. Darin wurden Tatbestände als 
Legitimation für staatliches Eingreifen angeführt, die bei genauer Betrachtung 
möglicherweise nicht nur dem Verkehrsbereich sondern zahlreichen anderen, mitunter 
nichtregulierten Wirtschaftsbereichen eigen sind:37
• Unpaarigkeit der Verkehrsströme und daraus resultierende Leerfahrtenanteile, 
• hoher Anteil beschäftigungsunabhängiger Kosten, 
• geringe Preiselastizität der Verkehrsnachfrage, 
• starke Unterschiede in Betriebs- bzw. Unternehmensgrößen, 
• Unmöglichkeit Verkehrsleistungen auf Vorrat zu produzieren sowie 
• hoher Anteil an staatlichen Betrieben. 
Um jedoch die Wirklichkeit zu erklären, bedarf es nicht – wie bei der normativ-
theoretischen Begründung – einer Erörterung der Unvollkommenheit des Marktes und 
daraus resultierender Interventionsnotwendigkeiten sondern einer Analyse der 
Auswirkungen von Regulierungsmaßnahmen sowie Erstellung von Erklärungen zur 
Begründung von Eingriffsmaßnahmen.38
                                                 
36 Vgl. Aberle (2003), S. 104 f. und Köberlein (1999), S. 117 f. 
37 Vgl. Aberle (2003), S. 105 f. 
38 Vgl. Nowotny (1999), S. 213 f. 
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 2.2.2.2 Der positiv-theoretische Ansatz 
Dieser Ansatz versucht Erklärungen für die Entstehung, die Anwendung sowie das 
Angebot von und die Nachfrage nach Regulierungen zu liefern, ebenso wie er 
Rechtfertigungen für die Existenz von Wettbewerbsbeschränkungen und 
Regulierungsmaßnahmen trotz ihrer ökonomisch fehlenden Berechtigung sucht.39
Köberlein teilt die existierenden Erklärungsansätze in drei Teilgebiete ein:40
• Der bürokratietheoretische Erklärungsansatz, der auf dem eigennutzenorientier-
ten Verhalten der Bürokraten in Analogie zu anderen Wirtschaftssubjekten 
aufbaut, zielt darauf ab, dass Regulierungsbehörden und durch Regulierungen 
begünstigte Unternehmen einmal erreichte Regulierungsniveaus verteidigen 
werden und Deregulierungsbestrebungen daher erschweren, wenn nicht sogar 
vereiteln werden. 
• Die Interessengruppentheorie stellt eine zunehmende Harmonisierung der 
Interessen zwischen den Regulierern und den Regulierten in den Vordergrund 
(Capture approach), da beide Gruppen die jeweiligen positiven Auswirkungen 
der Wettbewerbsbeschränkungen betrachten. Auch Politiker werden in dieser 
Theorie mit einbezogen, da einerseits ihren Wiederwahlinteressen nachgekom-
men wird und sie andererseits als Instrumente zur faktischen Durchsetzung von 
Regulierungen dienen. 
• Letztlich stellt die Theorie des Rentseeking das Streben nach ökonomischen 
Renten in den Vordergrund, wobei dieses Streben nicht nur privaten Unterneh-
men unterstellt wird sondern auch der Staat selbst als Nachfrager am Markt für 
Regulierungen auftritt. 
2.2.3 Formen der staatlichen Marktregulierung 
Staatliche Marktregulierung ist im Verkehr folgendermaßen ausgeprägt:41
• Organisation der Verkehrsbetriebe als staatliche Verwaltungen oder 
Regiebetriebe,42 die oft auch mit hoheitlichen Rechten ausgestattet werden, 
• Organisation der Verkehrsbetriebe in Form des Privatrechts, etwa GmbH oder 
AG, wobei die Anteilseigner ausschließlich Gebietskörperschaften sind (bspw. 
Wiener Linien GmbH, ÖBB Holding AG).43 
• Einflussnahme auf die Angebotskapazitäten durch gesetzliche Festlegung von 
Kontingenten und Vergabe von Lizenzen (Konzessionen). Aus verschiedenen 
Gesichtspunkten heraus kann eine solche Konzessionsvergabe stattfinden, 
einerseits zum Schutz eines Verkehrsanbieters, andererseits zur Verfolgung 
umwelt- oder energiepolitischer Vorstellungen. 
                                                 
39 Vgl. Aberle (2003), S. 106 und Köberlein (1999), S. 132 
40 Köberlein (1999), S. 132 f. 
41 Vgl. Aberle (2003), S. 107 f., Nowotny (1999), S. 214 ff. und Blättermann (1970), S. 35 
42 Bspw. Wiener Stadtwerke bis Mitte 1999 [vgl. Atzmüller (2004), S. 57] oder ÖBB zumindest bis 1993 
[vgl. Horn (2006), S. 2 und § 1 Abs. 1 Bundesbahngesetz 1992] 
43 Vgl. Wiener Stadtwerke (2006), Organisation und ÖBB (2006), ÖBB-Konzern 
 11
 • Staatliche Zwangskartelle zur direkten Beeinflussung des Preiswettbewerbs, 
wodurch Leistungs- und Kostenvorteile nicht über die Preisgestaltung wirksam 
werden können.44 
Bereits im Kapitel 2.1 wurden ordnungspolitische und strukturpolitische Ansätze 
erwähnt. Hier sollen nun die Grundelemente der nationalen Verkehrspolitik unter 
ordnungspolitischen und strukturpolitischen Gesichtspunkten samt ihrer zur Verfügung 
stehenden Instrumente im Überblick dargestellt werden. 
2.2.4 Ordnungspolitik 
Die Ordnungspolitik definiert die Rahmenbedingungen oder Spielregeln innerhalb derer 
Anbieter und Nachfrager am Markt agieren. Traditionellerweise sind diese 
Rahmenbedingungen im Verkehrsbereich sehr restriktiv angelegt, wenngleich eine 
Tendenz zu Lockerungen im Sinne von Liberalisierungsschritten besteht.45 Vor allem 
durch den Beitritt Österreichs zur Europäischen Union wurde die staatliche 
Interventionsintensität und Regelungsdichte von den wesentlich liberaleren Strukturen 
der Gemeinschaft reformiert. Die wesentlichsten Instrumente der Ordnungspolitik 
bestehen in der 
• Kapazitätsbeeinflussung, also Regelungen betreffend den Marktzugang für 
Anbieter von Verkehrsleistungen, sowie der  
• Koordinierung der Preispolitik, also staatliche Eingriffe in der Preisbildung.46 
Bei Nowotny finden sich noch zwei weitere Instrumente:47
• Qualitäts- und Konditionenfestsetzung, also Standards und Mindestqualitäts-
festlegungen bzw. Haftungsbestimmungen sowie eine Tarifauszeichnungs-
pflicht, und der 
• Kontrahierungszwang, der festlegt unter welchen Bedingungen regulierte Unter-
nehmen verpflichtet sind, ihre Leistungen jedermann anzubieten. 
2.2.5 Strukturpolitik 
Die Strukturpolitik umfasst alle Aktivitäten eines Staates, die als direkte investive oder 
investitionsfördernde Maßnahmen sowie als grundlegende rechtliche und organisations-
politische Regelungen Einfluss nehmen auf die Marktstrukturen und das daraus 
abgeleitete Marktverhalten.48 Zu den wichtigsten Vertretern der Strukturpolitik zählen 
zunächst die Verkehrsinfrastrukturpolitik und bei grundlegenden Veränderungen der 
Rahmenbedingungen auch die Eisenbahnpolitik.49
                                                 
44 Bspw. Tarifpflicht im Taxigewerbe und ÖPNV 
45 Vgl. Aberle (2003), S. 116 
46 ebenda, S. 117 
47 Nowotny (1999), S. 217 
48 Aberle (2003), S. 127 
49 so geschehen per 1. Jänner 2005 durch die Umstrukturierung der ÖBB (vgl. § 36 Bundesbahngesetz) 
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 2.3 Koalitionen und Koalitionsabkommen 
Koalitionen sind die Verbindung selbständiger Parteien zur Bildung einer 
gemeinsamen Regierung, auch Koalitionsregierung genannt, die in dieser Art immer 
zeitlich begrenzt ist und von den einzelnen Koalitionspartnern jederzeit aufgekündigt 
werden kann. Der Grund für eine Koalition liegt in parlamentarischen Demokratien mit 
Mehrparteiensystem meist darin, dass einer Partei die für eine Alleinregierung benötigte 
absolute Mehrheit fehlt. 
Folgende Regierungsformen sind möglich: 
• Minderheitenregierung, 
• Alleinregierung, 
• kleine Koalition, 
• große Koalition, 
• Allparteienkoalition oder Konzentrationsregierung, bis hin zum heute kaum 
mehr in Frage kommenden 
• Beamtenkabinett. 
Bei der kleinen Koalition handelt es sich um eine relativ schwache Mehrheit, der eine 
starke Opposition im Parlament gegenübersteht. In der Zweiten Republik wird meist im 
Zusammenhang mit den Koalitionen Sinowatz/Vranitzky – Steger von der „Kleinen 
Koalition“ gesprochen, obwohl genau genommen auch die Kabinette Schüssel eine 
ebensolche darstellen. Während die Form der kleinen Koalition in der parlamentarisch-
demokratischen Praxis generell der Normalfall ist, kann man in der Zweiten Republik 
Österreichs beobachten, dass die politische Landschaft von großen Koalitionen 
dominiert wurde. Die „Große Koalition“ von 1945 bis 1966 unter ÖVP-Führung und die 
„Große Koalition – Neuauflage“ von 1987 bis 2000 bzw. seit 2007 unter SPÖ-
Führung.50
Der Vollständigkeit halber sei auch die Regierung in Form einer Allparteienkoalition 
noch kurz erwähnt, die alle im Nationalrat vertretenen Parteien umfasst und der ergo 
keine Opposition gegenübersteht. Diese eher seltene Form der politischen Landschaft 
kommt meist nur in Krisenfällen vor sowie zur Überwindung tief greifender Gegensätze 
oder meist kurzfristig zur Lösung von Grundsatzfragen, die eines breiten Konsenses 
bedürfen (bspw. zu Beginn der „Großen Koalition“ bis 1947).51
Koalitionsabkommen, Koalitionsvereinbarungen oder auch Arbeitsübereinkommen 
genannt, behandeln die gemeinsamen sachlichen Ziele und die personelle Aufteilung 
der Ämter für die jeweilige Amtsperiode und müssen von den maßgeblichen 
Parteigremien und den Parlamentsfraktionen der Koalitionspartner gebilligt werden. 
Oftmals wird zur politischen Koordinierung oder für eventuell notwendig werdende 
Konfliktbewältigung ein Koalitionsausschuss eingerichtet. 
Während Koalitionsabkommen Verträge überwiegend privatrechtlicher Natur zwischen 
den Koalitionsparteien darstellen und daher keine Notwendigkeit zur Veröffentlichung 
besteht, ergibt sich die Erstellung und Abhaltung einer Regierungserklärung durch den 
                                                 
50 Eigentlich müsste es jeweils „Große Koalitionen“ heißen, da 10 bzw. 6 Kabinette damit gemeint sind. 
51 Vgl. Brockhaus (1999), Stichw.: Koalition, Welan (1989), S. 69 und Rauchensteiner (1997), S. 277 ff. 
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 Kanzler als eine rechtliche Konsequenz aus dem B-VG und dem einschlägigen 
Bundesrecht. Diese Erklärungen können in den Stenographischen Protokollen des 
Nationalrates nachgelesen werden und enthalten in groben Umrissen ebenfalls die 
Arbeitsschwerpunkte und Ziele sowie Leitlinien der folgenden Regierungstätigkeit.52
 
3 Die 2. Republik aus wirtschafts- und 
verkehrspolitischer Sicht 
Während Wiederaufbau und wirtschaftlicher Aufschwung bis in die 1960er Jahre im 
Mittelpunkt verkehrspolitischer Diskussionen stand, wurde diese Haltung in den 1970er 
und 1980er Jahren von ökologischem Denken abgelöst. Ab den späten Achtziger Jahren 
rückten Budgetkonsolidierungsmaßnahmen und die europäische Integration in den 
Vordergrund.53
3.1 Die Bundesregierungen der Zweiten Republik 
Seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges wurden in Österreich 26 Kabinette angelobt, 
die in diesem Kapitel chronologisch dargestellt werden. Aus Gründen der Relevanz 
werden nur die jeweiligen Bundeskanzler, Vizekanzler und Minister bzw. 
Staatssekretäre des Finanz-, Handels- und Verkehrsbereiches sowie des zwischen 1966 
und 1987 eingerichteten „Bautenministeriums“ angeführt.54 In der folgenden Grafik 
(Abb. 1) können die Regierungsformen abgelesen werden, wobei die Farbgebung der in 
Österreich allgemein üblichen Parteiassoziierung entspricht: ÖVP (schwarz), SPÖ (rot), 
FPÖ (blau) und BZÖ (orange). Der Zeit der „Großen Koalition“ von 1945 bis 1966 
folgte eine Zeit der Alleinregierungen samt einer Minderheitsregierung (1970/71), die 
ab 1983 von einer eigentlich einperiodischen „Kleinen Koalition“ wieder abgelöst 
wurde. 
Zwischen 1987 und 2000 kam es zur Neuauflage der „Großen Koalition“, jedoch unter 
Führung der SPÖ. Ab 2000 regierte wieder eine kleine Koalition55 von ÖVP und FPÖ, 
an deren Stelle im April 2005 schließlich das BZÖ durch parteiinterne Abspaltungen 
rückte.56 Im Jänner 2007 ergab sich schließlich nach längeren Verhandlungen und 
Unstimmigkeiten eine erneute Wiederholung der „Großen Koalition“ mit einem Kanzler 
aus den Reihen der SPÖ. 
 
                                                 
52 Vgl. Welan (1989), S. 70 ff. und Art. 70 Abs. 3 B-VG, 
53 Vgl. Staudacher (2003), S. 337 
54 Vgl. Amtskalender (2006): Historische Übersichten, Parlament (2007): diverse Namen, aeiou (2006), 
Stichwörter: „Bundesregierungen“ und „Verkehrsministerium“ sowie Kleindel (1994), S. 679 und 
Kleindel (2004), S. 613 
55 In der Literatur wird üblicherweise mit der „Kleinen Koalition“ jene aus den 1980er Jahren 
angesprochen. Dies rührt aber meist daher, dass viele Schriften vor 2000 herausgegeben wurden. 
56 Das BZÖ ist somit die erste Partei in einer Regierung der 2. Republik, die nicht gewählt wurde. 
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Abb. 1: Die Kabinette der 2. Republik seit 194557
 
                                                 
57 ebenda, Datenaufbereitung seitens Verf. 
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 I. Provisorische Staatsregierung Renner 
27. April bis 20. Dezember 1945 
Staatskanzler: Staatssekretäre in der Staatskanzlei ohne 
Portefeuille: 
Dipl.-Ing. Leopold Figl (ÖVP),
Johann Koplenig (KPÖ),
Dr. Karl Renner (SPÖ)
Dr. Adolf Schärf (SPÖ)
StSekr. für Industrie, Gewerbe, Handel 
und Verkehr: 
 
II. Figl I 
20. Dezember 1945 bis 11. Oktober 1949 
(mit der Fortführung der Geschäfte betraut bis 8. November 1949) 
 
III. Figl II 
8. November 1949 bis 28. Oktober 1952 
 
Eduard Heinl (ÖVP);
Staatsamt für Finanzen: 
Dr. Georg Zimmermann (parteilos); 
UnterStSekr.: ab 4. Mai 1945 
Dr. Hans Rizzi (parteilos) UnterStSekr.: 
Dipl.-Ing. Karl Waldbrunner (SPÖ), 
ab 4. Mai 1945 auch Hermann Lichtenegger (KPÖ)
Bundeskanzler: Vizekanzler: 
Dipl.-Ing. Leopold Figl (ÖVP) Dr. Adolf Schärf (SPÖ)
BM für Finanzen: 
Dr. Georg Zimmermann (parteilos);
BM für Verkehr: BM für Handel und Wiederaufbau: 
Vinzenz Übeleis (SPÖ)Dr. Eugen Fleischacker (ÖVP), 
ab 31. Mai 1946 Eduard Heinl (ÖVP), 
ab 18. Februar 1948 Dr. Ernst Kolb (ÖVP)
Bundeskanzler: Vizekanzler: 
Dr. Adolf Schärf (SPÖ)Dipl.-Ing. Dr. h.c. Leopold Figl (ÖVP)
BM für Finanzen: 
Dr. Eugen Margaretha (ÖVP), 
ab 23. Jänner 1952 Dr. Reinhard Kamitz (ÖVP);
BM für Verkehr und verstaatlichte 
Betriebe: 
Dipl.-Ing. Karl Waldbrunner (SPÖ);BM für Handel und Wiederaufbau: 
Dr. Ernst Kolb (ÖVP), 
ab 23. Jänner 1952 Josef Böck-Greissau (ÖVP); StSekr. im Bundesministerium für Verkehr 
und verstaatlichte Betriebe: StSekr.: ab 23. Jänner 1952 
Dr. Fritz Bock (ÖVP) Vinzenz Übeleis (SPÖ)
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 IV. Figl III 
28. Oktober 1952 bis 25. Februar 1953 (mit der Fortführung der Geschäfte betraut bis 2. April 1953) 
Bundeskanzler: Vizekanzler: 
Dipl.-Ing. Dr. h.c. Leopold Figl (ÖVP) Dr. Adolf Schärf (SPÖ)
Dr. Reinhard Kamitz (ÖVP);
BM für Verkehr und verstaatlichte 
Betriebe: 
BM für Finanzen: 
Dipl.-Ing. Karl Waldbrunner (SPÖ);
BM für Handel und Wiederaufbau: StSekr. im Bundesministerium für Verkehr 
und verstaatlichte Betriebe: Josef Böck-Greissau (ÖVP); 
StSekr.: Dr. Fritz Bock (ÖVP) Vinzenz Übeleis (SPÖ)
 
V. Raab I 
2. April 1953 bis 14. Mai 1956 (mit der Fortführung der Geschäfte betraut bis 29. Juni 1956) 
Bundeskanzler: 
Ing. DDDr. Julius Raab (ÖVP)
Vizekanzler: 
Dr. Adolf Schärf (SPÖ)
BM für Finanzen: 
 
VI. Raab II 
29. Juni 1956 bis 12. Mai 1959 (mit der Fortführung der Geschäfte betraut bis 16. Juli 1959) 
 
Dr. Reinhard Kamitz (ÖVP); 
StSekr.: ab 7. Juli 1955 Dr. Fritz Bock (ÖVP);
BM für Handel und Wiederaufbau: 
Josef Böck-Greissau (ÖVP), ab 
BM für Verkehr und verstaatlichte 
Betriebe: 
Dipl.-Ing. Karl Waldbrunner (SPÖ)21. April 1953 BK Ing. DDDr Julius Raab (ÖVP), 
ab 28. April 1953 DDDr Udo Illig (ÖVP); 
StSekr.: bis 7. Juli 1955 Dr. Fritz Bock (ÖVP), bis 
31. Juli 1954 Dipl.-Ing. Raimund Gehart (ÖVP), 
ab 2. August 1954 Dr. Rudolf Fischer (ÖVP)
Bundeskanzler: 
Ing. DDDr. Julius Raab (ÖVP)
Vizekanzler: Dr. Adolf Schärf (SPÖ),
ab 22. Mai 1957 DDr. Bruno Pittermann (SPÖ)
BM für Finanzen: 
Dr. Dr. h.c. Reinhard Kamitz (ÖVP); 
StSekr.: bis 19. September 1956 
Dr. Fritz Bock (ÖVP), ab 
12. Oktober 1956 Dr. Hermann Withalm (ÖVP); 
BM für Handel und Wiederaufbau: 
DDDr. Udo Illig (ÖVP), 
ab 19. September 1956 Dr. Fritz Bock (ÖVP); 
StSekr.: Eduard Weikhart (SPÖ)
BM für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft: 
Dipl.-Ing. Karl Waldbrunner (SPÖ)
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 VII. Raab III 
16. Juli 1959 bis 3. November 1960 
Bundeskanzler: Vizekanzler: 
Ing. DDDr. Julius Raab (ÖVP) DDr. Bruno Pittermann (SPÖ)
 
VIII. Raab IV 
3. November 1960 bis 11. April 1961 
 
IX. Gorbach I 
11. April 1961 bis 20. November 1962 (mit der Fortführung der Geschäfte betraut bis 27. März 1963) 
 
X. Gorbach II 
27. März 1963 bis 25. Februar 1964 (mit der Fortführung der Geschäfte betraut bis 2. April 1964) 
 
BM für Finanzen: 
Dr. Dr. h.c. Reinhard Kamitz (ÖVP), 
ab 17. Juni 1960 Dr. Eduard Heilingsetzer (ÖVP);
BM für Handel und Wiederaufbau: 
Dr. Fritz Bock (ÖVP); 
StSekr.: Eduard Weikhart (SPÖ)
BM für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft: 
Dipl.-Ing. Karl Waldbrunner (SPÖ)
Bundeskanzler: Vizekanzler: 
Ing. DDDr. Julius Raab (ÖVP) DDr. Bruno Pittermann (SPÖ)
BM für Finanzen: 
Dr. Eduard Heilingsetzer (ÖVP);
BM für Handel und Wiederaufbau: 
Dr. Fritz Bock (ÖVP); 
StSekr.: Eduard Weikhart (SPÖ)
BM für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft: 
Dipl.-Ing. Karl Waldbrunner (SPÖ)
Bundeskanzler: 
Dr. Alfons Gorbach (ÖVP)
Vizekanzler: 
DDr. Bruno Pittermann (SPÖ)
BM für Finanzen: Dr. Josef Klaus (ÖVP);
BM für Handel und Wiederaufbau: 
Dr. Fritz Bock (ÖVP); 
StSekr.: Eduard Weikhart (SPÖ)
BM für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft: 
Dipl.-Ing. Karl Waldbrunner (SPÖ), 
ab 14. Dez. 1962 gem. Art. 77 Abs. 4 B-VG
DDr. Bruno Pittermann (SPÖ) 
mit der Ltg. des Bundesministeriums betraut
Bundeskanzler: 
Dr. Alfons Gorbach (ÖVP)
Vizekanzler: 
DDr. Bruno Pittermann (SPÖ)
BM für Finanzen: Dr. Franz Korinek (ÖVP);
BM für Handel und Wiederaufbau: 
Dr. Fritz Bock (ÖVP); 
StSekr.: Eduard Weikhart (SPÖ), 
BM für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft: 
Dr. Vinzenz Kotzina (ÖVP)
Otto Probst (SPÖ)
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 XI. Klaus I 
2. April 1964 bis 25. Oktober 1965 (mit der Fortführung der Geschäfte betraut bis 19. April 1966) 
Bundeskanzler: 
Dr. Josef Klaus (ÖVP)
Vizekanzler: 
DDr. Bruno Pittermann (SPÖ)
 
XII. Klaus II 
19. April 1966 bis 3. März 1970 (mit der Fortführung der Geschäfte betraut bis 21. April 1970) 
 
XIII. Kreisky I 
21. April 1970 bis 19. Oktober 1971 (mit der Fortführung der Geschäfte betraut bis 4. November 1971) 
 
BM für Finanzen: 
Dr. Wolfgang Schmitz (ÖVP);
BM für Handel und Wiederaufbau: 
Dr. Fritz Bock (ÖVP); 
StSekr.: Eduard Weikhart (SPÖ), 
BM für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft: 
Otto Probst (SPÖ)
Dr. Vinzenz Kotzina (ÖVP)
Bundeskanzler: 
Dr. Josef Klaus (ÖVP)
Vizekanzler: Dr. Fritz Bock (ÖVP),
ab 19. Jänner 1968 
Dr. Hermann Withalm (ÖVP)
BM für Finanzen:  
Dr. Wolfgang Schmitz (ÖVP), 
ab 19. Jänner 1968 Dr. Stephan Koren (ÖVP);
BM für Verkehr und verstaatlichte 
Unternehmungen: 
Dipl.-Ing. Dr. Ludwig Weiß (ÖVP);
StSekr. bis 30. März 1967 
Dr. Josef Taus (ÖVP);
BM für Handel und Wiederaufbau: 
gem. Art. 77 Abs. 4 B-VG bis 19. Jänner 1968 
Dr. Fritz Bock (ÖVP) mit der Ltg. betraut, 
ab 19. Jänner 1968 Otto Mitterer (ÖVP) 
BM für Bauten und Technik:   ab 6. Juni 1966 
Dr. Vinzenz Kotzina (ÖVP)
Bundeskanzler: Vizekanzler: 
Ing. Rudolf Häuser (SPÖ)Dr. Bruno Kreisky (SPÖ)
BM für Finanzen: 
Dipl.-Kfm. Dr. Hannes Androsch (SPÖ);
BM für Handel, Gewerbe und Industrie: 
Dipl.-Vw. Dr. Josef Staribacher (SPÖ);
BM für Verkehr und verstaatlichte 
Unternehmungen (ab 24. Juli 1970 BM für 
Verkehr): 




 XIV. Kreisky II 
4. November 1971 bis 8. Oktober 1975 (mit der Fortführung der Geschäfte betraut bis 28. Oktober 1975) 
Bundeskanzler: Vizekanzler: 
Ing. Rudolf Häuser (SPÖ)Dr. Bruno Kreisky (SPÖ)
 
XV. Kreisky III 
28. Oktober 1975 bis 9. Mai 1979 (mit der Fortführung der Geschäfte betraut bis 5. Juni 1979) 
 
XVI. Kreisky IV 
5. Juni 1979 bis 26. April 1983 (mit der Fortführung der Geschäfte betraut bis 24. Mai 1983) 
 
BM für Finanzen: 
Dipl.-Kfm. Dr. Hannes Androsch (SPÖ);
BM für Handel, Gewerbe und Industrie: 
Dipl.-Vw. Dr. Josef Staribacher (SPÖ);
BM für Verkehr: 
Erwin Frühbauer (SPÖ),
ab 17. September 1973 
Erwin Lanc (SPÖ)BM für Bauten und Technik:  
Josef Moser (SPÖ)
Bundeskanzler: Vizekanzler: Ing. Rudolf Häuser (SPÖ),
Dr. Bruno Kreisky (SPÖ) ab 1. Oktober 1976 
Dipl.-Kfm. Dr. Hannes Androsch (SPÖ)
BM für Finanzen: BM für Verkehr: 
Dipl.-Kfm. Dr. Hannes Androsch (SPÖ), 
ab 1. Oktober 1976 gem. Art. 77 Abs. 4 B-VG mit der 
weiteren Ltg. betraut;
Erwin Lanc (SPÖ),
ab 8. Juni 1977 Karl Lausecker (SPÖ);
BM für Handel, Gewerbe und Industrie: 
Dipl.-Vw. Dr. Josef Staribacher (SPÖ)
BM für Bauten und Technik:  
Josef Moser (SPÖ)
Bundeskanzler: 
Dr. Bruno Kreisky (SPÖ)
Vizekanzler: 
Dipl.-Kfm. Dr. Hannes Androsch (SPÖ),
ab 20. Jänner 1981 Dr. Fred Sinowatz (SPÖ)
BM für Verkehr: 
Karl Lausecker (SPÖ);
BM für Finanzen: bis 20. Jänner 1981 
Dipl.-Kfm. Dr. Hannes Androsch (SPÖ) 
gem. Art. 77 Abs. 4 B-VG mit der Ltg. betraut, 
ab 20. Jänner 1981 Dr. Herbert Salcher (SPÖ); 
StSekr.: ab 5. November 1979 
Elfriede Karl (SPÖ), ab 20. Jänner 1981 
auch Dipl.-Kfm. Hans Seidel (SPÖ); 
BM für Bauten und Technik:  
BM für Handel, Gewerbe und Industrie: 
Dipl.-Vw. Dr. Josef Staribacher (SPÖ); 
StSekr.: ab 5. November 1979 
Anneliese Albrecht (SPÖ)
bis 8. Oktober 1979 Josef Moser (SPÖ) 
ab 8. Oktober 1979 Karl Lausecker (SPÖ) 
gem. Art. 77 Abs. 4 B-VG mit der Ltg. betraut, 
ab 5. November 1979 Karl Sekanina (SPÖ); 
StSekr.:  ab 5. November 1979 
Dr. Beatrix Eypeltauer (SPÖ)
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 XVII. Sinowatz 
24. Mai 1983 bis 16. Juni 1986 
Bundeskanzler: Vizekanzler: 
Dr. Fred Sinowatz (SPÖ) Dr. Norbert Steger (FPÖ)
BM für Verkehr:  Karl Lausecker (SPÖ), BM für Finanzen: Dr. Herbert Salcher (SPÖ), 
ab 10. September 1984 ab 10. September 1984 
Dipl.-Kfm. Ferdinand Lacina (SPÖ), 
ab 1. Jänner 1985 
Dipl.-Kfm. Dr. Franz Vranitzky (SPÖ);
BM für Verkehr und verstaatlichte Betriebe;
BM für Handel, Gewerbe und Industrie: 
Dr. Norbert Steger (FPÖ) 
gem. Art. 77 Abs. 4 B-VG mit der Ltg. betraut; 
StSekr.: Dr. Erich Schmidt (SPÖ)
BM für Bauten und Technik:  
Karl Sekanina (SPÖ), ab 22. Februar 1985 
Dipl.-Kfm. Ferdinand Lacina (SPÖ) 
gem. Art. 77 Abs. 4 B-VG mit der Ltg. betraut, 
ab 1. März 1985 Dr. Heinrich Übleis (SPÖ); 
StSekr.:  Dr. Beatrix Eypeltauer (SPÖ)
 
XVIII. Vranitzky I 
16. Juni 1986 bis 25. November 1986 (mit der Fortführung der Geschäfte betraut bis 21. Jänner 1987) 
Bundeskanzler: 
Dipl.-Kfm. Dr. Franz Vranitzky (SPÖ)
Vizekanzler: 
Dr. Norbert Steger (FPÖ)
BM für Finanzen: 
Dipl.-Kfm. Ferdinand Lacina (SPÖ); 
StSekr.: Dipl.-Kfm. Holger Bauer (FPÖ);
BM für Verkehr und verstaatlichte 
Betriebe: 
Dipl.-Ing. Dr. Rudolf Streicher (SPÖ);
BM für Handel, Gewerbe und Industrie: 
BM für Bauten und Technik:  
Dr. Norbert Steger (FPÖ) 
Dr. Heinrich Übleis (SPÖ); 
gem. Art. 77 Abs. 4 B-VG mit der Ltg. betraut; 
StSekr.: Dipl.-Kfm. Dr. Johann Bauer (SPÖ)
StSekr.:   Dr. Beatrix Eypeltauer (SPÖ)
 
XIX. Vranitzky II 
21. Jänner 1987 bis 9. Oktober 1990 (mit der Fortführung der Geschäfte betraut bis 17. Dezember 1990) 
Bundeskanzler: Vizekanzler: Dr. Alois Mock (ÖVP),
ab 24. April 1989 Dipl.-Kfm. Dr. Franz Vranitzky (SPÖ)
Dipl.-Ing. Josef Riegler (ÖVP)
BM für Finanzen: 
Dipl.-Kfm. Ferdinand Lacina (SPÖ); 
StSekr.: Mag. Dr. Johannes Ditz (ÖVP), 
ab 7. März 1988 
BM für Verkehr und verstaatlichte 
Industrie: 
Dipl.-Ing. Dr. Rudolf Streicher (SPÖ);
Dipl.-Kfm. Dr. Günter Stummvoll (ÖVP);
BM für Handel, Gewerbe und Industrie, 
ab 1. April 1987 BM für wirtschaftliche 
Angelegenheiten:  Robert Graf (ÖVP), 
ab 24. April 1989 Dr. Wolfgang Schüssel (ÖVP)
BM für Bauten und Technik:  
bis 31. März 1987 mit der vorläufigen Ltg. betraut 
Robert Graf (ÖVP) 
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 XX. Vranitzky III 
17. Dezember 1990 bis 11. Oktober 1994 
(mit der Fortführung der Geschäfte betraut bis 29. November 1994) 
Bundeskanzler: Vizekanzler: 
Dipl.-Kfm. Dr. Franz Vranitzky (SPÖ) Dipl.-Ing. Josef Riegler (ÖVP),
ab 2. Juli 1991 Dr. Erhard Busek (ÖVP)
 
XXI. Vranitzky IV 
29. November 1994 bis 18. Dezember 1995 
(mit der Fortführung der Geschäfte betraut bis 12. März 1996) 
 
XXII. Vranitzky V 
12. März 1996 bis 20. Jänner 1997 (mit der Fortführung der Geschäfte betraut bis 28. Jänner 1997) 
 
BM für Finanzen: 
Dipl.-Kfm. Ferdinand Lacina (SPÖ); 
StSekr.: Dipl.-Kfm. Dr. Günter Stummvoll 
(ÖVP), ab 22. Oktober 1991 
Mag. Dr. Johannes Ditz (ÖVP);
BM für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr: 
Dipl.-Ing. Dr. Rudolf Streicher (SPÖ),
ab 3. April 1992 
BM für wirtschaftliche Angelegenheiten: Mag. Viktor Klima (SPÖ)
Dr. Wolfgang Schüssel (ÖVP); 
StSekr.: Mag. Dr. Maria Fekter (ÖVP)
Bundeskanzler: Vizekanzler: Dr. Erhard Busek (ÖVP), 
Dipl.-Kfm. Dr. Franz Vranitzky (SPÖ) ab 4. Mai 1995 Dr. Wolfgang Schüssel (ÖVP)
BM für Finanzen: 
Dipl.-Kfm. Ferdinand Lacina (SPÖ), 
ab 6. April 1995 Dr. Andreas Staribacher (SPÖ), 
ab 3. Jänner 1996 
Mag. Viktor Klima (SPÖ) mit der Ltg. betraut; 
StSekr.: Mag. Dr. Johannes Ditz (ÖVP) 
bis 4. Mai 1995;
BM für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr: 
Mag. Viktor Klima (SPÖ);
BM für wirtschaftliche Angelegenheiten: StSekr. im Bundesministerium für öffentliche 
Wirtschaft und Verkehr bis 4. Mai 1995: Dr. Wolfgang Schüssel (ÖVP), 
ab 4. Mai 1995 Mag. Dr. Johannes Ditz (ÖVP) Dr. Martin Bartenstein (ÖVP)
Bundeskanzler: 
Dipl.-Kfm. Dr. Franz Vranitzky (SPÖ)
Vizekanzler: 
Dr. Wolfgang Schüssel (ÖVP)
BM für Finanzen: Mag. Viktor Klima (SPÖ); BM für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr: 
Dr. Rudolf Scholten (SPÖ), 
mit der vorläufigen Leitung betraut, ab 1. Mai 1996
BM für wirtschaftliche Angelegenheiten: 
Mag. Dr. Johannes Ditz (ÖVP), 
ab 19. Juni 1996 Dr. Hannes Farnleitner (ÖVP) BM für Wissenschaft, Verkehr und Kunst
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 XXIII. Klima 
28. Jänner 1997 bis 5. Oktober 1999 (mit der Fortführung der Geschäfte betraut bis 4. Februar 2000) 
Bundeskanzler: 
Mag. Viktor Klima (SPÖ)
Vizekanzler: 
Dr. Wolfgang Schüssel (ÖVP)
BM für Finanzen: Rudolf Edlinger (SPÖ); 
StSekr.: Dr. Wolfgang Ruttenstorfer (SPÖ);
BM für Wissenschaft, Verkehr und Kunst: 
Dr. Caspar Einem (SPÖ),
BM für wirtschaftliche Angelegenheiten: ab 15. Februar 1997 
BM für Wissenschaft und VerkehrDr. Hannes Farnleitner (ÖVP)
 
XXIV. Schüssel I 
4. Februar 2000 bis 28. Februar 2003 
Bundeskanzler: Vizekanzler: 
Dr. Wolfgang Schüssel (ÖVP) Dr. Susanne Riess-Passer (FPÖ, F)
 
XXV. Schüssel II 
28. Februar 2003 bis 1. Oktober 2006 (mit der Fortführung der Geschäfte betraut bis 11. Jänner 2007) 
BM für Finanzen: Mag. Karl-Heinz Grasser 
(bis 30. Jänner 2003 FPÖ; F); 
StSekr.: Dr. Alfred Finz (ÖVP);
BM für Wirtschaft und Arbeit: 
Dr. Martin Bartenstein (ÖVP); 
StSekr.: Marès Rossmann (FPÖ)
BM für Wissenschaft und Verkehr: 
Dipl.-Ing. Michael Schmid (FPÖ, F),
ab 1. April 2000 BM für Verkehr, Innovation 
und Technologie, 
ab 14. November 2000 
Dipl.-Ing. Dr. Monika Forstinger (FPÖ, F),
ab 19. Februar 2002
Ing. Mathias Reichhold (FPÖ, F)
Bundeskanzler: 
Dr. Wolfgang Schüssel (ÖVP)
Vizekanzler: Mag. Herbert Haupt (FPÖ, F),
ab 21. Oktober 2003 Hubert Gorbach
(FPÖ, F seit 17. April 2005 BZÖ) 
BM für Verkehr, Innovation und 
Technologie: 
BM für Finanzen: 
Mag. Karl-Heinz Grasser (parteilos); 
Hubert GorbachStSekr.: Dr. Alfred Finz (ÖVP);
(FPÖ, F seit 17. April 2005 BZÖ);
BM für Wirtschaft und Arbeit: StSekr. im Bundesministerium für Verkehr, 
Innovation und Technologie: Dr. Martin Bartenstein (ÖVP)
Mag. Helmut Kukacka (ÖVP) 
und ab 25. Juni 2004 auch Mag. Eduard Mainoni 
(FPÖ, F, seit 17. April 2005 BZÖ) 
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 XXVI. Gusenbauer 
11. Jänner 2007 bis lfd. 
Bundeskanzler: Vizekanzler: 
Dr. Alfred Gusenbauer (SPÖ) Mag. Wilhelm Molterer (ÖVP) 
BM für Verkehr, Innovation und 
Technologie: 
BM für Finanzen: 
Mag. Wilhelm Molterer (ÖVP); 
Werner Faymann (SPÖ);StSekr.: Dr. Christoph Matznetter (SPÖ);
 
 
3.2 Grundlegende Ereignisse 
3.2.1 Wiederaufbau 
Noch bevor der Zweite Weltkrieg beendet war, konstituierten sich in Wien und 
Niederösterreich die drei zugelassenen Parteien SPÖ, ÖVP und KPÖ, die mit 
27. April 1945 eine Provisorische Regierung bildeten und die Wiedererrichtung und 
Unabhängigkeit der Republik Österreich auf Basis der Moskauer Deklaration vom 
30. Oktober 1943 proklamierten.58 Erst am 20. Oktober 1945 fand die Renner-
Regierung Anerkennung auf dem gesamten Bundesgebiet, was zuvor lediglich auf die 
sowjetische Besatzungszone beschränkt blieb. Bereits am 25. November fanden die 
ersten Nationalratswahlen statt, aus denen die ÖVP mit Leopold Figl als eindeutiger 
Sieger hervor ging. Der Beginn der „Großen Koalition“ war bis 1947 noch eine 
Konzentrationsregierung, die das Überleben sichern musste; die die Rückkehr der 
Kriegsgefangenen und Unterstützung vom Ausland erreichen wollte; die mit einem 
gewaltigen Flüchtlingsproblem (etwa drei Millionen zu Kriegsende) zu kämpfen hatte; 
die an der Entnazifizierung mitwirken und mit dem Wiederaufbau beginnen musste. 
Große Teile der Landwirtschaft, des Wohnraumes in den Städten und der Infrastruktur 
waren zerstört, die Energieversorgung kam zum Erliegen und wo noch Industrieanlagen 
standen, folgten Demontagen durch die Sowjetorgane bzw. allerorts im Zuge der 
Beschlagnahmungen „Deutschen Eigentums“. Der durch zerstörte Bahnanlagen und 
Beschädigungen des rollenden Materials lahm gelegte Eisenbahnverkehr musste vorerst 
rasch durch unzählige Notlösungen und in der weiteren Folge durch mühsamen 
Wiederaufbau wiederhergestellt werden, wobei jedoch zugleich Modernisierungs- und 
Rationalisierungsmaßnahmen die Arbeiten beeinflussten.59 Aufgrund der Schlüssel-
stellung Österreichs als Transitland im mitteleuropäischen Raum waren im Jahr 1949 
trotz aller Nachkriegsschwierigkeiten nahezu alle bis vor 1938 bestehenden Güter-
transitlinien der Österreichischen Bundesbahnen wieder in Betrieb.60
                                                 
58 Vgl. Keyserlingk (1997), S. 34 Dokument 1 
59 Vgl. Karner (1960), S. 1 und 13 
60 Vgl. Wuschitz (1949), S. 10 
BM für Wirtschaft und Arbeit: 
Dr. Martin Bartenstein (ÖVP) 
StSekr.: Christine Marek (ÖVP);
StSekr. im Bundesministerium für Verkehr, 
Innovation und Technologie: 
Christa Kranzl (SPÖ) 
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 Einer hohen Inflation und der Gefahr weiterer Industriedemontagen wurde mit der 
Wiedereinführung des Schilling und der weitgehenden Verstaatlichung von Industrien 
und Banken entgegengewirkt. Ausländische Wirtschafts- und Lebensmittelhilfen 
retteten über die schwierigste Phase des ersten und zweiten Nachkriegswinters.61 Mit 
Hilfe des European Recovery Programs (ERP) – besser bekannt als „Marshall-Plan“ – 
das 1948 anlief, sollte der Wiederaufbau vorangetrieben und die Wirtschaft angekurbelt 
werden. Dabei wurden seitens der USA bis Ende 1953 Warenlieferungen als 
„Schenkung“ durchgeführt, die in Österreich zum Inlandspreis angeboten wurden. Im 
Gegenzug dazu verpflichtete sich die Republik zur Stabilisierung der Währung und zum 
Ausgleich des Staatshaushaltes. Die Verkaufserlöse flossen dabei auf ein Counterpart-
Konto, dessen Verfügungsrechte schließlich 1962 der Republik Österreich übertragen 
wurden, die daraus den privatwirtschaftlichen ERP-Fonds machte. 
Zur Stabilisierung der wirtschaftlichen Situation trugen auch fünf Lohn- und 
Preisabkommen bei, die in Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern zwischen 1947 und 
1951 abgeschlossen wurden, wenngleich es auch nach dem 4. Abkommen zu einem 
Generalstreik kam.62
3.2.2 „Wirtschaftswunder“ – „Die goldenen Fünfziger“ 
Unter Finanzminister R. Kamitz und Bundeskanzler J. Raab entwickelte sich in 
Österreich eine neue Form der sozialen Marktwirtschaft, besser bekannt als „Raab-
Kamitz-Kurs“, der der hohen Inflation Einhalt gebieten und sozial erträglich sein sollte. 
Die wesentlichen Punkte des Kurses waren: 
• Staatliche Förderungsmaßnahmen in Form von Steuerreformen und Anleihen-
finanzierung für die private Wirtschaft sowie Ausbau der verstaatlichten 
Industrie; 
• Ausbau der Infrastruktur, bspw. Wiederaufnahme des Autobahnbaus, Elektri-
fizierung der Bahn oder Ausbau des Telegrafen- und Telefonnetzes; 
• Marktgesetze für Grundbedürfnisse; 
• Budgetdisziplin anstelle von Deficit spending; 
Diese Maßnahmen führten letztlich zu bemerkenswertem Aufschwung der Wirtschaft 
und einer nachhaltigen Sanierung des Staatshaushaltes sowie Eindämmung der 
Inflation, nicht zuletzt durch das Einsetzen des Fremdenverkehrs in den westlichen 
Bundesländern, durch eine stabile Währung und einem Anstieg des Außenhandels. Das 
Wirtschaftswachstum brachte eine relative Vollbeschäftigung und rasche 
Wohlstandssteigerung. Ein allerdings wichtiges und mitentscheidendes Ereignis 
inmitten dieser Zeit war die Unterzeichnung des Staatsvertrags und die Erlangung der 
Freiheit.63
                                                 
61 Vgl. aeiou (2006), Stichwort: Zweite Republik, Boltzmann (2005), S. 4-8, Rauchensteiner (1997), 
S. 259-266 
62 Vgl. aeiou (2006), Stichwort: Zweite Republik, Boltzmann (2005), S. 8 
63 Vgl. aeiou (2006), Stichwort: Zweite Republik, Boltzmann (2005), S. 9 und Sandgruber (2003) 
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 3.2.3 Staatsvertrag 
Am 15. Mai 1955 unterzeichneten die Außenminister Frankreichs, Antoine Pinay, 
Großbritanniens, Harold Macmillan, der Sowjetunion, Wjatscheslaw Molotow, der 
USA, John Foster Dulles, und Österreichs, Leopold Figl den österreichischen 
Staatsvertrag, der der Republik nach zehnjähriger Besatzungszeit die Souveränität und 
Unabhängigkeit zurückgab. Es war dies ein Ereignis, dem lange Verhandlungen mit 
vielen Fortschritten aber auch Rückschlägen vorangingen. 
Den Grundstein für ein freies Österreich nach Kriegsende legte die Moskauer 
Deklaration vom November 1943. Im ausbrechenden Kalten Krieg spielte Österreich für 
die verschiedenen Mächte eine spezielle Rolle, wodurch die Verhandlungen nicht 
erleichtert wurden. Am 25. Februar 1947 konnte in London immerhin ein 
Vertragsentwurf erreicht werden, leider kam es jedoch zu keiner Einigung in allen 
Punkten. 1949 gelang in Paris eine Einigung bezüglich der Südgrenze. Als 
Gegenleistung für das Einlenken bezüglich der jugoslawischen Gebietsansprüche 
forderte die Sowjetunion hohe Zahlungen und Anteile vor allem an österreichischen 
Erdölvorkommen. Der Vertrag kam schließlich nicht zustande und eine Zeit ohne große 
Fortschritte begann. Ein von den Westmächten 1952 vorgelegter „Kurzvertrag“ wurde 
von den Sowjets abgelehnt und auch auf der Außenministerkonferenz im Februar 1954 
in Berlin konnte keine Einigung erzielt werden. Erst am 8. Februar 1955 erwähnte 
Molotow in seiner Rede vor dem Obersten Sowjet Lösungsvorschläge für Österreich, 
leider in Verknüpfung mit der ebenfalls noch ausstehenden deutschen Frage. Im Zuge 
eines von den Westmächten eher mit Skepsis betrachteten Besuchs einer 
österreichischen Delegation unter der Leitung von Bundeskanzler Raab, Vizekanzler 
Schärf, Außenminister Figl und Staatssekretär Kreisky in Moskau kam es zum 
entscheidenden Durchbruch für den Abschluss des Staatsvertrages. Die eigentliche 
Forderung der Sowjets bestand in einer Neutralitätserklärung Österreichs nach 
„Schweizer Muster“ als Garantie gegen einen Anschluss an Deutschland oder die 
NATO. Auf der Außenministerkonferenz im Mai 1955 in Wien wurde der 
Staatsvertragstext in seine endgültige Form gebracht und schließlich unterzeichnet. 
Mit dem Inkrafttreten des Vertrages am 27. Juli 1955 wurde der Alliierte Rat aufgelöst, 
am 25. Oktober verließen die letzten Streitkräfte Österreich und am 26. Oktober 
verabschiedete der Nationalrat das Bundesverfassungsgesetz über die Neutralität 
Österreichs, das die anderen vier Signatarstaaten am 6. Dezember 1955 anerkannten. 
Noch im gleichen Jahr wurde Österreich Mitglied der Vereinten Nationen.64
3.2.4 Öl-Krise 
Die Neutralität brachte für Österreich eine neue Position in Europa vor allem auf 
diplomatischer Ebene zwischen NATO und Warschauer Pakt. Die Phase des 
Wirtschaftsbooms hielt weiterhin an. Zahlreiche Wohnungs- und Straßenbauten sowie 
Sozialreformen gehen auf diese Zeit zurück. Trotzdem kam es zwischen den 
Regierungsparteien, wahrscheinlich auch wegen des Wegfalls der zuvor 
zusammenschweißenden Notsituation, zu Konflikten und schließlich zum Bruch, 
woraufhin eine Ära der Alleinregierungen anbrach. Einer Konjunkturflaute wurde der 
                                                 
64 Vgl. Steininger (1997), S. 217-240 
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 Koren-Plan entgegengesetzt, der eine zu hohe Diskrepanz zwischen Lohnsteigerungen 
und Wachstum feststellte und sowohl einnahme- als auch ausgabenseitige 
Sanierungsmaßnahmen für das Budget vorsah. Eine Welle von unpopulären aber 
letztendlich greifenden Steuererhöhungen war die Folge, führte jedoch zu einem 
Machtwechsel. Die anhaltende Hochkonjunktur resultierte in einem 
Arbeitskräftemangel, dem man mit Zuwanderung entgegenwirkte. Für ein hohes Maß 
an sozialem Frieden sorgte weiterhin die Paritätische Kommission, die seit 1957 bei 
Preis- und Lohnfragen im Einsatz war. Die internationale Ölkrise 1973/74 verursachte 
jedoch eine nachhaltige Rezession und beeinflusste damit auch den Wechsel vom 
„Austrokeynesianismus“ zum „Verschuldungs-Keynesianismus“ zur Sicherung der 
Vollbeschäftigung, d. h. einer Abkehr von der strikten Budgetpolitik. Doch die als 
vorübergehender Abfederungsmechanismus der Krise gedachte Politik des Deficit 
spending wurde durch die zweite Ölkrise 1979/80 immer problematischer. In den 
folgenden Regierungen prägte das Wort „Budgetkonsolidierung“ sämtliche 
Programme.65
3.2.5 EU-Beitritt 
Seit 1. Jänner 1995 ist Österreich Mitglied der Europäischen Union, nach einem fast 
vierzig Jahre dauernden Annäherungsprozess. Bereits vor dem Staatsvertrag war eine 
Westorientierung der Republik zu erkennen, musste aber im Hinblick auf sowjetische 
Interessen so gut wie möglich verborgen bleiben. Gehler subsumiert die 
„Integrationspolitik“ als „[…] 
a) eine Politik der Fühlungs- und Kontaktaufnahme mit den verschiedenen 
Initiativen seit 1947/48 und 
b) eine Politik der fortgesetzten Bemühungen um Intensivierung der Wirtschafts- 
und Handelsbeziehungen zum Gemeinsamen Markt (EGKS/EWG) seit den 
fünfziger Jahren. Diese Interessenlage machte 
c) eine Politik der schrittweisen Kooperation mit den europäischen Institutionen 
erforderlich – sei es durch 
− Entsendung von Beobachtern bzw. Akkreditierung von Gesandten und 
Botschaftern (OEEC, Europarat, EGKS, EWG, WEU) 
− angestrebte und realisierte Assoziierung (EGKS/EWG, EWR) und 
− Mitgliedschaft Österreichs (OEEC, Europarat, EG = EU, PfP). 
Diese unterschiedlichen Spielarten der österreichischen Integrationspolitik seit 1955 
waren jeweils begleitet von 
d) einer Politik der Betonung und Aufrechterhaltung austrospezifischer 
neutralitätspolitischer Interessen und 
e) einer Politik der Wahrung von zwischenstaatlichen Vereinbarungen. 
Die letzten beiden Politikbereiche zwangen zu 
                                                 
65 Vgl. aeiou (2006), Stichworte: Zweite Republik, Paritätische Kommission, Wirtschaftspolitik und 
Seidenberger (2005b), S. 117 f. 
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 f) einer Politik der permanenten Überprüfung der Vereinbarkeit von 
Integrationszielen mit der staats- bzw. verfassungs- und völkerrechtlichen 
Ausgangssituation.“66 
Durch die Einbindung Österreichs in eine supranationale Organisation, wie die EU eine 
darstellt, verzichtete die Republik auf Teile ihrer Souveränität vor allem auch in 
wirtschaftspolitischen Belangen.67
Tabelle 1 zeigt einen Auszug der wichtigsten Stationen der Integration in der 
Geschichte der Zweiten Republik. Dabei wurden auch Verträge berücksichtigt, denen 
besondere Bedeutung in der Politik und Wirtschaft zukam (bspw. der Transitvertrag). 
1992 GASP-Entschluss des 
Nationalrats 
1951 GATT (ab 1995 WTO) 
1992/93 Transitvertrag 








1956 Europarat EU-Beitritt und somit auch
Teilnahme am EWS; 
Teilnahme an WEU-
Sitzungen 
PfP-Abkommen 1960 EFTA 
1995 
Schengen-Abkommen 
1961 Assoziationsansuchen zur 
EWG 
1997 Wegfall der 
Grenzkontrollen zum 
„Schengen-Raum“ 
1972/73 Freihandels- und 
Interimsabkommen mit 
EWG und EGKS 
1999 WWU 
(Euro als Buchgeld) 
1973 KSZE (ab 1995 OSZE) 2002 Euro löst den Schilling als 
Bargeld ab 
1989 EG-Beitrittsantrag 2003 Auslaufen des 
Transitvertrags 1992 EWR-Abkommen 
Tabelle 1: Österreichische Integrationspolitik68
3.2.6 EU-Erweiterung 
Bereits seit dem Fall des Eisernen Vorhangs konnte Österreich aus dem liberalisierten 
Handel und dem Kapitalfluss überproportionale Vorteile verzeichnen, die sicherlich 
auch auf die geographische Lage Österreichs und das daraus resultierende 
Naheverhältnis zu den mittel- und osteuropäischen Ländern (MOEL) zurückzuführen 
                                                 
66 Gehler (1997), S. 515-516 
67 Vgl. Nowotny (2001), S. 28 f. 
68 Vgl. Gehler (1997), S. 515-564 
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 sind. In sämtlichen Studien und Untersuchungen69 zu den makroökonomischen 
Auswirkungen der 5. EU-Erweiterung (EU-25/27) kommt man zu dem Ergebnis, dass 
diese insgesamt eine „win-win-situation“, also Gewinne für beide Seiten, darstellt.70
Im Europäischen Rat wurde die Aufnahme der Beitrittsverhandlungen am 12. und 
13. Dezember 1997 beschlossen und bereits im darauf folgenden März begannen die 
Verhandlungen mit Estland, Polen, Slowenien, Tschechien, Ungarn und Zypern. 
1999/2000 in Helsinki wurde diese Gruppe um die Länder Bulgarien, Lettland, Litauen, 
Malta, Rumänien und der Slowakei erweitert. Letztendlich schlossen nur 10 der 13 
Beitrittskandidaten – die Türkei wurde auch als beitrittswilliges Land anerkannt – im 
Dezember 2002 in Kopenhagen die Beitrittsverhandlungen ab. 
Mit 1. Mai 2004 wurden schließlich Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, die 
Slowakei, Slowenien, die Tschechische Republik, Ungarn und Zypern als vollwertige 
Mitglieder in die EU (EU-25) aufgenommen, wodurch die Landfläche der EU um 
23 Prozent zunahm und die Bevölkerung des Gemeinschaftsraums auf insgesamt 
456 Mio. Einwohner anstieg. Während der Bevölkerungsanteil der neuen 
Mitgliedsländer damals 16 Prozent der gesamten Unionsbevölkerung ausmachte, 
stammten lediglich 4,6 Prozent des Bruttoinlandsprodukts der gesamten Union aus 
diesen Ländern. Bulgarien und Rumänien folgten schließlich am 1. Jänner 2007 und 
erweiterten somit die Union (fortan EU-27) erneut um fast 30 Millionen Personen.71  
Der wirtschaftliche Impuls der EU-Erweiterung muss jedoch eher langfristig betrachtet 
werden, da jene „[…] Handels- und Kapitalströme, die zu einer Steigerung der 
Wirtschaftsleistung beitragen, […] zu einem großen Teil bereits realisiert [waren] und 
auch große Migrationswellen von Arbeitskräften, die eine Verschiebung der 
wirtschaftlichen Tätigkeit zur Folge haben könnten, […]“ nicht erfolgt sind.72
Die Herausforderungen an die EU-25 sah Tumpel-Gugerell auf drei Ebenen:73
• die institutionelle Ebene, betreffend die Notwendigkeit, Entscheidungsabläufe in 
den Institutionen an die neuen Größenverhältnisse anzupassen; 
• die ökonomische Ebene, betreffend den wirtschaftlichen Aufhol- und den 
monetären Integrationsprozess der neuen Mitgliedstaaten, der vorangetrieben 
und begleitet werden muss; 
• die politische Ebene, betreffend die Bildung eines gemeinschaftlichen, 
europäischen Verständnisses und Denkprozesses anstelle von nationalen 
Individualinteressen. 
3.3 Folgerungen für die Wirtschafts- und Verkehrspolitik 
Nach dem Zweiten Weltkrieg war im deutschsprachigen Raum die Wirtschaftspolitik 
stark von der Freiburger Schule geprägt, die den Begriff der Ordnungspolitik oder des 
Ordoliberalismus in den Mittelpunkt ihrer Untersuchungen stellte. Darunter versteht 
                                                 
69 etwa Studie des WIIW im Auftrag der BMWA 2002, sämtliche Studien des WIFO zu diesem Thema 
70 Vgl. Wessig (2006) 
71 Vgl. Hoffmann (2004), EZB (2004), Punkt 1 und Europa (2007) 
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 man die Aufgabe des Staates darin, die gesetzlichen Rahmenbedingungen für einen 
freien Wettbewerb zu schaffen und deren Konstanz zu gewährleisten. In der Folge 
wurde von der Freiburger Schule die Konzeption der Sozialen Marktwirtschaft, die auch 
sozialpolitische Eingriffe vorsah, entwickelt, die besonders für die Jahre des 
Wiederaufbaus prägenden Einfluss nahm. Ab den späten 1960er Jahren wurde der 
Versuch unternommen, die ordnungspolitischen und die keynesianischen Probleme 
gemeinsam zu behandeln, was in einer Gliederung der Wirtschaftspolitik in Ordnungs- 
und Ablaufpolitik resultierte. Insbesondere seit den 1970er Jahren hat sich parallel zur 
traditionellen Theorie der Wirtschaftspolitik noch die Neue Politische Ökonomie 
entwickelt, die auf der Übertragung des ökonomischen Ansatzes auf politische Prozesse 
mittels politisch-ökonomischen Modellen beruht. Das tatsächliche Verhalten der 
Entscheidungsträger der Wirtschaftspolitik wird also in die Analysen mit einbezogen, 
wobei man die Interaktionen der Akteure untersucht. Es lässt sich zeigen, dass zwischen 
der Wirtschaftslage eines Landes und der Regierungspopularität ein bedeutender 
Zusammenhang besteht. In Österreich beispielsweise reagierten Wähler in der Zeit der 
SPÖ-Alleinregierung auf wirtschaftliche Entwicklungen anders als zur Zeit der Großen 
Koalition ab 1987.74
Für die Verkehrspolitik in Österreich stellen sich besondere strukturelle Probleme, 
wobei insbesondere verkehrsgeographische und wirtschaftliche Gegebenheiten zu 
beachten sind. Durch die geopolitische Lage und die Größe des Landes ist ein hoher 
Anteil von grenzüberschreitendem Verkehr typisch. Geographisch betrachtet ist die 
Oberflächenstruktur des Bundesgebietes weitgehend durch die Ostalpen geprägt, 
wodurch die Verkehrswege weitgehend vorgezeichnet sind. Das nördliche 
Alpenvorland und die Donaulinie stellten seit jeher die wichtigsten West-Ost-
Fernverbindungen dar, während die bis zum Fall des Eisernen Vorhangs aus 
westeuropäischer Sicht interessanteren Nord-Süd-Verbindungen auf wenige Pässe in 
Tirol und Salzburg gebündelt waren. Als dritte Leitlinie kann dabei noch der Wiener 
Raum gesehen werden, der durch den Ostabfall der Alpen gekennzeichnet ist. 
Bezeichnend ist jedoch, dass der Kleinstaat Österreich kein durchgehendes 
Verkehrssystem von West nach Ost erzeugen konnte, ohne das Bundesgebiet dabei 
verlassen zu müssen (bspw. das „Deutsche Eck“). 
In den Tälern der Alpenregion findet sich auch ein massives Sonderproblem der 
Verkehrsbündelung, einer Vermischung von Transitverkehr und touristischem 
Erholungsverkehr. Durch den ursprünglich vorrangigen Ausbau des Straßennetzes 
wurde ein exorbitantes Anwachsen des Straßenverkehrs forciert, das nunmehr zu 
Kapazitätsgrenzen und extremen Umweltbelastungen führt und dementsprechend als 
brisantes und sensibles Thema in der Verkehrspolitik Österreichs längst Einzug 
gehalten hat.75
Bis in die 1970er Jahre wurde in Österreich – wie auch in anderen Teilen Europas – 
Verkehrspolitik als Bestandteil nationalstaatlicher Wirtschaftspolitik gesehen und als 
solche gemacht. Hauptaufgaben sah sie in der effektiven Produktion im Verkehrswesen, 
wobei vorerst ökologische Überlegungen im Hinblick auf Energie- und 
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 Landschaftsverbrauch sowie Schadstoffemissionen angesichts wirtschaftlicher 
Prioritäten des Wiederaufbaus nicht angestellt wurden. Man betonte die dienende 
Funktion des Verkehrs, also die Bereitstellung von Verkehrsleistung zur 
Raumüberwindung, die darüber hinaus sehr verkehrsträgerorientiert ausgerichtet war, 
unter Verdrängung der instrumentellen Funktion des Verkehrs zur gestalterischen 
Einflussnahme auf übergeordnete Ziele. Der Ausbau der Infrastrukturen war 
überwiegend nachfrageorientiert, die Angebotsplanung wurde nach dem bestehenden 
oder prognostizierten Verkehrsaufkommen bestimmt, wobei nicht berücksichtigt wurde, 
dass ungenutzte Kapazitätsvorhaltungen oder qualitativ hochwertige Verkehrsinfra-
strukturen selbst Verkehr induzieren. Der freien Wahl der Verkehrsmittel unter meist 
einzelwirtschaftlichen Gesichtspunkten wurde mehr Beachtung geschenkt als 
übergeordneten Zielen, wie etwa dem Umweltschutz, der Ressourcenschonung, der 
Optimierung des Energieeinsatzes oder der Verkehrssicherheit. Weitgehend ungenützt 
blieben dadurch die gestaltenden Möglichkeiten der Verkehrspolitik über den 
Verkehrssektor hinaus auf das gesamte Wirtschafts- und Gesellschaftssystem. Erst in 
den 1980er Jahren vollzog sich ein tief greifender Wandel in den verkehrspolitischen 
Frage- und Problemstellungen, deren ökonomischer Ansatz um den ökologischen 
Aspekt der Energieknappheit und Endlichkeit von Ressourcen erweitert wurde. 
Erstmals wurden die wirtschaftlichen Folgekosten des Verkehrs ins Kalkül mit 
einbezogen, wozu sicherlich die Energiekrisen der 1970er Jahre ihren Beitrag geleistet 
haben. Weiters erreichte die Verkehrspolitik mit den Jahren mehr Bürgernähe durch die 
Einbeziehung regionaler und lokaler Politiken in verkehrspolitische Entscheidungs-
findungsprozesse. Es entstand somit durch Integration wirtschaftlicher, ökologischer, 
technologischer und sozialer Komponenten eine ganzheitliche Verkehrspolitik. Leider 
bergen häufige Diskrepanzen zwischen den Interessen der betroffenen Regionen und 
den Maßnahmen von Entscheidungsträgern in Wien großes Konfliktpotential, das durch 
die Mitgliedschaft in der Europäischen Union nicht gelindert wurde. Im Gegenteil, die 
Bundespolitik ist seither konfrontiert mit dem Konflikt zwischen regionalen 
Verkehrsinteressen, die großteils von Forderungen nach Verkehrsentlastung und 
ökologisch tragbaren Maßnahmen geprägt sind, und unionspolitischen Integrations-
interessen, wie etwa dem alpenquerenden Straßentransit.76
Für eine ganzheitliche, bürgerorientierte Verkehrspolitik stehen jedoch seit den 1990er 
Jahren die Chancen wieder schlechter, da ökonomische Probleme und der damit 
verbundene Wechsel einer offenen Ausgabenpolitik der öffentlichen Hand hin zu einer 
restriktiven Budgetpolitik in Kongruenz mit den Maastricht-Kriterien die verkehrs-
politisch-ökologischen Ziele vorerst verdrängten. Trotzdem wird die wohl größte 
Herausforderung der nationalen Verkehrspolitik darin liegen, einerseits die 
gesamteuropäischen Verkehrsströme zu bewältigen und für die Regionen erträglich zu 
gestalten, andererseits regionale und lokale Mobilitätsangebote bereitzustellen oder zu 
erhalten.77
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 4 Schwerpunkte und Interessensfragen der 
einzelnen Koalitionsabkommen 
In der Folge werden die einzelnen Regierungserklärungen bzw. Koalitionsabkommen 
behandelt, wobei im Text teilweise auf die Angabe (sämtlicher) akademischer Titel 
verzichtet wird, wo dies dem Lesefluss schaden könnte. Im Kapitel 3.1 wurden 
diesbezüglich bereits einige Bundesminister unter korrekter Angabe genannt und 
können dort nachgeschlagen werden. 
4.1 Provisorische Staatsregierung Renner 
Am 27. April 1945 unterzeichneten die Vertreter der zugelassenen österreichischen 
Parteien, Dr. Karl Renner, Dr. Adolf Schärf (beide nunmehr SPÖ), Leopold Kunschak 
(nunmehr ÖVP) sowie Johann Koplenig (KPÖ), eine Proklamation in Anlehnung an die 
Moskauer Deklaration samt Unabhängigkeitserklärung zur Wiederherstellung einer 
demokratischen Republik Österreich. Gleichzeitig wurde die Einsetzung einer 
provisorischen Staatsregierung unter der Führung Renners im Einvernehmen mit den 
Siegermächten kundgemacht. Die provisorische Staatsregierung bestand aus zehn 
Staatsämtern (spätere Ministerien) einschließlich einer umfangreichen Staatskanzlei 
(das spätere Bundeskanzleramt) und sollte rasche Vorbereitungen zur Durchführung 
„allgemeiner, freier und gleicher Wahlen“ treffen.78
Die Regierungserklärung der Provisorischen Regierung erfolgte noch vor dem 
offiziellen Kriegsende und war ein einziger Appell an die wiedererstandene oder wieder 
im Entstehen begriffene Nation zu Wiederaufbau, Zusammenhalt und der Abkehr von 
jeglichen kriegerischen und zerstörerischen Handlungen. Gleichzeitig wurde die 
Opferrolle Österreichs erneut betont, die Gräueltaten und Mitwirkung an solchen jedoch 
nicht bestritten. Unter dem Schutz und mit der Unterstützung der Großmächte, allen 
voran der Roten Armee, sollten rasch alle notwendigen Vorkehrungen getroffen werden, 
eine Hungersnot sowie drohende Seuchen abzuwenden und zum geregelten 
Alltagsleben überzugehen. Die neue Regierung sah ihre Aufgaben darin, rasch einen 
Rechtsstaat einzuführen und die Grundrechte seiner Staatsbürger gegenüber den 
Besatzungsmächten gewahrt zu wissen, sowie eine vertrauensvolle Außenpolitik zu 
führen und das Vertrauen anderer Staaten an Österreich (zurück) zu gewinnen. Die 
Erklärung schloss mit dem eindringlichen Appell Renners: 
„Verzagt nicht! Fasset wieder Mut! [...]“79
4.2 Regierungen Figl 
4.2.1 Amtsantritt 
Zu Beginn seiner ersten Regierungserklärung am 21. Dezember 1945 dankte 
Bundeskanzler Dr. Leopold Figl den Pionieren der Zweiten Republik sowie den 
Vertretern der Besatzungsmächte, die das Wiedererstehen Österreichs und diese freien 
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 und unabhängigen Wahlen ermöglicht hatten, und legte seine Absichten zur 
Reformierung des Staates sowie Haltung und Vorgehensweise gegenüber 
faschistischem Gedankengut dar. In Anbetracht der Jahreszeit lag das Hauptaugenmerk 
in der Bewältigung einer drohenden Hungerkatastrophe sowie Wohnungs- und 
Beheizungsproblematik. Besonders Kinder mussten geschützt werden um die kalte 
Jahreszeit überleben zu können. Für Jugendliche sollte ehestmöglich ein Bildungs- und 
Erziehungsprogramm eingeführt werden, da gerade diese Altersgruppe besonders stark 
vom faschistischen Gedankengut beeinflusst war. 
Immer wieder wurde der notwendige Abbau der Demarkationslinien angesprochen, der 
eine bundesweite Versorgung in allen Bereichen und einen gesamtwirtschaftlichen 
Wiederaufbau sicherstellen bzw. erleichtern sollte. Figl beschrieb die Problematik der 
Besatzungszonen auf die Wirtschaft folgendermaßen: 
„[…] Die Struktur der österreichischen Wirtschaft stellt in ihrer Gesamtheit eine 
organische Einheit dar; sie kann weder aus der Schau einzelner Produktionszweige 
oder Wirtschaftsgruppen noch von der Warte einzelner Bundesländer aus gelöst 
werden. […] Die Voraussetzung jedes Wirtschaftsaufbaus ist der Abbau jeder 
wirtschaftsfremden unorganischen Belastung der Wirtschaft und die Sicherung der 
Währung. […]“80
Durch die Kriegswirtschaft hatten neben der Land- und Forstwirtschaft auch die 
Industrie sowie Handel und Gewerbe starke Strukturprobleme erlitten, die es fortan zu 
beheben galt. Darüber hinaus mussten sobald wie möglich die außenpolitischen und 
außenwirtschaftlichen Beziehungen vor allem zu den Nachbarstaaten wiederhergestellt 
werden.81
4.2.2 Wiederwahl und dritte Amtsperiode 
In seiner zweiten Regierungserklärung am 9. November 1949 brachte Bundeskanzler 
Figl seine Verbitterung über die immer noch anhaltende Besatzung zum Ausdruck und 
forderte einen raschen Staatsvertragsabschluss, damit Österreich den Bestrebungen zu 
internationalen Bündnissen, wie den Vereinten Nationen oder dem Europarat, 
nachkommen könnte. Immer noch stand der Wiederaufbau des Landes im Vordergrund, 
das bisherige Schaffen der Regierung wurde bei den Wahlen durch das Ergebnis und die 
höchste Wahlbeteiligung der Zweiten Republik überhaupt bestätigt.82
Die bedeutendsten Vorhaben dieser Legislaturperiode waren: 
• Einsparungen in der Verwaltung (Abbau von 3 Ministerien und 4 Ministern), 
• Verwaltungsreform, vor allem Abbau von Ämtern (Parallelführungen), 
• Steuerreform zur Wirtschaftsankurbelung, 
• Aktivierung des Außenhandels samt anstehender Abwertung zum Dollar, 
• Förderung des Fremdenverkehrs und der Wasserwirtschaft, 
• Gewerberechtsreform, 
• Schutz des Bauernstandes, 
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 • Konsumentenschutz, Förderung von Wohnraumschaffungen sowie eine 
angestrebte Vollbeschäftigung und Arbeitsplatzsicherung zur Existenzsicherung, 
• Familien- und Schulpolitik (Schutz des Familienlebens, „sittlich religiöse 
Erziehung“83), 
• Beseitigung der Ausnahmegesetzgebung und Übergang zur Rechtsstaatlichkeit 
und Gleichbehandlung jedes Staatsbürgers. 
Auf dem Verkehrssektor wurde eine Reform der Verkehrsgesetze angesprochen, ebenso 
wie die rasche Elektrifizierung der Eisenbahn, was auch aus Gründen der 
Unabhängigkeit von Kohleimporten geschah. Die Wiederherstellung der Infrastruktur 
war Ende 1949 größtenteils abgeschlossen, bedurfte aber weiterer Fortschritte und 
Anpassungen an geänderte Situationen. Vor allem für den Fremdenverkehr war ein 
funktionierendes Straßennetz notwendige Voraussetzung. Im Nachrichtenverkehr wurde 
die Rückgabe der österreichischen Sendergruppen und deren „Befreiung von der 
alliierten Kontrolle“ angestrebt.84
Da beim Budgetvorschlag für das Jahr 1953 in der Koalition keine Einigung erzielt 
werden konnte, kam es zu einer Demission der Bundesregierung. Bis zu den Neuwahlen 
sollte jedoch weiterhin mit Nachdruck für die Stabilität der Wirtschaft und die Freiheit 
Österreichs eingetreten werden.85
4.3 Regierungen Raab 
Die vier Regierungserklärungen Raabs waren zweimal überschattet von 
Regierungsneubildungen aufgrund einer Budgetkrise. Zur Zeit seiner ersten Antrittsrede 
am 15. April 1953 befand sich Österreich noch immer unter Besatzung der Alliierten 
Mächte, was dementsprechenden Unmut fand, noch dazu, wo der Abschluss des 
Staatsvertrages aufgrund von Österreich unabhängigen Gründen bislang verweigert 
wurde.86 Der Bundeskanzler stellte in der Folge die wirtschaftliche, politische und 
soziale Situation Österreichs dar, wobei er immer wieder auf die Wichtigkeit der 
Geldwertstabilität (samt Stabilisierung des Lohn- und Preisniveaus) hinwies. Ziel sollte 
ein rascher Abbau der Abhängigkeit von ausländischen Hilfslieferungen und 
Unterstützungen und somit die wirtschaftliche Unabhängigkeit sein. Parlamentarische 
Maßnahmen sollten der Schaffung von Arbeitsplätzen bei gleichzeitiger 
Währungsstabilität „mit wirtschaftlicher Expansion und hohem Beschäftigungsstand“87 
dienen und gerade auch das Problem der Jugendarbeitslosigkeit bekämpfen.  
In den Programmen immer wiederkehrende Forderungen waren die Vereinfachung von 
Steuervorschriften sowie eine Verwaltungsreform zu Einsparungszwecken, wobei 
vorerst bei der Beamtenschaft noch Anpassungen der Bezüge im Vordergrund standen. 
Wohnbauförderungen als auch die Forcierung der Investitionstätigkeit durch neue, nicht 
inflationäre Finanzierungswege, wie etwa eine Energieanleihe oder Volksaktie, wurden 
angedacht. Soziale Forderungen rücken immer mehr in den Vordergrund, so etwa die 
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 Alterssicherung, der Schutz des Familienlebens und die Freizeitsicherung, etwa durch 
eine geforderte Kodifikation des Arbeitsrechts bzw. durch das neue 
Sozialversicherungsgesetz.88
4.3.1 Zweite Amtszeit – souveränes Österreich 
Am 4. Juli 1956 konnte Ing. Julius Raab als erster Bundeskanzler der mittlerweile freien 
Zweiten Republik vor den Nationalrat treten. Trotz einiger wirtschaftlicher Probleme, 
die der Staatsvertrag mit sich gebracht hatte, konnte der Bundeskanzler folgende 
erreichte Ziele verkünden: 
• Währungs- und Preisstabilität, 
• Kaufkraftsteigerung bei Löhnen und Gehältern, 
• Steuersenkungen, 
• Vollbeschäftigung sowie 
• Abschluss des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG).89 
Der versprochene Abbau der Ausnahmegesetzgebung war noch nicht gänzlich 
komplettiert, an der Kodifizierung des Arbeitsrechts, am Hochschulgesetz sowie dem 
Studienförderungsgesetz sollte weitergearbeitet werden. Der Rundfunk wurde 
reorganisiert und einem Ministerkomitee, bestehend aus dem Bundeskanzler, 
Vizekanzler, Bundesminister für Unterricht und dem Bundesminister für Verkehr und 
Elektrizitätswirtschaft unterstellt und sollte nach Wunsch des Bundeskanzlers auf 
politischer Ebene lediglich zur Verbreitung von Resultaten nicht jedoch zur 
Kampfaustragung politischer Gegensätze dienen. Bei der verstaatlichten Industrie 
unterstellte man die Aufsicht nunmehr der gesamten Bundesregierung anstelle eines 
einzelnen Ministeriums mithilfe der Konstellation einer GmbH. In der folgenden 
Tabelle 2 werden die Erfolge Raabs während seiner ersten Amtsperiode kurz dargestellt, 
wobei es sich um von ihm gemachte Angaben handelt.  
 
Tabelle 2: Die Wirtschaftsentwicklung anhand wichtiger Indizes90
Dem wiederauflebenden Fremdenverkehr musste mit einer Modernisierung der 
Gaststättenbetriebe aber auch einem bevorzugten Ausbau aller Bundesstraßen begegnet 
werden. Beim Autobahnbau stand das erste Drittel der Westautobahn Wien – Salzburg 
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 kurz vor der Vollendung, während eine Erweiterung des bestehenden Autobahnnetzes 
erst angedacht wurde, so etwa die Südautobahnstrecke mit Priorität bis Wiener 
Neustadt.  
Bei den Österreichischen Bundesbahnen erwog man, wie schon eine Legislaturperiode 
zuvor, die Umformung in einen eigenen Wirtschaftskörper. Die Notwendigkeit zur 
weiteren Modernisierung des Wagenparks und der Immobilien sowie eine 
Weiterführung der Elektrifizierung, die bereits weit vorangetrieben war, standen im 
Raum. Die Elektrifizierung brachte bereits bedeutende volkswirtschaftliche Erfolge mit 
sich, da der Bedarf des Kohleimports entsprechend gesenkt werden konnte.  
Auf internationaler Ebene war es der unabhängigen Republik nun möglich, den 
Vereinten Nationen und dem Europarat beizutreten. An der Einrichtung des Hauptsitzes 
der Internationalen Atomenergiebehörde in Wien arbeitete man, was schließlich im 
Jahr 1957 auch erfolgreich war. Das Verhältnis zu den Nachbarstaaten stellte der 
Kanzler ausführlich als positiv dar, mit der Einschränkung, dass ein „Eiserner Vorhang“ 
keine gute Voraussetzung für gute Nachbarschaft sein könne und dieser daher ehestens 
beseitigt werden müsse. Einzig die Südtirol-Frage und die mangelnde Einhaltung des 
„Pariser Vertrages“ warfen einen größeren Schatten über die österreichisch-italienischen 
Beziehungen.91
4.3.2 Dritte Amtszeit 
Drei Jahre später waren die Punkte im Großen und Ganzen ähnlich geartet. Hinzu 
kamen Probleme im Exekutivwesen und die Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit 
österreichischer Bauern als Vorbereitung auf den europäischen Markt. Erstmals wurde 
auch der sozialen Lage von Studenten Aufmerksamkeit geschenkt und der Bau von 
Studentenwohnungen geplant. Ebenso sollte dem Bereich Freizeitgestaltung ein 
besonderes Augenmerk gezollt werden. 
Der moderne Bundesstraßenausbau konnte aufgrund der Einnahmen aus der 
Mineralölsteuer zielstrebig fortgesetzt werden, sodass auch zweitrangige Routen zum 
Zug kamen, wobei Fremdenverkehrsbelange von besonderer Bedeutung für die 
Prioritätensetzung waren. Der Ausbau der Westautobahn sollte in den folgenden Jahren 
abgeschlossen werden, wobei auch bereits die Außenring-Autobahn (A21) zwischen 
St. Christophen – Heiligenkreuz – Siebenhirten – Wiener Neustadt geplant war. Die 
Planungen der Südautobahn (A2) von Wiener Neustadt nach Villach/Tarvis, der 
Verbindung Kufstein bis Brenner, Inntal- und Brennerautobahn (A12, A13) sowie der 
Rheintalautobahn (A14) von Bregenz bis Feldkirch sollten möglichst bald einen 
Baubeginn ermöglichen. Konzepte für die Brenner-Bundesstraße sahen dabei einen 
Ausbau derselben zwischen Innsbruck und Schönberg als Autobahn vor. Das Bedürfnis 
nach einem raschen Vorantreiben des Straßenbaus war aber auch bedingt durch den 
rasanten Anstieg des Individualverkehrs, der jedoch auch neue Probleme der 
Verkehrssicherheit mit sich brachte. Weiter oben wurde bereits das Problem im 
Exekutivwesen, konkret das der Unterbesetzung, angesprochen. 
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 Bei den Österreichischen Bundesbahnen stand weiterhin die Modernisierung im 
Vordergrund, wobei die Vollelektrifizierung der Südbahn am vordringlichsten erschien. 
Erstmals wurde auch von der Österreichischen Post- und Telegraphenverwaltung 
gesprochen, die beträchtliche Investitionen in die Vollautomatisierung des 
Telefonverkehrs zu tätigen hatte, um den stark wachsenden Anforderungen standhalten 
zu können. Daneben stand die österreichische Zivilluftfahrt aufgrund der Hemmnisse 
während der Besatzungszeit in einer Aufholjagd am internationalen 
Luftverkehrsmarkt.92
4.3.3 Vierte Amtszeit 
In seiner letzten Antrittsrede vom 7. November 1960, der erneut eine Demission der 
Bundesregierung aufgrund einer Budgetkrise vorangegangen war, wiederholte 
Bundeskanzler Raab im Wesentlichen das Programm von 1959. Änderungen ergaben 
sich in der erstmaligen Ernennung eines Bundesministers für Auswärtige 
Angelegenheiten samt einem Staatssekretär, die aufgrund der internationalen Tätigkeit 
Österreichs – mittlerweile auch EFTA-Mitglied – legitimiert wurde. Zur Erfüllung der 
geplanten Ziele waren jedoch Beitrags- und Tariferhöhungen, auch bei den 
Eisenbahnen, notwendig, obwohl diese zuvor nicht angedacht worden waren. Gleiches 
galt für die Benzinpreise. 
In der Südtirol-Frage konnten Erfolge durch die Anrufung der Vereinten Nationen 
verzeichnet werden, deren weiterer Verlauf jedoch noch abzuwarten war.93
4.4 Regierungen Gorbach 
Dr. Alfons Gorbach ist der erste Bundeskanzler der Zweiten Republik, der am 
19. April 1961 seine erste Regierungserklärung im freien, unabhängigen Österreich 
halten konnte. Zusammen mit einigen anderen neuen Ministern bildete er eine 
Fortsetzung der alten Koalition unter Fortführung der Grundsätze der 
Regierungserklärungen von 1959 sowie 1960. Während Verkehrsagenden völlig 
unerwähnt blieben, lagen die Schwerpunkte bei einer vernünftigen Finanz-, Wirtschafts- 
und Agrarpolitik, die als Voraussetzung für eine immer notwendiger werdende 
Sozialpolitik galten. Immer wieder wurden die Themen Kaufkraft des Geldes und 
notwendige Hartwährungspolitik beim Schilling angesprochen, die unabdingbar für 
soziale Belange waren. Erstmals sprach Gorbach die Problematik des ländlichen 
Raums, hauptsächlich jedoch in Bezug auf die Grenzlandgebiete, an, denen besondere 
Entwicklungshilfen zugute kommen müssten.94 Der Bundeskanzler schloss die Rede mit 
dem Hinweis auf die immer noch ungeklärte Südtirol-Frage sowie die Wichtigkeit der 
Neutralität für Österreich ab.95
Zwei Jahre danach baute die Finanz- und Budgetpolitik auf dieselben Grundprinzipien, 
die konjunkturelle Lage hatte sich jedoch aufgrund von Investitionsrückgängen etwas 
verflacht, was zu mehr Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit aufforderte. Aufgrund des 
                                                 
92 Vgl. Raab (1959) 
93 Vgl. Raab (1960) 
94 Klaus (1966) spezifizierte hierbei auch die Funktionen der Raumordnung und Verkehrserschließung. 
95 Vgl. Gorbach (1961) 
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 ständig steigenden Treibstoffbedarfs und mangels Abdeckung durch die 
Inlandsproduktion wurde der Bau von Ölleitungen anbelangt. Hierbei sollten jedoch 
einseitige Abhängigkeitsverhältnisse von Lieferanten vermieden werden. Der Ausbau 
des Straßennetzes wurde als Voraussetzung für die Schaffung größerer, internationaler 
Wirtschaftsräume angesehen, weshalb dem Ausbau der Bundesstraßen und der 
Autobahnen, insbesondere der West- und Südautobahn bis Wiener Neustadt höchste 
Priorität eingeräumt wurde. Für die Brennerstrecke wollte man aufgrund der 
hauptsächlichen Transitfunktion Möglichkeiten einer internationalen Kreditfinanzierung 
auf Mautbasis überprüfen. Im Eisenbahnverkehr sollte die Elektrifizierung weiter 
vorangetrieben werden, wobei man insbesondere auf die ehestmögliche Einstellung des 
Dampfbetriebes, sei es auch durch Umstellung auf Dieselbetrieb, Wert legte. Oberbau 
und Brücken bedurften einer Erneuerung ebenso wie der Fuhrpark 
Kapazitätserweiterungen brauchte. Der noch etwas im Rückstand liegende Flugverkehr 
sollte durch Angebots- und Qualitätsverbesserungen, vor allem im Hinblick auf 
Flugsicherheit, Flughäfen und Fluggerät, wettbewerbsfähiger gemacht werden um das 
damals bestehende Luftverkehrsnetz zu verdichten. Bei der Automatisierung des 
Telefonnetzes stand der Abschluss unmittelbar bevor. 
Weitere wichtige Aufgaben sah die Regierung in der Sicherung und Stärkung der 
rechtsstaatlichen Einrichtungen, ebenso wie in der Kodifikation und Bereinigung 
unzähliger Rechtsgebiete, u. a. der Gesamtkodifikation des Verfassungsrechtes.96
4.5 Regierungen Klaus 
4.5.1 Amtsantritt 
Bereits ein Jahr später trat Bundeskanzler Gorbach zurück und übergab sein Amt an 
Dr. Josef Klaus, der in seiner ersten Amtsantrittsrede auf die Punkte der alten 
Regierungserklärung und des Arbeitsübereinkommens vom 29. März 1963 verwies. Als 
abgeschlossene Aufgabe erwähnte er eingangs gleich die gesetzliche Sicherstellung der 
Automatisierung des österreichischen Telefonnetzes. Ebenso konnte das angekündigte 
Volksbegehrengesetz verabschiedet werden. Die gewünschte Annäherung an die EWG 
stieß jedoch auf die Verpflichtungen aus dem Bundesverfassungsgesetz über die 
Neutralität, wodurch folgende Punkte als Voraussetzung für weitere 
Assoziationsschritte dargelegt wurden: „[…] 
a) die Erhaltung der handelspolitischen Vertragshoheit; 
b) das Recht auf Kündigung; 
c) die Schaffung gemeinsamer Institutionen, die der völkerrechtlichen Lage 
Österreichs entsprechen; 
d) die Sicherstellung eines gewissen Maßes an Eigenversorgung.“97 
Erneut verwies der Bundeskanzler auf die Einhaltung des Pariser Vertrages zum 
Schutze der Südtiroler Volksgruppe, wo immer noch keine Einigung mit Italien erzielt 
werden konnte, während sich die Nachbarschaftsbeziehungen zu den Ostblock-Staaten 
verbessert hatten und sogar Erleichterungen im Reiseverkehr eingetreten waren.  
                                                 
96 Vgl. Gorbach (1963) 
97 Klaus (1964), S. 2485 
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 Bei Rundfunk und Fernsehen arbeitete man an der Lösung der Gesamtproblematik, der 
man durch einen paritätisch beschickten Ausschuss begegnete. Die Schaffung größerer 
Wirtschaftsräume erforderte neuerdings im Verkehrswesen besondere Aufmerksamkeit. 
Priorität hatten erneut der Bundesstraßen- und Autobahnbau, wobei zur beschleunigten 
Fertigstellung der Brenner-Autobahn neue Finanzierungsregelungen auf Mautbasis zur 
Anwendung kommen sollten.98 Gleichzeitig mit dieser Regelung wurde auch eine 
Novelle des Bundesstraßengesetzes vorgelegt, die das künftige Autobahnkonzept 
Österreichs samt Einbeziehung internationaler Verkehrsachsen beinhaltete.99 Der 
steigende Treibstoffbedarf  konnte durch die heimische Produktion nicht mehr 
befriedigt werden, wodurch der rasche Ausbau von Ölleitungen unter sorgfältiger 
Bedachtnahme von Abhängigkeitsverhältnissen zu den Lieferanten vorangetrieben 
werden musste. Bei den Österreichischen Bundesbahnen war weiterhin die 
Elektrifizierung und Modernisierung oberstes Ziel der Bundesregierung, was sich 
insbesondere in der Erhaltung und Erneuerung des Oberbaues und der Brücken sowie 
der Ergänzung des Rollmaterials äußerte. Ähnlich stellte sich die Situation bei der 
Österreichischen Post dar, bei der auch verwaltungstechnische 
Modernisierungsmaßnahmen in naher Zukunft abgeschlossen werden sollten. Der 
Bereich der Zivilluftfahrt bedurfte erhöhter Anstrengungen potentiellen Verfrachtern 
und Flugpassagieren mit einem passenden Angebot entgegen zu kommen, vor allem in 
den Bereichen Flugsicherung, Flughäfen und Fluggerät. Die Bundesregierung steckte 
sich weiters als oberstes Ziel, eine leistungsfähige Donauschifffahrt aufrecht zu 
erhalten.100
Neuerdings räumte man ebenso ökologischen Themen einen Platz in den 
Regierungserklärungen bzw. Abkommen ein. Insbesondere sprach Bundeskanzler Klaus 
die Bedeutung des Waldes als auch der Trink- und Nutzwässer sowie der 
Notwendigkeit von Schutzmaßnahmen diesbezüglich an.  
4.5.2 Wiederwahl 
Die zweite Amtsperiode Klaus zeichnete sich durch eine Neuerung der bisherigen 
Regierungskonstellationen aus: eine ÖVP – Alleinregierung anstelle der Großen 
Koalition. Die angesprochenen Themen blieben grundsätzlich gleich, selbst die 
Südtirolfrage war noch immer nicht befriedigend zu Ende gebracht worden. Einzig, der 
wirtschaftliche Aufschwung bremste sich seit Beginn der Sechziger Jahre zunehmend 
ein, wodurch Auswirkungen auf die Inflation immer deutlicher wurden. Wichtige 
Impulse für leistungs- und produktivitätssteigernde Maßnahmen zur Erhaltung der 
Währungsstabilität und Erzielung von Vollbeschäftigung erklärte Klaus als vorrangiges 
Ziel für die neue Bundesregierung, um neuerliche Bewährungsproben für die Republik 
bestehen zu können. Erstmals wurde auch über die Finanzierung von öffentlichen 
Unternehmungen über den freien Kapitalmarkt nachgedacht, da viele dieser Betriebe 
durchaus dauerhaft defizitär liefen und daher der gesamten Volkswirtschaft zur Last 
lagen. Zur Bewältigung des steigenden Energiebedarfs dachte man auch verstärkt über 
die friedliche Nutzung von Kernenergie nach.  
                                                 
98 Vgl. BGBl. Nr. 135/1964 
99 Vgl. BGBl. Nr. 134/1964 
100 Vgl. Klaus (1964), S. 2488 
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 Das Hauptaugenmerk beim Verkehrssektor lag auf dem Luftverkehr sowie der 
Modernisierung und Rationalisierung der Österreichischen Bundesbahnen. Die 
Erweiterung und Verbesserung der Straßeninfrastruktur stand jedoch weiterhin auch aus 
fremdenverkehrspolitischen Gründen auf dem Programm. Mittlerweile waren 335 Auto-
bahnkilometer fertig gestellt, weitere 135 km in Bau, während das Bundesstraßennetz 
mehr als 9.000 km zählte. Darüber hinaus musste die Funktionsfähigkeit der ländlichen 
Gebiete, insbesondere auch der landwirtschaftlichen Betriebe, gewährleistet werden, 
was hauptsächlich über die Straßeninfrastruktur erreicht werden sollte. Klaus erwähnte 
nebenher die Notwendigkeit der Bautätigkeit von Rohölleitungen um die Straße zu 
entlasten sowie aus Sicherheitsgründen von flüssigen Brennstofftransporten 
freizuhalten.101
Zum Schluss seiner Erklärung führte der Bundeskanzler elf Punkte zur ehest möglichen 
Konkretisierung an, die in der Folge aufgelistet werden:102
• Ergebnisse der Verhandlungen mit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
• Bereinigung der Südtirol-Frage mit der italienischen Regierung, 
• Verabschiedung der Wirtschaftswachstumsgesetze, 
• Maßnahmen zur Milderung von Lohn- und Einkommensteuerprogression, 
• Einführung eines jährlichen Sozialberichts, 
• Gesamtreform der österreichischen Wohnungswirtschaft, 
• Maßnahmen für eine regionale Strukturpolitik (Problematik der ländlichen 
Gebiete) 
• Energieplan zur Koordinierung und Sicherung der Energieversorgung, 
• Reorganisation der verstaatlichten Betriebe, 
• Sanierung der Österreichischen Bundesbahnen, einschließlich Aufbringung 
zusätzlicher Investitionsmittel für 1966, 
• Gesetzesverabschiedung zur Regelung des land- und forstwirtschaftlichen 
Schulwesens. 
4.6 Regierungen Kreisky 
4.6.1 Der Beginn einer Ära 
Mit dem Ausgang der Wahlen am 1. März 1970 brach eine lange Ära von SPÖ-
Bundeskanzlern an, die während der Amtszeit Kreiskys sogar in vier Alleinregierungen 
mündete. Darüber hinaus prägten die Regierungserklärungen Kreiskys die weitere 
quantitative Entwicklung und Präsentationsform dieser Reden. Während seine 
Amtsvorgänger eher Freunde knapper Worte und prägnanter Sachlichkeit waren, füllten 
Kreiskys Antrittsreden im Schnitt 19 Seiten in den Stenographischen Protokollen und 
waren sprachstilistisch nicht mehr eindeutig zuzuordnen.103 Ein besonderer Vorteil 
dieser umfassenden Regierungserklärungen lag u. a. darin, dass auch der 
Verkehrspolitik mehrere erklärende Zeilen gewidmet wurden. Es verwundert allerdings 
                                                 
101 Vgl. Klaus (1966) 
102 Vgl. Klaus (1966), S. 40 f. 
103 Als extremes Gegenbeispiel sei Figls Rede am 28. Oktober 1952 mit nur einer Seite angeführt. 
Grundsätzlich beliefen sich die Reden auf etwa die Hälfte des Umfangs von Kreiskys Ansprachen. 
[Anm. d. Verf., vgl. auch Panagl (1989), S. 16 ff.] 
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 auch nicht, dass sozialen Belangen viel mehr Aufmerksamkeit zuteil wurde, etwa der 
Sozial- und Gesundheitspolitik, familienpolitischen Aspekten sowie dem 
Bildungswesen. 
Die Verkehrspolitik erhielt erstmals wichtige Relationen zum Fremdenverkehr sowie 
der Raumordnungspolitik, der Arbeitsmarktpolitik, Wirtschaftspolitik und dem 
Umweltschutz, was bisher lediglich in einzelnen Sätzen abgehandelt worden war, wie 
beispielsweise bei Raab:104
„Dem Ausbau aller Bundesstraßen müssen wir schon aus dem Grunde unser 
besonderes Augenmerk schenken, da ein weiteres Ansteigen des […] 
Fremdenverkehrs weitgehend von einer guten Beschaffenheit der Straßen abhängig 
ist.“ 
In diesem Zusammenhang warnte Kreisky bei seiner zweiten Regierungserklärung 
jedoch bereits davor, dass sich „auf dem Gebiet des Umweltschutzes […] Österreich als 
Fremdenverkehrsland sehr leicht disqualifizieren [könnte].“105 Kreisky sprach auch das 
Problem der ländlichen Gebiete, hier vor allem der Grenzlandbereiche, und der 
(wirtschaftlichen) Entwicklungsdiskrepanz zu den Ballungsräumen samt Umland an, 
deren Entleerungstendenzen durch eine „aktive Raumordnungspolitik“ entgegengewirkt 
werden sollte.106 In seiner ersten Erklärung, bei der es – durch unzählige Zwischenrufe 
seitens Minister der Österreichischen Volkspartei – im Gegensatz zu den darauf 
folgenden Reden überaus turbulent zuzugehen schien, forderte er die Erstellung eines 
Bundesraumplans zur besseren Darstellung von Problemgebieten. Unter anderem 
forderte er die Ausrichtung der Siedlungsplanung an Hauptverkehrslinien sowie die 
Koordinierung von raumwirksamen (Investitions-) Maßnahmen des Bundes, der Länder 
und der Gemeinden. Eine optimale Verkehrserschließung des gesamten Bundesgebietes 
sollte unter Ausnützung der jeweiligen Vorteile einzelner Verkehrsträger samt deren 
Koordinationsmöglichkeiten erfolgen, insbesondere im Hinblick auf die 
Verkehrsproblematik in Ballungszentren. Zur besseren Koordination sollten sämtliche 
Verkehrsagenden in einem einzigen Ressort zusammengefasst werden, was in der 
gesamten Amtzeit Kreiskys nicht verwirklicht werden konnte.107 Besonderes 
Augenmerk galt dabei weiterhin dem raschen und vollständigen Ausbau der 
Bundesstraßen und Autobahnen, insbesondere den Schnellverbindungen 
österreichischer Ballungsgebiete, der Elektrifizierung oder „Verdieselung“ der 
Österreichischen Bundesbahnen sowie der Einbeziehung Österreichs in das 
internationale Flugliniennetz. 
Zur Verwirklichung des Straßen- und Autobahnbaus sollte ein mittel- und langfristiges 
Bundesstraßenbauprogramm dienen, welches neben der Problematik der 
Ballungszentren auch weitere regionalpolitische Gesichtspunkte berücksichtigte. Die 
Ergebnisse der Neubewertung realisierte man in einem modernen 
                                                 
104 Raab (1956), S. 18 
105 Kreisky (1971), S. 19 
106 Vgl. Kreisky (1970), S. 21 
107 Erst mit dem BGBl. Nr. 439/1984 wurden dem BM für öffentliche Wirtschaft und Verkehr auch 
Angelegenheiten der Strukturpolitik sowie Koordinationsaufgaben in Angelegenheiten der 
Raumforschung/-ordnung/-planung zugeteilt, während (Straßen)Bauaufgaben weiterhin dem BM für 
Bauten und Technik  oblagen. 
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 Bundesstraßengesetz.108 Dieses sah auch erstmals gesicherte Mittel für die 
Straßenforschung (Wirtschaftlichkeitssteigerungen im Straßenbau, Sicherheit der 
Verkehrsabwicklung) vor, worin bis zu 5 Promill von den jährlichen Einnahmen der 
Bundesmineralölsteuer zweckgebunden waren. Kreisky forderte auch eine 
Untersuchung der Kraftfahrzeugbesteuerung nach ökonomischen Gesichtspunkten auf 
Basis der jüngsten Erkenntnisse der Wegekostenrechnung, nicht zuletzt im Hinblick auf 
einen fairen Wettbewerb zwischen den verschiedenen Verkehrsträgern.109 Auf dem 
Gebiete des Eisenbahnverkehrs musste ein mehrjähriges Investitionsprogramm mit den 
folgenden Schwerpunkten in Angriff genommen werden:110
• Fortführung der Elektrifizierung, 
• Erhaltung und Erneuerung der Fahrbetriebsmittel, 
• Erneuerung der betrieblichen Anlagen, 
• Erneuerung der Sicherheitseinrichtungen. 
Die Österreichischen Bundesbahnen bekamen die Aufgabe, „[…] moderne, 
leistungsfähige und nachfragegerechte Verkehrsdienste bei höchstmöglicher 
Wirtschaftlichkeit des Betriebes zu bieten“111, wobei bereits die Frage der Nebenbahnen 
und ihr gesamtwirtschaftlicher Nutzen in den Raum gestellt wurde. Besonderes 
Augenmerk galt auch dem Ausbau von Transitstrecken sowie der 
Schnellverkehrsverbindungen zwischen und in den österreichischen Ballungsgebieten 
zur Entlastung der Straßen und Bewältigung der Umweltproblematik. Für den 
Massenverkehr in den Ballungszentren versprach man sich auch weitere 
Verbesserungen durch Verkehrsverbünde, wie dies bereits in Wien praktiziert wurde. 
Der Bau moderner Zentralverschiebebahnhöfe samt Anschlussbahnen und 
Umschlageinrichtungen sollte eine rationellere Abwicklung im Güterverkehr 
garantieren und Möglichkeiten des kombinierten Verkehrs berücksichtigen.  
Im Bereich des Post- und Fernmeldewesens stand weiterhin die Vollautomatisierung 
des Telefonnetzes im Vordergrund, wobei primär für ländliche Gebiete die Investitionen 
mit einer tragbaren Gebührenbelastung zu berücksichtigen war. Das im Sommer 1971 
beschlossene Fernmeldeinvestitionsgesetz112 sicherte Finanzmittel bis 1976 für einen 
großzügigen Ausbau des Fernmeldenetzes samt Aufbau eines Datenübertragungsnetzes 
sowie die Errichtung einer Erdfunkstelle für den Fernmeldesatellitenverkehr. Der 
vollautomatische Selbstwählverkehr mit dem Ausland sollte auch weiter ausgebaut 
werden. Gleichzeitig trat Kreisky für verfassungs- und strafrechtliche 
Schutzbestimmungen des Fernmeldegeheimnisses ein, was schließlich 1974 durch die 
Aufnahme des Artikels 10a in das Staatsgrundgesetz erfolgte.113  
Der Donauausbau für die Großschifffahrt – aber auch zur Energiegewinnung – stand 
ganz im Zeichen der Vorbereitungen für die Rhein-Main-Donau-Wasserstraße sowie 
den Donau-Oder-Elbe-Kanal, wobei erstere jedoch erst in der ersten Hälfte der 
                                                 
108 BGBl. Nr. 286/1971 mit der ersten Änderung durch BGBl. Nr. 395/1971. 
109 Vgl. Kreisky (1971), S. 26 
110 Vgl. Kreisky (1970), S. 21 
111 Kreisky (1971), S. 26 
112 BGBl. Nr. 312/1971 
113 BGBl. Nr. 8/1974 
 42
 Neunziger Jahre114 eröffnet wurde und sich letztere immer noch im Planungsstadium 
befindet. 
Die Einbindung Österreichs in das internationale Flugliniennetz wurde bereits oben 
erwähnt. Angesichts der Entwicklung auf dem internationalen Luftverkehrsmarkt 
befand die Bundesregierung, dass das „nationale Luftbeförderungsunternehmen“ 
Kontakte zu anderen Unternehmen oder bereits bestehenden Kooperationen 
intensivieren sollte.115 Darüber hinaus drängte Kreisky die Ausarbeitung eines 
Flughafenausbaukonzeptes zusammen mit allen Bundesländern zu verwirklichen, um 
den wachsenden Anforderungen des Güter- und Personenluftverkehrs, insbesondere im 
Fremdenverkehr, gerecht zu werden. Zur Verbesserung der Flugsicherheit und 
Vereinheitlichung der Ausbildung war man bestrebt, die Integration von Militär- und 
Zivilluftfahrt voranzutreiben und nach internationalen Richtlinien auszurichten. 
Im Sektor des Rohrleitungswesens stellte die Ausarbeitung eines Pipelinegesetzes die 
vordringliche Aufgabe für die Bundesregierung dar, was schließlich gegen Ende der 
zweiten Amtsperiode Kreiskys mit dem Rohrleitungsgesetz 1975116 verwirklicht 
wurde.117
Die Gesundheitspolitik griff ebenso Aspekte des Verkehrswesens auf, da die Zahl der 
im Straßenverkehr verunglückten Personen seit Beginn der Sechziger Jahre rapide 
angestiegen war und erst 1973 wieder abnehmende Tendenzen zeigte:118
„Koordinierung und Ausbau der Unfallsursachenforschung, Ausbau geeigneter 
Schutzmaßnahmen gegen die Zunahme der Unfallgefahren in allen 
Lebensbereichen, Unfallverhütung, Vorbereitung eines Schulwegschutzgesetzes.“ 
In seiner zweiten Regierungserklärung, die noch zu Zeiten ansteigender Unfallzahlen 
stattfand, verdeutlichte Kreisky diesen Trend sogar mit einer Kampfansage, dem „[…] 
Kampf gegen den täglichen Tod auf Österreichs Straßen“.119  
4.6.2 Dritte Amtszeit 
Im Jahr 1975 stand die Bundesregierung neuen Herausforderungen gegenüber, da 
turbulente Wirtschaftsjahre zurücklagen und die Auswirkungen immer noch anhielten. 
Ein weltweiter und sprunghafter Inflationsanstieg zu Beginn der Siebziger Jahre, der 
darauf folgende Zusammenbruch des Weltwährungssystems sowie eine Nahrungsmittel- 
und Rohstoffverknappung, verbunden mit einer Preisexplosion für diese Güter, gipfelte 
schließlich 1973 im Energieschock mit all seinen Konsequenzen. Um das damalige Ziel 
der Wirtschaftspolitik – Sicherung eines größtmöglichen Beschäftigungsniveaus und 
Verstärkung der Wohlstandsmehrung – verfolgen zu können, ergriff die Regierung 
Kreisky nicht unumstrittene Mittel zur Finanzierung der Budgetausgaben. Geplant war, 
                                                 
114 25. September 1992 
115 Kreisky (1971), S. 27 
116 BGBl. Nr. 411/1975 
117 Vgl. Kreisky (1970), haupts. S. 20 ff. und Kreisky (1971), haupts. S. 26 f. 
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119 Kreisky (1971), S. 18 
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 im Falle einer Wirtschaftserholung, das Finanzierungsdefizit in den Jahren 1977 und 
1978 wieder entsprechend zu verkleinern. 
Kreisky kritisierte im Bereich der Straßenplanung und des Straßenbaus die 
Vorgehensweise der betroffenen Gebietskörperschaften und die scheinbar 
unkoordinierte Arbeitsweise zwischen Ländern und Bundesministerium für Bauten und 
Technik, ohne den Kompetenzbereich der Länder einschränken zu wollen, und forderte 
im Zuge der Verwaltungsreform, künftig Doppelfunktionen auf beiden Seiten zu 
vermeiden. Koordinierungsbestrebungen und Straffung der Strukturen zeichneten auch 
die Zielsetzungen für die österreichische Energiepolitik aus. Die Ausbauvorhaben der 
Energieversorgung umfassten auch eine Verbesserung der Versorgung westlicher 
Bundesländer mit Mineralölprodukten. 
Zur Transitproblematik vor allem im Hinblick auf den Schwerverkehr auf Österreichs 
Straßen forderte Kreisky einerseits eine finanzielle Beitragsleistung durch die 
Teilnehmer andererseits die Forcierung der Verlagerung dieses Verkehrs auf die 
Schiene. Man versprach sich dadurch sowohl eine Verbesserung der Lebensqualität in 
den durch Straßentransitverkehr betroffenen Regionen als auch eine Entlastung der an 
ihre Kapazitätsreserven gestoßenen Straßen. Für den konsequenten Ausbau des 
Bundesstraßennetzes lag seit Herbst 1972 ein Prioritätenkatalog vor, der folgende 
Schwerpunkte festlegte:120
• Schließung von Ausbaulücken in überregionalen Verkehrsverbindungen; 
• Lösung der Ballungsraumproblematik; 
• Bau von Umfahrungsstraßen zur Fernhaltung des Durchzugsverkehrs von 
Siedlungsgebieten; 
• Forcierung des Ausbaus von Autobahnen und Schnellstraßen, wobei hier die 
Süd- und die Pyhrn-Autobahn besonderen Vorrang genossen. 
Aufgrund stagnierender Eingänge aus der für den Straßenbau zweckgebundenen 
Mineralölsteuer einerseits und wachsenden Ansprüchen hinsichtlich der 
Straßenverhältnisse andererseits musste über die Generierung neuer finanzieller Mittel 
für den Straßenbau nachgedacht werden. 
Umfangreiche Investitionen standen auch bei Bahn und Post auf dem Programm, um 
den Nachholbedarf zur Anlagenerhaltung decken zu können, wobei auch hier die 
Deckung aus Tarifeinnahmen und Steuermitteln nicht erfolgen konnte, sondern über 
eine teilweise Kapitalmarktfinanzierung nachgedacht werden musste. Durch die 
Modernisierung der Busflotte beider Betriebe erhoffte man sich Verbesserungen in der 
Bedienung ländlicher Gebiete. Erstmals gab es Bundesmittel für Investitionen in den 
öffentlichen Nahverkehr der Bundesbahn, wobei eine hohe Beteiligungsbereitschaft für 
Schnellbahnvorhaben bei den Ländern vorlag. Zwischen den österreichischen Städten 
forderte man ein dichteres Angebot an Schnellverbindungen als auch vermehrte Nord-
Süd-Verbindungen zwischen den Bundesländern. Zur Beschleunigung des 
Güterumschlages forcierte man erneut Lokomotivbeschaffungen und den Bau von 
Zentralverschiebebahnhöfen. 
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 Eine Postämterreform sollte einer rationelleren und rascheren Postbeförderung dienen, 
während weiter an der Qualitätsverbesserung im Nachrichtenverkehr und dem weiteren 
Ausbau des Telefonnetzes gearbeitet wurde.  
Durch die Fertigstellung des österreichischen Seilbahnkonzepts versprach man sich ein 
Vorantreiben der technischen und wirtschaftlichen Konsolidierung der Seilbahn-
wirtschaft.121 Verstärktes Augenmerk galt darüber hinaus der Sicherheit der Seilbahn-
anlagen. 
Ebenso standen Sicherheitsfragen und Umweltbelange auch bei der Luftfahrt im 
Vordergrund. Einerseits begrüßte Kreisky eine Automatisierung und Kooperation der 
militärischen und zivilen Flugverkehrskontrolle und Luftraumüberwachung, 
andererseits sollten lärmmindernde Anflug- und Abflugverfahren die Situation um 
Flughäfen entspannen, wozu jedoch Vorschriften und Überprüfungsmechanismen 
benötigt wurden. 
Ein Investitionsprogramm für die Güterschifffahrt stand bei der DDSG vor dem 
Abschluss, während erneut der Ausbau der Donauhäfen angesprochen wurde. Auf Basis 
des Rohrleitungsgesetzes konnte der wirtschaftliche Ausbau des Rohrleitungsnetzes in 
Angriff genommen werden.122
4.6.3 Vierte Amtszeit 
Im Juni 1979 kamen zu den bereits üblichen Vorhaben neue Zielsetzungen für die 
Verkehrspolitik hinzu. Die Entwicklung neuer Märkte, Agglomerationstendenzen der 
Industrie aber auch Energieprobleme und zunehmende Arbeitskräftemobilität stellten 
neue Anforderungen an die Verkehrspolitik. Dem Ausbau des öffentlichen 
Nahverkehrsnetzes kam oberste Priorität zu, um den Forderungen nach Mobilität der 
Arbeitskräfte aus den ländlichen Gebieten zu entsprechen. Dabei sollten die alten 
zweiachsigen Zuggarnituren der Österreichischen Bundesbahnen bis 1982 als 
Qualitätsverbesserung auch im Regionalverkehr vollständig ersetzt werden. Bei dieser 
Qualitätsoffensive des öffentlichen Verkehrswesens standen prinzipiell Gedanken zur 
Milderung von Standortnachteilen, Vermeidung von Absiedlungstendenzen und 
Chancenverbesserung im Bildungs-, Berufs- und Freizeitbereich im Vordergrund. 
Erneut kamen die betriebswirtschaftliche Sinnhaftigkeit der Erhaltung von 
Nebenbahnen und deren übergeordnete Interessen, der so genannte Gemeinnutzen, zur 
Sprache. Letzterem sollten die Ergebnisse des damals noch ausstehenden Gutachtens 
der Raumordnungskonferenz gültige Antworten liefern. Aber nicht nur für den 
Personenverkehr galt die Devise eines sinnvollen Nebeneinanders von Schiene und 
Straße aus Gründen der Sicherheit, des Umweltschutzes und Energieverbrauchs, auch 
der Güterverkehr sollte die jeweiligen Vorteile der einzelnen Verkehrsträger nutzen. 
Erneut sprach Kreisky die „historischen Ausbauvorhaben an Zentral- und 
Großverschiebebahnhöfen“123 an, die künftig starken Einfluss auf den Güterfernverkehr 
nehmen sollten. Ziel war die Güterbeförderung innerhalb Österreichs binnen Tagesfrist. 
                                                 
121 Das Österreichische Seilbahnkonzept wurde schließlich 1978 vorgestellt. 
122 Vgl. Kreisky (1975), hautps. S. 25-28 
123 Kreisky (1979), S. 27 
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 Der Post- und Fernmeldedienst hatte seine Investitionen kontinuierlich fortzusetzen mit 
dem Ziel, am Ende der Legislaturperiode jeden dritten Österreicher mit einem Telefon 
ausgestattet zu haben, im Vergleich zu jedem achten Anfang der Siebziger Jahre. 
Zur Finanzierung und Gestaltung des Straßennetzes waren künftig gesamteuropäische 
Gesichtspunkte heranzuziehen, da der Ausbau der großen Transversalen nicht nur von 
nationalem Interesse war sondern auch dem der Europäischen Gemeinschaft. 
Insbesondere dachte man an eine Beteiligung der Gemeinschaft am Ausbau der 
Innkreis- und der Pyhrnautobahn. Ausbauvorhaben für den innerstaatlichen Verkehr 
betrafen hauptsächlich das Mur- und Mürztal. Besonderes Augenmerk galt bei allen 
Vorhaben jedoch dem Schutz der Bevölkerung vor den Auswirkungen des 
Straßenverkehrs.124
Abschließend zu Kreiskys Erklärungen soll hier auch noch kurz ein Beispiel aus seiner 
letzten Rede für die rhetorische Gewandtheit des Kanzlers angeführt werden, das ihn als 
Meister des Euphemismus darstellt. Folgende Maßnahmen waren für eine Verbesserung 
der Budgetsituation erforderlich:125
„1. Für einen voraussehbaren Zeitpunkt kein neuerlicher Verzicht auf 
Einnahmen des Staates. 
 2. Stabilisierung der Ausgaben für Investitionen auf ihrem jetzigen hohen 
Niveau für zwei Jahre. 
 3. Grundsätzlich keine Steigerung der Ausgaben für Förderungen und 
Subventionen. […] 
 4. Anpassung der Tarife in kürzeren Zeitabständen und demgemäß in kleineren 
Sätzen.“ 
Im Klartext könnte man diese überaus positiv besetzten Zeilen so ausdrücken, dass in 
nächster Zeit der Steuerzahler stärker zur Kasse gebeten werde, gleichzeitig aber als 
möglicher Subventionswerber nicht mehr Geld vom Staat erwarten dürfe.126
4.7 Regierung Sinowatz 
Nach einem einmonatigen Regierungsbildungsprozess wurden am 24. Mai 1983 die 
neuen Minister aus den Reihen der SPÖ und FPÖ angelobt. Die Zusammenarbeit 
zwischen der stärksten und der drittstärksten Partei war dabei eine neue politische 
Konstellation in Österreich. Nach einführenden Worten zur Wahl und zur 
Regierungsbildung kamen sofort drei drastische Schlagworte, die nicht nur in Österreich 
sondern ganz Europa das politische Geschehen beeinflusst haben dürften:127
„Es gilt, die Gefahr des Krieges und die drohende Vernichtung unserer Zivilisation 
zu bannen. 
Es gilt, die Geißel der Arbeitslosigkeit zu bekämpfen und eine immer größer 
werdende Zahl von Menschen von der Sorge um Arbeitsplatz und 
Existenzsicherung zu befreien. 
                                                 
124 Vgl. Kreisky (1979), haupts. S. 26 f. 
125 Kreisky (1979), S. 25 f. 
126 Vgl. Panagl (1989), S. 23 
127 Sinowatz (1983), S. 13 
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 Es gilt, die Zeitbombe des Versagens im ökologischen Bereich zu entschärfen und 
unseren Kindern Lebensräume zu hinterlassen, in denen ein glückliches, 
naturverbundenes Leben und Erleben möglich bleibt. 
Es gilt schließlich, einen Beitrag zu leisten, daß [sic] unsere Gesellschaft von 
möglichst vielen Bürgern unseres Landes als sozial und menschlich und daß [sic] 
Politik sauber und korrekt empfunden wird.“ 
Die politische Gegenwart war gekennzeichnet von Skandalen128 und dadurch 
Vertrauensverlust seitens der Wählerschaft, andererseits war die Bundesregierung 
jedoch aufgrund der wirtschaftlichen Lage gezwungen, unpopuläre Maßnahmen zu 
setzen um den angeschlagenen Staatshaushalt in Zeiten der größten 
Weltwirtschaftskrise seit den dreißiger Jahren zu konsolidieren. Vorrangiges Anliegen 
war die Erhaltung eines möglichst hohen Beschäftigungsniveaus, gleichzeitig Schaffung 
eines investitionsfreundlichen Klimas angebotsseitig und Stärkung der Massenkaufkraft 
auf der Nachfrageseite. Eine expansive Budgetpolitik sollte, wie eben genannt, dort 
fortgesetzt werden, „wo es um die Sicherung eines hohen Beschäftigungsniveaus, um 
die Belebung der Wirtschaft und um die Aufrechterhaltung der sozialen Sicherheit 
geht.“129 Dabei hatten aufgestockte öffentliche Investitionen zur Modernisierung der 
Infrastruktur, etwa in den Bereichen Bahn, Post und Telefon, Vorrang um auch mittels 
verbesserter Standortfaktoren Impulse für die wirtschaftliche Aktivität, etwa in 
Problemregionen, zu setzen. Die Fertigstellung wichtiger hochrangiger Straßen-
verbindungen erzwangen enorme Transitverkehrsströme, aber auch Erfordernisse der 
Wirtschaft, der Industrie, des Fremdenverkehrs und der Raumordnung. Als konkreten 
Beitrag zur Erhöhung der Verkehrssicherheit gab es Anstrengungen zur verbesserten 
Zusammenarbeit mit dem Österreichischen Rundfunk punkto Verkehrsfunk. 
Auf Seiten des öffentlichen Verkehrs setzte man vermehrt auf die Zusammenarbeit 
verschiedener Gebietskörperschaften um die Vorteile des Verkehrsverbundes 
ausschöpfen sowie die Attraktivität gegenüber dem Individualverkehr erhöhen zu 
können. Weiters sollte der Ausbau von Hochleistungsstrecken, hier vor allem der West- 
und Südbahn, vorangetrieben und die Fertigstellung der Großverschiebebahnhöfe zum 
Abschluss gebracht werden. Auf rechtlicher Ebene versuchte man im Bereich des 
Straßenverkehrsrechts mehr Bedacht auf die Verkehrssicherheit sowie die 
Auswirkungen des Verkehrsgeschehens auf den menschlichen Lebensraum zu nehmen. 
Seitens des Eisenbahnrechtes versuchte man in einer geplanten Novelle des 
Bundesbahngesetzes eine Trennung in einen kaufmännischen Teil und einen mit 
gemeinwirtschaftlichen Leistungen zu erwirken. Im Interesse einer Verbesserung der 
Organisationsstruktur mussten künftig bestimmte leitende Funktionen der 
Österreichischen Bundesbahnen öffentlich ausgeschrieben werden. Die 
Nebenbahnfrage, die auch in diesem Zusammenhang immer wieder aufgegriffen wurde, 
stand im Zeichen der Modernisierung von Privatbahnen und technischen Umrüstung zur 
Betriebsvereinfachung. 
                                                 
128 Die Diskussion um Finanzminister Androsch und dessen Steuerberatungskanzlei Consultatio 1980/81, 
der AKH-Prozess 1981 sowie der WBO-Skandal 1981 – 84. Was noch folgen sollte war der „Wein-
Skandal“ 1985, die „Noricum-Affäre“ ab 1985 bzw. Ausweitungen des Lucona-Skandals (1977–) 1992 
sowie Konfrontationen um das Donaukraftwerk Hainburg. 
129 Sinowatz (1983), S. 17 
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 Angelegenheiten der Luftfahrt sowie Schifffahrtsinteressen verblieben weiterhin im 
Kompetenzbereich des Bundes. In diesem Zusammenhang kann auch der in Angriff 
genommene Bau des Marchfeldkanals genannt werden, wenngleich dieser eher aus 
bewässerungstechnischen Gründen notwendig geworden war. Beim Post- und 
Telegrafenwesen trug das hohe Investitionsniveau dazu bei, dass Österreich an die 
Telefonvollversorgung, hauptsächlich auch der ländlichen Gebiete, herangeführt werden 
konnte. Gleichzeitig beabsichtigte man bis zur Mitte der Legislaturperiode den 
schrittweisen Umstieg auf vollelektronische digitale Vermittlungstechniken. Neue 
Ortstarifgrenzen wurden generell mit 25 km festgesetzt.130
4.8 Regierungen Vranitzky 
Nach dem Rücktritt von Bundeskanzler Sinowatz wurde Dr. Franz Vranitzky vom 
Bundespräsidenten mit der Regierungsbildung beauftragt und durfte im Juni 1986 ein 
von Krisen geschütteltes Amt übernehmen, das durch die „Waldheim-Affäre“ sogleich 
einen neuen Höhepunkt erfuhr und auf umwelt- und energiepolitischer Ebene noch 
gezeichnet war vom Reaktorunfall im Atomkraftwerk Tschernobyl am 26. April 1986. 
Die Verkehrspolitik plante weitere Investitionen des Bundes um die Infrastruktur des 
Landes entscheidend zu verbessern. Darunter fiel auch die kurz bevorstehende 
Veröffentlichung des Projekts „Neue Bahn“, worin sowohl Pläne zur Verlagerung des 
Güterschwerverkehrs von der Straße hin zur umweltfreundlicheren und sichereren 
Schiene als auch Pläne zur Verwirklichung eines österreichischen 
Hochleistungsstreckennetzes enthalten waren. Das Bautenressort verzeichnete einen 
damaligen Auftragsstand im Bundeshoch- und Bundesstraßenbau in Höhe von etwa 
40 Milliarden Schilling (2,9 Mrd. Euro), während die über den Wasserwirtschaftsfonds 
geförderten Bauten nochmals über 30 Milliarden Schilling (2,18 Mrd. Euro) 
Auftragsvolumen verfügten.131
4.8.1 Neuwahlen 1986 
Aufgrund eines parteiinternen Führungswechsels beim Koalitionspartner FPÖ – 
Dr. Jörg Haider löste Dr. Norbert Steger ab – beendete Vranitzky die Koalition und es 
kam zu Neuwahlen im November 1986. Erstmals seit 27 Jahren waren wieder vier 
Parteien132 im Parlament vertreten, wobei die stimmenstärkste Partei SPÖ mit der 
zweitstärksten Partei ÖVP eine Koalitionsregierung bildete. Diese Wiedergeburt der 
Großen Koalition veranlasste den Bundeskanzler dazu, die ihr anhaftenden negativen 
Eigenschaften aus der Vergangenheit in der Regierungserklärung zur Sprache zu 
bringen und sich davon zu distanzieren. In Zeiten der Hartwährungspolitik und 
Budgetkonsolidierung, die primär ausgabenseitig erfolgen sollte, standen viele 
Reformen im Gesundheits-, Sozial- und Bildungsbereich an, weiters auch 
Strukturverbesserungen bei den Bundesmuseen, also auf dem kulturpolitischen Sektor. 
Die Bautätigkeit des Bundes in sämtlichen Bereichen diente im Wesentlichen als 
beschäftigungspolitische Ausgleichsfunktion im Rahmen der Gesamtwirtschaft.133  
                                                 
130 Vgl. Sinowatz (1983), haupts. S. 14-20, 24 
131 Vgl. Vranitzky (1986), S. 12685-12687 
132 SPÖ, ÖVP, FPÖ, Die Grüne Alternative – Liste Freda Meissner-Blau 
133 Vgl. Vranitzky (1987b) 
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 Im Arbeitsübereinkommen der Regierungsparteien befasste sich die Beilage 10 mit der 
Verkehrspolitik, wobei Belange der Österreichischen Bundesbahnen in einer eigenen 
Beilage 11 und jene der Post- und Telegraphenverwaltung in der Beilage 12 behandelt 
wurden. Als oberste Prämisse galt grundsätzlich die freie Wahl des Verkehrsmittels, 
wobei für Gefahrguttransporte und belastete Gebiete Einschränkungen diesbezüglich 
vorgesehen waren. Die Bereitstellung von überregionalen Verkehrsverbindungen sollte 
darüber hinaus strukturpolitische Akzente setzen. Ziel der verkehrspolitischen 
Maßnahmen war jedoch eine Verlagerung der Wahl des Verkehrsmittels auf jenes mit 
den besten Eigenschaften in Bezug auf:134
• Verkehrssicherheit, 
• volkswirtschaftliche Vorteilhaftigkeit, 
• Umweltverträglichkeit sowie 
• wirtschaftliche Effizienz. 
Vordringliches Ziel der Politik war die Erhöhung der Verkehrssicherheit, da der durch 
Straßenverkehrsunfälle verursachte volkswirtschaftliche Schaden rund 38 Milliarden 
Schilling (2,76 Mrd. Euro) betrug. Somit lagen die Unfallkosten je Personenkilometer 
im Straßenverkehr etwa achtmal so hoch wie beim Schienenverkehr. Die Forcierung des 
öffentlichen (Nah-)Verkehrs stellte daher die wichtigste Maßnahme zur Verbesserung 
der Situation dar. Als Präventivbeitrag zur Sicherheitserhöhung plante man die 
Einführung von obligatorischen Übungen zur „Verkehrserziehung“ in Schulen, die bis 
zu diesem Zeitpunkt lediglich auf freiwilliger Basis abgehalten wurden. Verbesserungen 
der Fahrschulausbildung und Reduktion des Fahranfängerrisikos durch verschärfte 
Strafbestimmungen in den ersten Jahren, etwa bei Alkoholdelikten, einhergehend mit 
einer besseren Ausrüstung der Exekutive mit Messgeräten (bspw. Alkomat), 
versprachen Sicherheitsgewinne. Bereits 1988 wurde mit der 26. Novelle zur KDV ein 
einheitlicher Fahrschullehrplan gesetzlich verankert, der mit 1. Jänner 1989 in Kraft 
trat.135 Der „Führerschein auf Probe“ für Führerscheinneulinge bestand erst mit 
Verspätung ab dem Jahr 1992 durch die 13. KFG-Novelle.136 Weitere Maßnahmen 
betrafen die Ausbildung von Berufskraftfahrern, Verbesserungen der Fahrzeugsicher-
heit, etwa durch den Einsatz von Antiblockiersystemen sowie die Umstellung auf 
weiße, reflektierende Sicherheitskennzeichen, die Ausweitung der Gurtanlegepflicht auf 
alle Sitze im PKW als auch eine Vereinfachung der Verkehrsüberwachung, etwa durch 
Zollorgane, im Hinblick auf die Einhaltung von Ruhezeiten, Schadstoffausstoß oder 
Fahrzeuggewicht. 
Im Hinblick auf die Reduktion von Schadstoffemissionen wurde weiterhin auf die 
Kooperation mit den fortschrittlichsten europäischen Ländern, wie der Schweiz und den 
skandinavischen Ländern, gesetzt, um weiterhin den jeweils aktuellsten Stand der 
Technik nützen zu können. Mit der so genannten „Katalysatorregelung“ war Österreich 
damals das erste europäische Land, das die strengen amerikanischen PKW-
Abgasregelungen gesetzlich verankert hatte.137 Auch in Bezug auf die Reduktion des 
                                                 
134 Vgl. Vranitzky (1987a), S. 43 
135 BGBl. Nr. 683/1988 
136 BGBl. Nr. 458/1990 
137 BGBl. Nr. 395/1985 
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 Verkehrslärms blickte man eher in Richtung Schallentstehung, etwa bei der 
Verbesserung der Lärmvorschriften für die Typisierung und Definition besonders 
lärmarmer Kraftfahrzeuge, denn Verbesserung der Sekundärmaßnahmen, wie etwa 
Schallschutzwände oder -fenster. Es folgten einige Änderungen der 
Straßenverkehrsordnung, so etwa die 14. StVO-Novelle,138 im Hinblick auf Fahrverbote 
und Routenbindung lärmintensiver Fahrzeuge als auch Geschwindigkeitsbegrenzungen 
zur Lärmreduktion in sensiblen oder besonders belasteten Gebieten. 
Das Thema Transitverkehr schloss an soeben genannte Problematik in besonders 
intensiver Form an, da die durch den Straßenverkehr besonders beeinträchtigen Gebiete 
vor allem die Transitstrecken durch Österreich betrafen. Der reibungslosen Abwicklung 
des gesamteuropäischen Verkehrs im Hinblick auf Liberalisierung und Wettbewerbs-
harmonisierung stand und steht die Umweltverträglichkeit und Akzeptanz der durch den 
Verkehr besonders betroffenen Bevölkerung gegenüber. Daher kam neben schon 
genannten Geschwindigkeitsbegrenzungen, Routenbeschränkungen, Tageszeitenbe-
schränkungen oder technischen Auflagen für Kraftfahrzeuge auch die Verlagerung des 
Straßengütertransits auf die Schiene auf die Aktionsliste der politisch Verantwortlichen. 
Die Ausweitung der Kapazitäten für den Huckepack- und kombinierten Verkehr als 
auch Kooperationen mit benachbarten Bahnverwaltungen waren erstrebenswert. Um 
jedoch gleichzeitig gegenüber der Schweiz nicht noch mehr an Attraktivität zu 
gewinnen, wurde die geltende Gewichtsbeschränkung im Straßenverkehr von 
38 Tonnen beibehalten. 
Auch die Donauschifffahrt war in das Gesamtverkehrskonzept eingebunden und von 
Reformen zur Leistungs- und Attraktivitätssteigerung geprägt. Vor allem in der 
Frachtschifffahrt bedurfte es der Ausnutzung aller bestehenden Rationalisierungsreser-
ven, sowie Erhöhung der Verkehrsleistung vor allem nach Osten hin, wobei die 
Umschlagzeiten in den Häfen eine große Rolle spielten. Die DDSG sollte auch vermehrt 
Kooperationen mit östlichen Schifffahrts- und Hafengesellschaften suchen, um durch 
Chancengleichheit weiter bestehen zu können. Darüber hinaus erforderte die Eröffnung 
des Donau-Schwarzmeer-Kanals eine Revision der bilateralen Abkommen zwischen 
Österreich und Rumänien zur Nutzbarmachung dieser Wasserstraße für österreichische 
Zwecke. Ein geplantes, abgestimmtes Fremdenverkehrs- und Schifffahrtskonzept bot 
für die marode Personenschifffahrt auf der Donau neue Orientierungshilfen. 
Im Bereich der Luftfahrt bekannte sich die Bundesregierung zu einer wettbewerbsfähi-
gen nationalen Fluglinie, die aber zum Zweck der Angebotsverbesserung funktionelle 
Kooperationen mit allen bestehenden Unternehmen eingehen sollte. Infrastrukturelle 
Förderungen mussten einerseits im europäischen Zusammenhang gesehen werden, aber 
auch den Gesamtanliegen der österreichischen Luftverkehrswirtschaft entsprechen. Bei 
den österreichischen Flughäfen wurde weiterhin eine Einbindung in das internationale 
Netz angestrebt. 
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 Auf dem Gebiet der Seilbahnen stand eine Qualitätsoffensive am Programm, wobei 
Belangen des Umwelt- und Naturschutzes bei Neuzulassungen unbedingte Vorrangstel-
lung zukam.139
In Zeiten einer gesamteuropäischen Rückbesinnung auf die Eisenbahn fanden sich die 
Österreichischen Bundesbahnen auf einem zwar sicherheitstechnisch hohen Standard 
vor, den großteils veralteten Infrastrukturanlagen aus dem 19. Jahrhundert waren jedoch 
Grenzen entscheidender Verbesserungsmöglichkeiten gesetzt. Aber auch punkto 
wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit lagen die ÖBB im europäischen Vergleich eher 
zurück, wodurch grundlegende Umstrukturierungsmaßnahmen aus volkswirtschaftli-
cher, gesellschaftlicher, umwelt- und energiepolitischer sowie internationaler Sicht 
unumgänglich waren und zu einem gesamtösterreichischen Anliegen werden mussten. 
Die Strategie für das umfassende „Dienstleistungsunternehmen mit Schwerpunkt im 
Eisenbahnverkehr“ hieß Steigerung des Marktanteils im kaufmännischen 
Leistungsbereich um Gewinne zu erzielen sowie Erreichung eines – dem öffentlichen 
Interesse entsprechenden – Kosten-Nutzen-Ergebnisses im gemeinwirtschaftlichen 
Bereich.140 Als betriebswirtschaftliches Hauptziel wurde das Erreichen der Kosten- und 
Leistungsstrukturen der besten europäischen Bahnverwaltungen bis zum Jahr 1995 
definiert. Folgende Maßnahmen standen für diesen Zweck zur Verfügung:141 „[…] 
• Aktivieren aller Leistungsreserven 
• bedarfsorientierte Dimensionierung der Kapazitäten sowie 
• Leistungs-, Ertrags- und Produktivitätssteigerungen bei unterproportiona-
ler Aufwandsentwicklung […]“ 
Somit war für diese Neuausrichtung der Bahn höchste Sparsamkeit in allen Bereichen 
unter Ausnutzung sämtlicher Rationalisierungsreserven gefragt. Als klare 
Differenzierung des gemeinwirtschaftlichen vom betriebswirtschaftlichen Teil diente 
die Trennungsrechnung, die mit der Novelle 1984 zum Bundesbahngesetz 1969 
grundlegende Änderungen für die Abgeltung gemeinwirtschaftlicher Leistungen 
erfahren hatte.142 Ein Maßnahmenkatalog diente dazu, das gestellte Produktivitätsziel 
erreichbar zu machen und die volkswirtschaftliche Position der ÖBB zu sichern. 
Darunter fanden sich u. a. die stärkere Verlagerung unternehmerischer Entscheidungen 
auf Organe der ÖBB, die Auflassung von ungerechtfertigten Leistungen auf Haupt- und 
Nebenstrecken, die Minimierung des Administrationsaufwandes als auch eine 
Durchforstung der Sozial- und Subventionstarife. Eine schrittweise Zusammenführung 
der Kraftwagendienste von Bahn und Post wurde ebenfalls angedacht.143
Die Studie „Neue Bahn“ beinhaltete eine Grobplanung der Infrastrukturverbesserungen 
und -anpassungen an das gesamteuropäische Eisenbahnnetz, das international adäquate 
Zuggeschwindigkeiten ermöglichen sollte, als auch Verbesserungen des Rollmaterials. 
Zur Attraktivitätssteigerung der Bahn dienten eigene Marketingkonzeptionen für den 
                                                 
139 Vgl. Vranitzky (1987a), S. 43-46 und Vranitzky (1987b), S. 36 f. 
140 Vgl. Vranitzky (1987a), S. 47 
141 Vranitzky (1987a), S. 48 
142 BGBl. Nr. 151/1984, vgl. auch Gürtlich (2007a), S. 57 f. 
143 Vgl. Vranitzky (1987a), S. 49 ; Seit 1988 Kooperation „Bundesbus“ zwischen Postbus und dem 
Kraftwagendienst (KWD) der ÖBB. 1998 „BahnBus“, 2003 Übernahme der Anteile durch ÖBB, erst 
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 Personen- als auch Güterverkehr.144 Im Personenverkehr galt es, das Leistungsangebot 
bis 1995 zu einem integrierten Reiseservice auszubauen, insbesondere durch folgende 
Maßnahmen: 
• Reisegeschwindigkeit auf 160 km/h (mit Spitzen bis 220 km/h) anheben, 
wodurch Fahrzeitverkürzungen auf die Hälfte erreicht werden sollten, 
• Fahrpläne bedarfsgerecht gestalten, 
• Komfort samt Verpflegungsservice auf hohem Niveau bieten, 
• Platzreservierung sowie Gepäck-Service ermöglichen, 
• Zahlungsverkehr für das gesamte Leistungsangebot bargeldlos gestalten, 
• Parkmöglichkeiten auf Bahnhöfen bereitstellen sowie „Auto im Reisezug“ 
anbieten. 
Beim Güterverkehr galt es hauptsächlich, die Transportzeiten entscheidend zu 
verkürzen als auch Garantien über die vereinbarten Beförderungszeiten abgeben zu 
können. Potentielle Kunden sollten durch das Zusammenwirken folgender Kriterien 
vom Verkehrsträger Schiene überzeugt werden: 
• Logistische Gesamtkosten, 
• Transportkosten Haus/Haus, 
• Flexibilität und Steuerbarkeit, 
• Transportdauer im Rahmen des logistischen Gesamtprozesses, 
• Terminzuverlässigkeit sowie 
• Servicegrad. 
Die Unternehmenspolitik der Post- und Telegraphenverwaltung widmete sich ebenfalls 
der verstärkten Marktorientierung des Leistungsangebots als auch der Durchleuchtung 
des Verwaltungsbereiches zur anschließenden Organisationsoptimierung. 
Zukunftsweisende Investitionen im Fernmelde- und Kommunikationsbereich sollten 
technologieorientiert erfolgen und Innovationsimpulse für die heimische Wirtschaft 
auslösen. Es stand weiterhin ein massiver Ausbau des Fernmeldenetzes am Programm, 
wobei auch geplant war, die Liberalisierung bei den Endgeräten auf weitere Geräte 
auszudehnen. Ziel dieser Maßnahmen war die Konzentration der Post auf die 
Bereitstellung der Netze und Vermittlungseinrichtungen als auch die Gewährung einer 
höheren Produktvielfalt bei den Endgeräten.145  
4.8.2 Die Wahlen 1990 
Die Regierungserklärung als auch das Arbeitsübereinkommen des Jahres 1990 standen 
bereits voll im Zeichen der bevorstehenden Veröffentlichung des Gesamtverkehrs-
konzeptes „Mensch – Umwelt – Verkehr“ im darauf folgenden Jahr.146 Darin wollte die 
Bundesregierung ihre Rahmenbedingungen samt konkreter Maßnahmen für die weitere 
Vorgehensweise in der Verkehrspolitik festlegen, die auch als Richtlinien für regionale 
Verkehrskonzepte, etwa in einzelnen Bundesländern, dienen sollten. Verkehrspolitische 
Aktivitäten mussten den Erfordernissen des Umweltschutzes und der Bevölkerungs-
akzeptanz Rechnung tragen, eine Steigerung der Verkehrssicherheit bewirken sowie 
                                                 
144 Vgl. Vranitzky (1987a), S. 48 
145 Vgl. Vranitzky (1987a), S. 50 
146 Nähere Ausführungen dazu im Kapitel 5.4 ab Seite 94. 
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 dem öffentlichen oder generell dem umweltfreundlicheren Verkehr Vorrang gewähren. 
Zur Angleichung der Wettbewerbssituation einzelner Verkehrsträger zueinander strebte 
man mehr Kostenwahrheit an, während für extrem belastete Gebiete auch 
ordnungspolitische Maßnahmen vorgesehen waren. Ein konkreter Maßnahmenkatalog147 
richtete sich auf die Erreichung der gesetzten Ziele und Rahmenbedingungen, so etwa 
die 
• Attraktivierung der öffentlichen Verkehrsmittel, die 
• Forcierung des kombinierten Verkehrs, 
• Raumordnungsmaßnahmen zur Vermeidung von Verkehrsströmen, ein 
• Vorschriftenkatalog zur Verringerung von Lärm- und Schadstoffemissionen, 
sowie die  
• Reduktion des Blei- und Schwefelgehaltes in Treibstoffen, die  
• Implementierung des Umweltschutztatbestands in alle Gesetzesmaterien im 
Verkehrsrecht samt Ausrichtung der Steuern und Abgaben nach 
Emissionsstufen, die 
• Einführung von Nachtfahrverboten für nicht lärmarme LKW im Laufe des 
Jahres 1994, sowie die 
• Möglichkeiten zur temporären oder regionalen Verkehrsreduktion im Hinblick 
auf die Erreichung bestimmter Luftbelastungswerte. 
Ein besonderer Stellenwert kam dem Thema Transitvertrag zwischen Österreich und der 
EG zu, der nach den Wünschen Österreichs von dauerhafter Natur sein sollte. Folgende 
Instrumente waren je nach Kombination dazu gedacht, die Ziele des Vertrages zu 
verwirklichen:148
• Verlagerung auf die Bahn bzw. den kombinierten Verkehr durch angebotsseitige 
Maßnahmen, 
• Einführung des Prinzips der Kostenwahrheit, 
• Emissionsreduktion durch technische Verbesserungen im Straßen- und 
Eisenbahnverkehr sowie 
• Kontingentierungen als Maßnahme des verkehrspolitischen Umweltschutzes. 
Der Transitvertrag sollte auch als Basis für andere bilaterale Vereinbarungen im 
grenzüberschreitenden Verkehr dienen, so etwa im Bereich der Beförderung 
gefährlicher Güter im Sinne des ADR, deren Verlagerung von der Straße auf die Bahn 
durch Förderungsprogramme erreicht werden sollte. 
Den Bereichen Verkehrssicherheit und verbesserte Kraftfahrzeugtechnik kam erneut 
besondere Bedeutung zu. So plante man u. a. verschärfte Bestimmungen zur 
Kinderbeförderung bis zum 6. Lebensjahr149 als auch zur Kontrolle von 
Alkoholbeeinträchtigungen sowie der Einhaltung von Lenk- und Ruhezeitvorschriften, 
eine Anhebung der Obergrenze für Organstrafverfügungen, Verkehrssicherheits-
maßnahmen für Risikogruppen, wie etwa ältere Kraftfahrer, die Implikation von 
                                                 
147 Vgl. Vranitzky (1990a), S. 24 
148 Vgl. Vranitzky (1990a), S. 25 
149 Mittlerweile gilt das 14. Lebensjahr bzw. die Erreichung einer Mindestgröße als Grenze für die 
Beförderung in geeigneten Kinderrückhaltesystemen. Zudem zählen Verstöße gegen die Vorschriften 
der Personenbeförderung, insbesondere Kindersicherung, seit Juli 2005 zu den Vormerkdelikten 
(7. FSG-Novelle, BGBl. I Nr. 15/2005).  
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 Verkehrserziehung im (vor)schulischen Unterricht und erneut Maßnahmen zur 
Vermeidung oder Reduktion von Verkehrslärm und Schadstoffausstoß. 
Der Verkehrsproblematik der Ballungsräume wollte man mit einem verstärkten Ausbau 
des Schienenverkehrs und dem Zusammenschluss öffentlicher Verkehrsmittel einer 
Region zu Verkehrsverbünden entgegenwirken. Um die Akzeptanz des öffentlichen 
Verkehrs zu erhöhen plante die Regierung die Errichtung von 60.000 Park-and-Ride-
Stellplätzen bis zur Mitte der Neunziger Jahre, wobei rund ein Drittel davon alleine auf 
die Ostregion Österreichs entfiel. Darüber hinaus sollte bei der weiteren Straßenplanung 
verstärkt Bedacht auf den nicht-motorisierten Individualverkehr, also Fußgänger- und 
Radfahrerverkehr, genommen werden. 
Die Aufrechterhaltung und der Ausbau der österreichischen Schifffahrt waren aus 
verkehrspolitischer Sicht wünschenswert, es wurde jedoch im Zuge der 
Rekonstruierung der DDSG eine Teilung in Güter- und Personenbereich als auch eine 
Änderung der Eigentümerverhältnisse notwendig. Die Personenschifffahrt sollte als 
Tourismusunternehmen gewinnorientiert geführt werden und musstr ohne 
Bundeszuschüsse auskommen. Der Frachtenbereich musste ab 1993 ohne Zuschüsse 
auskommen und durch innerbetriebliche Rationalisierungsmaßnahmen und 
Kooperationen mit vorzugsweise inländischen Partnern aus der Verlustposition 
herauskommen. Insbesondere im Hinblick auf Pensionslasten der DDSG bedurfte es 
rasch einer Lösung zur bilanziellen Bereinigung. Um jedoch die Schifffahrt für Partner 
attraktiv zu machen musste seitens der Infrastruktur eine nachhaltige Verbesserung der 
Wasserstraßen gesichert werden, etwa zur Gewährleistung eines ganzjährigen Betriebes 
auf der Donau, wofür primär die Errichtung einer Staustufe im Raum Wien notwendig 
war. 
Die Aufgabe der österreichischen Luftverkehrspolitik lag hauptsächlich in der 
Überwindung der Binnenlage und eine Versorgung aller österreichischen Regionen 
durch die Anbindung an das internationale Flugnetz, unter Berücksichtigung der 
Forderungen des Gesamtverkehrskonzeptes. Zur Erhöhung der Sicherheit plante man 
künftig ein einheitliches computerisiertes Flugkontroll- und Sicherungssystem 
einzurichten.150
Aus der Post sollte im Hinblick auf wachsende und stark konkurrierende Märkte ein 
flexibles und leistungsstarkes Unternehmen, welches grundsätzlich nach 
kaufmännischen Gesichtspunkten agiert aber auch gemeinwirtschaftliche Leistungen 
erfüllt, entstehen. Dabei war eine klare Trennung in hoheitliche und betriebliche 
Bereiche notwendig um Quersubventionierungen entgegen zu wirken. In diesem 
Zusammenhang beabsichtigte der Bundeskanzler bis 1992 einen Gesetzesentwurf für 
ein aktuelles Telekommunikationsrecht vorzulegen, das auch auf die Anforderungen der 
EG Rücksicht nehme.151 Eine zukunftsorientierte Investitionspolitik diente der 
österreichischen Wirtschaft auch dazu Innovationsimpulse auszulösen. Dafür waren 
u. a. folgende Punkte unerlässlich: 
                                                 
150 Vgl. Vranitzky (1990a), S. 25-28 sowie Vranitzky (1990b), S. 331 f. 
151 Tatsächlich trat das Fernmeldegesetz 1993 mit 1. April 1994 in Kraft (BGBl. Nr. 908/1993) 
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 • Sicherstellung einer ausreichenden Finanzierung laut den Vorgaben des 
Fernmeldeinvestitionsgesetzes, 
• Bereitstellung flächendeckender Telekommunikationsinfrastruktur, 
• Ausbau der Mobilfunkdienste, des digitalen Breitbandnetzes und der 
Satellitenkommunikation, 
• Telefonvollversorgung bis Mitte der Neunziger Jahre sowie 
• Digitalisierung des Telefonnetzes bis 2000 im gesamten Bundesgebiet.152 
Bei den Österreichischen Bundesbahnen stand eine Unternehmensreorganisation in eine 
Gesellschaft sui generis, in Anlehnung an bewährte Elemente einer GmbH in einer 
Mischform mit Elementen der Aktiengesellschaft samt eingeräumten Weisungsrechten 
des Bundesministers, an, die mit dem Bundesbahngesetz 1992 per 1. Jänner 1993 bzw. 
in seiner Gesamtheit ein Jahr später umgesetzt wurde.153 Im Personalbereich strebte man 
künftig Dienstverträge im Arbeiter- und Angestelltenstatus zur Reduzierung des 
Beamtenstabes an. Die Produktivität sollte im gesamten Betrieb unter Einbeziehung der 
Ergebnisse der Gemeinkostenwertanalyse erhöht werden. Maßgeblich für die 
Erfolgsbewertung der ÖBB sei jedoch lediglich der betriebswirtschaftliche Teil und 
nicht die kameralistisch-budgetäre Rechnung. Im Bundesbahngesetz war weiters 
festgelegt, dass den ÖBB per Verordnung die Erbringung gemeinwirtschaftlicher 
Leistungen aufgetragen werden konnte, deren Belastungen dann aus Budgetmitteln 
abzugelten waren.154 Diese Leistungen galt es dennoch nach bestmöglichen 
betriebswirtschaftlichen Grundsätzen zu erbringen. In verschiedensten Bereichen sollten 
Kooperationen mit der Privatwirtschaft als auch mit Gebietskörperschaften zur 
Zweckoptimierung und für gemeinsame Finanzierungslösungen geprüft werden. Ziel 
des Infrastrukturausbaus durfte nicht eine Antwort auf die steigende Nachfrage sein 
sondern eine Modernisierung des Bahnnetzes zur Generierung von Nachfrage durch 
marktgerechte Angebote. Aus wirtschaftlichen und budgetären Gründen war eine 
strenge zeitliche und projektbezogene Prioritätensetzung im Rahmen eines 
Gesamtkonzeptes anzustreben. Dabei sollten budgetäre und außerbudgetäre 
Finanzierungsformen entsprechend berücksichtigt werden. Folgende Großprojekte 
standen zur Debatte: 
• „Neue Südbahn“, 
• „Hochgeschwindigkeitsbahn Berlin – Prag – Wien – Budapest“ sowie eine 
• neue Eisenbahn-Alpentransversale München – Verona unter Einschluss des 
Brennerbasistunnels.155 
4.8.3 Das Jahr der Beitrittsverhandlungen 
Im Jahr der Beitrittsverhandlungen zur EU konzentrierte sich natürlich alles auf den 
bevorstehenden Integrationsprozess im europäischen Binnenmarkt. Infrastrukturausbau-
maßnahmen wurden hauptsächlich als Möglichkeit zur Arbeitsplatzbeschaffung 
angesehen, waren aber auch im Hinblick auf Veränderungen des internationalen 
Verkehrsaufkommens vor allem in den sensiblen Alpenregionen notwendig. 
                                                 
152 Vgl. Vranitzky (1990a), S. 28 f. 
153 BGBl. Nr. 825/1992 
154 Vgl. dazu haupts. § 1 Abs. 3 und § 3 Bundesbahngesetz 1992 (BGBl. Nr. 825/1992) 
155 Vgl. Vranitzky (1990a), S. 29 f. 
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 „Eine zeitgemäße Verkehrspolitik muß [sic] dafür sorgen, daß [sic] der Verkehr 
bei Wahrung der Mobilität des einzelnen nicht über das notwendige und vor allem 
das erträgliche Ausmaß anwächst. Umweltschutz und Verkehrssicherheit sind 
daher die Eckpunkte einer verantwortungsvollen Verkehrspolitik.“156
Die Bundesregierung strebte daher eine Abstimmung der verschiedenen Verkehrsträger 
mittels übergreifender Masterpläne auf Basis eines Bundesverkehrswegeplans, der bis 
spätestens 1996 vorzulegen sei, an.157 Der als umweltfreundlich eingestufte 
Verkehrsträger Schiene galt auch im Hinblick auf den Fernverkehr als besonders 
förderungswürdig, wobei eine Finanzierung der Vorhaben auch mittels 
privatwirtschaftlicher Modelle stattfinden sollte. Die Lückenschließung im 
hochrangigen Straßennetz funktionierte ähnlich, um nicht weitere Budgetbelastungen in 
Zeiten der Budgetkonsolidierung hervorzurufen. Abhilfe erhoffte man sich durch ein 
eigenes Infrastrukturfinanzierungsgesetz, das gleichzeitig ein flächendeckendes, 
fahrleistungsabhängiges, ökologisch gestaltetes Mautsystem (Stichwort: road pricing) 
vorsah. Die Bundesregierung bestand weiterhin auf einer ÖPNV-Offensive unter 
finanzieller Einbindung der betroffenen Bundesländer, einer Liberalisierung der 
Nutzung von Eisenbahninfrastruktur sowie einer Verkehrslärmoffensive. Der Einsatz 
von Telematiksystemen sollte künftig Kontroll-, Informations- und 
Optimierungsaufgaben erfüllen. Um nicht erneut unvorhergesehene Verkehrsströme zu 
generieren band man die Anlagenbewilligung großer Verkehrserreger, wie etwa 
Shopping-Center oder Industriezentren, an die Vorlage von Verkehrskonzepten mit 
Priorität auf dem öffentlichen Verkehr. 
Ebenso wie bei der Eisenbahn waren auch im Telekommunikationsbereich 
Liberalisierungsbestrebungen vorrangig, jedoch schon weiter fortgeschritten. Auf dem 
Mobilfunksektor stand die vollständige Liberalisierung mit 1995 kurz vor dem 
Abschluss, für netzgebundene Sprachtelefone war dies mit Jahresbeginn 1998 geplant. 
Aus der österreichischen Post sollte bis Jänner 1996 ein selbständiges, aus dem 
Bundeshaushalt ausgegliedertes Unternehmen entstehen, das jedoch weiterhin Eigentum 
des Bundes blieb.158 Zur Optimierung von Ressourcen plante man abermals die 
Ausgliederung des Postbus und dessen Zusammenlegung mit dem ÖBB-Bus.159 Auch 
auf dem Gebiet von Hörfunk und Fernsehen standen Liberalisierungswellen an, wobei 
man mit der Vergabe von Lizenzen im Bereich von Regionalradios bereits am weitesten 
fortgeschritten war.160
                                                 
156 Vranitzky (1994a), S. 16 
157 Dieses Vorhaben wurde im Arbeitsübereinkommen 1996 wiederholt und schließlich mit der 
Veröffentlichung eines Masterplans zum Bundesverkehrswegeplan Ende 1998 verwirklicht. Der 
Marathon um den Bundesverkehrswegeplan Österreich fand aber erst 2002 sein vorläufiges Ende. 
Vgl. Kovacic (1999) und Geyer (2002) 
158 Poststrukturgesetz, Artikel 95 im BGBl. Nr. 201/1996, das mit 1. Mai des Jahres in Kraft trat. 
159 Vgl. dazu Fußnote 143 
160 Vgl. Vranitzky (1994a), S. 16-18, 47 und Vranitzky (1994b), S. 27 f. und 36 f. 
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 4.8.4 Die fünfte Amtszeit 
Bei der Wiederwahl im Jahr 1996 stellte Vranitzky seine fünf großen Ziele für die 
nächsten vier Regierungsjahre vor:161
• Beschäftigungsoffensive und Ausbau des Wirtschaftsstandortes Österreich, 
• konsolidierter Staatsaushalt, 
• Rolle Österreichs als EU-Mitglied, 
• Sicherheit (innere und äußere, aber auch soziale und ökologische) sowie 
• offensives Reformprogramm (Bildung, Justiz, Gesundheit, Verkehr). 
Dass in Zeiten harter Budgetkonsolidierungsbestrebungen bereits ein Jahr später ein 
Wechsel stattfinden sollte, stand zu dem Zeitpunkt klarerweise noch nicht fest. Im 
Arbeitsübereinkommen der beiden Regierungsparteien SPÖ und ÖVP galt der Großteil 
den Konsolidierungsbestrebungen des Staatshaushaltes und Reformen in 
verschiedensten Bereichen. Neuerdings fand man den Punkt 2 Infrastrukturinvestitionen 
im Kapitel „Beschäftigungs- und Standortsicherung“, während die eigentlichen 
Verkehrsagenden im Reformkapitel weiter hinten behandelt wurden. 
Infrastrukturinvestitionen sollten vor allem die Qualität des Wirtschaftsstandortes 
erhöhen und somit attraktiv für Industrieansiedelungen sein. Sowohl Bautätigkeiten 
selbst als auch die dadurch erschlossenen Anlagen wirken positiv auf das 
Beschäftigungsniveau und galten somit als förderungswürdig. Zur Finanzierung der 
Vorhaben wurden Möglichkeiten privatwirtschaftlicher Finanzierungsmodelle geprüft 
(PPP-Modelle) bzw. Finanzierungen durch Mittel der Straßenerhalter (Maut-Systeme) 
angedacht. Im Punkt IX „Verkehr“ als Unterkapitel der Reformen wiederholte das 
Arbeitsübereinkommen im Wesentlichen die Vorhaben aus 1994, hob aber besonders 
die Notwendigkeit der Kostenwahrheit und Internalisierung externer Kosten (vor allem 
Unfallfolgekosten, Umweltkosten) im Verkehr hervor, die als Wettbewerbsangleichung 
zwischen den einzelnen Verkehrsträgern unabdingbar waren. Als „Übergangsregelung“ 
bis zur Wettbewerbsangleichung diente eine Förderung des Kombi-Verkehrs und 
öffentlichen Verkehrs seitens der öffentlichen Hand.162
4.9 Regierung Klima 
Nach dem Rücktritt von Bundeskanzler und Parteiobmann Dr. Franz Vranitzky stand 
am 29. Jänner 1997, etwa dreizehn Monate nach den Wahlen vom Dezember 1995, eine 
neue Bundesregierung unter Bundeskanzler Mag. Viktor Klima vor dem Nationalrat. 
Der neue Bundeskanzler bekannte sich zu den Leitlinien des Koalitionsabkommens 
vom März 1996, das er als Finanzminister mit unterschrieben hatte. Er wollte jedoch 
mit der Tradition brechen, die Themen noch einmal im Detail auszuführen, da dies sein 
Vorgänger ein Jahr zuvor bereits getan hatte. Stattdessen widmete er sich zwei Themen, 
nämlich den Herausforderungen Österreichs an der Schwelle zu einem neuen 
Jahrtausend und andererseits der Darstellung von lediglich zentralen Schwerpunkten der 
Regierungsarbeit. Hauptaugenmerk seiner Ansprache galt dem Konsolidierungs-
programm, das teilweise schon zustande gebracht worden war, aber auch Maßnahmen 
zur Beschäftigungssicherung, Sicherung des sozialen Friedens im Land sowie 
                                                 
161 Vgl. Vranitzky (1996b), S. 23 
162 Vgl. Vranitzky (1996a), S. 12 und 53 f. 
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 Gesundheits- und Bildungspolitik. Das Thema Verkehr kam nur am Rande zur Sprache, 
während Infrastrukturmaßnahmen lediglich im Zusammenhang mit Beschäftigungspoli-
tik erwähnt wurden. Bundeskanzler Klima bekannte sich zu einer modernen und 
leistungsfähigen Infrastruktur, welche den Industriestandort Österreich attraktiv halten 
und gleichzeitig zu einer Erhöhung der Lebensqualität als auch des Potentials für 
Wirtschaftsansiedelungen beitragen sollte, was hauptsächlich für die Bereiche 
Telekommunikation, Verkehr und Energie galt. Es war an der Zeit, neue Wege der 
Finanzierung zu suchen und auch Kooperationen von öffentlichen und privaten 
Finanzierungsquellen zu überprüfen. Bei der Prioritätsreihung im Infrastrukturbereich 
sei außerdem auf beschäftigungsintensive Projekte vorrangig Rücksicht zu nehmen. 
Laut den Leitlinien des Koalitionsübereinkommens 1996 war das Ziel des 
Infrastrukturausbaus eine leistungsfähige und umweltverträgliche Infrastruktur zu 
wettbewerbsfähigen Kosten zu erhalten und dafür die Basis für eine bessere 
Lebensqualität, einen Standortvorteil für Österreichs Wirtschaft als auch eine Erhöhung 
des Potentials für Wirtschaftsansiedelungen und Beschäftigung zu schaffen. Darüber 
hinaus sollte eine Anbindung an die Transeuropäischen Netze erfolgen, um 
Unterpunkten des Beitrittsvertrages zur EU fristgerecht nachzukommen, welche auch 
die Förderung und den Ausbau des Schienenverkehrs, des Kombi-Verkehrs, die 
Fortschreibung technischer Standards zur Senkung der Emissionsbelastungen durch 
Kraftfahrzeuge sowie die Beibehaltung und Weiterentwicklung des Öko-Punktesystems 
zum Inhalt hatten. Zum Thema Verbesserung der Verkehrssicherheit und Umweltschutz 
bezog sich das Arbeitsübereinkommen auf zwei Punkte, einerseits die Gestaltung eines 
modernen Führerscheingesetzes, als auch die Fortführung der Bestrebungen einer 
Verlagerung des Verkehrs weg von der Straße hin zur Schiene.163 Zur Verwirklichung 
der Kostenwahrheit verwies Bundeskanzler Klima erneut auf die Internalisierung 
externer Kosten (hauptsächlich Unfallfolge- und Umweltkosten) aber auch auf eine 
schrittweise Anhebung der Mauten und Straßenbenutzungsabgaben im Sinne der EU-
Wegekostenrichtlinie.164 Weiters machte er sich wie seine Vorgänger zur Aufgabe, die 
Erstellung und schrittweise Umsetzung eines verkehrsträgerübergreifenden 
Infrastrukturkonzeptes auf Basis eines Bundesverkehrswegeplans zu forcieren, was 
schließlich im Herbst 1998, Frühjahr 1999 mit dem Masterplan teilweise erreicht wurde. 
Den Abschluss der Regierungserklärung bildete das Thema der bevorstehenden 
österreichischen Präsidentschaft in der Europäischen Union in der zweiten Jahreshälfte 
1998. Wesentliche Punkte bildeten dabei die Reform des Gemeinschaftshaushaltes und 
die Beschäftigungspolitik sowie auch die Vorbereitungsarbeiten zur Osterweiterung und 
den auf den 1. Jänner 1999165 festgesetzten Start der gemeinsamen Währung.166
                                                 
163 Mit dem BGBl. Nr. 120/1997 wurde das Führerscheingesetz (FSG) als eigenständiges Gesetz vom 
Kraftfahrgesetz (KFG) abgekoppelt und trat zwei Tage später in Kraft. 
164 Richtlinie 93/89/EWG des Europäischen Rates 
165 als Buchgeld; am 1. Jänner 2002 erfolgte schließlich die Einführung des Euro-Bargeldes 
166 Vgl. Klima (1997), S. 15, 18 und 23-25, Vranitzky (1996a), S. 53 f. sowie Kovacic (1999) 
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 4.10 Regierungen Schüssel 
4.10.1 Turbulenter Amtsantritt 
Nach den Nationalratswahlen 1999 ging erneut die SPÖ als stimmenstärkste Partei 
hervor. Die langwierigen Koalitionsverhandlungen mit der drittstärksten Partei ÖVP 
scheiterten jedoch und es wurde eine kleine Koalition zwischen der ÖVP und der FPÖ 
im Februar 2000 gebildet, was zu innen- und außenpolitischen Turbulenzen führte, wie 
etwa regelmäßigen Demonstrationen im Inland sowie geschlossenem Auftreten der 
übrigen vierzehn EU-Mitgliedsstaaten, die diplomatischen Beziehungen zu Österreich 
einzufrieren. Die SPÖ ging nach dreißig Jahren in der Regierung schließlich wieder in 
Opposition. Der neue Bundeskanzler Dr. Wolfgang Schüssel stellte in seiner 
Regierungserklärung am 9. Februar 2000 die Leitlinien der neuen Bundesregierung vor, 
die unter das Motto „Österreich neu regieren“ gestellt wurde:167
„Mehr Mut zur Zukunft – statt Klammern am Althergebrachten!  
 Mehr Freiheit – statt staatlicher Gängelung!  
 Mehr Eigenverantwortung – statt Bevormundung von oben!  
 Mehr Anerkennung der individuellen Leistung – statt Gleichmacherei!“ 
Wesentliche Themen und Kernaufgaben der Regierung betrafen die Stabilität des 
Staatshaushaltes und die neue Währung „Euro“, die seit 1. Jänner 1999, wenn auch 
bisweilen nur als Buchgeld, offizielle Gültigkeit hatte.168
Die entscheidendste Maßnahme im Verkehrsbereich war die Zusammenführung aller 
Verkehrsagenden unter ein einheitliches Ressort, das Bundesministerium für Verkehr, 
Innovation und Technologie, kurz BMVIT, wodurch man sich eine Beschleunigung in 
der Erstellung eines integrierten Bundesverkehrswegeplans, der das Zusammenspiel 
sämtlicher Verkehrsträger umfassen sollte, erhoffte. Im Regierungsprogramm wurden 
die verkehrspolitischen Vorhaben unter dem Punkt „Stärkung des Wirtschaftsstandortes 
Österreich“ aufgelistet. Die Straßen- und Schieneninfrastruktur aber auch die 
Infrastruktur von Daten- und Energienetzen sollten entscheidend sein für eine optimale 
Anbindung des Wirtschaftsstandortes.  
Der Mediensektor stand weiter unter dem Aspekt der Liberalisierung. Zur 
Sicherstellung eines offenen Zugangs sollte eine unabhängige Einrichtung für 
Telekommunikation, Informationstechnologie und Medien dienen. Punkt 17 
„Infrastruktur und Verkehr“ des Koalitionsabkommens listete u. a. folgende Punkte 
auf:169
• Liberalisierung und Wettbewerb im Schienenverkehr sowie die Erleichterung 
des Zugangs zur Schieneninfrastruktur; 
• Schaffung eines verkehrsträgerübergreifenden Bundesverkehrswegeplans; 
• Ausbau von Bahn- und Straßenverbindungen sowie Wasserstraßen 
umweltfreundlich gestalten; 
                                                 
167 Schüssel (2000a), S. 13 
168 Der Schilling war ab diesem Zeitpunkt lediglich als Hilfswährung im Einsatz. (Siehe Fn. Nr. 165) 
169 Vgl. Schüssel (2000b), S. 73 f. 
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 • Optimierung des öffentlichen Personennahverkehrs, auch hinsichtlich der 
Erstellung gemeinwirtschaftlicher Leistung; 
• Verlagerung von zusätzlichem Güterverkehrsaufkommen auf umweltfreundliche 
Verkehrsträger, gerade im Zuge der EU-Erweiterungsmaßnahmen; 
• Transport von Gütern durch Österreich beschleunigen und ökologischer machen, 
wobei Verbundlösungen und Kombi-Verkehr anzustreben sind; 
• Lückenschluss im hochrangigen Straßennetz; 
• Ausbau der Telekommunikationsinfrastruktur, vor allem in Randlagen als 
Strukturförderung und zur Verkehrsvermeidung im ländlichen Raum;170 
• Schaffung unabhängiger Regulierungsbehörden in allen Infrastrukturbereichen. 
Im Hinblick auf die anstehende große Erweiterung der EU behielt sich die 
Bundesregierung bei gleichzeitiger Forcierung des Erweiterungsprozesses vor, in 
Verkehrsfragen gegenüber einzelnen Beitrittskandidaten gesamtösterreichische 
Interessen nötigenfalls mit individuellen Auflagen zu wahren.  
Aus umweltpolitischer Sicht galt es Maßnahmen zur Reduktion von Schadstoffen in 
Treibstoffen, insbesondere von Schwefel, fortzusetzen. Es sollten aber auch 
Erleichterungen für die Einführung neuer Motortechnologien geschaffen werden, die zu 
einer weiteren Schadstoffreduktion führen könnten. 
Im Hinblick auf die bereits erwähnte Einrichtung einer unabhängigen Institution für 
Telekommunikation, Informationstechnologie und Medien sollten die bisherigen 
Zuständigkeiten des Bundeskanzleramtes, Verkehrs-, Wirtschafts- und 
Justizministeriums in einem Ressort zusammenfließen und mit genau definierten 
Lizenz- und Kontrollbefugnissen ausgestattet werden. 
Die restriktive Budgetpolitik betraf auch Aufgaben im Bereich der Infrastruktur-
gesellschaften, deren Situation durch eine Erhöhung des Selbstfinanzierungsgrades 
verbessert werden sollte und dafür die erforderlichen strukturellen und 
organisatorischen Voraussetzungen geschaffen werden mussten. Bei den Ausgaben für 
die ÖBB und die Schieneninfrastrukturgesellschaft (SCHIG) rechnete man im Jahr 2000 
mit keiner zusätzlichen Budgetbelastung und forderte die Vorstände beider 
Gesellschaften auf, für die Folgejahre nachhaltige Maßnahmen zur Reduktion der 
Budgetbelastung zu ergreifen. Das Anwachsen der Aufgaben für die ASFINAG sollte 
durch Anpassungen der Vignettenpreise bzw. eine adäquate LKW-Maut ausgeglichen 
werden.171
Am 12. Mai 2000 brachte das Bundeskanzleramt unter der Federführung von 
Bundeskanzler Dr. Wolfgang Schüssel und Vizekanzlerin Dr. Susanne Riess-Passer 
einen Statusbericht zu 100 Tagen Regierungsarbeit heraus. Das Bundesministerium für 
Verkehr, Technologie und Innovation listete dabei folgende Schwerpunkte auf:172
• Strukturänderung des Postzeitungsversandes, 
• Vorbereitung zur Errichtung eines zentralen Rates für Forschung- und 
Technologieentwicklung, 
                                                 
170 Zur Problematik des ländlichen Raums siehe auch Kapitel 5.4.5.3. 
171 Vgl. Schüssel (2000a), S. 13 ff., 20 f. und 23 sowie Schüssel (2000b), S. 2, 84, 87 und 104 
172 Vgl. Volker Höferl in: Schüssel (2000c), S. 55 
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 • Bundesverkehrswegeplan, 
• LKW-Maut, 
• TKG-Novelle zur Vorbereitung der UMTS Versteigerung. 
Die strukturelle Änderung des Postzeitungsversandes wurde aufgrund der schwierigen 
Budgetsituation der Vergangenheit notwendig, da dieser jährlich rund 1,3 Milliarden 
Schilling (ca. 94,5 Mio. Euro) verschlang. Die Vorbereitung zur Einrichtung eines 
zentralen Rates für Forschungs- und Technologieentwicklung sollte die bisherigen 
Beratungsgremien (u. a. Österreichischer Rat für Wissenschaft und Forschung, 
Forschungsförderungsrat und Rat für Technologieentwicklung) ablösen. Die Mitglieder 
dieses neuen Sachverständigengremiums waren ausnahmslos unabhängige Experten, 
deren Nominierung seitens der Bundesminister für Verkehr, Innovation und 
Technologie sowie Bildung, Wissenschaft und Kultur erfolgen soll. Durch die 
Einrichtung des Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und Technologie und 
erstmalige Zusammenlegung der Ressorts Straße und Schiene173 bestand somit die 
Chance, den verkehrsträgerübergreifenden Bundesverkehrswegeplan, aufbauend auf 
dem vorhandenen Masterplan aus den Jahren 1998/99, zu erstellen. Seine Fertigstellung 
war eine der zentralen Aufgaben der laufenden Legislaturperiode. Dieser Plan 
beinhaltete eine überprüfte und gegebenenfalls neu geordnete Prioritätenreihung der 
Ressorts Straße und Schiene mit besonderem Augenmerk auf neue europäische 
Entwicklungen im Transitverkehr. 
In Bezug auf die LKW-Maut musste die Einhaltung des Einführungstermins 
1. Juli 2002 unbedingt gesichert werden, weshalb bereits zu Beginn der 
Legislaturperiode Ausschreibungen für die Vergabe der Mautsysteme angelaufen 
waren.174 Aus der Versteigerung von UMTS-Lizenzen versprach man sich Einnahmen 
für das Finanzministerium in Höhe von rund 4,2 Milliarden Schilling (ca. 305 Mio. 
Euro) sowie ein telekommunikationsfreundliches Klima und somit eine Stärkung des 
Wirtschaftsstandortes Österreich.175
4.10.2 Neuauflage Schwarz – Blau 
Nach den Wahlen vom 24. November 2002 ging die ÖVP mit 42,3 Prozent der 
Stimmen als klarer Sieger hervor und bildete eine Neuauflage der schwarz-blauen 
Regierung. Die von der Parteienzusammensetzung alte wie neue Bundesregierung sah 
sich somit in ihrer Arbeit bestätigt und Kanzler Schüssel nannte bei seiner 
Regierungserklärung den Kurs 
„[…] eine Politik, die den Menschen nichts vorgaukelt, sondern […] eine Politik, 
die die Dinge aufrichtig  beim Namen nennt.“176
                                                 
173 Änderung des Bundesministeriengesetzes, BGBl. I Nr. 16/2000. 
174 Per Verordnung des BM, BGBl. II Nr. 568/2003, wurde der Beginn der Einhebung der 
fahrleistungsabhängigen Maut schließlich mit 1. Jänner 2004 festgelegt. Dagegen sahen das 
Bundesstraßen-Mautgesetz 2002 als auch die Mauttarifverordnung bereits seit 1. Jänner 2003 
fahrleistungsabhängige Mauttarife vor. (BGBl. I Nr. 109/2002, BGBl. II Nr. 406/2002) 
175 Vgl. Volker Höferl in Schüssel (2000c), S. 56 ff. 
176 Schüssel (2003a), S. 14 
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 Besondere Bedeutung sollte im Hinblick auf den offenen Wettbewerb, dem sich der 
Wirtschaftsstandort Österreich gegenübersah, den Wachstumsfaktoren Bildung, 
Forschung, Technologie und Infrastruktur zukommen, da ein erfolgreicher 
Wirtschaftsstandort auch als beste Zukunftsversicherung galt. Aufgrund des generellen 
Trends einer wachsenden individuellen Mobilität und Gütervielfalt, der gleichzeitig 
auch ein Ansteigen des Verkehrsaufkommens impliziert, bedurfte es besonderer 
Lösungen auch auf gesamteuropäischer Ebene regionale Belastungen, wie etwa dem 
Transitverkehr, durch faire Mautregelungen, Übergangsregelungen im Ökopunktere-
gime als auch grenzübergreifende Infrastrukturinvestitionen auszugleichen. Mithilfe des 
im Jahr 2002 beschlossenen Generalverkehrsplans sollte eine Stärkung der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit durch eine höhere Effizienz des Schienen- und 
Straßenverkehrs umgesetzt werden, die mittels Lückenschließung im hochrangigen 
Straßennetz und der Forcierung der Schiene als umweltfreundlichem Verkehrsträger 
erreicht werden könnte. Die im Generalverkehrsplan angeführten Projektierungen 
umfassten auch wichtige Verkehrsverbindungen zu den Zukunftsmärkten der neuen EU-
Mitgliedsländer. 
Aus der ÖBB-Reform, die das Unternehmen für seine Aufgaben im internationalen 
Wettbewerb nachhaltig stärken sollte, erwartete man sich mehr Kundennähe als auch 
weitere Leistungsverbesserungen auf dem Privatkunden- und Unternehmenssektor. Zur 
Finanzierung der Ausbauvorhaben wichtiger Korridore (etwa auch der TEN-Linien) 
setzte man verstärkt auf Mischmodelle mit privaten und öffentlichen Investoren (PPP-
Modelle). Besondere Bedeutung kam zudem der Verkehrserschließung des ländlichen 
Raums zu, der etwa 80 Prozent des Bundesgebietes einnimmt, um dort die regionale 
Wertschöpfung und Arbeitsplätze zu sichern.177
Im vierzig Seiten umfassenden Regierungsprogramm waren die Verkehrsagenden unter 
den Punkten 7 (Verkehr) und 22 (Finanzen) aufgelistet, wobei auch Punkt 2 (Euro-
päische Union) – mit dem Thema Transitfrage aber auch Vorbereitungsstrategien zur 
EU-Erweiterung im Hinblick auf Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur – 
verkehrspolitische Angelegenheiten behandelte.178 Zur Erhöhung der Verkehrssicherheit 
sollte vom Bundesministerium für Inneres in Kooperation mit dem Bundesministerium 
für Verkehr, Innovation und Technologie ein Maßnahmenpaket erstellt werden, welches 
Investitionen in Verkehrsleit- und Steuersysteme beinhaltete. Andererseits setzte man 
auf eine intensivere Bekämpfung der Trunkenheit sowie Drogenbeeinträchtigung am 
Steuer als auch eine verstärkte Überwachung des Abstandverhaltens. Zur Anpassung 
des Führerscheinsystems auf europäische Standards plante man die Einführung einer 
EU-Fahrerbescheinigung (Stichwort: Scheckkartenführerschein).179
                                                 
177 Vgl. Schüssel (2003a), S. 14 f., 17 und 23 
178 Vgl. Schüssel (2003b), S. 4, 8, 14 f., 17, 27, 33 sowie 37 ff. 
179 Der „Scheckkartenführerschein“ wurde mit der 8. FSG-Novelle, BGBl. I Nr. 152/2005 per 
1. Oktober 2006 eingeführt. Die bisherigen Führerscheine behalten lt. derzeitigem Stand bis längstens 
2032 weiterhin ihre Gültigkeit, werden jedoch im Zuge von etwaigen Aktualisierungen gegen 
Scheckkarten ausgetauscht. Am einheitlichen EU-Führerschein ab 2013 wird weiterhin gearbeitet. 
Quelle: bmvit 
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 Unter Punkt 7 Verkehr bekannte sich die österreichische Bundesregierung180
„[…] zur Umsetzung des im Jahr 2002 beschlossenen Generalverkehrsplans als 
einem der Bausteine, mit dem die Wettbewerbsfähigkeit unseres Landes nachhaltig 
verbessert und die Attraktivität des Wirtschaftsstandortes Österreich weiter erhöht 
werden kann […]“, 
wobei auch die Bedeutung der Infrastruktur auf den Tourismusstandort Österreich nicht 
außer Acht gelassen werden durfte.  
Einerseits galt es, wie schon erwähnt, das hochrangige Straßennetz auszubauen und 
noch vorhandene Lücken zu schließen, wie auch Netzergänzungen und Kapazitäts-
anpassungen im Landesinneren vorzunehmen. Andererseits musste der umweltfreund-
liche Verkehrsträger Schiene ausgebaut werden um höhere Effizienzen, besseres 
Kundenservice sowie eine Zunahme im Personen- als auch Güterverkehrsaufkommen 
erreichen zu können. 
Bei der Prioritätenreihung im Generalverkehrsplan Österreich war auf die EU-
Erweiterung, besonders im Hinblick auf den Ausbau von Schienenverbindungen zu den 
Beitrittskandidaten nördlich, östlich und südlich des Bundesgebietes, Rücksicht zu 
nehmen. Weiters sollten beim Vergabegesetz Verfahrensbeschleunigungen, wie sie auch 
schon der Bundesverkehrswegeplan skizzierte, durch diverse Neuregelungen erreicht 
werden. Eine Überprüfung der Höhe der LKW-Maut diente der Offenlegung 
nachteiliger Standorteffekte unter Berücksichtigung europäischer Rahmenbedingungen 
und der Sicherstellung der Finanzierung der ASFINAG. Für die Zeit zwischen 
Auslaufen der Ökopunkteregelung und Inkrafttreten der EU-Wegekostenrichtlinie 
versprach die Bundesregierung die Etablierung von Übergangslösungen zur Wahrung 
österreichischer Interessen auch mittels innerstaatlicher Maßnahmen, wie etwa 
sektoraler und zeitlicher Fahrverbote aber auch einer Novellierung des 
Immissionsschutzgesetz-Luft. Im Zusammenhang mit der Erarbeitung einer neuen EU-
Wegekostenrichtlinie181 standen besonders ökosensible Zonen, wie etwa die Gebiete der 
Alpenkonvention, großstädtische Ballungsräume oder definierte Gebiete mit 
Schutzstatus, im Vordergrund. Gleichzeitig sah diese Richtlinie Konzepte im Sinne der 
Kostenwahrheit zur ökologischen Weiterentwicklung der fahrleistungsabhängigen 
LKW-Maut insbesondere aber Möglichkeiten zur Querfinanzierung von der Straße zu 
Schiene oder Wasser vor.  
Als wesentliche Aufgabe innerhalb der Infrastrukturbauvorhaben galt auch der geplante 
Beschluss des Baus des Brenner-Basistunnels noch innerhalb der 
XXII. Gesetzgebungsperiode unter Beteiligung der europäischen Union und Italiens in 
einem PPP-Finanzierungsmodell.182
Zur Attraktivierung des öffentlichen Nahverkehrs setzte man auf eine Qualitätsoffensive 
unter Einbeziehung sämtlicher Vertragspartner und Verstärkung des Bestellprinzips, 
                                                 
180 Schüssel (2003b), S. 14 
181 Die Richtlinie 1999/62/EG (bereits eine Weiterentwicklung der Richtlinie 93/89/EWG) wurde 
schließlich mit der Richtlinie 2006/38/EG abgeändert. 
182 Vgl. Fußnote 197 auf Seite 69 
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 wobei auch auf eine barrierefreie Nutzung dieser Verkehrsmittel Bedacht zu nehmen 
war. 
Im Zusammenhang mit der Besteuerung des motorisierten Individualverkehrs plante die 
Bundesregierung eine „Ökologisierung des Steuersystems“, die sich in einer 
Weiterentwicklung der Besteuerung fossiler Treib- und Brennstoffe als auch 
verkehrsbezogenen Steuern und Abgaben äußerte. Im Vordergrund stand die 
Begünstigung erneuerbarer Energieträger und somit optimale Unterstützung der 
Erreichung des Kyoto-Ziels. Die von EU-Ebene verpflichtende Einführung von 
Dieselpartikelfiltern wollte die Bundesregierung auf nationaler Ebene durch 
Anreizsysteme unterstützen, ebenso wie eine rasche Einführung schwefelfreier 
Treibstoffe steuertechnisch forciert werden sollte. 
Der Telekommunikationssektor stand weiterhin im Zeichen der Sicherung und 
Förderung eines fairen Wettbewerbs unter Wahrung der Unabhängigkeit der 
KommAustria.183
Im Punkt 22 Finanzen führte das Arbeitsübereinkommen unter den 
Privatisierungszielsetzungen staatlicher Betriebe u. a. Schritte zum Verkauf der 
Österreichischen Post AG an. Nach der Ausgliederung mehrerer Betriebe könnte die 
Auflösung der ÖIAG und Neugründung einer Bundesbeteiligungs- und 
-managementgesellschaft erfolgen, in die noch verbleibende Anteile an den 
Österreichischen Bundesbahnen, für die keine Privatisierung vorgesehen war, und am 
Verbund eingebracht würden. Gleichzeitig sollten verkehrspolitische 
Steuerungskompetenzen zur Gänze bei den zuständigen Ressorts verbleiben. Die Ziele 
für eine Neuordnung von ÖBB und SCHIG, die für das Jahr 2002 einen Zuschussbedarf 
in Höhe von rund 4,1 Milliarden Euro aufwiesen, äußerten sich in der Reduktion des 
Finanzierungsbedarfs durch unternehmensinterne Effizienzsteigerungen sowie 
Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit. Gleichzeitig wollte man mit der Neuordnung 
und Ausgliederung des Unternehmens den EU-Vorschriften entsprechen und 
Möglichkeiten einer nachhaltigen Finanzierung (durch Infrastrukturbenutzungsentgelte, 
Querfinanzierungsmöglichkeiten, PPP-Modelle) sicherstellen. Wesentliche Maßnahmen 
für diese Neuordnung waren:184
• Änderung der Unternehmensstruktur in eine ÖBB-Holding, 
• Integration der SCHIG-Finanzierung in die ÖBB, 
• Anpassung des Bundesbahngesetzes zur vertraglichen Finanzierungsregelung 
künftiger Investitionsvorhaben, 
• Übertragung der Bundesanteile, 
• Ländereinbindung im Nahverkehrsbereich sowie 
• Abwicklung von Neubauvorhaben durch die Infrastrukturerrichtungs-
gesellschaften HL-AG und BEG. 
                                                 
183 Kommunikationsbehörde Austria (seit 1. April 2001) 
184 Vgl. Schüssel (2003b), S. 39 f. 
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 4.11 Regierung Gusenbauer 
Bundeskanzler Dr. Alfred Gusenbauer stellte am 16. Jänner 2007 in einer rund 
einstündigen Ansprache die Vorhaben der neuen großen Koalition vor, wobei die 
wesentlichsten Punkte der neuen Regierung u. a. darin bestehen:185
• Ankurbelung des Wirtschaftswachstums und Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, 
• Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit der österreichischen Wirtschaft, 
• Verfolgung einer soliden Budgetpolitik, 
• Weiterentwicklung des Sozial- und Gesundheitssystems, 
• Intensivierung der Armutsbekämpfung, 
• offensive Bildungs- und Forschungspolitik, 
• Sicherstellung der tatsächlichen Gleichstellung der Geschlechter, 
• Förderung eines offenen und lebendigen Kulturlebens sowie Erhaltung einer 
hohen Lebens- und Umweltqualität, 
• Sicherstellung eines höchstmöglichen Maßes an innerer und äußerer Sicherheit, 
• Stärkung der Demokratie und Grundrechte durch eine Staats- und 
Verwaltungsreform, 
• aktive Mitwirkung an der Europäischen Union sowie 
• Stärkung der internationalen Zusammenarbeit. 
Im 167 Seiten umfassenden Regierungsprogramm bekennt sich die Bundesregierung zu 
einer sozial und ökologisch nachhaltigen Marktwirtschaft mit fairem Wettbewerb sowie 
der Sicherstellung einer flächendeckenden Versorgung mit Dienstleistung zu 
erschwinglichen Preisen auf qualitativ hochwertigem Niveau durch das Prinzip der 
Universaldienste, wie etwa jenem der Telekommunikation. Gleichzeitig zielt das 
Wirtschaftswachstum auf die Erreichung der Vollbeschäftigung bis zum Jahr 2010 ab, 
wobei Kanzler Gusenbauer konkrete Angaben in Bezug auf die Senkung der 
Arbeitslosigkeit machte mit dem Ziel, die Vier-Prozent-Marke bis zum Ende der 
Legislaturperiode zu unterschreiten, was einer Senkung um rund ein Viertel des 
aktuellen Niveaus entsprach.186 Eine effiziente Wachstums- und Strukturpolitik erfordert 
jedoch ein ausgewogenes Zusammenspiel von ausgabenseitigen und steuerlichen 
Maßnahmen, die sowohl den Ausbau und die Modernisierung der Infrastruktur als auch 
ein Programm für Infrastrukturinvestitionen in Schienen-, Straßen- und 
Kommunikationsnetze beinhalten. Andererseits tritt die Bundesregierung für eine klare 
Grenzziehung zwischen kommerziellen und öffentlichen Dienstleistungen, wie etwa bei 
einer Einbremsung von Rivalisierungsschritten im öffentlichen Personennahverkehr, 
ein. Auf europäischer Ebene plant die Bundesregierung neben bereits genanntem Schritt 
die Chancen, die Europa und die Europäische Union grundsätzlich bieten, bestmöglich 
für Österreich und die österreichische Wirtschaft zu nutzen und umzusetzen. Dies gilt 
auch für den Ausbau der Transeuropäischen Netze sowie die Förderung neuer 
Technologien.187
                                                 
185 Vgl. Gusenbauer (2007a), S. 23 f. 
186 Vgl. Gusenbauer (2007a), S. 24 
187 Vgl. Gusenbauer (2007b), S. 3, 37 und 46 
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 Unter dem Punkt Infrastruktur wiederholt das Programm die Notwendigkeit moderner 
Verkehrswege als Lebensadern einer modernen Gesellschaft: 
„Eine moderne Verkehrspolitik für Menschen muss sich sowohl am Verkehrsbedarf 
der Wirtschaft als auch an den sozialen Mobilitätsbedürfnissen der Menschen 
sowie den Zielen des Umweltschutzes und des Schutzes von Leben und Gesundheit 
orientieren, um so die Lebensqualität in Österreich insgesamt steigern zu 
können.“188
Eine Optimierung des österreichischen Verkehrssystems entstehe nur durch die 
sinnvolle intermodale Verknüpfung einzelner Verkehrsträger und bedürfe einer 
besonderen Forcierung der Attraktivierung der umweltverträglichen Verkehrswege 
Schiene und Wasserstraße. Zusätzlich trägt die Einbeziehung externer Effekte einen 
wesentlichen Beitrag zu mehr Kostenwahrheit im Verkehr bei.  
Die Infrastrukturplanung beschränkt sich auf drei maßgebliche Punkte, nämlich: 
• Umsetzung des sechsjährigen Rahmenplans der ÖBB sowie des Bauprogramms 
der ASFINAG zeitgerecht durchzuführen. Ersterer beinhaltet in der laufenden 
Legislaturperiode ein Investitionsvolumen von rund 6 Milliarden Euro, letzteres 
umfasst rund 4,5 Milliarden Euro. Weitere Maßnahmen betreffen die 
Übertragung des hochrangigen Straßennetzes in das Eigentum der ASFINAG, 
wodurch man sich eine Verbesserung der Eigenkapitalausstattung erwartet. Bei 
beiden Verkehrsträgern müssen darüber hinaus die Baukosten massiv gesenkt 
werden, wobei bereits mit einem Einsparungspotential von mindestens 
10 Prozent gerechnet wird.  
• Prioritätensetzung primär nach wirtschaftlichen Kriterien, also 
Lückenschließung und Engpassbeseitigung im hochrangigen Straßennetz sowie 
Verbesserungen des Bestandsnetzes der Schiene, weiters betriebliche 
Rationalisierungen und Ergebnisverbesserungen im Absatzbereich. Insgesamt 
müssen aber sämtliche Kriterien berücksichtigt werden: 
− Wirtschaftlichkeit des Projekts 
− Beitrag des Projekts zur Engpassbeseitigung bzw. Lückenschließung, 
− Verkehrliche Wirkung, einschließlich der Wechselwirkungen einzelner 
Verkehrsträger sowie 
− Folgewirkungen, hauptsächlich externe Effekte. 
• Leistungskriterien für Korridore und Achsen sind als Basis für solche 
Investitionspläne maßgeblich. Zur Betrachtung der wichtigsten Verkehrsachsen 
dient ein Korridorkonzept, das den Erfordernissen der europäischen Integration 
aber auch der regionalen Struktur Österreichs entsprechend zu adaptieren ist. 
Die Verknüpfung einzelner Korridore erfolgt schließlich an noch zu 
definierenden Knoten. Die Prioritätenprüfung hat nach oben genannten Kriterien 
zu erfolgen. 
                                                 
188 Gusenbauer (2007b), S. 59 
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 Zur Finanzierung der Infrastrukturoffensive plant die Bundesregierung eine Anhebung 
der LKW-Maut um 4 Cent sowie der Mineralölsteuer auf Benzin und Diesel um 1 Cent 
respektive 4 Cent, wobei jedoch gleichzeitig zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der 
österreichischen Transportwirtschaft eine Halbierung der Kfz-Steuer für LKW 
angedacht wird. 
Im Hinblick auf überregionale Infrastrukturprojekte erwartet man sich mehr Effizienz 
durch eine bundesweit einheitliche Straffung, Vereinfachung und Verkürzung der 
Planungsprozesse im Straßen- und Schienenbau, wie dies bereits im 
Bundesverkehrswegeplan 2002 vorgesehen war.189 Unter anderem werden Maßnahmen 
zur Optimierung der Raumplanungspolitik zwischen Gemeinden, Land und Bund 
stattfinden und die Einrichtung eines Kompetenzzentrums für PPP-Projekte angedacht. 
Gleichzeitig zur Verfahrensbeschleunigung bedarf es aber auch notwendiger 
Maßnahmen zur Senkung von Umweltkosten bei der Errichtung von Straßen- und 
Schieneninfrastruktur.190
Besonderes Augenmerk dieser Bundesregierung gilt auch dem ländlichen Raum, 
wobei Österreich für sämtliche Vorhaben im Zeitraum von 2007 bis 2013 EU-
Fördermittel in Höhe von 3,9 Milliarden Euro zur Verfügung stehen, die auf nationaler 
Ebene im Zuge einer Verdoppelung kofinanziert werden.191
Für Ballungszentren ist ein hochqualitativer öffentlicher Verkehr eine wirtschaftliche 
Überlebensfrage während dieser für ländliche Regionen eine wesentliche Voraussetzung 
für Mobilität als auch der Daseinsvorsorge und der sozialen Gerechtigkeit darstellt. 
Handlungsbedarf für den öffentlichen Verkehr sieht die Bundesregierung u. a. in der 
Weiterentwicklung eines effizienten und leistbaren Nahverkehrsfinanzierungssystems in 
Kooperation mit den betroffenen Gebietskörperschaften, dem Einsatz neuen 
Rollmaterials, dem Ausbau und der Verbesserung des Taktverkehrs sowie der 
Einführung eines allgemein gültigen Fahrausweises („Österreich-Ticket“). Durch diese 
attraktivere Angebotsgestaltung will man auch umweltpolitische Akzente setzen, um 
Belastungen durch Treibhausgase, Feinstaub oder Stickoxide entgegenzuwirken – aber 
dazu mehr weiter unten. Für effiziente Handlungsweisen müssen jedoch vorweg die 
erforderliche Infrastruktur und ein garantiertes Grundangebot klar definiert werden und 
mittels Erreichbarkeitsmodellen weitere Evaluierungen stattfinden. Neuerdings wurde in 
Zusammenhang mit dem öffentlichen Verkehr und der Positionierung Österreichs im 
Zentrum der erweiterten EU auch von intermodalen Intelligent Transport Systems 
(ITS)- und Mobilitätsmanagement-Strategien gesprochen, wofür jedoch ein 
österreichweites Verkehrsauskunfts- und Telematiksystem notwendige 
Voraussetzungen darstellen.192
                                                 
189 Siehe dazu Projektierungsvereinfachungen im Kapitel 5.5.2.3 
190 Vgl. Gusenbauer (2007a), S. 25 f. und Gusenbauer (2007b), S. 59 ff. und 67 f. 
191 Vgl. Gusenbauer (2007a), S. 31 
192 Vgl. Gusenbauer (2007a), S. 25 und Gusenbauer (2007b), S. 62 f.  
Ziel von ITS-Strategien ist die Verbesserung der Sicherheit und Leistungsfähigkeit von Verkehrsmittel 
und Verkehrsträger sowie der einfache und benutzerfreundliche Zugang zu diesen durch den gezielten 
Einsatz von Telematik. Vgl. dazu via donau (2004), S. 2 
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 Unter dem Punkt Schienenverkehr führt das Programm weitere Punkte zur 
Optimierung der Unternehmensstruktur der ÖBB sowie deren Überprüfung an, wobei 
weitere Reformen im Eisenbahnbereich zu einer höheren Produktivität, der 
Gewährleistung bestmöglicher Effizienz beim Mitteleinsatz, einhergehend mit einer 
weiteren Flexibilisierung des Dienstrechts der ÖBB-Bediensteten, nicht ausbleiben 
dürfen. Mittelfristig sei für die ÖBB eine nachhaltige Investitionspolitik sicherzustellen, 
deren Mittelbedarf im Budget entsprechend zu berücksichtigen ist. Ab dem Jahr 2008 
ermöglicht die neue EU-Wegekostenrichtlinie eine Querfinanzierung von der Straße zur 
Schiene und soll durch die Berücksichtigung externer Kosten zu einer höheren 
Kostenwahrheit führen.193 Anschlussbahnen, Terminals sowie Möglichkeiten zur 
Flächenbedienung als auch die Entwicklung kostengünstiger Systeme zur 
Querverladung im Kombi-Verkehr gelten als besonders förderungswürdig. 
Die Binnenschifffahrt muss als sicherer und umweltfreundlicher Verkehrsträger weiter 
an Bedeutung gewinnen, wobei nationale und internationale Aktionspläne, der weitere 
Ausbau der Donauhäfen zu trimodalen Umschlagzentren als auch Hochwasserschutz-
projekte dienen sollten.194
Um nicht Nachteile für den Wirtschaftsstandort und das Tourismusland zu erwirken, 
muss der Luftverkehrsstandort Österreich im internationalen Wettbewerb attraktiv 
und bedeutend bleiben. Dazu sollen folgende Maßnahmen dienen:195
• Masterplan für die Luftfahrt bis 2015, 
• Stärkung der österreichischen Fluggesellschaften und Ausbau der Flughäfen, 
• Effizienzsteigerung der Luftfahrtbehörde, 
• Beseitigung von Infrastrukturengpässen, 
• Qualitätsoffensive für den Luftfahrtsstandort, 
• intermodale Vernetzung aller Verkehrsträger, 
• optimale Anbindung an europäische und internationale Wirtschaftszentren, vor 
allem des Flughafens Wien Schwechat, als auch die  
• Verbesserung der Nutzung des Luftraums mithilfe des zentraleuropäischen 
Luftfahrtsystems (CEATS). 
Auch der Verkehrssicherheit kommt im Regierungsprogramm und in der Ansprache 
des Bundeskanzlers wesentliche Bedeutung zu.196 Während langfristig das Ziel einer so 
genannten „Zero vision“, also der gänzlichen Vermeidung von Todesopfern im 
Straßenverkehr, verfolgt wird, sind kurz- bis mittelfristig u. a. folgende Maßnahmen zu 
setzen: 
• Evaluierung und Verbesserung von Verkehrssicherheitsmaßnahmen, 
• Flexibilisierung von Verkehrsleitsystemen, 
• Erhöhung des Sicherheitsbewusstseins in unterschiedlichen Bereichen, 
• Kontrollverstärkung im Schwerverkehr, 
• Vereinheitlichung der Fahrschulausbildung auf bundesweiter Basis, 
• Überprüfung der Straßenverkehrsgesetze. 
                                                 
193 Richtlinie 2006/38/EG, umgesetzt im BGBl. I Nr. 26/2006 und haupts. BGBl. I Nr. 82/2007. 
194 Vgl. Gusenbauer (2007b), S. 63 f. 
195 Vgl. Gusenbauer (2007b), S. 64 f. 
196 Vgl. Gusenbauer (2007a), S. 26 und Gusenbauer (2007b), S. 65 f. 
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 Das Thema Transit erhielt einen eigenen Unterpunkt, da zwischen 1994 und 2004 eine 
bedeutende Zunahme des alpenquerenden Verkehrs um rund 70 Prozent von 63 auf 
107 Millionen Tonnen jährlich zu verzeichnen war, wobei sich beträchtliche 42 Prozent 
des Straßengütertransits alleine auf die Brennerstrecke konzentrierten. Bei genauerer 
Betrachtung der Verkehrsentwicklung nahm im selben Vergleichszeitraum der 
Transitverkehr mit 96 Prozent im Gegensatz zum Ziel- und Quellverkehr (plus 68 %) 
als auch Binnenverkehr (plus 25 %) am bedeutendsten zu. Während sich die Nord-Süd-
Bewegungen auf hohem Niveau einpendeln, kann weiterhin ein starkes Wachstum im 
Ost-West-Verkehr verzeichnet werden. Zur Eindämmung des Transitproblems erarbeitet 
die Bundesregierung eine neue Strategie für mehr Kostenwahrheit und forciert den 
Aufbau einer Alpentransitbörse zusammen mit den österreichischen Nachbarn. Das 
Thema Brenner-Basistunnel als leistungsfähige Transportalternative zur Straße erfordert 
Sonderfinanzierungsmaßnahmen, die außerhalb des ÖBB-Rahmenplans angesiedelt 
sind.197 Weitere Maßnahmen betreffen die bereits erwähnten LKW-Mautsätze bzw. die 
effiziente und diskriminierungsfreie Verhängung von LKW-Fahrverboten.198
Das Thema „Umweltfreundliche Mobilität“ zielt einerseits auf den verstärkten Ausbau 
des öffentlichen Verkehrs sowie ein besseres Zusammenspiel aller öffentlichen 
Verbindungen, ihre Barrierefreiheit als auch Vertaktung ab, andererseits muss eine 
nachhaltige Änderung der verwendeten Antriebs- und Kraftstofftechnologien im PKW-
Bereich forciert werden. Dazu zählen vor allem eine Verdoppelung des Anteils des 
nicht-motorisierten Verkehrs auf 10 Prozent bis 2015, die aufkommensneutrale 
Steigerung alternativer Kraftstoffe199 im Verkehrssektor auf 10 Prozent bis 2010 und 
20 Prozent bis 2020. Ein flächendeckendes Netz an E85200- sowie Methangas-
Tankstellen soll die Verbreitung von Kraftwagen mit alternativen Antrieben zusätzlich 
ankurbeln. Die Einbeziehung der Emissionen des Flugverkehrs in den Klimaschutz 
stellt darüber hinaus einen weiteren Fortschritt in der österreichischen Klimapolitik 
dar.201
Auf dem Gebiet der Medien und Telekommunikation zielt die Bundesregierung auf 
die Sicherung einer pluralistischen Medienlandschaft mit qualitativen Angeboten ab. 
Dazu sollte die Medienbehörde KommAustria sowie der Geschäftsapparat RTR202 zu 
einer verfassungsrechtlich unabhängigen, konvergenten Medien- und 
Telekommunikationsbehörde ausgebaut werden. Zur Vorantreibung der Digitalisierung 
elektronischer Medien fordert die Bundesregierung äquivalente Maßnahmen wie einst 
die EG-Richtlinie zur Trennung von Infrastruktur und Betrieb im Schienenverkehr, 
nämlich die Trennung von Infrastruktur und Inhalten. Während in den Achtziger Jahren 
noch die Vollversorgung der Bevölkerung mit Telefonanschlüssen im Vordergrund 
stand, gilt es nunmehr, die Vollversorgung mit einem Breitbandzugang bis Ende 2009 
                                                 
197 Derzeit wird der Erkundungsstollen Innsbruck-Ahrental vorbereitet. Dem geplanten Projekt „Brenner-
Basistunnel“ stehen jedoch harte Kritiker vor allem auf wissenschaftlicher Ebene gegenüber.  
Vgl. weiterführend Kummer (2006) und Knoflacher (2007a) 
198 Vgl. Gusenbauer (2007b), S. 66 f. 
199 Die Nachhaltigkeit von „Biosprit“ wurde mittlerweile auch von offizieller Seite aufgrund ernüchtern-
der Studien in Frage gestellt. Vgl. dazu Wabl (2007) 
200 ein Benzin-Alkohol-Gemisch mit einem 85 %-Anteil an Ethanol (15 % Benzin) 
201 Vgl. Gusenbauer (2007a), S. 32 und Gusenbauer (2007b), S. 75 und 79 ff. 
202 Rundfunk & Telekom Regulierungs-GmbH (vormals Telekom-Control Gmbh), sonst vgl. Fn. Nr. 183. 
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 sicherzustellen und Österreich somit zu einer der führenden Nationen in der 
Informations- und Kommunikationstechnologie zu machen.203
Im Punkt Finanzen bekennt sich die Bundesregierung zu einer nachhaltigen Budget- 
und Finanzpolitik, die auf konjunkturelle Schwächen reagiert und über einen 
Konjunkturzyklus hinweg ausgeglichen bilanziert. Die wesentlichsten Zielsetzungen 
sind dabei u. a.: 
• Vollbeschäftigung, 
• Modernisierung des Wirtschaftsstandortes, 
• Effizienzsteigerung in der öffentlichen Verwaltung. 
Zur Abgeltung der Teuerungsrate unterzieht man sämtliche Gebühren, so etwa auch die 
Vignette, einer jährlichen Valorisierung. Budgetgrundsätze der Wirtschaftlichkeit, 
Sparsamkeit, Zweckmäßigkeit und Kostengünstigkeit haben bei allen Investitionen und 
Beschaffungen des Bundes (aber auch übrigen Gebietskörperschaften) zu gelten.204
Zum Abschluss sei noch eine wichtige verfassungsrechtliche Änderung des Artikel 27 
B-VG erwähnt, die mit dem BGBl. I Nr. 27/2007 bereits umgesetzt wurde und mit 
Beginn der XXIV. Gesetzgebungsperiode in Kraft tritt, nämlich die Anhebung der 
Legislaturperioden auf fünf Jahre.205
                                                 
203 Vgl. Gusenbauer (2007b), S. 160 ff. 
204 Vgl. Gusenbauer (2007b), S. 163 f. 
205 Mit demselben BGBl. wurde per 1. Juli 2007 auch das aktive Wahlalter auf 16 Jahre herabgesetzt. 
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 5 Die grundsätzlichen Vorgaben an die 
Verkehrspolitik im Zeitvergleich 
5.1 Die rechtlichen Rahmenbedingungen 
Den rechtlichen Rahmen bezüglich der Kompetenzverteilung bildet im föderalen 
Österreich das Bundes-Verfassungsgesetz in den Artikeln 10 – 15. Darüber hinaus 
schreibt Art. 18 Abs. 1 B-VG das Legalitätsprinzip staatlichen Verwaltungshandelns 
fest: „Die gesamte staatliche Verwaltung darf nur auf Grund der Gesetze ausgeübt 
werden.“ In den folgenden, für diese Arbeit relevanten, Punkten ist laut Art. 10 Abs. 1 
B-VG die Gesetzgebung und die Vollziehung Bundessache:206
• Waren- und Viehverkehr mit dem Ausland, Zollwesen (Z.1); 
• Regelung und Überwachung des Eintrittes in das Bundesgebiet und des Austrittes aus 
ihm (Z.2); 
• Bundesfinanzen (Z.3); 
• Verkehrswesen bezüglich der Eisenbahnen und der Luftfahrt sowie der Schifffahrt 
(soweit sie nicht unter Art. 11 fällt); Kraftfahrwesen; Bundesstraßen; Strom- und 
Schifffahrtspolizei (soweit sie nicht unter Art. 11 fällt); Post- und Fernmeldewesen, 
Umweltverträglichkeitsprüfung in diesen Angelegenheiten (Z.9); 
• Regulierung und Instandhaltung der Gewässer zum Zwecke der Schifffahrt; Bau und 
Instandhaltung von Wasserstraßen; Normalisierung und Typisierung elektrischer 
Anlagen und Einrichtungen, sowie Sicherheitsmaßnahmen; Starkstromwegerecht, 
soweit sich die Leitungsanlagen über mehr als zwei Länder erstrecken; Dampfkessel- 
und Kraftmaschinenwesen (Z.10); 
• Umweltschutzprüfungen; Luftreinhaltung (Z.12). 
Artikel 11 Abs. 1 B-VG weist die Gesetzgebung und Vollziehung der Bundes- 
respektive der Landesebene zu; die Kompetenz-Kompetenz207 obliegt jedoch dem Bund: 
• Straßenpolizei (Z.4); 
• Assanierung (Z.5); 
• Binnenschifffahrt […] soweit sie sich nicht auf die Donau, den Bodensee, den 
Neusiedlersee und auf Granzstrecken sonstiger Grenzgewässer bezieht; Strom- und 
Schifffahrtspolizei auf Binnengewässern mit den bereits erwähnten Ausnahmen (Z.6); 
• Umweltverträglichkeitsprüfung grundsätzlich (Z.7). 
Landessache ist, abgesehen von der dafür notwendigen Grundsatzgesetzgebung, das 
Elektrizitätswesen, soweit es nicht bereits unter Art. 10 fällt. (Art. 12 Abs. 1 Z. 5 B-VG) 
Art. 13 B-VG legt für Belange des Abgabewesens ein eigenes Finanz-
Verfassungsgesetz (F-VG) fest. 
                                                 
206 Es handelt sich in der Folge um (teilweise zusammengefasste) Auszüge aus dem Gesetzestext und 
nicht um den Rechtstext selbst. Dieser kann in der jeweils aktuellen Fassung im 
Rechtsinformationssystem des Bundes abgerufen werden: http://www.ris2.bka.gv.at/ Gleichzeitig 
unterbleibt in diesem Kapitel für Rechtstexte die ansonsten verwendete Zitierform. [Anm. d. Verf.] 
207 Art. 10 Abs. 1 Z. 1: die Kompetenz, andere Kompetenzen einzuschränken liegt beim Bund 
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 Art. 15 B-VG stellt eine Generalklausel für nicht anderwärtig ausdrücklich geregelte 
Angelegenheiten dar und schreibt diese den Ländern zu. Darunter fallen beispielsweise 
alle Straßenangelegenheiten, ausgenommen von Bundesstraßenangelegenheiten. Die 
Artikel 15a und 16 B-VG erlauben darüber hinaus Vereinbarungen oder Staatsverträge 
über Angelegenheiten im jeweiligen Zuständigkeitsbereich, was besonders bei 
Belangen, die den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur betreffen, auch über Staatsgrenzen 
hinweg zum Tragen kommt.  
Im vierten Hauptstück des B-VG werden die Bestimmungen zur Vollziehung genauer 
geregelt, wobei grundsätzlich zwischen mittelbarer und unmittelbarer 
Bundesverwaltung unterschieden werden kann. Artikel 102 Abs. 2 zählt u. a. zur 
unmittelbaren Bundesverwaltung: 
Zollwesen und Grenzübertritte, Bundesfinanzen, technisches Versuchswesen, 
Verkehrswesen, Strom- und Schifffahrtspolizei, Post- und Fernmeldewesen, Regulierung 
und Instandhaltung der Donau sowie anderer Wasserstraßen, Vermessungswesen, … 
Auch den Gemeinden werden eigene verkehrsrelevante Aufgabenbereiche übertragen:208
Verwaltung der Verkehrsflächen der Gemeinde, örtliche Straßenpolizei (Z.4) 
Das Bundesministeriengesetz 1986 (in der aktuellen Fassung) regelt weiters die 
Aufgabenbereiche und Kompetenzen der einzelnen in § 1 Abs. 1 BMG aufgelisteten 
Bundesministerien. In der Anlage zum § 2 werden die einzelnen Tätigkeitsbereiche 
ressortspezifisch genannt. 
Wie bereits aus den Kompetenzregelungen und unterschiedlichen Aufgabengebieten 
hervorgeht, sind verkehrsrelevante Regelungen nicht nur im „Verkehrsrecht“ zu finden, 
sondern können auch als Annexmaterien anderen Kompetenztatbeständen zugeordnet 
werden. Zu nennen wären hier beispielsweise die öffentliche Auftragsvergabe, Gesetze 
und Verordnungen zur Raumordnung, das Umwelt- oder Gewerberecht, um nur eine 
kleine Auswahl anzuführen. Somit ist die Vollziehung von Gesetzen und Verordnungen 
nicht allein Aufgabe eines Bundesministeriums sondern bedingt meist die Zustimmung 
und Mitwirkung anderer Ministerien oder Landesregierungen. Eine zunehmende 
Bürgerbeteiligung an Planungs- und Entscheidungsprozessen führt darüber hinaus zu 
erhöhter Akzeptanz der zu realisierenden Maßnahmen, verzögert und erschwert jedoch 
anfangs die Realisierung von Baumaßnahmen.209 Anhand von § 47 Abs. 1 
Bundesbahngesetz 1992 kann diese ministerienübergreifende Zuständigkeit 
demonstriert werden: 
Der Bund, vertreten durch den Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie 
gemeinsam mit dem Bundesminister für Finanzen, hat dafür zu sorgen, dass der ÖBB-
Infrastruktur Betrieb AG […] und der ÖBB-Infrastruktur Bau AG die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben und zur Aufrechterhaltung ihrer Liquidität und des Eigenkapitals […] 
erforderlichen Mittel zur Verfügung stehen. 
Als etwas schwieriger erwies sich die Recherche zur Kompetenzverteilung in früheren 
Jahren, wobei jedoch ein Beispiel besonders hervorgehoben werden sollte. In der Ersten 
                                                 
208 Vgl. Art. 118 Abs. 3 B-VG 
209 Vgl. BMöWV (1991), S. 23 
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 Republik unterlagen Verkehrsagenden ab 1923 dem Handelsministerium. Zur Gründung 
eines eigenen Verkehrsministeriums kam es erst in der Zweiten Republik, wobei 
Belange des Bundesstraßenbaus dem zwischen 1966 und 1987 bestehenden Bundes-
ministerium für Bauten und Technik unterstanden. Nach dessen Auflösung gingen die 
erwähnten Aufgaben an das BM für wirtschaftliche Angelegenheiten (heute: BM für 
Wirtschaft und Arbeit) über und wurden erst mit der Gründung des „Infrastrukturminis-
teriums“, dem BM für Verkehr, Innovation und Technik, im Jahr 2000 unter eine 
Schirmherrschaft gestellt.210
Als weitere Spezifizierung dient die Organisation (ehem.) oder Geschäftseinteilung 
des Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und Technologie mit einer weiteren 
Aufschlüsselung der Aufgabenbereiche innerhalb des eigenen Ressorts.211  
Weitere rechtliche Grundlagen bilden internationale Abkommen (bspw. Resolutionen 
des ECMT oder ICAO-Abkommen), Gesetze und Verordnungen für einzelne Sektoren 
sowie verkehrsrelevante Aussagen in anderen Gesetzen und Verordnungen.212
Aufgrund des Beitritts Österreichs zur Europäischen Union ist die Rechtssituation durch 
Kompetenzverlagerungen und gemeinschaftliche Ziele erheblich komplexer geworden. 
Verankert ist die gemeinsame EG-Verkehrspolitik im Art. 3 Abs. 1 lit. f EGV: 
Die Tätigkeit der Gemeinschaft im Sinne des Artikels 2 umfaßt [sic] nach Maßgabe dieses 
Vertrags und der darin vorgesehenen Zeitfolge […] eine gemeinsame Politik auf dem 
Gebiet des Verkehrs […]. 
Darüber hinaus formulieren die Artikel 70 bis 80 EG-Vertrag die Aufgaben der 
gemeinsamen Verkehrspolitik, weiters Zulässigkeiten und Verbote staatlicher Inter-
ventionen, vor allem aber auch die Beseitigung innergemeinschaftlicher 
Diskriminierung. Besonders bedeutsam sind ferner noch wettbewerbsrechtliche 
Bestimmungen der Artikel 87 und 88 EGV bezüglich staatlicher Beihilfen.213
Noch vor dem Beitritt Österreichs zur Union brachte das so genannte „Untätigkeitsur-
teil“ des EuGH214 vom 22. Mai 1985 der wenig erfolgreichen EG-Verkehrspolitik einen 
entscheidenden Einschnitt. Danach wäre die Dienstleistungsfreiheit bereits bis 1968 
herzustellen gewesen, wodurch die langjährige Untätigkeit und die Nichtbeachtung der 
Art. 71 und 75 EGV seitens des Ministerrats eine Anklage und als weitere Konsequenz 
zahlreiche Deregulierungsmaßnahmen auf den Verkehrsmärkten zur Folge hatte, wobei 
hier die Kabotagefreiheit und die Eisenbahn-Richtlinien bezüglich Netzzugang und 
Trennung von Infrastruktur und Fahrbetrieb besonders erwähnenswert und einschnei-
dend sind.215
                                                 
210 Vgl. BMöWV (1991), S. 23 und BGBl. I Nr. 142/2000 (Budgetbegleitgesetz 2001, 11. Teil Verkehr 
und Telekommunikation) 
211 Geschäftseinteilung des Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und Technologie, Link: 
http://www.bmvit.gv.at/ministerium/aufgaben/downloads/geschaeftseinteilung2007.pdf 
(Stand: 01. November 2007) 
212 Vgl. BMöWV (1987), S. 13 
213 Vgl. Aberle (2003), S. 170 ff. und EG-Vertrag 
214 EuGH Rs 13/83, Parlament/Rat, Slg. 1985, 1513 ff. 
215 Vgl. Aberle (2003), S. 173 ff. und Kaspar (1992), S. 11 
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 5.2 Die inhaltlichen Rahmenbedingungen 
In der Folge werden die bisherigen Gesamtverkehrskonzepte und der 
Bundesverkehrswegeplan 2002 behandelt, wobei zur Vereinheitlichung grundsätzlich 
die in Abb. 2 dargestellte Gliederung dienen soll. Zu erwähnen ist dabei jedoch, dass 
das Gesamtverkehrskonzept 1968 in seiner ursprünglichen Form, der damaligen 
verkehrspolitischen Sichtweise folgend, auf die einzelnen Verkehrsträger ausgerichtet 
war – die so genannte sektorale Verkehrspolitik216 – während in neuerer Zeit ein 
verkehrsträgerübergreifendes Konzept – die systemorientierte Verkehrspolitik217 – zur 
Optimierung des gesamtwirtschaftlichen Nutzens angestrebt wird. 
 
Abb. 2: Struktur der Verkehrskonzepte 
                                                 
216 Vgl. BMöWV (1987), S. 3 
217 Vgl. BMöWV (1987), S. 9 
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 5.3 Das Gesamtverkehrskonzept 1968 
Am 12. Dezember 1966 wurde die Bundesregierung mit einstimmigem Beschluss des 
Nationalrats und folgendem Wortlaut aufgefordert, ein Gesamtverkehrskonzept zu 
erarbeiten: 
„Die Bundesregierung wird ersucht, ein Gesamtkonzept des Verkehrs, das den 
modernen Erfordernissen und Entwicklungen Rechnung trägt, zu erstellen; 
insbesondere soll dabei auf die heutigen Schwerpunkte des Verkehrs Rücksicht 
genommen und eine Abstimmung des Verkehrs auf Schiene, Straße, Flugzeug und 
Binnenschiffahrt [sic] erreicht werden.“218
Als Leitziel des österreichischen Gesamtverkehrskonzeptes diente die Sicherstellung 
von modernen, sicheren, leistungsfähigen und nachfragegerechten Verkehrsdiensten für 
die Bevölkerung und die Wirtschaft. Dieses Ziel sollte längerfristig durch die 
„Ökonomisierung des Verkehrs“ erreicht werden, wodurch die Verkehrsträger zur 
Eigenwirtschaftlichkeit geführt werden müssen, die wiederum als besonders 
schützenswert vor negativen Eingriffen gilt. Als weitere Zielsetzung gibt das Konzept 
die Schaffung von institutionellen Voraussetzungen bei Verkehrsträgern für eine 
befriedigende Koordination der Verkehrsmärkte an.219
5.3.1 Ausgangslage und Rahmenbedingungen 
Das Gesamtverkehrskonzept wurde notwendig, da sich die österreichische 
Verkehrswirtschaft seit längerer Zeit in einer äußerst unbefriedigenden Lage befand und 
man darauf bedacht war, zukünftig Fehlentwicklungen rechtzeitig entgegen wirken zu 
können. Aufbauend auf einer marktwirtschaftlichen Wirtschaftsordnung sollte auch in 
der Verkehrswirtschaft der Wettbewerb zwischen den einzelnen Verkehrsträgern zu 
höherer Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit führen. Der artgerechten Anlastung 
von Wegekosten kam dabei besondere Bedeutung zu, die in weiterer Folge auch dem 
Einwand der Selbstkonkurrenzierung von staatlichen Verkehrsbetrieben jegliche 
Grundlage entzog. Staatliche Diskriminierung der Verkehrsträger in rechtlicher und 
faktischer Hinsicht musste unterbunden werden, wobei in bestimmten Situationen 
weiterhin ordnende Maßnahmen und Eingriffe vorgesehen waren, um langfristig die 
Funktionsfähigkeit des Wettbewerbs sicherzustellen. Für die staatlichen Verkehrs-
betriebe wurde vorgeschlagen, dass der Eigentümer lediglich Aufsichtsrechte wahr-
nimmt und keine den Wettbewerb beeinflussenden Maßnahmen unter Ausnutzung 
seiner Vormachtstellung tätigt. Die Voraussetzung für einen fairen Wettbewerb, bei 
dem jedes Gut (bspw. Infrastruktur) zum entsprechenden Preis erworben werden muss, 
bilden „gesunde“ Verkehrsträger, deren Wirtschaftlichkeit möglichst rasch wieder 
hergestellt werden musste. 
Der Grundsatz der „Freiheit der Wahl der Transportmittel“ galt für das Konzept 
genauso, wie die Grundlagen der EWG-Verkehrspolitik, denen keine staatlichen 
Maßnahmen entgegengesetzt werden sollten. Dies beinhaltete somit langfristig den 
Abbau sämtlicher wettbewerbsverzerrender fiskalischer Aktivitäten. Anstelle von 
                                                 
218 StProtNR XI. G.P., 38. Sitzung am 12.12.1966, vgl. BMVvU (1968), S. 6 
219 Vgl. BMVvU (1968), S. 6 f. (Punkte 10, 11, 14 und 17) 
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 Sozial- und Subventionstarifen wurden zur Steigerung der Gesamtwohlfahrt 
unmittelbare Subventionen220 von Unterstützungsempfängern angestrebt, andernfalls 
galt das Prinzip, dass jede Leistung zum jeweiligen Preis abgegolten werden musste. 
Durch die freie Wahl der Verkehrsmittel sollte auch sichergestellt werden, dass 
Beförderungsaufträge dem jeweils vorteilhaftesten Verkehrsunternehmen zufielen und 
somit eine bestmögliche Produktivität der Infrastrukturen erreichten. Die Verkehrsträger 
bekämen untereinander jedoch auch die Möglichkeit, Kooperationen unter Wahrung 
anderer Ziele eingehen zu können. 
Für eine moderne, arbeitsteilige Wirtschaft stellte eine funktionierende 
Verkehrswirtschaft eine wesentliche Grundlage dar, wodurch zukunftsorientierten 
Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur besondere Bedeutung für eine dynamische 
Wachstumspolitik zukam. Dabei durften jedoch raumordnungspolitische Zielsetzungen, 
wie etwa die menschliche und gewerbliche Siedlungsstruktur, nicht außer Acht gelassen 
werden. Schließlich standen (und stehen) Verkehrs- und Raumordnungspolitik in einem 
unlöslichen Zusammenhang mit gegenseitigen Wechselwirkungen. Der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit wurde im Zusammenhang mit technischen Weiterentwicklungen 
im Verkehrsbereich zur Verbesserung der Lebensqualität ebenfalls angesprochen, dem 
bei Gefahren für Güter und Menschen Eingriffe entgegenwirken sollten. 
Aufgrund der Verflechtung der österreichischen Wirtschaft mit dem Ausland und der 
starken Transitfunktion des Bundesgebietes waren verkehrspolitische Konzeptionen der 
Nachbarstaaten zu verfolgen und im österreichischen Generalverkehrskonzept zu 
integrieren sowie die notwendigen Infrastrukturmaßnahmen zu tätigen. Gerade der 
Infrastruktur kam auch eine bedeutende staatspolitische Funktion (Landesverteidigung) 
zu, weshalb die zu treffenden Maßnahmen grundsätzlich zentralen Entscheidungs-
trägern vorbehalten bleiben mussten.221  
5.3.2 Infrastruktur 
Die Betriebslänge der Österreichischen Bundesbahnen betrug am 1. Jänner 1968 
5.924 km, die Gesamtlänge der Privatbahnen nach der Betriebseinstellung der 
Sulmtalbahn im Jahre 1967 betrug 636 km, wobei die Elektrifizierung lediglich auf den 
damaligen Hauptstrecken fortgeschritten war (siehe Anhang Seite 178). Das Netz der zu 
den Eisenbahnen gehörenden Seilbahnen zählte im selben Jahr 91 Hauptseilbahnen und 
165 Sessellifte. Die Höhe der Investitionen zwischen 1950 und 1967 in Seilbahnen und 
Schlepplifte belief sich auf rund 1,7 Milliarden Schilling (ca. 123,5 Mio. Euro). Trotz 
ihrer nachhaltigen wirtschaftlichen Bedeutung für andere Sektoren kam es ab Mitte der 
Sechziger Jahre zu einer deutlichen Verlangsamung der Zuwachsraten an Neubauten, 
vor allem im Bereich der Hauptseilbahnen.222
                                                 
220 Vgl. auch Stiassny (2003), S. 47 
221 Vgl. BMVöU (1968), S. 6 ff. 
222 Vgl. BMVöU (1968), S. 14 f., 21 und 24 
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 Die Entwicklung der Straßeninfrastruktur von 1958 bis 1967 stellt sich in Tabelle 3 dar: 
Jahr Autobahnen Bundesstraßen Landesstraßen (ohne Wien) 
Gemeindestraßen 
(mit Wien) insgesamt 
zugelassene 
Fahrzeuge 
1958 137 8.323 22.656 57.000 88.116 1.131.849 
1962 231 9.237 22.081 59.224 90.773 1.590.712 
1963 288 9.208 22.131 59.224 90.851 1.685.917 
1964 304 9.236 22.233 60.057 91.830 1.778.816 
1965 336 9.241 22.235 60.030 91.842 1.881.737 
1966 349 9.238 22.235 60.063 91.885 1.978.316 
1967 376 9.237 22.241 60.063 91.917 2.059.965 
Tabelle 3: Entwicklung des österreichischen Straßennetzes (Angaben in km bzw. Stück)223
Darüber hinaus bestand noch ein ländliches Straßen- und Wegenetz mit einer 
Gesamtlänge von rund 100.000 km. Der Erschließungsgrad lag im Jahre 1966 bei 1,10 
Straßenkilometer pro Quadratkilometer Bundesfläche und lag damit hinter der 
Bundesrepublik Deutschland (1,61 km/km²), Frankreich (1,31 km/km²) oder der 
Schweiz (1,40 km/km²). Durch die am 1. Mai 1968 in Kraft getretene Bundesstraßen-
gesetznovelle 1968224 wurde das Autobahnnetz von zuvor 1.070 km auf rund 1.710 km 
ausgeweitet. Neben der Belastung des Straßennetzes durch inländische Fahrzeuge kam 
bereits ein erheblicher Anteil auf Transitfahrten durch Österreich. Für prognostizierte 
Ausbaupläne bis zum Jahr 1975, die eine Erweiterung des Straßennetzes um 815 km 
vorsah, stellte sich ein Problem der Finanzierbarkeit in Höhe von rund 40 Milliarden 
Schilling (etwa 2,91 Mrd. Euro). Für den Fall einer geringeren Erweiterung des 
Straßennetzes prognostizierte man ein höheres Anwachsen der Straßenbelastung, da 
man von einem starken Anstieg des Kraftwagenbestandes und einer dazu proportionalen 
Entwicklung durch ausländische Kraftwagen ausging.225
Die Donau ist Österreichs wichtigste Wasserstraße, wobei der Anteil der 
österreichischen Donaustrecke 350 km oder rund 12 Prozent der Gesamtlänge beträgt. 
Die Mindestfahrwassertiefe, bezogen auf das Regulierungsniederwasser, das an 
340 Tagen im Jahr gewährleistet werden konnte, betrug 2 Meter, wobei für den 
durchgehenden Verkehr des so genannten Europakahnes mit einem Tiefgang von 
2,50 Meter eine Fahrrinnentiefe von 2,70 Meter vorausgesetzt wurde. Somit war der 
uneingeschränkte Verkehr dieses Kahntyps nur an 310 Tagen im Jahr gewährleistet. Die 
Fahrrinnentiefe konnte jedoch im natürlichen, nur durch Regulierungsmaßnahmen 
verbesserten Flussbett ganzjährig weder auf dem Rhein noch auf der Donau erreicht 
werden, was ein Hindernis im Einsatz dieser Fahrzeuge bei geringer Wasserführung 
darstellte. Empfehlungen seitens der Donaukommission aus dem Jahre 1960 zielten auf 
eine Vereinheitlichung der Mindestfahrwassertiefe, zugehörige Mindestbreite, 
Mindestabmessungen der Fahrrinne, etc. ab. Diese Empfehlungen wurden auch schon 
im Hinblick auf die Fertigstellung der Rhein-Main-Donau-Großschifffahrtsstraße 
ausgegeben, die einen erheblichen Anstieg des Verkehrs auf der Donau erwarten ließ. 
                                                 
223 Quelle: BMVöU (1968), S. 41 
224 BGBl. Nr. 113/1968 
225 Vgl. BMVvU (1968), S. 44 f.; Divergierende Angaben zum Autobahnnetz dürften auf den Unterschied 
zwischen Autobahnwidmungen lt. BStG und tatsächlich fertig gestellten und eröffneten Autobahnab-
schnitten zurückzuführen sein. 
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 Die Fertigstellung der Rhein-Main-Donau-Großschifffahrtsstraße war bis 1981 geplant, 
wobei 1969 vorerst Strecken bis Erlangen in Betrieb genommen werden konnten und 
am Hafenbecken in Nürnberg gearbeitet wurde.226 Weitere Niederwasserregulierungen 
an der Donau im Gebiet von Bayern konnten bereits abgeschlossen werden, eine 
dauerhafte Gewährleistung der vollen Abladetiefe wurde jedoch nicht abgegeben. Der 
geplante Neubau von vier Staustufen zwischen Regensburg und Vilshofen, für den 
erstmals 1969 eine Mittelbereitstellung vorgesehen war, sollte dieses Problem jedoch 
beheben.  
Ein weiteres Projekt, der Donau-Oder-Elbe-Kanal, dessen Baubeginn mit 1972 bis 1974 
festgelegt wurde, würde eine Schiffbarmachung der March an der Ostgrenze Österreichs 
durch Staustufen voraussetzen. Die Kosten für die zehnjährige Bauzeit wurden auf rund 
8 Milliarden Schilling (etwa 581 Mio. Euro) geschätzt.227
Für den Flugverkehr, dazu zählt der gewerbsmäßige Luftverkehr und die allgemeine 
Luftfahrt, standen in Österreich per 1. Juli 1968 7 Flughäfen und 41 Flugfelder zur 
Verfügung, wobei der Flughafen Wien-Schwechat der einzige Flughafen für den 
internationalen Lang-, Mittel- und Kurzstreckenverkehr war.228
Das Rohrleitungsnetz für Erdöl (siehe Abb. 3) umfasste 1969 117 km, das von der 
Österreichischen Mineralölverwaltung AG (ÖMV) betrieben wurde. Darüber hinaus 
führten in Westösterreich noch rund 160 km der Transalpinen Ölleitung (TAL) und 
rund 18 km der Zentraleuropäischen Ölleitung (CEL) über das Bundesgebiet, wobei die 
Kapazität der Leitungen zusammen rund 34,6 bis 39,6 Millionen Jahrestonnen 
Durchsatz ausmachten. Der Endausbau der TAL sollte eine Steigerung um 29 Millionen 
Jahrestonnen bringen, ebenso wie die für Ende 1970 geplante Fertigstellung der Adria-
Wien-Pipeline (AWP) einen Durchsatz von 10 Millionen Jahrestonnen versprach.229
 
Abb. 3: Erdölrohrleitungsnetz 1968 in Österreich230
                                                 
226 Tatsächlich wurde der Kanal erst 1992 in Betrieb genommen, da ein Dammbruch und Baustopps die 
Arbeiten verzögerten. 
227 Vgl. BMVvU (1968), S. 53 ff.; Das Kanalprojekt befindet sich immer noch in Planung. 
228 Vgl. BMVvU (1968), S. 70 
229 Vgl. BMVvU (1968), S. 76 
230 Bildquelle: BMVvU (1968), S. 76 
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 Maßnahmen 
Das österreichische Schienennetz konnte im Grunde genommen als abgeschlossen 
bezeichnet werden, wenngleich für die vorhandenen Strecken im Sinne der 
Verkehrssicherheit und der Beschleunigung der Transporte noch bestehende Mängel 
beseitigt werden mussten (vergleiche die Karte im Anhang Seite 178). So wurde etwa 
die Vollendung des zweigleisigen Ausbaus auf den Hauptstrecken sowie die 
Überprüfung von Rationalisierungsmaßnahmen bei Nebenbahnstrecken im Hinblick auf 
die Auswirkungen auf die Raumordnungspolitik als auch die Abstimmung der 
Infrastrukturplanungen der Österreichischen Bundesbahnen mit jenen der 
Straßenverwaltungen gefordert. Für den öffentlichen Verkehr erwartete man für die 
Zukunft eine Konzentration der Problematik auf die Ballungsräume der wichtigsten 
Städte, wobei Verbesserungen des Netzes in engem Zusammenhang mit der Wohn- und 
Raumordnungspolitik standen. Eine umfassende Strukturanalyse, die die sieben 
Zentralräume mit einem Flächenanteil von rund 14 Prozent der Gesamtfläche 
Österreichs und einem Bevölkerungsanteil von rund 54 Prozent aller Einwohner sowie 
das Ausmaß des zukünftigen Verkehrsaufkommens eingehend behandelt, wurde in 
naher Zukunft notwendig. Sollten Eisenbahnverbindungen aufgrund von 
Rationalisierungen teilweise oder gänzlich eingestellt werden müssen, so wäre im 
Bedarfsfall ein Ersatzverkehr sicherzustellen gewesen. Eine Koordination des 
Autobusverkehrs der Bahn und Post wurde ebenfalls angestrebt.231
Man forderte die Aufstellung eines Infrastrukturplanes nach modernsten Methoden und 
Wirtschaftlichkeitsberechnungen vor jeglichem künftigen Tätigwerden im Bereich der 
Straßeninfrastruktur. Im Hinblick auf den Transitverkehr sollte eine Abstimmung von 
Infrastrukturmaßnahmen mit jenen der Nachbarstaaten erfolgen. Parallelführungen von 
Verkehrswegen anderer Verkehrsträger in bereits durch Straßen erschlossene Gebiete 
mussten zukünftig vermieden werden. Die Akteure in der Straßenverwaltung suchten 
nach einem neuartigen System der Straßenbaufinanzierung, nachdem die gegenwärtige 
Finanzierung im Wesentlichen auf etwas starren, kameralistischen Grundsätzen mit 
fallweiser Beteiligung von Privatgesellschaften über den Anleiheweg beruhte. Der Bau 
und die Erhaltung der Bundesstraßen (also einschließlich der Autobahnen und 
Schnellstraßen) finanzierten sich über die zweckgebundene Mineralölsteuer und 
teilweise aus sonstigen Budgetmitteln. Im Zuge dieser Überprüfung wurde die 
Gründung eines Fonds mit eigener Rechtspersönlichkeit zur Finanzierung, zum Bau und 
zur Betreuung der Straßen erwogen, ebenso wie die Betrauung einer Sondergesellschaft 
im Bereich des Autobahnbaus und dessen Finanzierung.232
Der Flusslauf der Donau war durch schrittweise Regulierungsmaßnahmen entsprechend 
der Empfehlungen der Donaukommission zu verbessern. Im Hinblick auf die 
Großprojekte Rhein-Main-Donau-Großschifffahrtsstraße und Donau-Oder-Elbe-Kanal 
und die damit verbundene wirtschaftliche Bedeutung für Österreich waren neben 
                                                 
231 Vgl. BMVvU (1968), S. 88 ff. 
232 Vgl. BMVvU (1968), S. 97 f. Die heutige ASFINAG wurde jedoch erst 1982 gegründet. 
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 Regulierungsmaßnahmen auch Investitionen für Kraftwerksstufen und Hafenausbauten 
(bspw. Linz und Wien) zu berücksichtigen.233  
Der Flughafen Wien-Schwechat musste durch zusätzliche Abfertigungseinrichtungen 
und eine zweite Piste ergänzt werden, um den künftigen Erfordernissen des 
interkontinentalen Langstreckenflugverkehrs zu entsprechen. Diese Projekte hatten 
natürlich Auswirkungen auf die umliegenden Gebiete, wie etwa das Fluglärmproblem, 
zu berücksichtigen, aber auch die optimale Anbindung an die angeschlossenen Städte zu 
beinhalten. Für das westliche Bundesgebiet wurde eine Prüfung nach Bedarf und 
nötigenfalls der Lage eines Flughafens notwendig. Modernisierungen und weitgehende 
Automatisierung im Flugverkehrs-Flugsicherungsdienst sowie die Zusammenarbeit 
zwischen den Zivil- und Militärluftfahrtbehörden zur Gewährung der einheitlichen 
Flugsicherung sollte künftigen Anforderungen entsprechen (siehe Abb. 4). Zusätzlich 
musste der Nachschub an zivilem Luftfahrtpersonal gesichert sein und erhöhtes 
Augenmerk auf dessen Ausbildung gelegt werden. Weiters führte man Verhandlungen 
fort, die der Einrichtung einer zusätzlichen Luftstraße von Klagenfurt nach Venedig 
dienten.234
 
Abb. 4: System Kreidfeuer, Luftraumüberwachung235
5.3.3 Verkehrsleistung 
Der Anteil des Gesamtverkehrs am Bruttonationalprodukt stieg von 1955 bis 1960 von 
6,5 Prozent auf 6,9 Prozent und pendelte sich Mitte der Sechziger Jahre auf 7 Prozent 
ein. Ab 1967 konnte er mit geschätzten 6,7 Prozent mit dem Wirtschaftswachstum 
jedoch nicht mehr mithalten. Ähnlich verhielt es sich in Bezug auf die Produktivität des 
Verkehrsbereiches im Vergleich zum Durchschnitt aller Wirtschaftsbereiche, wobei die 
Trendumkehr des Produktivitätszuwachses bereits 1960 einsetzte.236
5.3.3.1 Personenverkehr 
Im Personenverkehr wurde 1968 eine Steigerung der Verkehrsleistung von nahezu 
30 Mrd. Personenkilometern im Jahre 1964 auf 43,33 Mrd. Personenkilometer elf Jahre 
später prognostiziert, wobei die Steigerungsraten im Individualverkehr – hier vor allem 
der PKW-Anstieg – deutlich über jenen des öffentlichen Verkehrs lagen. Der öffentliche 
                                                 
233 Vgl. BMVvU (1968), S. 98 f. 
234 Vgl. BMVvU (1968), S. 102 f. 
235 Bildquelle: Bundesheer 
236 Vgl. BMVvU (1968), S. 81 f. 
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 Straßenpersonenverkehr hatte mit einer Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage zu 
kämpfen, da die Konkurrenz durch den Individualverkehr ständig zunahm. Sinkende 
Beförderungszahlen im innerstädtischen Kraftfahrlinienverkehr und die hinzu 
kommende Beförderungspflicht wirkten sich hier besonders stark aus. Darüber hinaus 
herrschte im ebenso konkurrenzierenden Gelegenheitsverkehr, wozu auch das 
Taxigewerbe zählt, damals noch keine Tarifpflicht, was zu teilweise die Rentabilität in 
Frage stellende Preisbildungen führte. Das Gesamtverkehrskonzept beschrieb die 
Situation mit folgenden Faktoren:237
• Verknappung des zur Verfügung stehenden Verkehrsraumes vor allem im 
Stadtbereich; 
• Behinderung des Verkehrsflusses durch eine steigende Verkehrsdichte; 
• Anstieg des damit verbundenen Kraftstoffverbrauchs und Materialverschleißes 
sowie Zeitverlustes; 
• Beeinträchtigung der damit verbundenen Attraktivität der öffentlichen 
Verkehrsmittel; dies führte wiederum zur weiteren 
• Abwanderung in den Individualverkehr und somit erneute Erhöhung der 
Verkehrsdichte. 
5.3.3.2 Güterverkehr 
Die Steigerungsraten im Güterverkehr (siehe Abb. 5) wurden zwischen 1960 und 1980 
auf nahezu 80 Prozent geschätzt, wobei seitens des Straßenverkehrs eine deutliche 
Aufholjagd zur Schiene zu verzeichnen war. Ab den Siebziger Jahren, hervorgerufen 
durch die Inbetriebnahme der AWP und diversen Erweiterungsmaßnahmen an anderen 
Pipelines, verzeichnete der Ölleitungsverkehr markante Zuwächse, während die 
Schifffahrt konstant um die Milliarden-Tonnenkilometer-Marke pendelte.238
 
Abb. 5: Prognose für den Gesamtgüterverkehr239
                                                 
237 Vgl. BMVvU (1968), S. 41 
238 Vgl. BMVvU (1968), S. 76 und 82 f. 
239 Datenquelle: BMVvU (1968), S. 82; siehe Tabelle im Anhang S. 190 
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 5.3.3.3 Nachrichtenverkehr 
Aufgrund der herrschenden Gesetzeslage wies der Nachrichtenverkehr in Österreich 
keine wesentlichen Koordinationsprobleme auf. Das Postgesetz240 sicherte nämlich der 
Österreichischen Post und Telegraphenverwaltung eine Monopolstellung bei der 
Beförderung von Sendungen (Beförderungsvorbehalt). Im Paketdienst wurden hingegen 
Koordinationsmaßnahmen zwischen den Generaldirektionen der Österreichischen Post-
 und Telegraphenverwaltung und den Österreichischen Bundesbahnen vorgeschlagen. 
Darüber hinaus betrieb erstere, basierend auf dem Fernmeldegesetz,241 grundsätzlich 
auch alle öffentlichen Fernmeldeanlagen. Nichtsdestotrotz waren Ausbauten und 
Verbesserungen notwendig, insbesondere wurde die angestrebte Vollautomatisierung 
des Fernwählnetzes angestrebt, die besonders im Wald- und Weinviertel, Teilen des 
Mühlviertels, dem Kremstal sowie großen Teilen der westlichen Obersteiermark, dem 
Ötscherland um Scheibbs und Teilen des Nord- und Südburgenlandes noch nicht 
abgeschlossen waren. Die „Österreichischer Rundfunk Gesellschaft m.b.H.“ hatte in 
ihrem „Investitionsplan 1968 bis 1977“ Maßnahmen zur Beseitigung unzureichender 
Empfangsbedingungen im Hörfunk und Fernsehen vorgelegt, die insbesondere eine 
Erweiterung der bestehenden 359 Sender auf 1350 Sendeanlagen vorsahen.242
5.3.4 Verkehrsträger 
5.3.4.1 Schienenverkehr und Seilbahnen 
5.3.4.1.1 Österreichische Bundesbahnen 
Im Vergleichszeitraum 1957 bis 1967 konnte für den Güterverkehr der ÖBB insgesamt 
ein Rückgang an beförderten Gütern verzeichnet werden, wobei jedoch die 
Beförderungsdistanzen und die Gesamteinnahmen stiegen. Im Personenverkehr ließ sich 
ein umgekehrter Trend hin zu kürzeren Distanzen, dafür höheren Beförderungszahlen 
beobachten. Die Tarifpolitik war sowohl im Güter- als auch im Personenverkehr durch 
Regeltarife mit einer Vielzahl von Ausnahmetarifen gekennzeichnet. So wurden 
beispielsweise im Jahre 1967 lediglich 18 Prozent aller beförderten Personen im 
Inlandsverkehr zum Vollpreis abgefertigt, was sich jedoch mit einem Anteil von 
40 Prozent in den Gesamteinnahmen niederschlug.  
Die wirtschaftliche Lage der ÖBB war seit Jahren anhaltend ungünstig und spitzte sich 
schließlich 1967 mit einem Verlust von 3,2 Milliarden Schilling (umgerechnet rund 
232,6 Mio. Euro) zu. Trotz forcierter Rationalisierungsmaßnahmen stiegen die 
Personalkosten in den 17 Jahren von 1950 – 1967 um rund 438 Prozent an, während der 
Sachaufwand um annähernd 236 Prozent zulegte (siehe dazu Abb. 6). Die Prognosen 
für das Jahr 1968 berücksichtigten dabei noch nicht die für den 1. Oktober 
vorgesehenen Bezugserhöhungen.  
                                                 
240 BGBl. Nr. 58/1957 
241 BGBl. Nr. 170/1949 
242 Vgl. BMVvU (1968), S. 78 
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Abb. 6: Gebarung der ÖBB lt. Bundesrechnungsabschluss243
Trotz sich abzeichnender Strukturveränderungen der Nachfrage nach Transportleistung, 
war es den ÖBB nicht gelungen, ihr Angebot anzupassen, wodurch Marktanteilsverluste 
in gewissen Sparten von bis zu 50 Prozent eingefahren wurden.244
Maßnahmen 
Der folgende Grundsatz hatte bei Entscheidungen der Geschäftsführung in erster Linie 
zu gelten: 
Kaufmännische Erwägungen haben – unter Wahrung der Sicherheit des Betriebes – 
Vorrang. 
Die Attraktivität des Berufsbildes des Eisenbahners musste gestärkt werden um 
langfristig ausreichend Arbeitnehmer zu haben. Des Weiteren sollte der Qualitäts- und 
Leistungswettbewerb mit anderen Verkehrsträgern verstärkt werden, mitunter durch 
Konzentration des Leistungsangebots auf Schwerpunkte des Eisenbahnwesens. Ebenso 
wurden Konzentrationen im Verwaltungsbereich mit gleichzeitiger Modernisierung der 
Informationskanäle und Organisationsstrukturen angestrebt. Zur besseren 
Vergleichbarkeit der Verkehrsträger war eine lückenlose Errechnung der Wegekosten 
im Schienenverkehr notwendig, ebenso der stufenweise Abbau von Subventionen, wie 
auch die investitionspolitischen Entscheidungen auf die technisch-ökonomische 
Überlegenheit in bestimmten Bereichen ausgerichtet werden mussten. 
Rationalisierungen sowie Rentabilitätsprüfungen im Haltestellenbereich, sei es durch 
die Auflassung kleinerer, unwirtschaftlicher Bahnhöfe oder Stellen in der Güter- und 
Personenabfertigung, sowie in Hilfsbetrieben, wie etwa Werkstätten, sollten die 
Produktivität erhöhen, wie auch die Betriebs- und Beförderungspflicht aufgrund der 
bereits verlorenen Monopolstellung der Eisenbahn gelockert werden musste. Wie 
bereits weiter oben erwähnt, plante man den Autobusverkehr der Bahn und Post zu 
                                                 
243 Datenquelle: BMVvU (1968), S. 18; siehe Tabelle im Anhang S. 191 
244 Vgl. BMVvU (1968), S. 14 ff. 
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 koordinieren und bei Betriebseinstellungen von Bahnlinien im Bedarfsfall einen 
Ersatzverkehr einzurichten, der allen Konzessionswerbern gleiche Möglichkeiten bot. 
Als Änderung in der Kostenrechnung wurde eine Abkehr von der 
Durchschnittskostenrechnung hin zur Grenzkostenrechnung als Grundlage der 
kommerziellen Bestimmung von Preisuntergrenzen angestrebt. Ebenso hegte man 
bereits Gedanken bezüglich einer wirtschaftlichen Trennung von Betrieb und 
Infrastruktur, um die Voraussetzungen für Wegekostenrechnung und fairen Wettbewerb 
schaffen zu können. 
In Bezug auf den Güterverkehr sollte eine Lösung für den defizitären Stückgutverkehr 
durch Kooperationen und Auslagerungen sowie durch optimierte Kommissionierungs-
maßnahmen gefunden werden. Verbesserungen der Umschlagtechniken, wie der begin-
nende Containerverkehr, neue Möglichkeiten des kombinierten Verkehrs, notwendige 
Anpassungen an wirtschaftliche Strukturveränderungen sowie internationale 
Koordination in der Transportüberwachung mussten geprüft und bei technisch-
wirtschaftlicher Umsetzbarkeit eingeführt werden. Der in seiner Bedeutung und im 
Anteil an den Gesamteinnahmen steigende Transitverkehr sollte dabei ebenfalls 
gefördert werden. Man erwog auch die Einrichtung einer zentralen Tarifberatungsstelle. 
Im Hinblick auf den Personenverkehr stand die Verbesserung der Attraktivität des 
Verkehrsmittels Bahn im Vordergrund, die durch Koordinationen mit anderen 
Verkehrsunternehmen, besonders im öffentlichen Personennahverkehr der 
Ballungsräume, sowie durch Kombinationsmöglichkeiten mit anderen Verkehrsträgern 
erreicht werden sollte. Andererseits sollten Kundenwünsche stärker in die Planung und 
Gestaltung des Fuhrparks sowie Leistungsangebots einbezogen werden, sei es durch 
Steigerung des Komforts und der Geschwindigkeit der Reisezüge sowie der 
Verbesserung der Abfertigungs- und Umsteigemöglichkeiten, als auch durch 
Verstärkung der Kundendienste oder schließlich durch Tarifanpassungen.245
5.3.4.1.2 Privatbahnen 
Die Privatbahnen wiesen in ihrer Entwicklung ein Sinken des Verkehrsaufkommens 
sowohl im Güter- als auch im Personenverkehr auf, was sich in Bezug auf 
Unwirtschaftlichkeit in zahlreichen Betriebseinstellungen und -einschränkungen 
widerspiegelte. Ohne zahlreiche steuerliche Begünstigungen und Gebührenbefreiungen, 
die 1968 eine Höhe von insgesamt 10,8 Millionen Schilling (etwa 785.000 Euro) 
erreichten, wäre der notwendige Investitionsnachholbedarf wahrscheinlich nicht 
aufzuholen gewesen. Durch das anhaltende Auseinanderklaffen von Aufwendungen und 
Erträgen wurden für die folgenden Jahre weitere Stilllegungen erwartet. Als eine 
mögliche Lösung strebte man eine freiwillige Förderungszuwendung von 
Landesregierungen und örtlich betroffenen Gemeinden an, um bei den in deren 
Wirtschaftsgebiet liegenden Lokalbahnen notwendige Modernisierungs- und 
Rationalisierungsmaßnahmen durchführen zu können. Detail am Rande: Das 
Privatbahnunterstützungsgesetz räumte den Privatbahnen unter gewissen 
Voraussetzungen einen Anspruch auf Gewährung von Unterstützungsmaßnahmen ein, 
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 wohingegen die Entscheidung über das Stilllegen von unrentablen Strecken dem 
Verkehrsunternehmen allein vorbehalten blieb.246
Maßnahmen 
Es wurde eine betriebswirtschaftliche Durchleuchtung aller privaten Haupt- und 
Nebenbahnen gefordert. Sollte die Aufrechterhaltung eines Betriebes trotz erwiesener 
Unwirtschaftlichkeit verlangt werden, so wären die daran Interessierten angehalten zur 
Aufrechterhaltung des Betriebes dementsprechend beizutragen. Darüber hinaus sollte 
das bestehende gesetzliche Heimfallrecht an den Bund überall dort, wo keine 
Notwendigkeit mehr bestand, eliminiert werden, auch im Hinblick auf eine bessere 
Konkurrenzfähigkeit und Bonität am Kapitalmarkt.247
5.3.4.1.3 Seilbahnen 
Bedeutende Kostensteigerungen von über 100 Prozent bei Neubauten – in Ausnahme-
fällen bis zu 250 Prozent – brachten auch einige österreichische Seilbahnen in eine 
schlechte Wirtschaftslage und gaben gewinnbringenden Projekten einen gewissen 
Seltenheitswert. Die Entwicklung der Personenfrequenzen verlief bis 1962 ständig 
steigend, wohl auch durch die Zunahme von Anlagen, stagnierte dann jedoch etwas und 
stieg erst ab 1964/65 wieder an. Bei den Einnahmen wurde der steile Aufwärtstrend 
lediglich durch Rückgänge im Jahr 1964 unterbrochen (siehe Abb. 7). Zu beachten ist 
jedoch, dass trotz des starken Einnahmenzuwachses der Anstieg per capita im selben 
Vergleichszeitraum wesentlich geringer ausfiel (plus 58 Prozent).248
 
Abb. 7: Entwicklung der Hauptseilbahnen von 1955 – 1966249
                                                 
246 Vgl. BMVvU (1968), S. 21 ff. sowie § 4 Privatbahnunterstützungsgesetz 1959, BGBl. Nr. 286/1958 
idF. BGBl. Nr. 330/1963 
247 Vgl. BMVvU (1968), S. 91 
248 Vgl. BMVvU (1968), S. 24 f. 
249 Datenquelle: BMVvU (1968), S. 24, siehe Anhang S. 188; Bildquelle: Fa. Doppelmayr GmbH 
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 Maßnahmen 
Einschränkungen von unzweckmäßiger Konkurrenzierung durch Materialseilbahnen, 
die Personenverkehre durchführten, sollten ebenso erreicht werden wie Neuerrichtungen 
von Straßen in bereits durch Seilbahnen erschlossene Gebiete. Man forderte eine 
Förderung des Seilbahnwesens durch Gewährung billiger Kredite und sah in der 
Bildung von kommerziellen Vereinigungen, also gebietsweiser Zusammenfassung der 
Anlagen – die späteren „Skischaukeln“ – eine Möglichkeit zum Rentabilitätsausgleich 
zwischen Zubringer- und eigentlichen Skisportanlagen.250
5.3.4.2 Straßenverkehr 
Wie bereits im Kapitel 5.3.3 kurz angeschnitten wurde, stieg der Individualverkehr 
zwischen 1957 und 1967 beträchtlich an. Trotz annähernd gleich bleibender 
Bevölkerungszahl wuchs die Anzahl der Personenkraftwagen um rund 314 Prozent, 
wodurch die durchschnittliche Dichte von 8 Personen pro PKW (1960 noch 18 
Personen) erreicht wurde. Im Anhang B ab Seite 184 (Grafiken Seite 186 f.) kann die 
Entwicklung des Fahrzeugbestandes samt Prognosen des Instituts für 
Wirtschaftsforschung und des Bundesministeriums für Verkehr und verstaatlichte 
Unternehmungen für die Jahre 1970 und 1980 im Vergleich zum tatsächlichen Verlauf 
nachgeschlagen werden.251
Im Zehnjahreszeitraum von 1957 bis 1967 konnte eine Zunahme des LKW-Bestandes 
um 56,4 Prozent und jener der Anhänger um 53,8 Prozent verzeichnet werden, während 
jedoch die Ladekapazität noch stärker auf insgesamt 634.300 Nutzlasttonnen 
angestiegen war. Dies war darauf zurückzuführen, dass die Anzahl von Lastkraftwagen 
und Anhängern mit einer Nutzlast von über sieben Tonnen im Vergleichszeitraum einen 
Zuwachs von 4.750 (!) respektive 720 Prozent erfuhr. Im Straßengüterverkehr wurde 
unterschieden zwischen frachtbrieffreiem Verkehr (Nahverkehr), also allen Transporten 
innerhalb einer 80 km Zone, und frachtbriefpflichtigem Verkehr, also allen Transporten, 
die darüber hinaus gingen bzw. allen grenzüberschreitenden Verkehren. Von rund 5.820 
in der Statistik erfassten Betrieben übten Ende 1966 lediglich 1.572 Betriebe 
frachtbriefpflichtigen Verkehr aus und transportierten, in Tonnen gemessen, rund 
vier Prozent der gesamten beförderten Ladung. Probleme befanden sich noch in der 
Koordination von Fahrten, da annähernd ein Viertel der zurückgelegten Kilometer auf 
Leerfahrten entfiel, wobei diese Daten jedoch mit Vorsicht zu genießen sind, da die 
Leerfahrten eventuell statistisch nicht erfasste, frachtbrieffreie Transporte beinhalteten. 
Seit 1. Jänner 1968 galt darüber hinaus ein verbindlicher Tarif für den gewerblichen 
Fernverkehr. Die etwa 5.400 zählenden Betriebe, die 1967 im frachtbrieffreien 
fuhrgewerblichen Straßengüterverkehr tätig waren, lassen erkennen, dass ein Großteil 
der im Fernverkehr tätigen Betriebe im Nahverkehr auch Transporte durchführte. Große 
Bedeutung kam beim Transportaufkommen dem Baustellenverkehr zu. Bislang nicht 
berücksichtigt wurde der mit rund 226.800 Nutzlasttonnen nicht unbedeutende Anteil 
des Werkverkehrs, also Transporte auf eigene Rechnung, der hauptsächlich auf die 
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 Bereiche Industrie, Gewerbe und Handel entfiel. Durch ein Beförderungsverbot für 
Dritte lag jedoch die Auslastung teilweise weit unter jener des gewerblichen 
Transportverkehrs. Problematisch wurde im Straßengüterverkehr der relativ starke 
Preisverfall gesehen, „[…] der viele Unternehmen zu einer Art der Ausübung nötigt, 
daß [sic] Mensch und Material überfordert werden.“252 Unter Punkt 5.3.2 wurden 
bereits die Ausbaupläne der Straßeninfrastruktur angeschnitten, die auch im Hinblick 
auf das Anwachsen des Kraftfahrzeugbestandes notwendig wurden und nichtsdestotrotz 
zu einem Anstieg der Belastung des Straßennetzes führten.253
Die Unfallstatistik der Jahre 1961 bis 1967 wies eine traurige Bilanz auf. Mit 
steigenden Zulassungszahlen ging auch ein Anstieg der im Straßenverkehr getöteten 
und verletzten Personen einher. Einzig die Jahre 1962 und 1965 verzeichneten 
rückläufige Zahlen, wobei der Durchschnitt der Getöteten bei 1.836 Personen und jener 
der Verletzten bei rund 60.383 Personen lag. Die Kosten dieser Entwicklung wurden 
1967 mit rund 6,6 Milliarden Schilling (etwa 480 Mio. Euro) für Personenschäden und 
weiteren rund 3 Milliarden Schilling (etwa 218 Mio. Euro) für die entstandenen 
Sachschäden beziffert. Prognosen, basierend auf einer höheren Verkehrsdichte, 
schätzten bis 1975 einen weiteren Anstieg auf etwa 77.000 Verletzte, wodurch die 
Aufforderung zu raschen Maßnahmen gegen diese Entwicklung und zur Erhöhung der 
Verkehrssicherheit im Raum stand.254 Zum Vergleich sei hier das Jahr 2004 mit einem 
Bestand von 5.575.677 Kraftfahrzeugen und insgesamt 56.735 verunglückten Personen, 
darunter 878 Getötete, angeführt.255
Maßnahmen 
Im Straßengüterverkehr legte man weiterhin Wert auf eine Trennung in Nah- und 
Fernverkehr mit einer grundsätzlichen Grenze von 80 km, bezogen auf den Standort des 
Unternehmens, wobei hiervon mögliche Abweichungen vorgesehen waren. Für die 
Erteilung von Fernverkehrskonzessionen sollten subjektive und objektive Bedingungen 
in Betracht gezogen werden. Erstere umfassten beispielsweise einen 
Befähigungsnachweis, eine Zuverlässigkeitsprüfung sowie eine Überprüfung der 
finanziellen Leistungsfähigkeit. Letztere beinhalteten etwa eine Bedarfsprüfung, die 
Beschränkung der Konzessionen auf bestimmte Nutzlasttonnen, die Tarifpflicht sowie 
eine Bewilligungspflicht für Beförderungen von Gütern nach und durch das 
Bundesgebiet durch ausländische Unternehmen. Arbeitszeitregelungen mussten im 
Einklang mit bestimmten Sozialvorschriften in EWG-Verordnungen sowie den 
Ergebnissen der Europäischen Verkehrsministerkonferenz (CEMT) getroffen werden. 
Darüber hinaus sollte bei der Tarifpolitik hinsichtlich der Tarifbildung und der 
Tarifüberwachung eine Kontrollmöglichkeit eingerichtet werden und ein Ausbau der 
Tarife im Hinblick auf die Erkenntnisse aus der Wegekostenrechnung erfolgen. 
Die finanzielle Belastung im Straßengüterverkehr, vor allem die starre 
Beförderungssteuer im Güterfernverkehr, stand vor einer Überprüfung und Reform, 
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 erneut unter Berücksichtigung der Ergebnisse einer noch ausstehenden 
Wegekostenrechnung. 
Der Kraftfahrlinienverkehr war trotz der Verpflichtung zur Gewährung von 
Sozialtarifen einer Beförderungssteuer von 8 Prozent unterworfen, die im Hinblick auf 
die finanzielle Situation der Post und Bahn auf 5 Prozent gesenkt werden sollte. 
Langfristig wurde, dem Modell der Bundesrepublik Deutschland folgend, eine Senkung 
des Mehrwertsteuer-Satzes für Personenbeförderungen gefordert. 
Im öffentlichen Straßenpersonenverkehr wurde eine Steigerung der Attraktivität durch 
Modernisierung, Frequenzerhöhungen und zweckmäßige, nachfrageorientierte 
Linienführung angestrebt. Somit sollte auch eine Steuerung des Berufsverkehrs 
hauptsächlich in Ballungsräumen zu diesem Verkehrssystem möglich werden. Die 
Koordination aller innerstädtischen Verkehrsmittel sowie der Österreichischen 
Bundesbahnen, die Sicherung der Nahversorgung in Stadtzentren, die 
Parkraumbewirtschaftung und die Errichtung von Park-and-Ride-Systemen außerhalb 
der Stadtzentren sowie Maßnahmen zur Verkehrserleichterung aber auch -beschränkung 
an bestimmten Stellen waren dahingehend auszurichten die Erreichung dieser Ziele zu 
unterstützen. Für den Gelegenheitsverkehr musste eine Konzessionspolitik, ähnlich 
jener im Straßengüterverkehr, eingeführt werden, zusätzlich forderte man u. a. die 
Einführung von Tarifen sowie eines Taxifunksystems. 
Abgesehen von der eigentlichen Aufgabe der Wegekostenrechnung gleiche 
Startbedingungen für jeden einzelnen Verkehrsträger durch Anrechnung der durch ihn 
verursachten Kosten zu schaffen plante man eine weitere Untersuchung bezüglich der 
volkswirtschaftlichen Auswirkungen von Verkehrsunfällen und somit deren Bedeutung 
für die Verkehrspolitik. Darüber hinaus wurden u. a. folgende Maßnahmen zur 
Erhöhung der Sicherheit geplant: Vereinheitlichung des europäischen Straßenverkehrs- 
und Kraftfahrrechts, Gewährleistung einer konstruktiven Verkehrsüberwachung sowie 
erste Vorläufer des Nachschulungssystems.256
5.3.4.3 Schifffahrt 
Zur Zeit des Gesamtverkehrskonzeptes 1968 existierte keine österreichische 
Hochseeschifffahrt, da alle Erzschiffe der Vereinigten Österreichischen Stahlwerke 
Aktiengesellschaft (VÖEST) unter deutscher Flagge fuhren. Die Binnenseeschifffahrt 
wurde in Form von Linien- und Gelegenheitsverkehren auf insgesamt 24 Seen betrieben 
und diente vornehmlich touristischen Zwecken. Die bescheidene wirtschaftliche Lage 
wurde hauptsächlich mitbestimmt durch:257
• Konkurrenz durch Bahn und Straße; 
• Ein-Saison-Betrieb, der meist nur wenige Monate pro Jahr aufrecht erhalten 
werden konnte; 
• Beschränkung der Arbeitsplätze auf eine Saison; 
• hohe Fixkostenbelastung; 
• starke Witterungsabhängigkeit. 
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 Die Donauschifffahrt war aus österreichischer Sicht hauptsächlich durch folgende drei 
Gesellschaften gekennzeichnet: die „Erste Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft“ 
(DDSG), die „Continentale Motorschiffahrtsgesellschaft Aktiengesellschaft“ (COMOS) 
und die „Schiffahrt Gebrüder Brandner“. Von den 1967 auf der österreichischen 
Donaustrecke beförderten 6.423.816 Tonnen entfielen 77,78 Prozent auf den 
internationalen Verkehr von und nach Österreich, 7,97 Prozent auf den nationalen 
Verkehr und die verbleibenden 14,25 Prozent auf den Transitverkehr, wobei lediglich 
ein Drittel der Transportleistung von der DDSG und COMOS erbracht wurde (siehe 
Abb. 8). 
 
Abb. 8: Anteile nationaler Gesellschaften am Gütertransport auf der Donau258
Für die darauf folgenden Jahre wurde folgende Entwicklung prognostiziert: 
• Rückgang im internationalen Tankverkehr durch Konkurrenz aufgrund der 
Inbetriebnahme geplanter Pipelines. Ansonsten weiterhin leichter Anstieg im 
übrigen Güterverkehr, abhängig jedoch von der Entwicklung des 
Warenaustausches mit den Südoststaaten. Ein starker Anstieg wurde im 
Zusammenhang mit der Inbetriebnahme der Rhein-Main-Donau-Großschiff-
fahrtsstraße 1981 erwartet;259 
• Stagnation des nationalen Verkehrs auf Durchschnittswerten der letzten Jahre; 
• Anstieg des Transitverkehrs entsprechend der Entwicklung des deutschen 
Osthandels. 
Die Personenschifffahrt auf der Donau war großteils dem Ausflugsverkehr zuzuordnen 
und stark witterungsabhängig. Dem Reiseverkehr – hier vor allem aus der 
Bundesrepublik Deutschland – kam nur bedingt Bedeutung zu und war eher als 
Alternative zur Eisenbahn zu sehen. Für den gewerbsmäßigen Personenverkehr auf der 
Donau ging man davon aus, dass ein gewisser Sättigungsgrad erreicht war, der in 
Abhängigkeit von saisonalen Witterungsverhältnissen und allgemeinen Schwankungen 
im Fremdenverkehr auf der bisherigen Durchschnittsfrequenz stagnieren würde. 
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 Aus wirtschaftlicher Sicht unterlag die österreichische Donauschifffahrt im 
Güterverkehr einem starken Wettbewerb aus den Südoststaaten, deren Gesellschaften 
versuchten den überwiegenden Teil des Verkehrs an sich zu ziehen. Eine darüber hinaus 
extreme Unpaarigkeit im internationalen Verkehr und niedrige gewichtsmäßige 
Auslastungsgrade zwischen 54,3 Prozent zu Berg und 59,8 Prozent zu Tal machten den 
Schifffahrtsgesellschaften große Probleme. Die Situation im Personenverkehr der 
DDSG war konstant defizitär und bedurfte zur Aufrechterhaltung des Betriebes 
staatlicher Subventionen und Darlehen. Eine Einstellung des Betriebes konnte jedoch 
im Hinblick auf die werbende Wirkung für den Fremdenverkehr nicht in Betracht 
gezogen werden. Aufgrund der Substitutionskonkurrenz durch den Landverkehr waren 
auch dem Ausgleich mittels Tariferhöhungen Grenzen gesetzt. Hinsichtlich der 
Preisbildung im Güterverkehr bestanden mit bayrischen Schifffahrtsunternehmen so 
genannte Quotierungsverträge für Transporte auf der gesamten Donaustrecke. Der 
Gütertarif wies darüber hinaus Parallelen zum Eisenbahntarif auf. In Bezug auf 
Verkehre mit den Südoststaaten dominierten jedoch deren devisenpolitisch orientierte 
Tarife, weshalb lediglich durch Transportzuweisungen Beschäftigung erhalten werden 
konnte.260
Maßnahmen 
Man erwog die Zusammenfassung und Modernisierung des gesamten österreichischen 
Binnenschifffahrtsrechts in einem einheitlichen Gesetz. Bei der Donauschifffahrt sollten 
Fracht- und Poolvereinbarungen, wie sie bereits zwischen der DDSG und der COMOS 
einerseits und dem Bayerischen Lloyd andererseits bestanden, grundsätzlich möglich 
sein. Die DDSG musste einer eingehenden Betriebsprüfung unterzogen werden um 
Verbesserungen der Situation herbeizuführen. Ebenso sollte eine Trennung der 
Personen- von der Frachtschifffahrt erfolgen, um Verluste der Personenschifffahrt 
rechnerisch erfassen zu können. Bei der Binnenseeschifffahrt forderte man eine 
Erneuerung des Schiffparks im Linienverkehr um Abwasser und Abgasschäden zu 
vermeiden.261
5.3.4.4 Luftfahrt 
Der kommerzielle Luftverkehr war in Österreich bis zum Abschluss des Staatsvertrages 
im Jahre 1955 inaktiv und hatte daher enormen Nachholbedarf aufzuweisen. 
Nichtsdestotrotz machten sich bereits 1959/60 Schwächen in der Entwicklung 
bemerkbar, da einzig der Flughafen Wien-Schwechat mit einem Einzugsgebiet von 
3 Millionen Einwohnern ein wettbewerbsfähiges Verkehrsaufkommen zuließ. Ab 1965 
begann sich die überdurchschnittlich hohe Zuwachsrate an den internationalen 
Durchschnitt des Passagierluftverkehrs anzugleichen, sank jedoch in den darauf 
folgenden zwei Jahren bereits wieder unter diesen Referenzwert. Begründet wurde diese 
Entwicklung mit dem Fehlen von geeigneten Langstreckenverbindungen von und nach 
Österreich sowie dem rückständigen Ausbaustand der Bundesländerflughäfen. 
Unabhängig davon wies der österreichische Flugverkehr seit Jahren steigende 
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 Tendenzen hinsichtlich der Zahl der An- und Abflüge, der Fluggäste sowie der 
beförderten Fracht und Post auf. So stieg die Zahl der ankommenden und abfliegenden 
Fluggäste im Bundesgebiet von 1957 bis 1967 um 422,38 Prozent, jene der Passagiere 
im Transitverkehr um 333,18 Prozent. 
Ebenso vom Nachholbedarf betroffen war die 1958 gegründete Österreichische 
Luftverkehrs AG – Austrian Airlines (AUA). Nach einem raschen Marktanteilsanstieg 
näherten sich die Zuwachsraten dem innereuropäischen Durchschnitt an, da die AUA 
lediglich im Mittel- und Kurzstreckenbereich tätig war. Wirtschaftlich gesehen 
entsprach die Gesellschaft nach einer 1967 durchgeführten Kapitalerhöhung von 
290 Millionen Schilling (rund 21 Mio. Euro) und einer revolvierenden Bundeshaftung 
internationalen Maßstäben, wobei die Fremdkapitalkosten überdurchschnittlich 
ausfielen. Der österreichische Binnenflugverkehr litt aufgrund des geringen 
Vorsprungsmaßes und Reisezeitvorsprunges sowie mangels eines hinsichtlich der 
Anflugbedingungen geeigneten Flughafens im Westen Österreichs unter massiver 
Konkurrenz seitens der Österreichischen Bundesbahnen und der Autobahnen, was 
zwangsläufig zu erheblichen Verlusten in diesem Bereich führen musste. Die 
Auffassung des Internationalen Eisenbahnverbandes strebte eine Koordination anstelle 
einer Rivalisierung des Luft- und Eisenbahntransports an, wonach Investitionen auf dem 
Sektor des Betriebes und der Werbung dahingehend vermieden werden sollten, die 
Einfluss auf den jeweils anderen Verkehrsträger ausübten. 
Zukünftiges Schwergewicht im Flugverkehr war im interkontinentalen Verkehr zu 
finden. Sollte die österreichische Luftverkehrswirtschaft den Anschluss diesbezüglich 
versäumen, würde ihre Aufgabe lediglich in Zubringerdiensten für andere Staaten 
liegen, wie auch das Ziel ein auf die österreichische Wirtschaft abgestimmtes 
Streckennetz aufzubauen danach schwer durchführbar wäre. Voraussetzung hierfür war 
eine stärkere Anbindung und Erweiterung des Einzugsgebietes des Flughafens 
Wien-Schwechat. Aus betriebswirtschaftlicher Sicht ergaben sich darüber hinaus für 
den Langstreckenverkehr enorme Kostenvorteile. So lagen im Langstreckenverkehr die 
Betriebskosten um nahezu die Hälfte unter jenen der innereuropäischen Strecken. Trotz 
einer Steigerung der Tonnenkilometer um 15,3 Prozent innerhalb eines Jahres konnten 
die Austrian Airlines noch keine derartige Leistungsgröße erreichen, die die 
Produktivität wirtschaftlich günstig erscheinen ließ. Dieses Ziel wollte die Fluglinie mit 
Aufnahme des Langstreckenverkehrs verwirklichen. 
Prognosen sahen einen deutlichen Anstieg der Passagierzahlen sowie Tonnenkilometer 
im Weltluftverkehr, der auch einen Trend zum Einsatz von Großraumflugzeugen 
bewirkte. Eine ähnliche Situation zeichnete sich im Luftcharterverkehr ab. So war die 
Anzahl der ankommenden und abfliegenden Fluggäste auf österreichischen Flughäfen 
in der Zeit von 1962 bis 1967 um 319 Prozent gestiegen. Schätzungen deuteten auf eine 
Fortsetzung dieses Aufwärtstrends im internationalen Charterverkehr hin. 
Im Hinblick auf die Tarifbildung statuierte das Luftfahrtgesetz weder eine 
Genehmigungs- noch eine Vorlagepflicht für Beförderungstarife. Lediglich im 
Bundesgesetz über den zwischenstaatlichen Luftverkehr262 war die Möglichkeit zur 
                                                 
262 BGBl. Nr. 157/1961 
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 Vereinbarung von Bewilligungspflichten bezüglich Beförderungstarifen im 
internationalen Fluglinienverkehr vorgesehen. Diese Tarife, die die IATA jährlich 
festlegte, hatten die Sicherheit und Wirtschaftlichkeit des Betriebes zu gewährleisten 
sowie einen angemessenen Gewinn zu ermöglichen.263
Maßnahmen 
Um im interkontinentalen Verkehr tätig werden zu können, war bei den Fluglinien 
grundsätzlich ein erhöhter Kapitalbedarf notwendig. Einerseits sollte die 
durchschnittliche Eigenkapitalquote der Austrian Airlines auf rund 30 Prozent 
angehoben werden, andererseits suchte man Kooperationsmöglichkeiten mit anderen 
Luftverkehrsgesellschaften bzw. forderte man eine enge Zusammenarbeit der AUA mit 
den inländischen Flughäfen. Bei der Anschaffung von Luftfahrzeugen, die durch die 
öffentliche Hand mitfinanziert wurde, sollte eine Typenvereinheitlichung angestrebt 
werden. Auf der anderen Seite musste die Subventionspolitik im Hinblick auf 
Wettbewerbsverzerrungen möglichst eliminiert werden. Im Binnenflugverkehr stand 
eine Bedarfs- und Kostenüberprüfung mit dem Ziel an, eventuell mehr Effizienz durch 
die Betrauung von Bedarfsunternehmen mit Kleinflugzeugen mit Beförderungsaufgaben 
zu erreichen. Weiters wurde die Möglichkeit der Abstimmung von innerösterreichischen 
Flugplänen mit den Fahrplänen der ÖBB untersucht. 264
5.3.4.5 Rohrleitungen 
Die von der Geologischen Bundesanstalt geschätzten Erdölreserven ergaben mit 
Stichtag 31. Dezember 1967 eine Höhe von 30,5 Millionen Tonnen. Für die 
wirtschaftliche Verarbeitung stand die von der Österreichischen Mineralölverwal-
tung AG (ÖMV) errichtete Vollraffinerie mit modernsten technischen Einrichtungen in 
Schwechat zur Verfügung. Ältere, kleine Raffinerien der Shell Austria AG und 
Mobil Oil Austria wurden in den Jahren vor 1968 modernisiert. 1967 bezifferte sich der 
gesamte Raffineriedurchsatz mit 3,8 Millionen Tonnen Rohöl. Hinzu kamen noch 
1,1 Millionen Tonnen Importrohöl und diverse importierte Zwischen- und 
Zusatzprodukte. In Abb. 9 wird die Erdölförderung der drei bedeutendsten im Inland 
tätigen Erdöl-Förderunternehmen in den Jahren 1955 bis 1967 dargestellt, wobei ein 
generelles Abnehmen der Fördermengen zu bemerken ist. 
Der Inlandsbedarf konnte bei den wichtigsten Produkten weitgehend von der 
heimischen erdölverarbeitenden Industrie gedeckt werden. Schätzungen für die Jahre 
1970, 1975 und 1980 ergaben einen Anstieg des Mineralölverbrauchs in Österreich auf 
8,3 Millionen respektive 11,9 Millionen und 15,2 Millionen Tonnen, wobei die 
Bedeutung der Erdölpipelines in Hinkunft wachsen werde, wahrscheinlich mit 
Auswirkungen auf andere Verkehrsträger.265
 
                                                 
263 Vgl. BMVvU (1968), S. 62 ff. und Blättermann (1970), S. 129 ff. 
264 Vgl. BMVvU (1968), S. 100 f. 















Erdölförderungen 1955-1967 (in 1000t)
 
Abb. 9: Österreichische Erdölförderungen 1955 – 1967266
Maßnahmen 
Ähnlich wie in der Binnenschifffahrt wurde die Notwendigkeit der Schaffung eines 
Pipeline-Gesetzes hinsichtlich der zukünftigen Bedeutung und Entwicklung des 
Erdölsektors überlegt.267 Hierbei sollte der Einfluss des Staates auf die Trassenführung, 
Enteignungsmöglichkeit, die Betriebs- und Anschlusspflicht sowie die Rücksichtnahme 
auf andere Verkehrsträger besonders herausgearbeitet werden. 
 
 
Zusammenfassend kann noch festgehalten werden, dass bei den meisten 
Verkehrsträgern auch eine Überprüfung dahingehend stattfinden sollte, ob die jeweils 
zu verrichtenden Steuern eine Benachteiligung gegenüber anderen Verkehrsträgern 
darstellten.268
                                                 
266 Datenquelle: BMVvU (1968), S. 75, siehe Anhang S. 188, Bildquelle: OMV Aktiengesellschaft 2005 
267 Das Rohrleitungsgesetz trat schließlich erst am 1. Februar 1976 in Kraft. (BGBl. Nr. 411/1975) 
268 Vgl. BMVvU (1968), S. 104 
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 5.4 Vom Beamtenentwurf zum  
Österreichischen Gesamtverkehrskonzept 1991 –  
Mensch – Umwelt – Verkehr 
5.4.1 Ausgangslage und Rahmenbedingungen 
Die Neuauflage des Verkehrskonzeptes entstand in einer Phase entscheidender 
verkehrspolitischer Veränderungen, geprägt durch die Schaffung des europäischen 
Binnenmarktes und nicht zuletzt durch die Öffnung der Grenzen zu den ehemaligen 
Ostblockstaaten. Die mit der Massenmotorisierung einhergehenden Probleme führten 
auch zu einem Umdenkprozess in der Verkehrspolitik, die bislang hauptsächlich im 
nachfrageorientierten Ausbau der Verkehrsinfrastruktur verstanden wurde. Fortan waren 
konzeptive Vorgaben unter Berücksichtigung dynamischer Entwicklungsprozesse 
erforderlich.269 Grenzen der technischen Leistungsfähigkeit von Verkehrsnetzen wichen 
der Zumutbarkeit verkehrsbedingter Belastungen der betroffenen Bevölkerung und 
Umwelt. Wohlstand durfte nicht nur anhand marktwirtschaftlicher Kriterien betrachtet 
werden, sondern musste langfristig auch ökologisch gesichert werden. Dieser 
Komplexität zwischen Mensch, Umwelt, Wirtschaft und Technik musste eine 
koordinierte und verkehrsträgerübergreifende Verkehrspolitik (systemanalytischer 
Ansatz) gerecht werden. Das Gesamtverkehrskonzept soll dabei als Entscheidungs- und 
Orientierungshilfe für die betroffenen Institutionen sowie als Planungsgrundlage für 
öffentliche Verkehrsunternehmen dienen. Folgende Punkte, die auch als Leitfaden 
durch das Generalverkehrskonzept zu sehen sind, zählen die wesentlichen Funktionen 
eines Verkehrssystems auf:270
• Befriedigung der Transporterfordernisse und Mobilitätsbedürfnisse, 
• Sicherstellung der Erreichbarkeit von Wohn- und Arbeitsstätten, zentralen Orten 
und peripheren Regionen sowie von Freizeit-, Erholungs-, Schulungs-, 
Bildungs- und Kultureinrichtungen, 
• Sicherstellung der Möglichkeit zur Ver- und Entsorgung, 
• Stand-by-Funktion für den Katastrophen- und Krisenfall und für die Anlassfälle 
im Rahmen der Umfassenden Landesverteidigung, 
• Beitrag zur wirtschafts-, sozial- und gesellschaftspolitischen Integration sowie 
• Anbindung Österreichs an das Ausland. 
Verkehrssicherheit, Umweltschutz und Bevölkerungsakzeptanz standen dabei neuen 
technischen Lösungen zur Problembewältigung im Verkehrswesen gegenüber. Aus 
wirtschaftlicher Sicht grenzten Budgetrestriktionen der öffentlichen Hand, 
Finanzierungsprobleme des Verkehrssystems insgesamt, Arbeitsmarktprobleme, eine 
konjunkturell abgeschwächte Entwicklung seit Beginn der Siebziger Jahre, Probleme in 
der Grundstoffindustrie, Unsicherheiten am Energiesektor sowie neue technische und 
technologische Entwicklungen die Vorgehensweise im Verkehrswesen entscheidend 
ein.271
                                                 
269 Siehe dazu das Schema in Abb. 10 
270 BMöWV (1991), S. 10 
271 Vgl. BMöWV (1987), S. 2 f. und BMöWV (1991), S. 3 f. und 10 ff. 
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Abb. 10: Schema einer systemorientierten Verkehrspolitik im GVK-Ö272
 
Zusammenfassend seien hier noch einmal die verkehrspolitischen Prinzipien, denen das 
Konzept folgte, aufgeführt:273
• Menschen und ihre Bedürfnisse stehen im Mittelpunkt der Verkehrspolitik. 
• Voraussetzung für eine aktive Verkehrspolitik ist das gestaltende und 
verkehrsträgerübergreifende Eingreifen in die Entwicklung des Verkehrs-
systems. 
• Verkehrspolitik hat dort einzugreifen, wo wirtschaftliche Einzelinteressen in 
Kontradiktion zu volkswirtschaftlichen Zielen stehen. 
• Eingriffe sind auch dann notwendig, wenn schutzwürdige Güter (Gesundheit der 
Bevölkerung oder die Umwelt) durch die ungesteuerte Weiterentwicklung des 
Verkehrssystems beeinträchtigt werden. 
• Ausgleich zwischen divergierenden Interessen. 
                                                 
272 Vgl. BMöWV (1987), S. 9 f., 54, 63, 87, 164, 175 und 206 
273 BMöWV (1991), S. 12 f. 
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 „[Das] Leitziel der künftigen Verkehrspolitik ist die Gestaltung eines ökonomisch 
effizienten, sozial und ökologisch verträglichen Verkehrssystems, das die 
Mobilitätserfordernisse der Gesellschaft und die Transportbedürfnisse der 
Wirtschaft in allen Regionen sicherstellt.“274
Durch die folgenden drei Schwerpunkte sollte dieses Leitziel erreicht werden: 
• Vermeidung von unnötigem Verkehr; 
• Verlagerung von Verkehr auf die umweltschonenden Verkehrsträger Schiene 
und Schifffahrt bzw. Förderung des nicht-motorisierten Individualverkehrs; 
• Verträglichkeit von Verkehr gemäß dem neuesten Stand der Technik. 
Weitere Leitlinien umfassten u. a. die Bevölkerungsakzeptanz von Maßnahmen, die 
Kooperation der Verkehrsträger, die schon seit längerem angestrebte Kostenwahrheit im 
Verkehr (Anwendung des Verursacherprinzips) sowie Neuerungen im Verkehrsrecht. 
Als letztes Ziel führte das Generalverkehrskonzept die Fortführung seiner selbst und die 
Erstellung eines Bundesverkehrswegeplans an.275 In letzterem sollte eine 
Bestandsaufnahme der gesamten Infrastruktur, Baumaßnahmen auf bestehenden 
Verkehrswegen und bereits eingeleiteten Planungen sowie zusätzlichen Projekten 
erfolgen um bspw. eine verkehrsträgerorientierte Festlegung von Prioritäten für Neu-, 
Aus- und eventuell auch Rückbaumaßnahmen treffen zu können.276
Internationale Einflüsse prägten in zunehmendem Maße die österreichische 
Verkehrspolitik, was auf die geopolitische Lage Österreichs sowie die wachsende 
internationale Verflechtung in Politik und Wirtschaft, vor allem aber auf die 
Assoziation zu den Europäischen Gemeinschaften, zurückzuführen war. Dabei spielten 
die Liberalisierungs- und Harmonisierungsbestrebungen im Straßengüterverkehr eine 
bedeutende Rolle, ebenso wie grenzüberschreitende Infrastruktureinrichtungen und 
Verkehrsangebote sowie geänderte Marktgegebenheiten im Ausland. Für Österreich 
nicht unbedeutend waren nicht zuletzt auch internationale Tourismus- und 
Gastarbeiterströme. Um vielen Negativwirkungen des (Transit-)Verkehrs 
entgegenzuwirken sollte die Aktivität Österreichs auf internationaler Ebene 
hauptsächlich in der Verfolgung von Umweltschutzzielen und der Steigerung der 
Verkehrssicherheit liegen.277 Um die Marktposition von Schiene und Binnenschifffahrt 
zu stärken und gleiche Wettbewerbschancen zu schaffen wurde eine Internalisierung 
externer Kosten vor allem im Straßenverkehr angestrebt.278
Auf die Rechtsgrundlagen im Verkehrswesen wurde oben schon näher eingegangen.279 
Zusammenfassend seien sie hier noch kurz angeführt:280
• Internationale Abkommen 
• Bundesverfassungsgesetz 
• Gesetze und Verordnungen für einzelne Sektoren 
                                                 
274 BMöWV (1987), S. 5 
275 Siehe dazu Kapitel 5.5 
276 Vgl. BMöWV (1991), S. 16 ff. 
277 Siehe dazu die dritte Amtsperiode Vranitzkys im Kapitel 4.8.2 
278 Vgl. BMöWV (1991), S. 21 f. 
279 Siehe Kapitel 5.1 
280 BMöWV (1987), S. 13; Regelungen im Gemeinschaftsrecht fielen 1991 noch unter „Internationale 
Abkommen“. 
 96
 • Verkehrsrelevante Aussagen in anderen Gesetzen und Verordnungen 
• Verkehrsrelevante Gesetze der Länder 
• Verkehrsrelevante Verordnungen der Gemeinden. 
Die Entwicklung der verkehrsrelevanten Rechtsmaterie verlief bisher weitgehend 
verkehrsträgerorientiert, was ein nunmehr gewünschtes verkehrsträgerübergreifendes 
Agieren erschwerte. Zurückzuführen war dies auf die historisch bedingten 
Kompetenzregelungen und die Betonung der vorwiegend dienenden Funktion des 
Verkehrs. Oftmals stieß die Übernahme internationaler wie verkehrsträgerübergreifen-
der, nationaler Verkehrsvorschriften auf verfassungsrechtliche Probleme. Die 
zunehmende Bedeutung des Umweltschutzes und der Bürgerbeteiligung erschwerte 
zusätzlich Verkehrsplanungen und Projekte. Rechtlich fanden sich daher zahlreiche 
verkehrsrelevante Regelungen als Annexmaterien in anderen Kompetenztatbeständen, 
beispielsweise im Bereich der Raumordnung. 
Das Ziel war eine schrittweise Harmonisierung des Verkehrsrechtes unter Einbeziehung 
sämtlicher Anforderungen an ein funktionierendes Verkehrssystem, wie etwa die 
Harmonisierung von Verkehrsträgern, die Angleichung von nationalen mit 
internationalen Regelungen. Aktualität in Bezug auf neueste Erkenntnisse in Technik 
und Verkehrswissenschaft sowie Umweltschutz sollte in der jeweiligen Rechtsmaterie 
Widerhall finden. Um eine Effizienzsteigerung bei den betroffenen verkehrspolitischen 
Agenden zu erwirken musste darüber hinaus eine Kompetenzbereinigung und 
Konzentration vorgenommen werden.281
In der Raumordnungspolitik kommt dem Verkehr als Mittel zur Verwirklichung von 
bestimmten Zielen wesentliche Bedeutung zu. Umgekehrt stellt die Raumplanung ein 
überwiegend mittel- bis langfristig wirkendes Steuerungsinstrument des Verkehrs dar. 
Die Siedlungsstruktur und Verkehrspolitik bilden somit ein zusammenhängendes 
System, das hauptsächlich durch Verkehrswegeinvestitionen, in damaliger Zeit 
hauptsächlich in Straßenverkehrswege, geprägt ist. Versäumnisse in der Ansiedelung 
von wesentlichen Verkehrserzeugern, wie etwa Schulzentren, Gewerbegebiete oder 
dichte Wohnbebauung, abseits bestehender und leistungsfähiger Bahnstrecken wurden 
durch ein Ansteigen des Individualverkehrs sichtbar. Die demographische Entwicklung 
war charakterisiert durch:282
• Bevölkerungszunahmen im Westen und Bevölkerungsabnahmen in den 
östlichen und südlichen Bundesländern, 
• Abwanderungstendenzen in (extrem) peripheren Gebieten, 
• Bevölkerungszunahme in den Ballungsräumen, 
• Bevölkerungsabnahme in den Kernstädten und zunehmende Suburbanisierung, 
• Ansteigen der Anzahl der Berufspendler und durchschnittlichen Fahrtweiten, 
• Bedeutungszunahme des Dienstleistungssektors, 
• Dezentralisierung der Industriestrukturen sowie 
• Trend zu höherer Bildung und Weiterbildung. 
                                                 
281 Vgl. BMöWV (1987), S. 13 f. und BMöWV (1991), S. 23 f. 
282 Vgl. BMöWV (1991), S. 25 f. 
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 Durch Zuwanderung aufgrund der Ostöffnung wurde ein gegenteiliger Trend für die 
Kerngebiete Ostösterreichs erwartet. Laut der ÖROK-Bevölkerungsprognose von 1989 
(ÖROK 1990) sollte die Wohnbevölkerung von 7,55 Mio. Einwohnern im Jahr 1981 auf 
7,67 Mio. Einwohner im Jahr 2001 ansteigen und bis zum Jahr 2011 wieder auf den 
Stand von 1981 sinken. Tatsächlich wurde der prognostizierte Bevölkerungsstand 
bereits 1990 mit 7,678 Mio. Einwohnern überschritten. Der realisierte 
Bevölkerungsstand 2001 belief sich auf 8,043 Millionen und laut einer aktualisierten 
ÖROK-Bevölkerungs-, Erwerbstätigen- und Haushaltsprognose wird sich bei stetigem 
Wachstum der Bevölkerungsstand 2011 auf 8,43 Millionen und 2031 auf 8,85 Mio. 
Einwohnern erhöhen.283 Unabhängig davon wurde in der ÖROK-Hauptvariante eine 
Zunahme der Haushalte bei gleichzeitiger Abnahme der durchschnittlichen 
Haushaltsgröße prognostiziert, weshalb Bevölkerungsverlusten keine Dezimierung von 
Verkehrsbedürfnissen gegenüberstand. Die Überalterung der Bevölkerung führte laut 
Studie darüber hinaus zu einer Verringerung der Nachfrage nach öffentlichen 
Verkehrsmitteln, dadurch dass die Schülerzahlen rückläufig waren und die 
nachrückende ältere Bevölkerung bereits aus einer motorisierten Generation 
hervorging.284  
Folgende Maßnahmen waren im Sinne abgestimmter regionaler Raumordnungs- und 
Verkehrskonzepte zu setzen:285
• Beschränkung von Baulandwidmungen auf durch öffentlichen Verkehr leicht zu 
erschließende Gebiete, 
• Verdichtung baulicher Art im Fußgängereinzugsbereich von Haltestellen 
öffentlicher Verkehrsmittel, 
• Ansiedelung von öffentlichen Gebäuden mit starker Besucherfrequenz 
(Schulzentren, Krankenhäuser, Behörden) in der Nähe von Bahnstationen, 
• Entwicklung von Siedlungen entlang bestehender Bahnlinien, 
• Berücksichtigung der Erreichbarkeit durch öffentliche Verkehrsmittel bzw. 
durch nicht-motorisierten Verkehr bei der Standortwahl für Baumaßnahmen des 
Bundes, 
• Abklärung von Folgewirkungen auf Verkehr und Raumstruktur vor der 
Erteilung von Bau- und Betriebsgenehmigungen, 
• Attraktivitätserhöhung öffentlicher Verkehrsmittel durch Verkehrsverbünde und 
flexible, bedarfsorientierte Formen des öffentlichen Personennahverkehrs. 
                                                 
283 Vgl. BMöWV (1991), S. 26, Statistik (2005b), S. 40 und Hanika (2006), S. 19 
284 Vgl. BMöWV (1991), S. 26 f. 
285 Vgl. BMöWV (1991), S. 27 f. 
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 5.4.1.1 Ökonomische Rahmenbedingungen 
Der Sektor Verkehr und Nachrichtenübermittlung hielt im Zeitvergleich 1975 bis 1989 
einen annähernd gleich bleibenden Anteil von 5,4 bis 6 Prozent am 
Bruttoinlandsprodukt, wobei zu beachten ist, dass der nicht unbedeutende Anteil des 
Werkverkehrs sowie Teile des Rohrleitungsverkehrs dem Sektor Handel, Gewerbe und 
Industrie zugezählt wurden. Nach diversen Korrekturen dürfte sich der Anteil auf 
10 bis 11 Prozent des BIP belaufen haben. Untersuchungen an Kostenbelastungen von 
Produkten ergaben, dass Transportkosten in Relation zu anderen Kostenarten, wie etwa 
Personal- oder Energiekosten, sehr gering vertreten waren, wohingegen 
Preisschwankungen im Transportsektor sehr starken Einfluss auf die durchschnittlichen 
Gewinnspannen nahmen. Abb. 11 zeigt die ex- und importierten Transportmengen in 
Millionen Tonnen je Verkehrsträger, wobei aber auch der Wert der transportierten Güter 
zu beachten ist. Während auf der Schiene eher großvolumige Güter mit geringerem 
Wert transportiert wurden, kam dem Flugverkehr große Bedeutung beim Transport 
hochwertiger Güter mit relativ geringem Gewichtsanteil zu. Man beachte auch die 
Importüberhänge besonders im Schiffsverkehr, wobei der Wert der eingeführten Güter 
deutlich geringer ausfiel als jener der Ausfuhrgüter. 
Die Bedeutung des Verkehrs für den Arbeitsmarkt bestand einerseits in der Erhöhung 
der räumlichen Mobilität der Bevölkerung und in einer Qualitätsverbesserung der 
Wirtschaftsstandorte. Andererseits bot der Verkehrssektor samt 
Nachrichtenübermittlung zahlreiche Arbeitsplätze, die sich im Jahr 1989 auf rund 
218.000 Personen beliefen (1970: 147.934 Beschäftigte; 1986: 212.033 Beschäftigte).286
 
Abb. 11: Außenhandel Österreichs sowie Wert der transportierten Güter nach Verkehrsträgern287
                                                 
286 Vgl. BMöWV (1991), S. 31 f. und BMöWV (1987), S. 25 
287 Datenquelle: BMöWV (1991), S. 32; siehe Anhang S. 192 
 99
 Im Gegensatz zum Anteil des Verkehrssektors am Bruttoinlandsprodukt lagen die 
Ausgaben des Bundes für den Sektor Verkehr und Nachrichtenübermittlung, also 
Bundesstraßen, Österreichische Bundesbahnen, Post- und Telegraphenverwaltung, 
Zuschüsse zur Wiener U-Bahn sowie zum ÖPNV der Gemeinden, mit 19,3 Prozent 
(1988) deutlich höher. Darüber hinaus wurden noch rund 4,1 Milliarden Schilling (etwa 
298 Mio. Euro) für Bauausgaben der Straßenbausondergesellschaften sowie 
124,8 Millionen Schilling (ca. 9 Mio. Euro) für die DDSG aufgewandt. Für das 
Jahr 1990 plante der Bund ebenfalls 4 Milliarden Schilling (ca. 290,7 Mio. Euro) für 
Sondergesellschaften und die Hälfte nochmals zusätzlich für das Projekt „Neue Bahn“. 
Die privaten Haushalte andererseits wandten mit 15 Prozent ihres Einkommens einen 
ähnlichen Prozentsatz für Verkehrsleistungen pro Jahr auf, wobei der Anteil mit 
abnehmendem Haushaltseinkommen sank. Zukünftige Herausforderungen stellte die 
mögliche Teilnahme Österreichs am EG-Binnenmarkt, die eine Liberalisierung und 
Verschärfung des Wettbewerbs im Verkehrswesen mit sich ziehen und lenkende 
Eingriffe des Staates auf den Verkehrsmarkt dadurch sicherlich erschweren würde. Des 
Weiteren verursachten so genannte externe Kosten (Unfallfolgekosten, verschiedenste 
Arten von Umweltschäden), die bislang von der gesamten Gesellschaft oder von passiv 
Betroffenen getragen wurden, Wettbewerbsverzerrungen zwischen den einzelnen 
Verkehrsträgern mit Benachteiligung der bereits sichereren bzw. umweltschonenderen 
Verkehrsmittel.288
Maßnahmen 
Subventionskontrolle und Prüfung der volkswirtschaftlichen Zweckmäßigkeit von 
Transportkostenstützungen einerseits und die Erarbeitung von allgemein gültigen 
Kriterien zur Abgrenzung von kaufmännischen und gemeinwirtschaftlichen Leistungen 
andererseits sollten neben zusätzlicher administrativer und organisatorischer 
Maßnahmen einen Beitrag zu mehr „Kostenwahrheit“ im Verkehr, zur 
Effizienzsteigerung staatlicher Tarifpolitik als auch zur Budgetentlastung leisten. Das 
Verursacherprinzip musste außer bei anders liegenden gesamtwirtschaftlichen 
Interessen bei der Kostendeckung angewandt werden. Obwohl in vielen Fällen mit einer 
Erhöhung der Transportkosten für die Nutznießer von Verkehrsleistung zu rechnen war, 
sollten diese Maßnahmen zu einer Entlastung der Gesellschaft insgesamt führen.289
                                                 
288 Vgl. BMöWV (1991), S. 34 f. 
289 Vgl. BMöWV (1991), S. 35 f. 
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 5.4.1.2 Umweltsituation 
Die Verbesserung der Umweltsituation gewann als Folge der öffentlichen Diskussion 
immer mehr an Bedeutung. Es wurde sogar angenommen, dass sich die Position des 
Umweltschutzgedankens zukünftig in der Zielhierarchie aller Politikbereiche weiter 
nach oben verlagern werde. Die Belastung des Lebensraumes durch den Verkehr war 
von sehr komplexen Ursache-Wirkungszusammenhängen gekennzeichnet und rief 
oftmals fern von Hauptverkehrswegen oder Ballungsräumen Schäden hervor. Die 
wesentlichsten Auswirkungen auf die Umwelt sind:290
• Schadstoffbelastung, 
• Lärmbelastung und Erschütterungen, 
• Flächeninanspruchnahme, Trennungswirkung und Nutzungseinschränkungen 
durch Infrastrukturbauten und Betrieb von Verkehrseinrichtungen, 
• Beeinträchtigung von Landschaftsteilen und Kulturgütern sowie 
• Gefahrguttransporte und deren potentielle Umweltgefahren. 
Zum Großteil rührten die Schadstoffbelastungen vom Straßenverkehr her, die auch 
maßgeblich an der Bildung des bodennahen Ozons mitverantwortlich sind. 
Atemwegserkrankungen und Waldsterben waren dabei die offensichtlichsten Folgen, 
deren Kosten gesamtwirtschaftlich trotz Quantifizierungsproblemen nicht vernachlässigt 
werden durften, sondern eher dazu führen mussten, dass das Problem an der Ursache, 
sprich bei der Schadstoffemission, gelöst werde. Abgasregelungen, etwa auch die 
Katalysatorpflicht und Einführung von bleifreiem Benzin stellten bereits wesentliche 
Maßnahmen zur Verbesserung der Situation dar. Zur Verminderung von Verkehrslärm 
wurden bereits Lärmschutzanlagen aus Mitteln der Bundesmineralölsteuer errichtet. 
Zum Immissionsschutz generell sollte eine entsprechende Nutzungsordnung in der 
Raumpolitik dazu dienen, vorweg unnötige Verkehrswege zwischen Arbeits- und 
Wohn- bzw. Freizeitstätten zu verhindern. Weitere Probleme stellen die 
Flächenbeanspruchung, ästhetische Beeinträchtigungen sowie Trennwirkungen durch 
den Verkehr und seine Einrichtungen dar. Abb. 12 zeigt einen Überblick über den 
Flächenbedarf der einzelnen Verkehrsträger für die im Jahr 1986 für das gesamte 
Bundesgebiet ermittelten 1.421,5 Quadratkilometer. Besonders vorteilhaft schnitt der 
geringe Flächenbedarf der (U-)Bahn in Ballungsräumen in Relation zur 
Personenbeförderungskapazität ab. Ebenfalls nicht zu unterschätzen war der enorme 
Flächenbedarf des ruhenden Verkehrs, der vor allem im sekundären Straßennetz Platz 
für den nicht-motorisierten Verkehr als auch für die stadthygienisch notwendige 
Begrünung wegnahm. Hinzu kam die ästhetische Beeinträchtigung historisch und 
architektonisch bedeutsamer Plätze sowie von Wohngegenden durch parkende 
Fahrzeuge und Verkehrsschilder.291
                                                 
290 Vgl. BMöWV (1987), S. 31 
291 Vgl. BMöWV (1987), S. 31 f. und BMöWV (1991), S. 141 ff. 
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Abb. 12: Flächenbeanspruchung für Verkehrseinrichtungen 1986292
Zur Umweltproblematik zählten ferner die Bodenbelastung durch Salzstreuung und die 
von den Kraftfahrzeugen ausgestoßenen Schwermetalle als auch erhebliche Gefahren 
durch Verkehrsunfälle und Defekte an Verkehrsmitteln, deren Wartungs- oder 
Verladeeinrichtungen. Durch Fahrbahnabwässer mit direkter Ableitung, durch das 
Schmelzwasser bei Schneeräumung bzw. durch einfache Verwehung gelangte Streusalz 
in den Boden und sorgte dort für eine erhöhte Natriumkonzentration, die oftmals durch 
normale Niederschlagsmengen von einer Periode zur nächsten nicht mehr 
ausgewaschen werden konnte und Mangelerscheinungen und Bodenverdichtung 
hervorrief. Salzstreuverbote oder Verwendung von Feuchtsalz sollte die 
Umweltbelastung lindern. Andererseits musste der Bleianreicherung des Bodens in 
unmittelbarer Umgebung von Straßen durch die stufenweise Einführung bleifreien 
Treibstoffs entgegengewirkt werden. Blei- und Cadmiumwerte überschritten bei 
durchgeführten Untersuchungen oftmals die medizinisch noch tragbaren Grenzwerte.293
Maßnahmen 
Ziel des Bundesministeriums für öffentliche Wirtschaft und Verkehr war die Halbierung 
des Ausmaßes verkehrsbedingter Schadstoffemissionen bis zum Jahr 2000 unter 
Verfolgung dieser Leitlinien:294
• Anwendung des jeweils neuesten Standes der Technik, 
• Anwendung des Verursacherprinzips für mehr Kostengerechtigkeit im Verkehr 
und Emissionsvermeidung an der Quelle, 
• Förderung umweltverträglicher Verkehrsmittel sowie 
• Vermeidung unnötigen Verkehrs. 
                                                 
292 Quelle: BMöWV (1991), S. 144; Datenquelle: R. Gälzer, u. a.: Verkehr und Landschaft, Wien 1986 
293 Vgl. BMöWV (1991), S. 145 f. 
294 Vgl. BMöWV (1991), S. 150 
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 Die Umweltverträglichkeit von Verkehrsmitteln sollte ein entscheidender 
wirtschaftlicher Faktor werden, wie etwa in der Berücksichtigung bzw. Bevorzugung 
emissionsarmer Kraftfahrzeuge bei Nachtfahrverboten oder Zufahrtsbeschränkungen 
sowie bei der Besteuerung. Ein weiteres Bestreben bestand jedoch auch darin, 
unnötigen Verkehr gänzlich zu vermeiden und möglichst auf die noch 
umweltschonenderen Verkehrsmittel umzusteigen, so etwa den Fußgänger- und 
Fahrradverkehr zu forcieren. Zur Vermeidung unnotwendigen Verkehrs zählte auch die 
Verbesserung der Transportlogistik und als Ansporn hierfür die Berücksichtigung 
externer Kosten bei der Transportkostengestaltung. 
Künftige Maßnahmen auch bei anderen Verkehrsträgern als dem Straßenverkehr:295
• Anhaltspunkte für Schadstoffemissionen gemäß anderer Richtlinien 
(kalifornische Umweltstandards, europäische Abgasnormen), 
• Verzicht auf Verwendung problematischer Materialien bei der Herstellung, 
• Verminderung der Emissionen bei der Fahrzeugbetankung, bei Wartungs-
arbeiten als auch Entsorgung, 
• Untersuchung alternativer Antriebsmethoden (Elektromotoren, Erdgas- oder 
Wasserstoffantrieb) bzw. Weiterverfolgung des „Fünfliterautos“296 bei der 
Verbrennungsmotorenentwicklung, 
• Lärmvermeidung im Straßenverkehr durch Optimierung der Reifen, 
Geschwindigkeitsbeschränkungen, Verbot mutwilliger Lärmentwicklung, 
Nachtfahrverbote, Verkehrsberuhigung von Wohngebieten, 
• Lärmvermeidung im Schienenverkehr wurde damals noch in Form von Lärm-
zulässigkeitsverordnungen und einer Immissionsschutzverordnung im Bundes-
ministerium diskutiert, 
• Lärmvermeidung im Flugverkehr bestand maßgeblich in der Reduzierung lauter 
Flugzeuge bzw. Benachteiligung jener bei Landetaxen, 
• Vereinheitlichung der Rechtsgrundlagen für Lärmschutz sowie verkehrsträger-
übergreifende Koordination von Lärmschutzbaumaßnahmen, 
• Verminderung des Flächenbedarfs durch teilweisen Rückbau von Straßen im 
Ortsgebiet bzw. bei Parallelführungen, Beschränkung der versiegelten Fläche 
auf ein notwendiges Maß und Errichtung von Sammelgaragen, 
• verpflichtende Umweltverträglichkeitsprüfung bei künftigen Neu- und 
Ausbauten von Verkehrswegen, 
• Information, Motivation und Ausbildung jedes Einzelnen zu umwelt-
verträglichem Verhalten im Verkehr, 
• verschärfte Kontrolle der Einhaltung umweltrelevanter Vorschriften durch 
Einsatz von Spezialisten und Kooperation der Behörden sowie 
• internationale Kooperationen bei verkehrsrelevanten Umweltfragen. 
                                                 
295 Vgl. BMöWV (1991), S. 151 ff. 
296 und in der Folge dann „Dreiliterautos“ 
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 5.4.1.3 Verkehrssicherheit 
Hohe Unfallfolgekosten rechtfertigten es, der Verkehrssicherheit besonderes 
Augenmerk in der Verkehrspolitik einzuräumen, da dortige Mängel gravierende 
Auswirkungen auf die Qualität der Verkehrsleistung eines Verkehrsträgers haben. 
Bestmögliche Sicherheit war daher nicht nur aus moralischen, sondern auch aus 
wirtschaftlichen und vertrauensbildenden Gründen ein wichtiges (politisches) Ziel. Die 
Darstellung in Abb. 13 zeigt einerseits die Anteile der einzelnen Verkehrsträger an den 
Unfallfolgekosten in der Höhe von über 38 Milliarden Schilling (rund 2,8 Mrd. Euro) 
und andererseits die Aufteilung auf Personen- und Sachschäden für die Bereiche 
Schiene und Straße bzw. Luftverkehrsarten für den Flugbereich. Zum Schienenverkehr 
ist anzumerken, dass rund 90 Prozent der Kosten auf die ÖBB und der Rest auf 
Privatbahnen entfielen. 
 
Abb. 13: Anteile der Verkehrsträger an den Unfallfolgekosten Österreichs 1983297
Der internationalen Entwicklung folgend war auch in Österreich ein Abwärtstrend beim 
Unfallrisiko, also Unfälle je gefahrenem Kraftfahrzeugkilometer, trotz steigender 
Motorisierung festzustellen. Trotzdem konnte sich Österreich mit 
62.041 Verunglückten, davon 1.391 Getöteten298 im Jahr 1990 in puncto 
Straßenverkehrssicherheit noch lange nicht zu den „sicheren“ Staaten zählen. Während 
in anderen Bereichen, wie etwa bei Schiene, Luftfahrt und Nachrichtenverkehr, 
höchstmögliche Sicherheitsstandards stets angestrebt wurden und sich ständig 
                                                 
297 Datenquelle: BMöWV (1987), S. 37, S. 41 Tabelle 2.1.6/1 und S. 42 Tabelle 2.1.6/2; siehe Anhang 
Seite 191 
298 Mit dem Faktor 1,12 umgerechnet auf die 30-Tage-Fristabgrenzung (Wiedereinführung 01.01.1992) 
ergibt das 1.558 Getötete. Quelle: Statistik (2005c), S. 45 
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 mitentwickelten, kamen im Straßen- und Schiffsverkehr maßgebliche Anstöße 
hauptsächlich von Versicherungsgesellschaften. Des Weiteren waren Datensammlung 
und Datenaustausch sowie Vereinheitlichung von Erhebungsmethoden für 
Unfallstatistiken von großer Bedeutung. Als Beispiel sei hier die Fristenregelung für die 
Definition von Verkehrstoten erwähnt, die laut ECE-Empfehlung auf 30 Tage 
festzulegen sei, während in Österreich noch die 3-Tage-Frist von 1966 Anwendung 
fand.299 Verbesserungen der Unfallsituation stellten sich bereits durch gesetzliche 
Maßnahmen – passive Sicherheitseinrichtungen betreffend – ein, als auch durch 
verschärfte (technische) Kontrollen bezüglich Geschwindigkeitsüberschreitungen und 
Alkohol am Steuer.300 Vorteile aus der technischen Entwicklung von 
Sicherheitssystemen zogen hauptsächlich der Flug- und Schienenverkehr, wo trotz 
Leistungssteigerungen die Unfallzahlen kontinuierlich rückläufig waren, gleichzeitig 
jedoch auch Verlässlichkeit und Wirtschaftlichkeit dieser Verkehrsträger verbessert 
werden konnten.301
Maßnahmen 
„Bestmögliche Sicherheit ist nicht nur aus moralischen, sondern auch aus 
volkswirtschaftlichen Gründen ein wesentliches gesellschaftliches Ziel. Die 
Sicherheit von Verkehrssystemen umfaßt [sic] nicht nur die unmittelbare 
Vermeidung von Schaden für Menschen und Sachwerte, sondern auch die 
mittelbare Abwendung anderer Gefahren (Diebstahl).“302
Ein Teil der Maßnahmen, wie etwa die Koordination aller mit Verkehrssicherheit 
befassten Behörden und Institutionen, wurde schon in ähnlicher Weise angesprochen. 
Die verbesserte Ausbildung von Gefahrgutlenkern, bessere Logistik im Rettungswesen, 
rasche Umsetzung ergonomischer Maßnahmen, wie etwa Straßen- oder 
Fahrzeuggestaltung, Schutzkleidung sowie Informationstechnik, aber auch Normung 
von Verkehrssicherheitseinrichtungen, Entschärfung von Gefahrenstellen und 
Abstimmung der Fahrgeschwindigkeit auf lokale Gegebenheiten bildeten ein weiteres 
Aufgabenpaket. Zur Verminderung des Unfallrisikos bei Führerscheinneulingen waren 
bereits folgende Schritte realisiert worden:303
• Moped-Ausweis mit Ausbildungsnachweis ab dem 16. Lebensjahr, Einführung 
am 1. Juli 1991; 
• „Stufen-Führerschein“ für die Führerscheinklasse A („Motorräder“), Einführung 
ebenfalls am 1. Juli 1991; 
• „Führerschein auf Probe“ bei erstmaliger Erteilung einer Lenkberechtigung, 
Einführung am 1. Jänner 1992. 
                                                 
299 Stirbt ein Verunglückter innerhalb dieser Frist nach dem Unfallereignis, wird er als Verkehrstoter 
definiert. 1961 wurde erstmals eine bundesweite Statistik der Straßenverkehrsunfälle mit einer 
30-Tage-Frist für Verkehrstote eingeführt, die man schließlich 1966 auf Grund einer UN/ECE 
Empfehlung auf 3 Tage herabsetzte. 1992 wurde diese Frist wieder auf 30 Tage ausgedehnt.  
Quelle: Statistik (2005c) 
300 Beispiele: 1985/1986 Helmpflicht für einspurige Kfz; 1984/1990 Gurtanlegepflicht mit Strafandro-
hung; Radarmessgeräte seit 1978; „Alkomat“-Messungen seit 1988; Quelle: Statistik (2005c) 
301 Vgl. BMöWV (1991), S. 125 ff. 
302 BMöWV (1991), S. 134 
303 Vgl. 13. Kraftfahrgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 458/1990 
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 Bei der Verkehrsüberwachung andererseits sollten insbesondere technische Hilfsmittel, 
so etwa der Tachograph, Bordcomputer, Waagen, Radar- und Lasermessgeräte sowie 
das bereits erwähnte Atemalkoholmessgerät („Alkomat“) Abhilfe schaffen. Rechtliche 
Grundlagen für personelle Kooperationen, insbesondere bei sicherheitsrelevanten 
Schwerpunktaktionen einerseits, aber auch Auslagerungen an kommunale oder private 
Sicherheitsdienste, insbesondere bei Parkraum- oder Objektüberwachungen 
andererseits, mussten erst noch geschaffen werden. 
Generell war man versucht, möglichst hohe Verkehrsanteile auf so genannte „sichere“ 
Verkehrsmittel umzulagern. Eine Attraktivitätssteigerung gerade im Schienenverkehr, 
der u. a. enormes Potential im öffentlichen Personennahverkehr aufwies, sollte diesem 
Ziel näher bringen. Zur Beseitigung von Unfallrisiken im Bahnbetrieb wollte man 
niveaugleiche Bahnkreuzungen auflassen und durch Brücken oder Unterführungen 
ersetzen, modernste technische Ausrüstung samt Funk in Triebfahrzeugen zum Einsatz 
bringen sowie eine Einbindung der Bahn in ein Gefahrgutinformationssystem, 
zusammen mit der Binnenschifffahrt, erreichen. Im Flugverkehr standen die 
Weiterentwicklung der Sicherheitstechnik und die Optimierung der 
Sicherheitskontrollen zur Vermeidung terroristischer Akte im Vordergrund.304
5.4.2 Infrastruktur 
Die Verkehrsinfrastruktur bindet auf lange Sicht Investitionsmittel und prägt darüber 
hinaus die räumliche Entwicklung in beträchtlichem Maße mit. Kurzfristig notwendig 
werdende Anpassungen an geänderte Anforderungsprofile sind nur mit enormem und 
unverhältnismäßigem Kostenaufwand möglich. Neben den Investitionsausgaben für die 
Infrastrukturerrichtung verbrauchen die laufend anfallenden Erhaltungs- und 
Betriebskosten oftmals ein Vielfaches der eigentlichen Investitionskosten und führen 
damit zu Kapitalengpässen für Neuinvestitionen. Eine vorausschauende und 
koordinierte Planung ist daher im Hinblick auf die langfristige Kapitalbindung und die 
durch Verkehrsinvestitionen mitgestaltete, schwer änderbare Raumstruktur notwendig.  
5.4.2.1 Bestandsnetz 
Bis zum Jahr 1990 waren in Österreich folgende Verkehrsinfrastrukturnetze, also 
ortsfeste Anlagen mit Investitionscharakter, errichtet worden:305
• Schiene: insgesamt rund 6.120 km Betriebslänge306 (1984 noch 6.351 km) und 
1.850 Bahnhöfe und Haltestellen, das Straßenbahnnetz umfasst 313 km; 
• Seilbahnen: über 500 Hauptseilbahnen, 135 Einsessellifte und rund 
2.800 Schlepplifte; 
• Straße: ca. 208.000 km Straßennetz (1984 noch rund 200.000 km), wovon der 
Großteil nicht vom Bundestraßengesetz 1971 umfasste Straßenzüge ausmachte; 
• Schifffahrt: rund 350 km Wasserstraße (Donau) mit den Hafenanlagen Linz, 
Wien, Krems und Enns; 
                                                 
304 Vgl. BMöWV (1987), S. 42 ff., BMöWV (1991), S. 134 ff. und Statistik (2005c) 
305 Vgl. BMöWV (1991), S. 39 und BMöWV (1984), S. 59 
306 Siehe Netzplan im Anhang Seite 177 (im Vergleich zu 1968 und 2005) 
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 • Luftfahrt: 6 Flughäfen (Wien, Linz, Salzburg, Innsbruck, Graz und Klagenfurt) 
sowie 44 Flugfelder; 
• Rohrleitungen: 3 Erdgasfernleitungen (TAG, WAG, SOL) und 3 Rohölpipelines 
(AWP, TAL, CEL); 
• Nachrichtenverkehr: global gesehen hohe Telefondichte, 
3,1 Mio. Hauptanschlüsse, 21.435 Telexanschlüsse; 
• Anlagen für kombinierten Verkehr: 22 Terminals, wovon 4 für die „Rollende 
Landstraße“ dienten. 
Der Verkehrsträger Straße erzielte aufgrund der bevorzugten Investitionstätigkeit nach 
dem Zweiten Weltkrieg große Vorsprünge im Hinblick auf Flexibilität, Qualität und 
Erreichbarkeit und wurde für alle anderen Landverkehrsträger sowohl im Personen- als 
auch Güterverkehr qualitätsbestimmend. Die Parameter für die historisch gewachsene 
Schieneninfrastruktur, die nicht unbedingt dem Stand der Technik entsprechen mussten, 
wirkten sich darüber hinaus negativ auf die Wettbewerbsfähigkeit des Verkehrsträgers 
Schiene aus. Auf der anderen Seite beeinflussten die rasche Verfügbarkeit von 
Verkehrsleistungen und die Verkehrserschließung neben ortsgebundenen Faktoren 
wesentlich die Standortqualität und regionale Wachstumseffekte. Durch die bis 1988 
zweckgebundene Finanzierung im Bundesstraßenbau konnte ein qualitativ hochwertiges 
Straßennetz entwickelt werden, es mangelte dadurch jedoch an verkehrsträger-
übergreifenden Konzepten zwischen Schiene und Straße. Weiters blieben aufgrund der 
Ausrichtung auf den motorisierten Verkehr die Bedürfnisse des nicht-motorisierten 
Verkehrs bei der Gestaltung des Straßennetzes eher unberücksichtigt, was dem 
Verlagerungspotential weg vom individuellen Kraftfahrzeugverkehr hin zum nicht-
motorisierten Verkehr entgegenstand.307
Die Bahnoffensive „Neue Bahn“ sah bedeutende Neu- und Ausbauten vor, deren 
Realisierung die Leistungsfähigkeit und damit auch die Attraktivität der Bahn steigern 
und in der Folge eine Verlagerung weg von der Straße hin zur umweltfreundlicheren 
Schiene bewirken sollte. Durch Lärmschutzmaßnahmen wurde versucht, die 
Umweltverträglichkeit der Bahn zukünftig noch weiter zu verbessern. 
Österreichs bedeutendster Wasserweg, die Donau, besaß noch große Kapazitätsreserven 
bei einem jährlichen Gütertransportvolumen von 8 – 9 Millionen Tonnen.308 Als 
wichtigster Abschnitt konnte der Bereich „Obere Donau“ von Budapest stromaufwärts 
hervorgehoben werden, in den auch der österreichische Donauabschnitt fiel, der durch 
ausreichend Staustufen durchgängig (zweibahnig) schiffbar gemacht werden musste. 
Gleichzeitig sei auch die Mehrzweckfunktion des Donauausbaus zu nennen, die in 
energiewirtschaftlichen, wasserwirtschaftlichen und Verkehrsnutzen eingeteilt werden 
kann, wobei Hochwasserschutz und Wasserausbau der Wasserwirtschaft zuzurechnen 
sind.309
                                                 
307 Vgl. BMöWV (1987), S. 55 ff., BMöWV (1991), S. 39 ff. und Tichy (1984), S. 81 ff. 
308 Vgl. BMöWV (1991), S. 44 f. 
309 Vgl. BMöWV (1991), S. 96 
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 Maßnahmen 
Die bisherige sektorale Verkehrspolitik zeigte auch Auswirkung auf den Infrastruktur-
bereich, der verkehrsträgerübergreifenden Aspekten im Verkehrswegeausbau nur unzu-
länglich Rechnung getragen hatte. Auf Basis eines Bundesverkehrswegeplans sollte ein 
verkehrsträgerübergreifendes Planungsinstrumentarium geschaffen werden, das bei der 
herrschenden Ressourcenknappheit, wie etwa Boden oder budgetären Mitteln, oder den 
geänderten Wertvorstellungen bezüglich Umwelt und Verkehrssicherheit eine abge-
stimmte Konzeption für künftige Infrastrukturausbauten ermöglichen sollte. Als weite-
rer Schritt musste eine Verwaltungsreform zur Kompetenzbereinigung im Verkehrswe-
sen zwischen Bund und Bund bzw. Bund und Ländern durchgeführt werden. Dieser 
Bundesverkehrswegeplan samt Infrastrukturbedarf stellte einerseits eine Entscheidungs-
hilfe und einen Orientierungsrahmen für die betroffenen Behörden dar, andererseits 
sorgte er für die gewünschte Transparenz und Information der interessierten Öffentlich-
keit. Da das österreichische Verkehrsgeschehen in das europäische eingebunden war, 
mussten wichtige außerösterreichische Entwicklungen in die nationale Infrastrukturpla-
nung eingearbeitet werden, wie etwa die Berücksichtigung relevanter Infrastrukturmaß-
nahmen im Ausland oder grenzüberschreitende Verkehrsströme. 
Quantifizierbare Qualitätsvorstellungen der Infrastrukturgestaltung, die hauptsächlich 
für den Straßenverkehr vorlagen, bevorzugten in der bisherigen Entwicklung den 
motorisierten Individualverkehr. Im Sinne einer integrierten Planung und zur 
Herstellung von Chancengleichheit mussten für alle Verkehrsträger vergleichbare 
Qualitätsstandards mit Orientierung an den hohen Standards des Straßennetzes 
geschaffen werden.310
5.4.2.2 Finanzierungsaspekte 
Im Gegensatz zu vielen Produktions- und Dienstleistungsbetrieben kann das Angebot an 
Infrastruktur im Verkehrssystem nur relativ schwer an die herrschende Nachfrage 
angepasst werden und ist durch extreme Kapazitätssprünge auch aufgrund der relativ 
langfristigen Planung gekennzeichnet. Durch den Bindeglied-Charakter des Verkehrs-
systems zwischen den Lebensgrundfunktionen des Menschen kann das Ausschlussprin-
zip bei der Nutzung von Infrastruktur nicht angewendet werden. Dies zeigt sich 
beispielsweise in der Mindestbedienung von peripheren Lagen durch öffentlichen 
Personennahverkehr. Dadurch stehen jedoch überproportionale Kosten kaum 
entsprechenden Erträgen gegenüber. 
5.4.2.2.1 Straßennetz 
Die Kosten für das österreichische Straßennetz wurden von Bund, Ländern und 
Gemeinden sowie Sondergesellschaften getragen. Die Finanzierung des hochrangigen 
Straßennetzes, also Autobahnen, Bundesstraßen und Schnellstraßen, oblagen dabei dem 
Bund und den Sondergesellschaften, denen wiederum der Bund Transferzahlungen in 
Form von Kapitalbeteiligungen und Kapitaltransfers leistete. Bis Ende 1986 waren die 
Einnahmen der Mineralölsteuer zu rund 88 Prozent für den Bundesstraßenbau 
                                                 
310 Vgl. BMöWV (1987), S. 61 f. und BMöWV (1991), S. 43 
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 zweckgebunden, was einer zügigen Erstellung eines qualitativ hochwertigen Straßennet-
zes, besonders in den Jahren des Wiederaufbaus, diente. Einer verkehrsträgerüber-
greifenden Planung wirkte diese Form der Finanzierung jedoch weitgehend entgegen.  
In den Wirkungsbereich der Länder fielen die Errichtung, Erhaltung und der Betrieb der 
Landesstraßen aber auch Leistungen für Bundesstraßen.311 Letztere wurden jedoch vom 
Bund abgegolten. Darüber hinaus leisteten bestimmte Länder für den beschleunigten 
Ausbau von Bundesstraßen eine so genannte Vorfinanzierung an den Bund bzw. an die 
Sondergesellschaften. Gemeindestraßen und -wege wurden durch Zuschüsse der Länder 
(mit)finanziert.312
Entwicklung der Straßenbauausgaben 
Die Ermittlung der Straßenbauausgaben stellte sich teilweise als sehr schwierig heraus, 
da es durch einfache Addition der einzelnen Ausgaben aufgrund der zahlreichen 
Transferzahlungen zu Doppelzählungen kommen konnte. In den folgenden zwei 
Tabellen werden die Gesamtausgaben für Straßenbau im Zeitraum 1980 bis 1990 
dargestellt. Unter Straßenbau werden dabei nicht nur Neubauten, sondern auch 
Erhaltungsmaßnahmen – sowie im Bundesbudget Dotierungen des Katastrophenfonds 
und Ausgaben für die Straßenforschung – verstanden.  
Jahr* Gesamtausgaben für Straßenbau
davon 
Sondergesellschaften
1983 17.777,60                      6.988,60                        
1984 20.468,60                      8.741,50                        
1985 20.428,20                      8.010,60                        
1986 21.573,00                      9.706,00                        
1987 19.583,70                      9.107,60                        
1988 19.334,00                      9.675,20                        
1989 18.427,10                      9.451,40                        
1990 18.952,80                    9.340,00                       
*) 1989 und 1990 sind Bundesvoranschläge Angaben in Mio. öS
 
Tabelle 4: Straßenbauausgaben des Bundes und der Sondergesellschaften313
der Länder (ohne Wien) der Gemeinden
1980 6.289,50                            6.641,70                            
1985 7.381,70                            8.147,40                            
1986 7.551,80                            8.587,50                            
1987 7.671,30                            8.770,70                            
1988 7.585,70                            8.661,50                            
1989 7.238,80                          9.384,60                           
Jahr Straßenbauausgaben in Mio. öS
 
Tabelle 5: Straßenbauausgaben der Länder und Gemeinden314
                                                 
311 Durch das BGBl. I Nr. 50/2002 wurden die Bundesstraßen per 1. April 2002 in den Besitz und 
Zuständigkeitsbereich der Länder bzw. der ASFINAG übertragen. Die Behördenverfahren werden 
jedoch weiterhin im Zuge der mittelbaren Bundesverwaltung durchgeführt.  
312 Vgl. BMöWV (1987), S. 230 f. und BMöWV (1991), S. 46 
313 BMöWV (1991), S. 47 Tab. 3.2/1 
314 BMöWV (1991), S. 47 Tab. 3.2/2 
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 Am Beispiel des Jahres 1988 soll gezeigt werden, wie rund 33 Milliarden Schilling für 
den Straßenbau zustande kamen:  
Bund* 19.334,00  ∑ bereinigt
Transfer an L 2.500,00-      
Transfer an G 100,00-         16.734,00    
Länder** 7.585,70    
Transfer an B 2,50-             7.583,20      
Gemeinden*** 8.661,50    
Transfer an B 46,00-           8.615,50      
* inkl. Sonderges. ** ohne Wien *** mit Wien 32.932,70  
Angaben in Mio. öS
Die Gesamtsumme entspricht 2.393,31 Mio. Euro.
 
Tabelle 6: Straßenbauausgaben im Jahr 1988315
Dabei blieben Transferzahlungen zwischen Ländern und Gemeinden unberücksichtigt. 
Tendenziell war bei den Ausgaben der Bundesstraßenverwaltung ein sinkender Anteil 
für Neubauten und ein Steigen der Erhaltungsausgaben zu beobachten. Im betrachteten 
Zeitraum stiegen auch die Transferzahlungen des Bundes an die Sondergesellschaften. 
Betrug 1983 der Anteil am Bundesstraßenbudget noch 15 Prozent, waren es 1988 
bereits 23 Prozent. Der Rückgang in den darauf folgenden Jahren war bedingt durch 
einen geringeren Ansatz im Bundesvoranschlag. Alarmierend war jedoch die Tatsache, 
dass Transferzahlungen in zunehmendem Maße für die Deckung bestehender 
Verbindlichkeiten herangezogen werden mussten.  
 
Abb. 14: Einnahmen aus Straßenverkehrssteuern und Abgaben sowie Straßenbauausgaben 
1980 – 1990316
                                                 
315 Vgl. BMöWV (1991), S. 47 
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 Zur Entspannung der (finanziellen) Situation der Sondergesellschaften, deren 
Haftungsrahmen vom Bund sichergestellt wurde, sollten künftig keine neuen 
Sondergesellschaften mehr gegründet, sondern bestehende mit mehr Kompetenzen 
betraut bzw. sollte längerfristig eine Zusammenführung der Gesellschaften angestrebt 
werden.317 Die vorgesehene Rückzahlung aller Kreditverbindlichkeiten bis 2015 würde 
künftig das Bundesstraßenbudget massiv belasten, da eine erforderliche Erhöhung der 
Einnahmequellen nicht realistisch erschien. 
Die vorliegende Grafik (Abb. 14) zeigt, dass die kumulierten Einnahmen durch 
steuerliche Belastung der Treibstoffe sowie andere Abgaben und Mauten weitaus 
höheren Bau- und Finanzierungskosten gegenüberstanden. Im Jahr 1988 betrugen die 
Einnahmen rund 29 Milliarden Schilling gegenüber bereits erwähnten 33 Milliarden an 
Ausgaben. Zu diesen speziellen Steuern könnten noch mittelbare Einnahmen, wie etwa 
Versicherungssteuern, Stempelgebühren oder Bußgelder gezählt werden. Von einer 
Gegenüberstellung dieser zusätzlichen Einnahmen zu den Straßenbauausgaben sei 
jedoch abzusehen, da hierbei zusätzliche Kosten quantifiziert werden müssten 
(Unfallfolgekosten, Verwaltungskosten der Straßenaufsicht).318
Maßnahmen 
Bei den Straßeninvestitionen war aufgrund der Tatsache, dass der Erhaltungsaufwand 
bereits über den Neubauinvestitionen lag, eine drastische Reduktion der Ausgaben nicht 
möglich. Kritische Überprüfungen der Notwendigkeit von Kapazitätsausweitungen und 
eine verkehrsträgerübergreifende Planung sollte langfristig das Straßenbaubudget 
entlasten und ökologisch verträgliche Verkehrslösungen bewirken. Ebenso mussten 
künftig strengere ökologische und ökonomische Kriterien in Bezug auf die 
Vorfinanzierung außerhalb der Budgets von Gebietskörperschaften zur Anwendung 
kommen und primär Umweltschutzvorhaben betreffen. Ähnliches galt für die 
Finanzierung ausländischer Verkehrsinfrastrukturinvestitionen.319
5.4.2.2.2 Schienennetz 
Die Finanzierungssituation im Schienenverkehr stellte sich grundsätzlich anders dar als 
beim Verkehrsträger Straße. Wesentliche Kenngrößen der Gewinn- und 
Verlustrechnung waren dabei der Personalaufwand einerseits und die Erträge aus 
Verkehrsleistungen andererseits. Durch vier Verordnungen hatte die Bundesregierung 
den ÖBB ab 1. Jänner 1987 die Erbringung gemeinwirtschaftlicher Leistungen (Tarif-, 
Beförderungs- und Betriebspflicht) aufgetragen, für die eine Aufwandsdeckung durch 
die erzielbaren Erträge nicht möglich war:320
                                                                                                                                               
316 Datenquelle: BMöWV (1987), S. 231 Tab. 2.7.3/4 und BMöWV (1991), S. 47 und 50; siehe Anhang 
S. 192 
317 Bspw. erhielt die ASFINAG 1997 das Fruchtgenussrecht an im Bundeseigentum befindlichen 
Grundstücken und Anlagen des hochrangigen Bundesstraßennetzes. 
318 Vgl. BMöWV (1987), S. 229-235 und BMöWV (1991), S. 46-50 
319 Vgl. BMöWV (1991), S. 52 ff. 
320 Vgl. BMöWV (1991), S. 50 und Gürtlich (2007a), S. 111 ff. 
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 • Gewährung von betriebswirtschaftlich nicht vertretbaren Tarifermäßigungen für 
bestimmte Personengruppen und Produkte,321 
• Beförderung von Personen auf Hauptbahnen im Nahverkehr (bis 70 km 
Entfernung),322 
• Aufrechterhaltung betriebswirtschaftlich unrentabler Nebenbahnen323 sowie 
• Bereithaltung des Schienenverkehrsweges zur Sicherstellung einer modernen 
und leistungsfähigen Verkehrsbedienung,324 sofern er nicht der kaufmännischen 
Leistung zuzurechnen ist. 
Mit der Schienenverkehrswegverordnung (BGBl. Nr. 273/1987) übernahm der Bund die 
finanzielle Verantwortung für die Bereitstellung des Schienenverkehrsweges, wobei 
seitens der ÖBB für die Inanspruchnahme innerhalb des kaufmännischen 
Leistungsbereiches ein Benutzentgelt fällig wurde. Voraussetzung für die Abgrenzung 
von gemeinwirtschaftlichen Leistungen vom kaufmännischen Leistungsbereich war 
dabei die Einführung der Trennungsrechnung. Darüber hinaus entsprach die 
rechnerische Trennung von Fahrweg und Betrieb den Intentionen der europäischen 
Eisenbahnpolitik (Richtlinie 91/440/EWG) und erleichterte den Vergleich zum 
Verkehrsträger Straße. Problematisch war jedoch die tatsächliche Zahlungsstromfolge, 
die in der Deckung des Betriebsabganges anstelle von konkreten Zahlungen erfolgte 
und somit zu erneuter Intransparenz führte. 
Während nach dem Krieg hauptsächlich in den Ausbau des Straßennetzes investiert 
worden war, beschränkte sich der Bahnausbau – abgesehen von der Adaptierung 
bestehender Strecken für den Nahverkehr – auf einzelne Projekte, wodurch ein großer 
Nachholbedarf beim Fahrweg entstand. Im Rahmen des Programms „Neue Bahn“ 
wurden jedoch bis zum Jahr 2000 finanzielle Mittel in Höhe von rund 31 Milliarden 
Schilling (2,25 Mrd. Euro) für den Streckenneu- und -ausbau bei Haupt- und 
Regionalbahnen bereitgestellt.325
5.4.2.2.3 Maßnahmen 
Im Schienenverkehr sollten Erhöhungen der Tarifeinnahmen nur in Verbindung mit 
attraktivitätssteigernden Maßnahmen erwogen werden, um nicht eine weitere 
Abwanderung zu anderen Verkehrsträgern zu erwirken. Gleichzeitig mussten 
Maßnahmen zu verbesserter Kostenwahrheit im Straßenverkehr (Road Pricing, 
Parkraumbewirtschaftung) getroffen werden, um den Wettbewerb zwischen den beiden 
Verkehrsträgern fairer zu gestalten. Als weiterer Punkt wurde noch die Reorganisation 
von Abgeltungen auch in Bezug auf gemeinwirtschaftliche Leistungen an die 
Österreichischen Bundesbahnen erwogen, um für mehr Transparenz in diesem Bereich 
zu sorgen.326
                                                 
321 BGBl. Nr. 698/1986 
322 BGBl. Nr. 699/1986 
323 BGBl. Nr. 274/1987 
324 BGBl. Nr. 273/1987 
325 Vgl. BMöWV (1991), S. 50 ff. und Gürtlich (2007b), S. 281 
326 Vgl. BMöWV (1991), S. 52 ff. 
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 5.4.3 Verkehrsleistung 
5.4.3.1 Personenverkehr 
Das Ergebnis der neueren Mobilitätsforschung, welche sich nicht mehr allein auf die 
Betrachtung des motorisierten Individualverkehrs und des öffentlichen Verkehrs 
beschränkte, sondern das gesamte außerhäusliche Mobilitätsverhalten mit einbezog und 
somit auch Substitutionsmöglichkeiten erkennen ließ, fiel mit einem 40 Prozent Anteil 
für den nicht-motorisierten Verkehr hinsichtlich der Wegeanzahl doch bedeutend aus. 
Im Vergleich dazu betrug der Anteil des motorisierten Individualverkehrs 42 Prozent, 
der Rest fiel auf den öffentlichen Verkehr.327 In Bezug auf die Verkehrsleistung 
überwog jedoch der motorisierte Individualverkehr mit großem Abstand.328 Wichtige 
Einflussfaktoren für die Verkehrsmittelwahl sind charakterisiert durch:329
• Wegzeit von Tür zu Tür, 
• Verfügbarkeit der Verkehrsmittel (Besitz von Fahrzeugen, Angebot und Taktung 
öffentlicher Verkehrsmittel), 
• Zuverlässigkeit der Verkehrsmittel, 
• Kosten der Benützung, 
• Bequemlichkeit für den Benützer, 
• subjektive Einschätzung der Verkehrsangebote, 
• besondere Rahmenbedingungen wie etwa Parkplatzschwierigkeiten sowie 
• Information über Verkehrsangebote. 
Bei diesen Punkten ist die subjektive Wertschätzung einzelner Faktoren von besonderer 
Bedeutung für die Verkehrsmittelwahl und erlaubt bedeutende Änderungen des 
Fahrgastpotentials (im ÖPNV beispielsweise) alleine durch Informationsverbesserung 
der Verkehrsteilnehmer bzw. durch Imageverbesserungen der Verkehrsmittel.  
Auf der anderen Seite war die Entwicklung des Personenverkehrs stark geprägt durch 
die Individualmotorisierung, mitgetragen durch den stark forcierten Straßenbau nach 
dem Krieg, mit wechselwirkendem Einfluss auf die Siedlungsstruktur. In Bezug auf den 
wachsenden Individualverkehr sei an dieser Stelle noch einmal auf die Darstellung im 
Anhang B Seite 187 verwiesen, die den PKW-Bestand in Relation zur Bevölkerung 
setzt. Engpässe im Straßennetz und dadurch geforderte Kapazitätsausweitungen setzten 
wiederum Wachstumsimpulse für den Straßenverkehr und generierten erneute 
Kapazitätsprobleme. Dem Potential des nicht-motorisierten Individualverkehrs musste 
daher in der künftigen Verkehrsplanung vor allem im innerstädtischen Bereich mehr 
Bedeutung und Platz eingeräumt werden. 
Die Stellung Österreichs als Fremdenverkehrs- und Transitland führte zu einer starken 
internationalen Verflechtung im Personenverkehr und starken Schwankungen der 
Kapazitätsauslastung in Ballungsräumen und den vom Urlauber- und Freizeitverkehr 
                                                 
327 Vgl. BMöWV (1987), S. 64 
328 Im Jahr 1985 betrug die Verkehrsleistung beim PKW-Individualverkehr 51.368 Mio. Pkm im 
Gegensatz zu 21.875 Mio. Pkm des öffentlichen Verkehrs (samt gewerblichem Personengelegen-
heitsverkehr). Vgl. dazu BMöWV (1987), S. 68 
329 Vgl. BMöWV (1991), S. 167 f. 
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 frequentierten Routen, den so genannten Transitstrecken. Die Situation in 
Ballungsräumen verschärfte sich zusätzlich noch durch den (täglichen) Pendlerverkehr. 
Dieser Problematik mit einem besseren Angebot an öffentlichen Verkehrsmitteln zu 
begegnen, bedingte eine Bereitstellung großer Personal- und Fuhrparkreserven, die 
außerhalb der Verkehrsspitzen schlecht ausgelastet wären. Unkoordinierte 
Verkehrsplanung und Parallelführungen trugen schließlich noch zusätzlich zu 
mangelnder Wirtschaftlichkeit der Leistungserstellung bei. Der Qualitätsverlust im 
Vergleich zum Individualverkehr war evident und schloss, kombiniert mit subjektiven 
Attraktivitätsnachteilen, wie etwa Fahrplanbindung, mangelndem Komfort oder 
Wartezeiten, diesen Circulus vitiosus. Das fehlende Problembewusstsein bei der 
barrierefreien Fahrzeug- und Bauwerkplanung in der Vergangenheit benachteiligte 
darüber hinaus vielfach auf öffentlichen Verkehr angewiesene Personen mit 
Behinderungen aber natürlich auch Personen mit Gepäck oder Kinderwägen.330
Maßnahmen 
Als oberste Ziele im Personenverkehr können erstens die Verlagerung hin zu 
umweltverträglichen (öffentlichen) Verkehrsmitteln bzw. zum nicht-motorisierten 
Verkehr und zweitens verkehrsträgerübergreifende Verkehrsplanung samt erhoffter 
Attraktivitätssteigerungen im öffentlichen Verkehr genannt werden. Die Raumplanung 
sollte dabei durch Verbesserungen der Bedingungen für Fußgänger und Radfahrer 
einerseits, sowie auch durch Beschränkungen für den motorisierten Individualverkehr in 
sensiblen Bereichen, wie etwa Wohngebieten oder historisch bedeutenden Zentren 
andererseits eine entscheidende Rolle spielen. Die verstärkte Anwendung des 
Verursacherprinzips, also einer Internalisierung bisher extern gehaltener Kosten, würde 
den Wettbewerb zwischen den Verkehrsträgern aber auch zwischen motorisiertem 
Individual- und öffentlichem Verkehr durch höhere Kostenwahrheit verbessern. Weiters 
gefordert wurden eine rechtliche Verankerung von Umweltstandards für Kraftfahrzeuge 
bzw. die Forcierung der technischen Entwicklung im Bereich alternativer 
Antriebstechniken und Emissionsminimierung bei Verbrennungsmotoren. Die 
Erhöhung der Verkehrssicherheit sollte durch Anwendung von Verkehrsleitsystemen 
und durch verstärkte Verkehrsüberwachung mittels technischer Hilfsmittel erreicht 
werden. Durch ein kundenfreundliches Gesamtsystem, also das Zusammenwirken der 
einzelnen Teilsysteme Bahn, Bus und Straßen-/U-Bahn unter Einbeziehung von 
(Sammel-)Taxis und Rufbussen, könnte im öffentlichen Verkehr – oder dem so 
genannten öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) – die Attraktivität gesteigert 
werden. Zu dieser Vereinheitlichung gehörte auch eine Angleichung der Tarife im 
jeweiligen Verkehrssystem. 
Ein Sonderproblem stellte in jener Zeit die Bewältigung der zusätzlichen 
Verkehrsmassen aus den ehemaligen Ostblockstaaten dar, die aufgrund der Öffnung der 
Grenzen zu erwarten waren. Die Verlagerung eines möglichst hohen Anteils auf 
umweltschonende Verkehrsträger wurde im Hinblick auf große volkswirtschaftliche 
Folgeschäden für die Umwelt angestrebt.331
                                                 
330 Vgl. BMöWV (1991), S. 167-175 




Der Güterverkehrsmarkt war stark abhängig von der wirtschaftlichen Entwicklung. Die 
Nachfrage nach Verkehrsleistungen konnte nicht beliebig ausgeweitet werden, da sie 
eine abgeleitete Nachfrage darstellte. Änderungen im Transportaufkommen spiegelten 
sich in Veränderungen der Aufteilungsverhältnisse wider, wie sie anhand dreier 
Jahreserhebungen in Abb. 15 für den Zeitraum zwischen 1984 und 1990 gezeigt 
werden.332 Dabei ist der Rückgang des Transportaufkommens in der Schifffahrt (Donau) 
im Jahr 1990 bedingt durch Niederwasser und die wirtschaftlichen Veränderungen im 
ehemaligen Ostblock. Auf der anderen Seite war die Auffüllung unterirdischer 
Erdgasspeicher verantwortlich für die starke Zunahme der Rohrleitungstransporte um 
18 Prozent gegenüber dem Vorjahr und rund 39 Prozent gegenüber 1988. Unübersehbar 
ist jedoch die Dominanz des Straßengüterverkehrs punkto transportierter Gütermengen, 
mit überdimensionalen Zuwachsraten.  
 
Abb. 15: Entwicklung des Güterverkehrs (Angaben in 1.000 Tonnen bzw. Mio. tkm)333 
                                                 
332 Im Jahr 1990 wurde auch eine Hochrechnung zur Straße mit herangezogen. 
333 Datenquelle vgl. BMöWV (1987), S. 72 Tab. 2.2.2/2 und BMöWV (1991), S. 182 Abb./Tab. 6.2/1 
sowie S. 183 Tab. 6.2/2; siehe Anhang S. 146 
 Problematisch war nichtsdestotrotz die Situation der Güterverkehrsstatistik. Geringe 
Auskunftsbereitschaft vieler Straßentransportunternehmen führten zu teilweise 
unplausiblen Ergebnissen und daraus resultierend zu mangelnder Repräsentativität der 
Erhebungen. Umso mehr forderte man eine Verbesserung der Rechtsgrundlagen samt 
ihrer Vollziehung im Bereich der Verkehrsstatistik.334
Ebenso wie im Personenverkehr spielte für Österreich auch im Güterverkehr das 
Transitaufkommen eine entscheidende Rolle, wo dem umweltproblematischen 
Straßenverkehr vor allem entlang der Hauptrouten besonderes Augenmerk galt. Dabei 
darf jedoch nicht vergessen werden, welche Auswirkungen der grenzüberschreitende 
Güterverkehr auf die Wirtschaftsbeziehungen dieses Landes und seine Entwicklung 
hatte. Zukünftig wurden weitere Steigerungen im Transportaufkommen erwartet, die 
u. a. auf einer Änderung im Produktions-/Lagerwesen hin zu „Just-in-time“-Konzepten, 
der Intensivierung der zwischenstaatlichen Wirtschaftsbeziehungen samt Zunahme der 
arbeitsteiligen Wirtschaft und Liberalisierung des Güterverkehrs beruhten.335
Maßnahmen 
Die Freiheit der Verkehrsmittelwahl sollte auch im Güterverkehr soweit erhalten 
bleiben, so sie nicht in Diskrepanz zu umwelt- und verkehrspolitischen Zielen stand. 
Weitere Maßnahmen umfassten die Erstellung umfassender Leistungsangebote, das 
Anstreben gesamtwirtschaftlich sinnvoller Aufgabenteilung zwischen den 
Verkehrsträgern sowie die Förderung der Kooperation zwischen Verkehrsträgern und 
-unternehmen. Im Hinblick auf die europäischen Integrationsbemühungen mussten auch 
die Abstimmungen des nationalen Güterverkehrswesens an jenes der Europäischen 
Gemeinschaften vorangetrieben werden, jedoch unter der Prämisse der Sicherung in 
Österreich erreichter Qualitätsstandards (Stichwort: „Transitvertrag“). 
Weitere im Programm erwähnte Maßnahmen:336
• Der Raumplanung kam ähnlich wie im Personenverkehr besondere Bedeutung 
im Zusammenhang mit der Flächenwidmung für Betriebe und deren 
Transportbedarf – eventuell mit Gleisanschluss – zu; 
• Güterverkehrszentren sollten den Güterverkehr wirtschaftlicher und ökologisch 
verträglicher gestalten; 
• Optimierung der Kleingutbeförderung durch Kooperationsformen zwischen 
Verkehrsträgern und Transportunternehmen; 
• Vermeidung gefährlicher Güter bzw. Verlagerung von Gefahrguttransporten auf 
die sichersten Verkehrsträger; 
• Forcierung neuer Systeme im kombinierten Güterverkehr; 
• Nutzung neuer Technologien für lenkende Eingriffe im Güterverkehr sowie von 
EDV-Systemen und neuen Kommunikationstechniken; 
• Überprüfung von Sicherheits- und Umweltschutzvorschriften in regelmäßigen 
Abständen sowie Einräumung von Nutzervorteilen bei Verwendung neuartiger 
Fahrzeugtechnik. 
                                                 
334 Vgl. BMöWV (1987), S. 72 und BMöWV (1991), S. 182 ff. 
335 Vgl. BMöWV (1991), S. 185 ff. 
336 Vgl. BMöWV (1991), S. 189 ff. 
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 5.4.3.3 Nachrichtenverkehr 
Der Nachrichtenverkehr war aus einer entwickelten Informations- und 
Kommunikationsgesellschaft nicht mehr wegzudenken, wie auch die arbeitsteilige 
Wirtschaft nicht ohne Informationssysteme und Datenübertragungsnetze auskommen 
konnte. Leistungsfähige Nachrichtenverkehrsnetze waren somit für die 
Funktionsfähigkeit einer modernen Volkswirtschaft unabdingbar. Im Bereich der 
Verkehrswirtschaft bot die Telekommunikation und Datenverarbeitung Möglichkeiten 
zum zuverlässigen, effizienten und koordinierten Einsatz einzelner Verkehrsträger. Mit 
43 Prozent Versorgungsdichte lag Österreich etwa um das Vierfache über dem 
Weltdurchschnitt, während sich die Telexteilnehmerdichte an der weltweiten Spitze 
befand. Mittlerweile wurden bereits die klassischen Postdienste, wie etwa Briefpost, 
durch den Fernmeldedienst hinsichtlich Umsätzen und Wirtschaftlichkeit weit 
übertroffen. Durch die ständige Weiterentwicklung im elektronischen 
Datenverarbeitungsbereich war mit weiteren Verbesserungen zu rechnen. Der 
Wiederbeschaffungswert des Fernsprechnetzes eines Landes wurde auf etwa 10 Prozent 
des Bruttoinlandsproduktes geschätzt.337
Die Gebarungsergebnisse der Österreichischen Post- und Telegraphenverwaltung 
(ÖPTV) zeigten, dass Gebühren für Leistungen nicht der Kostenwahrheit entsprachen, 
was dadurch bedingt war, dass338
• innerhalb des Fernmeldedienstes der ländliche durch den städtischen Bereich 
und Ortsgespräche durch Ferngespräche subventioniert wurden, 
• eine Ausweitung von Sozialleistungen und -tarifen erfolgte, 
• Ausgleichsfinanzierungen vom Fernmeldedienst an den Post- bzw. 
Omnibusdienst stattfanden. 
Ausgaben Einnahmen Überschuss Abgang
17.653 13.677 - -3.976
15.144 11.153 - -3.991
22.009 32.723 10.714 -
19.326 25.070 5.744 -
2.498 1.463 - -1.035
2.484 1.486 - -998
42.160 47.863 5.703 -
36.954 37.709 755 -
ÖPTV-Total





Tabelle 7: Gebarungsübersicht der ÖPTV 1990 im Vergleich zu 1986339
Der Investitionsbedarf für die Schwerpunkte des Fernmeldedienstes wurde im Zeitraum 
1987 bis 1991 mit rund 64,4 Milliarden Schilling (ca. 4,7 Mrd. Euro) und für die darauf 
folgenden Jahre bis 1995 mit 72 Milliarden Schilling (ca. 5,2 Mrd. Euro) veranschlagt. 
Der massiv ansteigende Kommunikationsbedarf und die zunehmende Integration in 
                                                 
337 Vgl. BMöWV (1987), S. 79 f. und BMöWV (1991), S. 195 
338 Vgl. BMöWV (1987), S. 80 
339 Vgl. BMöWV (1987), S. 80 Tab. 2.3.3/1 (kleine Werte) und BMöWV (1990), S. 195 Tab. 6.3/1 
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 wirtschaftlichen Bereichen erforderten diese Investitionen in Telekommunikationsnetze, 
die zu Recht als Infrastruktureinrichtungen angesehen wurden, auch etwa um 
Standortnachteile abzubauen. Ihr Ziel sollte es sein, sich an zukunftsweisenden 
Technologien zu orientieren.340
Maßnahmen 
Die zunehmende Computertechnik und -steuerung im Telekommunikationsbereich 
einschließlich der Digitalisierung ermöglichte eine Vielfalt neuer Leistungsmerkmale 
und Informationen sowie Integration mehrerer Dienste, erforderte aber auch zusätzliche 
Sicherheit im Umgang mit gespeicherten Daten. Aber nicht nur das große 
Innovationspotential der Nachrichtentechnik war bemerkenswert, sondern auch ihre 
wesentliche Funktion zur Sicherung staatspolitischer und volkswirtschaftlicher 
Zielsetzungen. Die Satellitentelekommunikation war in Österreich bereits im Einsatz 
und sollte durch die Beteiligung an weiteren Projekten weiter forciert werden.341
5.4.4 Verkehrsträger 
5.4.4.1 Schienenverkehr und Seilbahnen 
5.4.4.1.1 ÖBB und Privatbahnen 
Angelegenheiten des Eisenbahnwesens sind in der Legislative und Exekutive 
Bundessache. Zum Zweck der Sicherstellung moderner und leistungsfähiger Verkehrs-
bedienung einschließlich gemeinwirtschaftlicher Leistungen wurde im Rahmen der 
Privatwirtschaftsverwaltung der selbständige Wirtschaftskörper „Österreichische 
Bundesbahnen“ vom Bund betrieben, der jedoch keine Rechtspersönlichkeit besaß. Das 
Arbeitsübereinkommen der Regierungsparteien von 1990 sah jedoch Bestrebungen zur 
Umwandlung in ein Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit vor.342 Im Entwurf 
des neuen ÖBB-Gesetzes werden die Aufgaben der ÖBB wie folgt definiert:343
• Beförderung von Personen und Gütern, 
• Herstellung und Unterhaltung aller hiezu notwendigen Einrichtungen sowie 
• Besorgung aller damit zusammenhängenden oder dadurch veranlassten 
Geschäfte. 
Ferner existierten neben den ÖBB noch 19 Privatbahnen, die zumeist im Eigentum von 
Ländern und Gemeinden standen. Regelungen zur Finanzierung der ÖBB und ihrer 
Vorhaben fanden sich im Bundesfinanz- (BFG) und Bundeshaushaltsgesetz (BHG), 
sowie in Verträgen zwischen Bund und Ländern. Zur Finanzierung bestimmter 
Hochleistungsstrecken sah die ASFINAG-Gesetzesnovelle 1989 einen Haftungsrahmen 
vor, der mit der Novelle 1991 auf 23 Milliarden Schilling (etwa 1,7 Mrd. Euro) 
angehoben wurde.344
                                                 
340 Vgl. BMöWV (1987), S. 80 f. und BMöWV (1991), S. 195 ff. 
341 Vgl. BMöWV (1991), S. 197 ff. 
342 Siehe dazu Kapitel 4.8, S. 48 
343 Vgl. BMöWV (1991), S. 61; Das Bundesbahngesetz 1992 wurde schließlich mit dem 
BGBl. Nr. 825/1992 beschlossen. 
344 Vgl. BMöWV (1991), S. 62 
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 Die Bahn verzeichnete in den letzten Jahren einen relativen Rückgang des Marktanteils 
und den Verlust ihrer Dominanz im Personen- und Güterverkehr. Fehlende 
Kostengerechtigkeit im Verkehr, bevorzugter Straßenausbau sowie mangelnde 
internationale Kooperation (Stichwort: Interoperabilität der Systeme)345 führten u. a. 
dazu, dass die Bahn nur noch einer von mehreren Anbietern auf dem Verkehrsmarkt 
war. Trotzdem erhoffte man sich durch die Betonung gesamt- und volkswirtschaftlicher 
Ziele, wie etwa Sicherheit und Umweltschutz, eine Renaissance des Schienenverkehrs. 
Um diese Trendumkehr zu unterstützen bedurfte es jedoch bedeutender Investitionen in 
die bereits veraltete Schieneninfrastruktur. Beim Güterverkehr sollte aber auch beachtet 
werden, dass die Marktanteilsverluste nicht nur konjunkturell bedingt waren, sondern 
auch auf Strukturveränderungen und Wettbewerbsnachteile zurückgingen. Der Trend zu 
volums- und gewichtsmäßig geringen, jedoch hochwertigen Produkten unterstützte 
unter den gegebenen Rahmenbedingungen den Flug- und Straßenverkehr. Die 
wichtigsten Einflussfaktoren auf die Leistungen der Bahn werden aus Abb. 16 
ersichtlich, wobei jedoch auch Interaktionen zwischen den einzelnen Faktoren noch 
einzuzeichnen wären, da Kundenbedürfnisse bspw. Auswirkungen auf die Produktion 
haben und vice versa. Beim Personenverkehr ließen sich durch Angebotsverbesserungen 

























Abb. 16: Einflussfaktoren auf die Leistung der Bahn346
In zahlreichen anderen europäischen Staaten war die Gestaltung von Hochleistungsbah-
nen in Planung bzw. bereits umgesetzt. Dabei erkannte man, dass die Schaffung von 
                                                 
345 Vgl. Catharin (2007), S. 166 ff. 
346 Vgl. BMöWV (1991), S. 62 
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 Parallelstrukturen, um so genannten „reinen“ Betrieb von Personen- und Güterverkehr 
zu gewährleisten, die Kapazitäten der Strecken erhöht und den Erhaltungsaufwand 
senkt. Hochleistungsbahnen sollten dazu dienen, die Marktposition der Bahn wieder zu 
stärken, die Angebotsqualität im Personen- und Güterverkehr zu steigern und allgemein 
das Leistungsangebot zu erweitern, wie auch Schnittstellenprobleme zwischen 
verschiedenen Verkehrsarten aber auch eisenbahnintern zu lösen oder zumindest zu 
verringern. Das etappenweise Verbesserungsprogramm „Neue Bahn“ umfasste dabei 
Schritte in Richtung ertragswirksamer Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit.347
Die für die Modernisierung erforderlichen finanziellen Mittel wurden bei den Privatbah-
nen im Rahmen der Bundeshilfe erbracht, die sich in drei Investitionsprogramme 
aufgliederte: 
Investitionsprogramme Finanzhilfen (Mio. Schilling) 
I.) 1981 – 1985 285 (€ 20,71 Mio.) 
II.) 1986 – 1990 548 (€ 39,82 Mio.) 
III.) 1991 – 1997 rund 900 (€ 65,4 Mio.) 
Tabelle 8: Finanzhilfen des Bundes für Privatbahnen348
Auf die Finanzproblematik der Bahn wurde bereits im Kapitel 5.4.2.2.2 eingegangen. 
Von den 1990 getätigten 13,37 Milliarden Schilling (knapp unter 1 Mrd. Euro) an 
Investitionsausgaben entfielen rund vier Milliarden (ca. 290,7 Mio. Euro) auf 
Fahrzeuge, 4,5 Milliarden (ca, 327 Mio. Euro) auf Ober- und Unterbau, knapp eine 
Milliarde (ca. 72,7 Mio. Euro) auf Sicherungsanlagen sowie 2,25 Milliarden (ca. 
163,5 Mio. Euro) auf sonstige Anlagen. Nachfolgend ist die Gebarungsentwicklung der 
Österreichischen Bundesbahnen in Abb. 17 dargestellt: 
 
Abb. 17: Entwicklung der Ertrags- und Aufwandsstruktur der ÖBB349
                                                 
347 Vgl. BMöWV (1991), S. 65 f. 
348 Vgl. BMöWV (1991), S. 64 
349 Datenquelle: BMöWV (1991), S. 64 Tab. 4.1/2; siehe Anhang S. 193, Bildquelle: ÖBB 
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 Dabei wurden im kaufmännischen Bereich der ÖBB ab 1987 Erträge erwirtschaftet. Zur 
wirtschaftlichen Stabilisierung trug der Betrieb mittels Personalreduktion bei, wobei 
jedoch zu bemerken ist, dass der Personalaufwand trotz Abbau von 3.700 Bediensteten 
zwischen 1987 und 1989 um fast eine Milliarde Schilling gestiegen ist. Der sprunghafte 
Anstieg im Folgejahr um über vier Milliarden Schilling sollte dabei auch nicht ganz 
außer Acht gelassen werden.350
Seitens der Europäischen Gemeinschaften wurde eine Trennung von Fahrweg und 
Betrieb in den einzelnen Staaten angestrebt (Richtlinie 91/440/EWG), um letztendlich 
ähnliche Wettbewerbsbedingungen wie im Straßenverkehr zu schaffen. Diesem 
Hauptanliegen schien man durch die Trennungsrechnung innerhalb der ÖBB bereits zu 
entsprechen, tatsächlich war es jedoch nur ein Teilschritt in diese Richtung.351
Maßnahmen 
Mehrmals wurde als Voraussetzung für den wirtschaftlichen Erfolg der Bahn die 
Notwendigkeit fairer Wettbewerbsbedingungen am Verkehrsmarkt – bedingt durch 
höhere Kostenwahrheit im Verkehr – erwähnt. Gesamtwirtschaftlich, also auch unter 
Berücksichtigung von Unfallfolgen und -wirkungen, deckte die Bahn einen weit 
höheren Anteil ihrer Kosten als der Straßenverkehr. Die Internalisierung externer 
Kosten und dadurch Überwälzung der bislang nicht berücksichtigten Kosten auf die 
Nutzer würde eine relative Vergünstigung der Bahn bewirken. 
Das Unternehmenskonzept „Neue Bahn“ der ÖBB, welches mit grundlegenden 
verkehrspolitischen Zielsetzungen korrespondierte, musste mit Nachdruck verfolgt 
werden und umfasste folgende Programmpunkte:352
• Bauvorhaben: Streckenneu-/ausbau zur Fahrzeitverkürzung, Verbesserungen an 
Verkehrsknoten und Bahnhöfen; 
• Angebotsverbesserungen im Personen- und Güterverkehr: u. a. österreichweiter, 
integrierter Taktfahrplan für den gesamten öffentlichen Verkehr,  
NAT 1991 – „Neuer Austro-Takt“; 
• Kooperation mit anderen Verkehrsträgern. 
Die Schaffung eines Hochleistungsnetzes bedurfte der Abstimmung aller 
Infrastrukturmaßnahmen, die in einem Bundesverkehrswegeplan koordiniert werden 
sollten, der sich damals bereits in Arbeit befand. 
Folgende Finanzierungsformen standen zur Debatte:353
• Budgetmittel, 
• Fremdfinanzierung über Kapitalmarkt (ASFINAG-Mittel) bzw. Prüfung einer 
Anleihenemission sowie 
• Eigenmittel der Österreichischen Bundesbahnen. 
                                                 
350 Anm. d. Verf.: Der betriebswirksame Pensionsaufwand ist in den Zahlen enthalten und dürfte hier 
immensen Einfluss auf diese Größe ausüben. Ob letztendlich die besagte Stabilisierung dadurch 
erreicht wurde, ist fraglich. 
351 Vgl. BMöWV (1991), S. 61-69. Das System der Infrastrukturfinanzierung wurde aber erst mit dem 
Bundesbahngesetz 1992 (BGBl. Nr. 825/1992) grundlegend verändert. Eine gesellschaftsrechtliche 
Trennung sollte jedoch erst Jahre später erfolgen. 
352 Vgl. BMöWV (1991), S. 70 f. 
353 Vgl. BMöWV (1991), S. 73 
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 Aufgrund des sehr hohen Mittelbedarfs stand eine gesplittete Finanzierungsform außer 
Frage, wobei die jeweiligen Anteile noch ungewiss waren. Im Zentrum der Reformen 
befand sich auch die Umstrukturierung des Betriebes in eine schlagkräftige und 
marktorientierte Organisation mit eigener Rechtspersönlichkeit und klarer 
Kompetenzaufteilung, sowie die Bewertung der Unternehmensleistung nach 
betriebswirtschaftlichen Grundsätzen.354 Durch diese gesellschaftliche Neuausrichtung, 
die sich in den Kernpunkten an Elemente einer GmbH und AG lehnte, wurden 
beträchtliche Kosteneinsparungen und Profitsteigerungen erwartet. Weitere 
Kosteneinsparungen und Leistungsverbesserungen sollten durch verstärkte Kooperation 
der Eisenbahnen und einschlägigen Industrien auf internationaler Ebene, vor allem aber 
im zunehmend liberalisierten Binnenmarkt erreicht werden.355
5.4.4.1.2 Seilbahnen 
In Österreich standen 1990 526 Hauptseilbahnen und 130 Einsessellifte sowie 
2.753 Schlepplifte in Betrieb und beförderten rund 188 Millionen Fahrgäste respektive 
16,5 Millionen sowie 214 Millionen Personen. Die Entwicklung der einzelnen 
Seilbahnanlagen zwischen 1981 und 1990 kann in Tabelle 9 abgelesen werden: 
 
Tabelle 9: Entwicklung der Seilbahnanlagen zwischen 1981 und 1990356
Die Seilbahnen stellten damit einen wichtigen Bestandteil im Fremdenverkehrsangebot 
und eine Grundvoraussetzung im Wintertourismus dar. Beim Ausbau des 
Seilbahnwesens stand künftig die größtmögliche Schonung der Umwelt im Vordergrund 
und Neuerschließungen sollten möglichst vermieden werden. Man plante Investitionen 
eher in den Ersatz bestehender Anlagen durch neue Systeme zur Komfortsteigerung und 
Sicherheitsverbesserung, denn zur Erhöhung der Förderleistung fließen zu lassen.357
                                                 
354 Das Bundesbahngesetz 1992 (BGBl. Nr. 825/1992) kam diesen Überlegungen in rechnerischer, 
personeller und organisatorischer, nicht jedoch gesellschaftlicher Hinsicht nach.  
Vgl. Gürtlich (2007a), S. 144 f. 
355 Vgl. BMöWV (1991), S. 76 f. 
356 Datenquelle: BMöWV (1987), S. 163 Tab. 2.4.6/2 und BMöWV (1991), S. 123 Tab. 4.6/1, 
Primärquelle: BMöWV, Amtliche Eisenbahnstatistik der Republik Österreich 
357 Vgl. BMöWV (1991), S. 122 ff. 
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 Maßnahmen 
Zu den wichtigsten Maßnahmen im Seilbahnwesen zählte die Überarbeitung des 
österreichischen Seilbahnkonzeptes und dessen Anpassung an aktuelle 
Entwicklungstendenzen sowie die Einbeziehung der Schlepplifte in die gesetzlichen 
Grundlagen für Seilbahnen zur leichteren Übertragung der nationalen Systeme auf 
gemeinschaftsrechtliche Normen. Auch bei Seilbahnen und Schleppliften wurde eine 
Kooperation mit anderen öffentlichen Verkehrsmitteln, beispielsweise als 
Zubringerdienste, angestrebt.358
5.4.4.2 Straßenverkehr 
Der motorisierte Straßenverkehr war in Bezug auf die Verkehrsleistung der 
bedeutendste Verkehrsträger mit einem Anteil von über 80 Prozent beim Personen- und 
etwa 35 Prozent beim Güterverkehr. Aufgrund der „Selbstbedienung im Verkehr“, die 
größtmögliche Flexibilität erlaubt, und dem äußerst dichten Straßennetz, das direkte 
Haus-zu-Haus Verkehre zulässt, erfreute sich dieser Verkehrsträger größter Beliebtheit 
und förderte weiterhin eine rasch steigende Motorisierung. Wesentlichen Einfluss auf 
das Verkehrsaufkommen und die Verkehrsmittelwahl übten die real stark gesunkenen 
Treibstoffpreise und der Kraftfahrzeug-Bestand aus. Bislang wurde der stetigen 
Nachfragesteigerung mit einem bevorzugten Ausbau der Straßeninfrastruktur begegnet, 
was jedoch die Nachfrage erneut steigen ließ (verkehrsinduzierende Wirkung). Hinzu 
kamen bis in die zweite Hälfte der Siebziger Jahre verstärkt Effekte negativer 
Umweltwirkung und mangelnder Verkehrssicherheit, ab welchem Zeitpunkt jedoch eine 
Trendumkehr – wenn auch nur zaghaft – einsetzte. Da aber Infrastrukturmaßnahmen nur 
langfristig Wirkung auf die Verkehrsmittelwahl zeigen, lag Ende der Achtziger Jahre 
die Zunahme des Verkehrs auf hochrangigen Straßen noch immer bei jährlich zwischen 
fünf und neun Prozent.  
Zu Problemen führte im Straßenwesen die aufgeteilte Zuständigkeit innerhalb des 
Bundes bzw. zwischen Bund und Ländern, was sich in unzähligen Parallelstrukturen, 
langen Entscheidungsabläufen als auch in mangelnder Resultatsverantwortlichkeit 
äußerte. Wie schon mehrmals erwähnt wurde bevorzugt in die Straßeninfrastruktur 
investiert, was die Wettbewerbsfähigkeit der Bahn auch gegenüber dem 
Kraftfahrlinienverkehr – um auch auf der Ebene des öffentlichen Verkehrs die 
Konkurrenzsituation anzusprechen – minderte. Um die Koordination der Busdienste 
von Bahn und Post zu verbessern, wurde eine Bundesbus-Geschäftsstelle mit direkter 
Unterstellung des Verkehrsministers samt Durchgriffsrecht eingerichtet. Diese sollte 
Aufgaben betreffend die gemeinsame Fahrplangestaltung, die Koordination des Bus- 
und Lenkereinsatzes aber auch abgestimmte Hochbauinvestitionen und 
Linienentflechtungen übernehmen. Zum öffentlichen Verkehr im weiteren Sinn kann 
auch das Taxigewerbe gezählt werden, dem hauptsächlich im Ballungsgebiet sowie in 
Fremdenverkehrsgebieten Ergänzungsaufgaben zum öffentlichen Verkehr im engeren 
Sinn zukommen. Einer Studie des WIFO zufolge nahm der Taxibestand trotz 
ungünstiger Ertragsentwicklung zwischen 1972 und 1989 um rund 30 Prozent zu. Um 
                                                 
358 Vgl. BMöWV (1991), S. 124 
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 die Ertragslage zu verbessern wurde an bedarfsorientierten Lösungen mittels 
Anrufsammeltaxis und Rufbussen gearbeitet.359
In folgender Gegenüberstellung werden die bedeutendsten Vor- und Nachteile des 
motorisierten Individualverkehrs ersichtlich: 
Mobilität der Arbeitnehmer Beeinträchtigung der Umwelt 
und der Verkehrssicherheit 
Flexibilität 
(u. a. beim Gepäcktransport) immense Soziale Kosten durch 

















Abb. 18: Vor- und Nachteile des PKW-Verkehrs360
 
Ruhender Verkehr 
Der motorisierte Individualverkehr brachte vor allem in Ballungsräumen aber auch 
regionalen Zentren und Fremdenverkehrsorten Probleme durch den ruhenden Verkehr 
mit sich und führte zu Beeinträchtigungen des Fußgängerverkehrs und der 
Verkehrssicherheit. Einerseits verlor dadurch der Straßenraum seine sozialen 




Laut einer Studie von Univ.-Prof. Dr. H. P. Lenz, TU Wien, hatte der Verkehr 1990 
folgende Anteile an Schadstoffemissionen, wobei der Großteil auf den Straßenverkehr 
entfiel: 
                                                 
359 Vgl. BMöWV (1991), S. 82 ff. 
360 Vgl. BMöWV (1991), S. 83 
361 Vgl. BMöWV (1991), S. 87; siehe auch Kapitel 5.4.5.2 
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 Schwefeldioxid (SO2):   3 % 
Stickoxide (NOx): 74 % (Vergleichswert Flugverkehr: 2 %) 
Kohlenwasserstoffe (CxHx): 83 % (Vergleichswert Flugverkehr: knapp 1 %) 
Kohlenmonoxid (CO): 50 % 
Partikel: 40 % 
Kohlendioxid (CO2): 27 % 
Beim Dieselverbrauch entfielen lediglich 3 Prozent auf den Bahn- und rund 1,5 Prozent 
auf den Schiffsverkehr, während der Straßenverkehr erneut den Großteil der 
Schadstoffemissionen verursachte.362
Maßnahmen 
Um einer verkehrsträgerübergreifenden, systemorientierten Verkehrspolitik sowie 
effizienten Straßenverkehrspolitik nachzukommen, strebte man eine Konzentration aller 
straßenverkehrspolitischen Agenden in einem Ressort an, vor allem um auch 
Parallelinvestitionen in den Neu- und Ausbau der Verkehrsinfrastruktur zu vermeiden. 
Als wesentliches Instrumentarium diente hierfür der geplante Bundesverkehrswegeplan. 
Bessere Alternativangebote unter Einbeziehung sämtlichen (Straßen-)Verkehrs sollten 
einen Umdenkprozess im Hinblick auf die PKW-Benutzung mit all seinen 
gesellschaftlichen Vor- und Nachteilen unterstützen. In bestimmten Fällen mussten 
jedoch auch restriktive Maßnahmen gegenüber dem motorisierten Individualverkehr zur 
Vermeidung von Negativwirkungen angedacht werden, so etwa in den Bereichen 
Parkraumbewirtschaftung, Zufahrtsbeschränkungen und Verkehrsberuhigung als auch 
Vergrößerung der Verkehrsflächen für den nicht-motorisierten Verkehr. Eine 
Weiterentwicklung der Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) und deren Anwendung 
auf alle Straßenneu-, -aus- und -umbauten sowie auf verkehrsorganisatorische 
Maßnahmen, wie etwa Nachtfahrverbote, waren vorgesehen. 
Zur Eindämmung der Problematik des ruhenden Verkehrs in Ballungsgebieten war die 
vermehrte Garagenerrichtung geplant. Park-and-Ride-Anlagen sollten den 
Berufspendelverkehr als auch Teile des Einkaufsverkehrs entlasten und eine 
Verlagerung hin zu öffentlichen Verkehrsmitteln bewirken.  
Auch vom technischen Standpunkt aus sollten stets neueste Entwicklungen und 
Erkenntnisse der Vermeidung von Negativwirkungen dienen, ebenso wie am Einsatz 
des Elektro- oder Solarautos gearbeitet werden musste. Zur Schonung der Straßen 
wurden im LKW-Verkehr keine Gewichtsanhebungen über die damals geltenden 
38 Tonnen höchstzulässige Gesamtmasse durchgeführt.363 Um dem Vollzug von 
kraftfahrrechtlichen Bestimmungen Ausdruck zu verleihen und Parallelaktivitäten zu 
unterbinden, strebte man den Ausbau der Bundesprüfanstalt für Kraftfahrzeuge zu einer 
Kontrollbehörde an. Ein weiteres großes Anliegen der Verkehrspolitik war die 
                                                 
362 Vgl. BMöWV (1991), S. 88 sowie Primärquelle: Pillmann (1989), haupts. Abschnitt I Emissionen 
Kapitel 4.2 ab S. 56 
363 Derzeit liegt die Höchstgrenze bei 40 t, unter bestimmten Voraussetzungen bei 44 t.  
(Stand: 28. KFG-Novelle, BGBl. I Nr. 57/2007) 
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 Verbesserung der Verkehrssicherheit mit Hilfe neuer Techniken der Verkehrstelematik 
und Verkehrsüberwachung, aber auch mittels herkömmlicher Methoden wie etwa 
Geschwindigkeitsbeschränkungen.364
5.4.4.3 Schifffahrt 
Obwohl die Donauschifffahrt als umweltfreundlicher, energieoptimaler, sicherer und 
niedrigtarifierender Verkehrsträger galt, bestand eine gewisse Benachteiligung anderen 
Verkehrsträgern gegenüber, u. a. hervorgerufen durch schwer vorhersehbare 
Transportausfälle bei Niederwasserführungen, Hochwasser oder Eisbildung. 
Nichtsdestotrotz war das Transportaufkommen in der zweiten Hälfte der Achtziger 
Jahre leicht steigend, von 7,8 Millionen Tonnen im Jahr 1986 bis 9,1 Millionen Tonnen 
im Jahr 1989. Aufgrund des oben erwähnten Niederwassers ging die Zahl jedoch im 
Folgejahr auf 8,1 Millionen Tonnen zurück. Einen genaueren Überblick über diese 
Entwicklung gibt Abb. 19, wobei die Daten lückenhaft sind und lediglich bis zum 
Jahr 1990 dem Generalverkehrskonzept entstammen.365 Zur besseren 
Veranschaulichung einer Prognose des Österreichischen Instituts für Raumplanung für 
das Jahr 2000 wurde die Grafik mit aktuelleren Daten ergänzt. 
 
Abb. 19: Güterverkehrsaufkommen auf der österreichischen Donau366
Ohne geeignete Umstrukturierungsmaßnahmen und Investitionen in die Flotte sowie 
Logistikketten würde die Binnenschifffahrt aufgrund der Entwicklung des Gütermarktes 
zu höherwertigen und somit transportkosten- bzw. transportzeitempfindlichen Gütern 
                                                 
364 Vgl. BMöWV (1991), S. 88 ff. 
365 Anm. d. Verf.: Ab 1990 fehlten die Daten für den DDSG-Anteil; die Recherche der Daten der Jahre 
1987, 1988 und 1991 blieb ergebnislos. 
366 Datenquelle: BMöWV (1987), S. 122 Tab. 2.4.3/7, BMöWV (1991), S. 93 und S. 95, 
via donau (2007), Statistik: Transportaufkommen sowie Statistik (2006), S. 428; siehe auch Anhang 
S. 194 
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 ihren Stellenwert verlieren. Träfe man geeignete Maßnahmen, so wäre laut damaliger 
Meinung die Binnenschifffahrt jedoch in der Lage gewesen, Teile des 
Straßengütertransitverkehrs zu absorbieren und ihre Bedeutung beim Transport von 
• Massengütern und Halbfabrikaten, 
• Gefahrgütern und 
• Sondertransporten 
zu erhöhen. Günstig dafür wurde die bevorstehende Eröffnung des Main-Donau-Kanals 
bewertet, ebenso wie die freien Kapazitäten im Gegensatz zu anderen Verkehrsträgern. 
Der zunehmende Umweltschutzgedanke in sämtlichen Bereichen gewährte darüber 
hinaus der Binnenschifffahrt als weiterem Massenverkehrsträger Unterstützung. Einen 
wichtigen Beitrag zum Erfolg der Binnenschifffahrt leistete die Infrastruktur der Häfen 
als wirtschaftliche und technische Basis für die Bildung von Transportketten. Eine 
Erweiterung der Häfen von Umschlags- zu Industriezentren war dabei erstrebenswert.367
Österreichs bedeutendstes Binnenschifffahrtsunternehmen, die DDSG, hielt einen 
Anteil von rund 40 Prozent (1990) am Güterverkehrsaufkommen (vgl. Abb. 19 oben). 
Im Gegensatz zum Güterverkehr ließ sich beim Personenverkehr eine positive 
Entwicklung von 490.000 auf über 500.000 Passagiere innerhalb eines Jahres von 1989 
auf 1990 verzeichnen. Ein besonderer Problembereich blieb jedoch nach wie vor die 
Finanzsituation der DDSG mit einem Zuschussbedarf nicht nur zur Finanzierung der 
Investitionen, sondern auch zur Deckung der laufenden Betriebskosten.368 Ob die 
Mitte 1991 durchgeführte Unternehmensreorganisation Verbesserungen in der 
Wettbewerbssituation „Westflotte (flexible Rhein-Partikuliere) — Ostflotte 
(„abgemagert“, flexibel und zunehmend marktwirtschaftlich operierend)“ brächte, 
würde sich erst zeigen. 
Die Binnenseeschifffahrt, die als Teil der Fremdenverkehrsindustrie gesehen werden 
kann, wurde von etwas mehr als fünfzig Unternehmen betrieben, wobei die 
Österreichischen Bundesbahnen dabei das größte Personenschifffahrtsunternehmen 
darstellten. 
Als Beitrag zur wirtschaftlichen Landesverteidigung im Krisenfall und Unterstützung 
der Import- und Exportwirtschaft existierte eine österreichische Hochseeschifffahrt in 
der Größenordnung von 32 Schiffen oder 230.000 Tonnen Tragfähigkeit. Tatsächlich 
müsste im Krisenfalle die Tragfähigkeit jedoch um 100.000 Tonnen mehr ausmachen.369
Maßnahmen 
Die geforderten Maßnahmenpakete reichten von einer Koordination der Angebots-, 
Investitions-, Akquisitions- sowie Tarifpolitik mit den ÖBB über eine verbesserte 
Koordination verkehrspolitischer Maßnahmen hinsichtlich Betriebsansiedelungen und 
Hafeninfrastrukturausbauten bis hin zur Forcierung des kombinierten Verkehrs auf der 
Donau. Aufgrund der Fertigstellung des Main-Donau-Kanals wurde mit einem Anstieg 
des Transportaufkommens gerechnet, dem die DDSG nach damaligem Stand nicht 
gewachsen war. Ihr Aufgabenbereich und unternehmenspolitischer Weg war 
                                                 
367 Vgl. BMöWV (1991), S. 93 ff. 
368 Vgl. Kap. 5.3.4.3 Seite 88 
369 Vgl. BMöWV (1991), S. 94 ff. 
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 diesbezüglich noch unklar. Transportkapazitäten mussten entweder gekauft, gemietet 
oder vertraglich gesichert werden. Erstrebenswert war eine Änderung der traditionellen 
Unternehmenspolitik vom „reinen“ Transporteur zum Großreeder und Anbieter 
umfassender logistischer Gesamtpakete. 
Zur Förderung und zum Aufbau des kombinierten Verkehrs auf der Donau sollte ein 
Unternehmen gegründet werden, das 
• Consulting bei Umschlaganlagen und Transporteinrichtungen betrieb, 
• Feasibility-Studies für (Infrastruktur-) Einrichtungen durchführte, 
• Finanzierungsmodelle erstellte bzw. operative Zusammenarbeit in 
Projektentwicklungs- und Betriebs-Joint-Ventures betrieb sowie 
• Hafengrundstücke oder Landrechte erwarb als auch örtliche Logistikagenturen 
für den Kombi-Verkehr in allen Donauhäfen aufbaute.370 
5.4.4.4 Luftfahrt 
Der kommerzielle Luftverkehr hatte in den Jahren 1980 bis 1990 erheblich 
zugenommen. Die Passagierzahlen hatten sich einerseits mehr als verdoppelt, während 
jedoch die Anzahl der Landungen mit einem sechzigprozentigen Zuwachs 
unterproportional blieb. 
 
Abb. 20: Kommerzieller Passagierflugverkehr 1970 – 2005371
Im Luftfrachtaufkommen andererseits wurde auf österreichischen Flughäfen eine 
Zunahme von 77 Prozent verzeichnet, wobei in beiden Fällen dem Flughafen Wien die 
dominierende Stellung zukam. Zuwächse wurden auch für die nahe Zukunft erwartet, 
was in einer IATA-Prognose für den Flughafen Wien durch nahezu Verdopplung der 
                                                 
370 Vgl. BMöWV (1991), S. 99 ff. 
371 Datenquellen: BMöWV (1987), S. 133, BMöWV (1991), S. 103, Statistik (2006), S. 429, 
bmvit (2002b), S. 132; siehe Anhang S. 194 
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 Passagierzahlen von 1990 bis 2000 zum Ausdruck kam.372 Politische Krisen und 
Terrordrohungen könnten sich jedoch stark negativ auf die prognostizierten Daten 
auswirken. Ebenso unkalkulierbar war die Entwicklung in den östlichen Nachbarländern 
kurz nach der Öffnung. Positive Entwicklungstendenzen rechnete man sich für den 
Fernen Osten aus, bedingt durch den wirtschaftlichen Aufschwung in Korea, Hongkong, 
Taiwan und Singapur sowie eine verstärkte Fremdenverkehrswerbung auf kulturellem 
Gebiet in Japan. Großes Potential wurde dem weiter ansteigenden 
Geschäftsreiseverkehr eingeräumt, der relativ gesehen stärker als der 
Urlaubsreiseverkehr wuchs.373
Laut Gesamtverkehrskonzept würde der Luftfracht folgende Entwicklung zugute 
kommen:374
• Miniaturisierung der Güter (Zunahme des Güterwerts bei Gewichts- und 
Volumsabnahme), 
• Optimierung der Lagerhaltung (Umstellung auf Just-in-time-Produktionen), 
• Arbeitsteilung wird internationaler und kontinenteumfassender. 
Das wesentlichste Umweltproblem stellte der Fluglärm mit kurzfristigen Lärmspitzen 
bei Starts und Landungen dar, wohingegen die Schadstoffemissionen im Vergleich zum 
Straßenverkehr eher vernachlässigt werden konnten. Da das Start- und Landeverfahren 
die Lärmimmissionen mit beeinflusste, sollten durch einen steileren Startwinkel die 
betroffenen Gebiete entlastet werden. Problematisch blieb jedoch die Zunahme der 
Lärmbelastung insgesamt durch den Anstieg des Flugverkehrs, wobei im 
kommerziellen Luftverkehr in jüngster Zeit bereits wesentliche Schritte zur 
Situationsverbesserung getätigt worden waren.375
Maßnahmen 
Die österreichische Luftverkehrspolitik setzte sich u. a. folgende Ziele:376
• Laufender Abgleich des österreichischen Luftverkehrsrechts mit internationalen 
Vorschriften der ICAO oder ECAC, 
• optimale Einbindung Österreichs in das internationale Flugverkehrsnetz, 
• weitere Erhöhung der Verkehrssicherheit sowie Zuverlässigkeit, 
• Schonung der Umwelt und Verringerung des Energieverbrauchs, 
• Ausrichtung des Zivilluftverkehrs nach gesamtwirtschaftlichen Gesichtspunkten 
und Abstimmung mit anderen Verkehrsträgern (beispielsweise bei der 
Erreichbarkeit der Flughäfen mit öffentlichen Verkehrsmitteln) als auch 
Kooperation im Gepäck- und Ticketservice. 
Die Luftverkehrsunternehmen sollten weiterhin nach betriebswirtschaftlichen 
Grundregeln agieren; die Möglichkeit zur Erbringung gemeinwirtschaftlicher 
Leistungen musste jedoch noch geprüft werden. Kooperationen mit kompetenten und 
verlässlichen Partnern sollten eine Verbesserung der Marktposition weltweit bewirken. 
                                                 
372 Tatsächlich machte der Passagieranstieg von 1990 bis 2000 sogar 115 Prozent aus, also von etwa 
5,5 Mio. Passagieren auf rund 11,8 Mio. 
373 Vgl. BMöWV (1991), S. 103 ff. 
374 Vgl. BMöWV (1991), S. 106 
375 Vgl. BMöWV (1991), S. 108 f. 
376 Vgl. BMöWV (1991), S. 112 f. 
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 Weiters ergaben sich durch die europäische Integration neue Chancen für erweiterten 
„Regionalflugverkehr“ wie auch im Langstreckenverkehr zu neuen Wirtschaftsregionen 
und Tourismuszielen. 
Zur Vermeidung der Belastung durch Fluglärm wurde einerseits auf die Leitlinie der 
österreichischen Verkehrspolitik verwiesen, durch den neuesten Stand der Technik 
Negativwirkungen möglichst auszuschließen. Gleichzeitig sollten lärmmindernde 
Flugverfahren, wie Low-drag-low-power oder Power-cut-back377 zur Anwendung 
kommen. Andererseits wurde die rechtliche Verankerung des Lärmschutzes gefordert, 
um vom Fluglärm Betroffenen bessere Parteistellung zu gewähren. Die Begrenzung der 
Luftschadstoffemissionen des Flugverkehrs als weitere Maßnahme bedurfte ebenfalls 
weiterer technischer Verbesserungen der Flugzeuge, aber auch des Ersatzes von 
Kurzstrecken-Zubringerflügen durch attraktive Bahnverbindungen. Gleichzeitig sollten 
die Auswirkungen von Schadstoffemissionen auf gesamteuropäischer Ebene erforscht 
werden und als Basis für erneute Maßnahmenpakete dienen.  
Für 1992 war der Beitritt Österreichs zur Europäischen Flugsicherungsorganisation 
EUROCONTROL geplant, der eine Harmonisierung und Integration der europäischen 
Flugsicherung erwarten ließ. Darüber hinaus sollten Kooperationen österreichischer 
Fluggesellschaften Vorteile gegenüber der ausländischen Konkurrenz bringen.378
5.4.4.5 Rohrleitungen 
Die rechtliche Grundlage für den Transport von Gütern in Rohrleitungen bildete das 
Rohrleitungsgesetz von 1975.379 Mit rund 40 Millionen Tonnen jährlich trugen die 
Rohrleitungen wesentlich zum gesamten Güterverkehrsaufkommen bei, beim 
Transitverkehrsaufkommen betrug ihr Anteil sogar die Hälfte. Aus Abb. 21 kann die 
Entwicklung der Rohrleitungstransporte zwischen 1977 und 1989 abgelesen werden. 
Die systembedingten Vor- und Nachteile des Rohrleitungstransports sind in der Folge 
aufgelistet:380
+ Behältertransport entfällt, also reine Bewegung des Transportgutes, 
+ Möglichkeit zum Dauerbetrieb, da witterungsunabhängig, 
+ Kontinuität bei der Bewältigung großer Transportmengen, 
+ Raumbedarf ist gering und grundsätzlich gilt das System als umweltfreundlich, 
+ Kosten sind gering bei optimaler Auslastung, 
− Festlegung auf bestimmtes Transportgut, 
− Festlegung auf bestimmten Transportweg, 
− Fixkostenbelastung ist sehr hoch und daher besteht die Notwendigkeit zu 
maximaler Auslastung, um die Transportkosten gering zu halten. 
 
                                                 
377 Bei beiden Verfahren wird die Triebswerkleistung soweit wie möglich zurückgenommen und die 
lärmintensiven Bremsmanöver respektive Anfangssteigflüge werden relativ kurz gehalten. Somit kann 
besiedeltes Gebiet im Umfeld des Flughafens mit geringen Lärmemissionen überflogen werden. 
378 Vgl. BMöWV (1991), S. 114 ff.; Beitritt zur Eurocontrol erst am 1. Mai 1993. Quelle: Eurocontrol 
379 BGBl. Nr. 411/1975 
380 Vgl. BMöWV (1991), S. 118 
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Abb. 21: Entwicklung der Rohrleitungstransporte 1977 – 1989381
Durch den ständigen Anstieg des Mineralölverbrauchs war die kontinuierliche 
Versorgung der Raffinerien durch Rohrleitungen attraktiv. Im Jahr 1967 wurde die 
Ölleitung Triest-Ingolstadt (TAL) fertig gestellt, drei Jahre später die Adria-Wien-
Pipeline (AWP) in Betrieb genommen, die die ausschließliche Versorgung der 
Raffinerie Schwechat übernahm.382 Daneben waren weiterhin die Produktenleitung 
West (PLW) zwischen Wien und St. Valentin und die Rohölleitung CEL im Westen 
Österreichs in Betrieb. Letztlich beendete die Ölkrise 1973 die erreichten Durchsatz-
spitzen durch Veränderungen im Energiebewusstsein, was sich auf die Investitionspoli-
tik in Rohölpipelines auswirkte. Diese Entwicklung wirkte sich positiv auf den Betrieb 
von Erdgaspipelines aus, die Österreich, genauer gesagt Baumgarten an der March, zur 
Schaltstellenfunktion zwischen der Sowjetunion und West- und Südeuropa verhalf. Die 
wichtigsten Leitungen waren die West-Austria-Gasleitung (WAG), die beiden Stränge 
der Trans-Austria-Gasleitung (TAG I/II) sowie die Südost-Leitung (SOL). 
Während in der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung lediglich die großen Rohöl-
leitungen TAL, AWP und CEL dem Bereich Verkehr zugeschrieben wurden, zählten 
die PLW und sämtliche Gasleitungen der ÖMV als Werkverkehr zum Bereich Industrie, 
was zu Verzerrungen beim Verkehrsanteil am Bruttoinlandsprodukt führte.383
Maßnahmen 
Zur Sicherstellung der Versorgung sollte ab 1993 Erdgas aus Norwegen nach Österreich 
geliefert werden. Des Weiteren wurde ein Gasanschluss für den Tiroler Zentralraum 
errichtet, der kurz vor der Inbetriebnahme stand. Andererseits suchte man für den zu 
erwartenden Rückgang der Öltransporte und die zunehmende Erdölsubstitution 
                                                 
381 Datenquelle: BMöWV (1991), S. 118 Tab. 4.5/1; siehe Anhang S. 195 
382 Vgl. Kapitel 5.3.2, S. 76 f. 
383 Vgl. BMöWV (1991), S. 118 ff. 
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 alternative Verwendungsmöglichkeiten der Leitungen. Darunter könnte sich besonders 
die Verwendung für mehrere Produktarten als nützlich herausstellen, was aber die 
Erarbeitung möglicher Umstellungstechniken und Finanzierungskonzepte erforderte.384
5.4.5 Sonderprobleme 
5.4.5.1 Kombinierter Verkehr 
5.4.5.1.1 Kombinierter Güterverkehr 
Unter kombiniertem Verkehr versteht man die Integration zweier oder mehrerer 
Verkehrsmittel und meist auch Verkehrsträger, wobei grundsätzlich Transporthilfsmittel 
(Behälter) und nicht die beförderten Güter selbst die Verkehrsmittel wechseln. Als 
Sonderform ist die Verladung eines Transportmittels auf ein anderes zu erwähnen 
(Huckepackverkehr „Rollende Landstraße“ aber auch LASH-Systeme).385 Einen 
Überblick über die Formen des (un)begleiteten kombinierten Verkehrs bietet Abb. 22, 
wobei der Containerverkehr grundsätzlich unbegleitet erfolgt: 
 
Abb. 22: Formen des kombinierten Verkehrs386
Trotz enormer Zuwachsraten von rund 75 Prozent in den Jahren 1987 bis 1990 wies der 
kombinierte Verkehr noch überraschend viele Schwachstellen auf und wurde von 
politischer Seite zu wenig beachtet. Mangelnde Förderungsmaßnahmen und 
verkehrsträgerübergreifende Koordinierungsabsichten verstärkten diese Nachteile. 
Aufgrund folgender Schwachstellen wurde dem kombinierten Verkehr vor allem 
gegenüber dem LKW-Transport eine schlechtere Beurteilung ausgestellt:387
                                                 
384 Vgl. BMöWV (1991), S. 120 
385 Vgl. Aberle (2003), S. 21 
386 Vgl. Aberle (2003), S. 22 Abb. 4 
387 Vgl. BMöWV (1991), S. 229 f. 
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 • Gesamttransportdauer einschließlich Pünktlichkeit und somit Berechenbarkeit 
und Einhaltung von Terminvorgaben, 
• geringe Reisegeschwindigkeit durch lange Stillstandzeiten der Ladungen in 
Terminals und die Dauer der Grenzabwicklungen, 
• jährliche Tariferhöhungen bei mangelnder Qualitätssteigerung, 
• Inflexibilität, 
• Kapazitätsbeschränkungen, hauptsächlich in Terminals, 
• Bürokratie und 
• mangelnde Kundenorientierung. 
Fazit: Ganzzugsverbindungen zwischen wichtigen Knotenpunkten waren erst ab einer 
Entfernung von 400 – 600 km vorteilhaft, generell rentiert sich die Nutzung aber erst ab 
einer Entfernung von 800 Kilometern gegenüber reinem LKW-Verkehr. 
Aber auch aus Sicht der Bahnen und Kombi-Verkehrsgesellschaften ergaben sich 
zahlreiche Schwachstellen vor allem durch Kapazitätsengpässe bei Strecken, speziellem 
Rollmaterial und Terminals als auch Lademaßbegrenzungen, beispielsweise durch 
Tunnels. Seitens der Kombi-Verkehrsgesellschaften wurden hauptsächlich die Tarife 
der Bahnen sowie die fehlende Garantie von Transportzeiten als auch die niedrigen 
Haftungsgrenzen im Schadensfalle als unattraktiv empfunden.388
Maßnahmen 
Langfristig musste die gesamte Schieneninfrastruktur auf das Lichtraumprofil UIC C389 
angepasst werden. Um Problemen bei der Beförderung von LKW („Rollende 
Landstraße“) entgegenzuwirken, wurden kurzfristig Tunnelaufweitungen auf eine Höhe 
von 4 Metern in Angriff genommen. Bei den Terminals arbeitete man an der 
Ablaufoptimierung und Kapazitätserweiterung, einerseits durch Neubauten, andererseits 
durch laufende Anpassung der Leistungsfähigkeit. Optimierungen im administrativen 
und fahrzeugtechnischen Bereich (Kabotagefreiheit im Vor- und Nachlauf) wie auch 
beim Personal- und Fahrzeugeinsatz (samt Informationsfluss) sollten weitere 
Verbesserungen und somit mehr Kundenfreundlichkeit bewirken. Bis Kostenwahrheit 
im Verkehr erreicht wäre, verlangte die Politik, sozusagen als Übergangslösung, 
Tarifstützungen des begleiteten Kombi-Verkehrs. 
Ein besonderes Anliegen war weiters die verstärkte Verlagerung von 
Gefahrguttransporten auf Transportarten des Kombi-Verkehrs, wenn dadurch eine 
Verringerung des Gesamttransportrisikos (unter Beachtung des Umladerisikos) erzielt 
werden konnte.390
5.4.5.1.2 Kombinierter Personenverkehr 
Der kombinierte Personenverkehr integriert verschiedene Formen des öffentlichen 
Verkehrs mit dem Individualverkehr in einem Transportvorgang, um die Vorteile beider 
Verkehrssysteme durch mögliche Kooperationen in organisatorischer, betrieblicher und 
technischer Hinsicht auszunutzen bzw. Überlastungstendenzen u. a. im PKW-Verkehr 
                                                 
388 Vgl. BMöWV (1991), S. 228 ff. 
389 Dies erlaubte Breiten bis 2,50 m 
390 Vgl. BMöWV (1991), S. 232 ff. 
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 entgegenzuwirken. Die wesentlichsten Kooperationsformen innerhalb der 
Verkehrsträger bestanden in Verkehrsverbünden als auch Fahrgemeinschaften im 
Individualverkehr. Zwischen den Verkehrsträgern waren vor allem Park-and-Ride oder 
Bike-and-Ride-Möglichkeiten zu nennen sowie die Einrichtung von Gemeinschaftstaxis 
und Rufbussen. Aber auch der Autoreisezug, die Fahrradbeförderung im ÖPNV sowie 
die Vermietung dieser Verkehrsmittel an Bahnhöfen gehörten zu den erwähnenswerten 
Kooperationsformen. 
In Ballungsräumen und im ländlichen Raum wurden jedoch unterschiedliche 
Zielsetzungen für den Einsatz kombinierter Verkehrsformen verfolgt: 
• Attraktivitätssteigerung des ÖPNV zur Verminderung des Individualverkehrs 
samt seiner Negativwirkungen in Ballungsräumen, 
• Sicherstellung der Mindesterreichbarkeit von zentralen Orten und Arbeitsstätten 
im ländlichen Raum. 391 
Maßnahmen 
Um die Kombination umweltverträglicher Verkehrsmittel, kurz „Umweltverbund“, 
attraktiver zu gestalten sollten rasch folgende Punkte realisiert werden: 
• Einbindung von Haltestellen in sichere Geh- und Radwege, 
• Abstimmung von Fahrplänen und Tarifen öffentlicher Verkehrsmittel, 
• Haltestellen benutzerorientiert gestalten, 
• Transporterleichterungen für Fahrräder in Bussen und Bahnen sowie 
• Intensivierung der Öffentlichkeitsarbeit. 
Auf der anderen Seite sollten Park-and-Ride-Anlagen ausgebaut und den erforderlichen 
Benutzerstandards angepasst werden, sei es durch Begrünung der Anlagen als auch 
Lademöglichkeiten für Elektrofahrzeuge. In Finanzierungsfragen musste dem 
Verursacherprinzip grundsätzlich entsprochen werden, Finanzierungslösungen zwischen 
den Gebietskörperschaften und den öffentlichen Verkehrsbetrieben wurden jedoch 
angestrebt. Des Weiteren arbeitete man an der optimalen Zusammenwirkung und 
Abstimmung von Bahn-, Bus- und Flugverkehr, um beispielsweise Kurzstreckenflüge 
durch Bahnverbindungen zu ersetzen oder die Gepäckabwicklung zu vereinfachen. 
Pauschalangebote zur Attraktivitätssteigerung im Tourismus auch im Hinblick auf den 
Autoreisezug sollten eine Verlagerung des Verkehrs hin zu umweltverträglicheren 
Verkehrsmitteln bewirken. In Bezug auf den Pendler-/Arbeitsindividualverkehr wurden 
Förderungen von PKW-Fahrgemeinschaften durch besondere Sonderrechte geprüft (wie 
etwa die Benutzung von Busspuren oder eigens reservierten Parkplätzen).392
5.4.5.2 Ballungsräume 
Mit der Größe der Ballungsräume – Wachstumspolen der Wirtschaft und 
Konzentrationen von spezialisiertem Dienstleistungsangeboten – nahmen auch die 
Agglomerationsnachteile zu. Der zunehmenden Flächeninanspruchnahme durch den 
motorisierten Individualverkehr (MIV) standen stadtpolitische Zielsetzungen zur 
Verbesserung der Umweltqualität sowie zur Förderung des öffentlichen und nicht-
                                                 
391 Vgl. BMöWV (1991), S. 236 f. 
392 Vgl. BMöWV (1991), S. 239 ff. 
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 motorisierten Verkehrs gegenüber. Dabei mussten nicht nur im Berufspendlerverkehr 
sondern auch im Freizeit- aber auch Güterverkehr innerhalb der Städte Aufgaben 
bewältigt werden, die den MIV bzw. LKW-Verkehr fast konkurrenzlos hatten werden 
lassen. Großen Einfluss auf den Verkehrszuwachs hatte darüber hinaus die 
Bevölkerungs- und Städteentwicklung (Stichwort: Suburbanisierung) mit all ihren 
funktionalen Verflechtungen und Verkehrserfordernissen. Dadurch traten aber auch 
häufig Zielkonflikte zwischen betroffenen Gebietskörperschaften und in gleichen 
Ballungsräumen tätigen Verkehrsunternehmen auf. 
Die Entwicklung von ÖPNV-Unternehmen in Ballungsräumen war charakterisiert von 
Steigerungen der Beförderungsleistung, wenn aktiv Politik zugunsten des 
Unternehmens betrieben wurde. Meist stieg damit aber auch der Gesamtaufwand 
überproportional zu den Erträgen. Eine offensive Tarifpolitik in Verbindung mit 
attraktivitätssteigernden Maßnahmen zeigte hingegen Erfolg. Die Nachteile und 
Leistungsgrenzen des MIV führten zu einer Änderung der gesellschaftlichen 
Einschätzung des Radverkehrs, der sich immer größerer Beliebtheit nicht nur im 
Freizeitverkehr sondern auch im alltäglichen Nahverkehr erfreute.393
Maßnahmen 
Für die praktische Realisierung einer Verkehrspolitik, die umweltverträgliche 
Verkehrsarten förderte, mussten wirtschaftliche und finanzielle Voraussetzungen 
geschaffen werden, einerseits durch Qualitätsverbesserungen, andererseits durch 
Minderung der Wettbewerbsvorteile des MIV durch verstärkte Anwendung des 
Verursacherprinzips. Man versprach sich durch diese Maßnahmen sowohl eine 
Verbesserung der Verkehrs- und Umweltsituation in den Ballungsräumen als auch eine 
Senkung des Zuschussbedarfs bei Verkehrsbetrieben. 
Zu den grundlegenden Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrsproblematik zählten 
die Abstimmung der räumlichen Entwicklung mit der Verkehrserschließung, die 
Verbesserung der methodischen Voraussetzungen für die Verkehrsplanung, etwa die 
Erstellung und Realisierung integrierter Konzepte, als auch Angebotsoffensiven im 
öffentlichen Verkehr sowie eine umfassende Einbindung des nicht-motorisierten 
Verkehrs bei Neu- und Umbauvorhaben. Für den großen Problembereich „Ruhender 
Verkehr“ sollte eine umfassende Parkraumbewirtschaftung samt Berücksichtigung der 
Bedürfnisse der Wohnbevölkerung eingerichtet werden. Für den Wirtschaftsverkehr 
mussten Ladezonen und spezielle Stellplätze geschaffen werden, gleichfalls nötig war 
die Bevorzugung des Lieferverkehrs bei der Straßenbenützung notwendig war. Bereits 
in diesem Gesamtverkehrskonzept wurden Möglichkeiten zur Gebühreneinhebung für 
die Nutzung von Verkehrsflächen angedacht, die zu verkehrs- und umweltpolitisch 
angestrebtem selektiverem PKW-Einsatz beitragen könnten (Stichwort: Road 
Pricing).394
                                                 
393 Vgl. BMöWV (1991), S. 242 ff. 
394 Vgl. BMöWV (1991), S. 247 ff. 
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 5.4.5.3 Verkehr im ländlichen Raum 
In Österreich entfielen rund 80 Prozent der Fläche und rund 40 Prozent der Bevölkerung 
auf ländliche Gebiete, wovon etwa 75 Prozent in zentraler Lage und das übrige Viertel 
in peripherer Lage lebten. Letzteres Viertel beinhaltete drei bis vier Prozent in extrem 
peripherer Lage befindliche Personen, deren Regionen besonderes Augenmerk aufgrund 
anhaltender Entwicklungsrückstände erforderten. Folgende Zielsetzungen gemäß 
Österreichischem Raumordnungskonzept bildeten die Grundlage für die Verkehrspolitik 
in ländlichen Regionen:395
• Arbeitsplätze in zumutbarer Tagespendeldistanz, 
• räumliche Konzentration der Siedlungsentwicklung, 
• Ausbau von zentralen Orten und Verbesserung der innerregionalen 
Erreichbarkeit, 
• Vermeidung von Überlastungen in Tourismusregionen durch 
Saisonverlängerungen, 
• Verkehrsanbindungen an benachbarte Ballungsräume sowie 
• Anschluss an das überregionale Verkehrsnetz. 
Die Entwicklung des ländlichen Raums erforderte zwei unterschiedliche Strategien: 
Einerseits die Anbindung und Mitversorgung von Übergangsgebieten an bzw. durch 
Ballungsräume, andererseits die eigenständige Entwicklung peripherer Gebiete rund um 
regionale Zentren, also bereits erwähnte zentrale Orte. Um den öffentlichen Verkehr des 
ländlichen Raumes im Vergleich zum Individualverkehr attraktiver zu machen, war eine 
Bündelung und Homogenisierung der Nachfrage zwischen Knotenpunkten notwendig, 
die jedoch räumlich dispers und quantitativ gering ausfiel. In solchen Fällen konnten 
nur bedarfsorientierte, flexible Verkehrsmittel, wie Rufbusse oder Anrufsammeltaxis, 
Ansätze zur Problemlösung bieten.396
Maßnahmen 
Für optimale Verkehrslösungen und zur Zielkonfliktbewältigung zwischen 
Wirtschaftlichkeit und Anforderungen seitens der Verkehrsteilnehmer bedurfte es 
abgestimmter Planung und Erstellung ausgereifter Konzepte, wobei vor allem dem 
kombinierten Verkehr große Bedeutung zukam. Abstimmung von Fahrplänen und 
Tarifen sowie Vermeidung von konkurrenzierenden Parallelführungen, stattdessen 
Zubringerverkehr, sowie Abstellmöglichkeiten in Haltestellennähe waren nur wenige 
der geforderten Punkte. Um den öffentlichen Verkehr gegenüber dem MIV 
konkurrenzfähig zu machen, mussten Erreichbarkeits- und Mindestbedienungsstandards 
sowie so genannte „Sollerreichbarkeiten“ für den Individualverkehr, den öffentlichen 
Verkehr aber auch Güterverkehr definiert werden. 
In Bezug auf die Siedlungsstruktur strebte man eine umgekehrte Entwicklung an, 
nämlich nicht die Erschließung von Streusiedlungen sondern die Siedlungsentwicklung 
entlang existierender Verkehrsnetze.397
                                                 
395 Vgl. BMöWV (1991), S. 251 
396 Vgl. BMöWV (1991), S. 251 ff. 
397 Vgl. BMöWV (1991), S. 254 ff. 
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 5.4.5.4 Transitverkehr 
Schon seit jeher war die Österreich mit seinen alpenquerenden Pässen für den 
Transitverkehr von großer Bedeutung, welche durch die Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft weiteren Zuwachs über die Intensivierung der Handelsbeziehungen unter 
den Mitgliedsländern erfuhr. Der Trend hielt weiterhin an, je enger die wirtschaftlichen 
Verflechtungen untereinander und die Wirtschaftsbeziehungen zwischen den 
Mitgliedstaaten aber auch zwischen dem ehemaligen RGW-Raum und den Staaten der 
EG wurden. Zusätzlich rechnete man noch mit einem Ansteigen des Freizeitverkehrs. 
Auf einer Länge von 1.100 km zwischen Frankreich und Österreich dienen rund 
23 Strecken der Verbindung zwischen Nord- und Südeuropa, wobei bereits Anfang der 
Neunziger Jahre die meisten Alpenübergänge bzw. ihre Zulaufstrecken 
Kapazitätsengpässe aufwiesen. In der Folge sind die bedeutendsten alpenquerenden 
oder alpenumfahrenden Straßenverbindungen und Schienenverkehrswege aufgelistet, 
wobei für erstere die Inntal-Brenner-Route, die Tauern-Route, die Ennstal-Route sowie 
die Innkreis-Pyhrn-Route398 am bedeutendsten waren aber für letztere durch die 
Entwicklung in den osteuropäischen Ländern die Donauroute wichtiger wurde. Abb. 23 
zeigt eine Erhebung des Bundesministeriums für Verkehr, Innovation und Technologie 
(damals eigentlich noch Bundesministerium für Wissenschaft und Verkehr)399 zum 
Güterverkehrsaufkommen auf der Schiene und Straße, die die Bedeutung der in weiterer 
Folge aufgelisteten alpenquerenden Strecken unterstreichen soll.  
 
Abb. 23: Der alpenquerende Straßen- und Schienengüterverkehr in Österreich 1994 und 1999400
                                                 
398 Der vollständige Ausbau der Pyhrnautobahn ist noch nicht erfolgt, wobei jedoch seit Dezember 2004 
die durchgehende Benutzung dieser Autobahn möglich ist. Quelle: ASFINAG 
399 Vgl. BGBl. I Nr. 21/1997 
400 Quelle: bmvit (1999), S. 2 
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 Straße 
• Lindau – Chiavenna via Bregenz, Höchst 
• Füssen – Meran via Fernpass, Reschenpass 
• Scharnitz – Verona via Brenner 
• München – Verona via Inntal, Brenner 
• München – Udine via Pass Thurn, Felbertauern 
• München – Slowenien (sowie weitere ehem. jugoslawische Staaten) oder Italien 
via Gasteinertal, Tauernautobahn und Karawankentunnel 
• Regensburg/Passau – Marburg via Ennstal oder Pyhrnpass, Schoberpass 
• Wien – Marburg via Semmering,401 Graz 
Schiene 
• Inntal – Brenner – Route: Kufstein – Brenner 
• Tauern – Route: Salzburg – Villach/Tarvis bzw. Jesenice oder Lienz/Innichen 
• Ennstal – Route: Salzburg – Spielfeld/Marburg 
• Donau – Route: Passau – Nickelsdorf/Hegyeshalom – Budapest 
• Pyhrnroute: Passau bzw. Summerau – Spielfeld/Marburg 
• Břeclav – Villach/Tarvis 
• Hegyeshalom/Nickelsdorf – Buchs (SG) 
Beim Personentransitverkehr konnte aufgrund mangelnder Erhebungen lediglich von 
Schätzungen ausgegangen werden, wobei sich erneut mit über 70 Prozent der Fahrten 
die Brenner-, Tauern- und Pyhrnroute als wichtigste Verbindungen ergaben. Mit der 
Ostöffnung verzeichnete jedoch auch die Westautobahn einen enormen Anstieg im 
Transitverkehrsaufkommen. Im Unterschied zum Güterverkehr war beim 
Personenverkehr die Konzentration auf einzelne Routen geringer, dafür traten starke 
Aufkommensspitzen während der Urlaubszeit auf. Der Personentransitverkehr der Bahn 
wies tendenziell einen Rückgang in den späten Neunziger Jahren auf, was einerseits auf 
die zunehmende Motorisierung der Gastarbeiterfamilien, andererseits aber auch auf die 
mangelnde Qualität des Bahnangebotes zurückzuführen war.402
Das Gütertransitaufkommen ist aus Abb. 24 ersichtlich, wobei der Luftverkehr aufgrund 
seines geringen Anteils nur in der Tabelle im Anhang B auf Seite 195 ersichtlich ist. 
Zur besseren Darstellung des Trends wurden die Daten in der Tabelle bis 2005 ergänzt. 
Im Schienenverkehr standen zur Kapazitätssteigerung kurzfristig Ausbaupläne für die 
Brennerachse und Umfahrung Innsbruck sowie Tauern-, Schober- und Pyhrnstrecke zur 
Verfügung. Mittelfristig sollte durch selektiven zweigleisigen Ausbau die Kapazität der 
Tauern- und Pyhrnstrecke erhöht werden. Langfristig würde jedoch nur der komplette 
zweigleisige Ausbau der Pyhrn-Schober-Achse sowie das Brennerbasistunnel-Projekt 
Abhilfe schaffen.403
 
                                                 
401 Der Ausbau der S 6 („Semmering-Schnellstraße“) um Maria Schutz – Mürzzuschlag wurde erst im 
September 1998 begonnen. Quelle: ASFINAG 
402 Vgl. BMöWV (1991), S. 215 ff. 
403 Vgl. BMöWV (1991), S. 217 f. 
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Abb. 24: Gütertransitverkehr durch Österreich 1970 – 1990 nach Verkehrsträgern404
Der Transitverkehr auf der Straße erfuhr wegen der damit verbundenen 
Umweltproblematik verkehrspolitisch besondere Beachtung, auch im Hinblick auf die 
künftige Entwicklung durch die eben erst erfolgte Öffnung der Ostgrenzen. 
Verkehrswirtschaftlich betrachtet musste die Finanzierung der Transitrouten zukünftig 
ebenfalls überarbeitet werden, da nur auf der Brennerautobahn die Aufwendungen für 
Betrieb und Kapitaldienst durch Mauteinnahmen gedeckt wurden. Bei einer 
Gesamtbetrachtung der Brenner-, Tauern- und Pyhrnroute deckten die Einnahmen die 
anteiligen Bau- und Erhaltungskosten durchschnittlich zu 47 Prozent ab. Nicht 
berücksichtigt blieben hierbei jedoch die externen Kosten des Verkehrs.405
Maßnahmen 
„Aus Gründen des Umweltschutzes, des Energieverbrauches, der 
Verkehrssicherheit und der Flächeninanspruchnahme [ist] eine signifikante 
Verlagerung des Gütertransitverkehrs von der Straße auf die Schiene 
anzustreben.“ 406
Um saisonale Spitzen und dadurch verursachte lange Stauungen zu deeskalieren und 
Teile des Urlauber-/Gastarbeiterverkehrs auf die Wochenmitte zu verlagern, sollten 
unter internationaler Zusammenarbeit Lösungsansätze in Bezug auf Quartierbuchungen 
oder günstigere Mauttarife gefunden werden. Im Straßengüterverkehr war weiterhin an 
einer restriktiven Kontingentpolitik festzuhalten. Schrittweise mussten jedoch, dem 
Verursacherprinzip folgend, den Verkehrsträgern die tatsächlich verursachten Kosten, 
einschließlich aller bisher externen Kosten, angelastet werden um so mehr 
Kostenwahrheit zu schaffen und dadurch andere Verkehrsträger im Vergleich zur Straße 
                                                 
404 Datenquelle BMöWV (1991), S. 218, weitere Daten und Quellen siehe Tabelle im Anhang S. 195 
405 Vgl. BMöWV (1991), S. 219 f. 
406 BMöWV (1991), S. 224 Punkt 1 
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 wettbewerbsfähiger werden zu lassen. Im Hinblick auf die Ostöffnung und die noch 
bevorstehende Fertigstellung des Main-Donau-Kanals würde die Schifffahrt auf der 
Donau für den Transitverkehr an Bedeutung gewinnen und könnte somit den 
Verkehrsträger Straße entlasten. Mittel- bis langfristige Kapazitätserweiterungsmaß-
nahmen auf den Schienenhaupttransitrouten Brenner, Pyhrn-Schober sowie Tauern 
wurden oben bereits kurz erwähnt.407
5.4.6 Forderung zur Erstellung eines Bundesverkehrswegeplans 
Im Arbeitsüberkommen vom 18. Dezember 1990 (XVIII. G.P.) zwischen der 
Sozialdemokratischen Partei Österreichs und der Österreichischen Volkspartei wurde 
sinngemäß die Erstellung eines Bundesverkehrswegeplans festgelegt: 
„[…] Darüber hinaus wird die Bundesregierung bis Mitte der Legislaturperiode 
ein Konzept vorlegen, aus dem als wichtigste Komponenten einerseits die 
Prioritätensetzung bei Verkehrsinfrastrukturinvestitionen und andererseits 
ordnungspolitische Maßnahmen für eine integrierte Verkehrspolitik abgeleitet 
werden können.“ 408
Durch diese Planung sollte den bisher kritisierten, unkoordinierten Parallelinvestitionen 
Einhalt geboten werden und eine bundesweite, verkehrsträgerübergreifende Konzeption 













der Länder, Gemeinden, 
Nachbarstaaten 






Abb. 25: Vorteile des BVWP409
Die Vorteile dieses Instrumentariums werden in Abb. 25 dargstellt, wobei eine gewisse 
Flexibilität vor allem längerfristiger Planungsinstrumente zur Anpassung an geänderte 
Rahmenbedingungen vorausgesetzt werden sollte. Wie beim Generalverkehrskonzept 
                                                 
407 Vgl. BMöWV (1991), S. 224 f. 
408 Vranitzky (1990a), Beilage 6 Verkehr, S. 24 
409 Vgl. BMöWV (1991), S. 302 
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 diente auch dem Bundesverkehrswegeplan die Schaffung eines für Menschen und 
Umwelt verträgliches Verkehrssystem als Ziel. Priorität wurde dabei ökologischer und 
sozialer Verträglichkeit vor einzelwirtschaftlichen Erfolgen eingeräumt. Langfristig 
sollte eine Anpassung der ökonomischen Rahmenbedingungen diesbezüglich erreicht 
werden, dass über den ökologischen Umweg auch ökonomische Ziele verwirklicht 
werden können. In der Folge sind die Leitziele des Bundesverkehrswegeplans 
dargestellt:  
 
Abb. 26: Leitziele des BVWP410
                                                 
410 Vgl. BMöWV (1991), S. 303 sowie Kovacic (1999), S. 3 
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 5.5 Bundesverkehrswegeplan und Generalverkehrsplan 
Österreich 2002 
5.5.1 Ausgangslage und Rahmenbedingungen 
Mit dem Generalverkehrsplan Österreich (GVP-Ö), stellte das Bundesministerium für 
Verkehr, Innovation und Technologie (BMVIT) ein Konzept vor, wie den verschärften 
Verkehrsproblemen – einerseits „hausgemacht“, andererseits durch die Erweiterung der 
Europäischen Union und dadurch Verlagerung Österreichs ins Zentrum Europas – mit 
einem strategischen Infrastrukturprogramm für Straße, Schiene und Donau und einer 
Definition verkehrspolitischer Grundsätze entgegnet werden konnte. Nicht behandelt 
wurden Aspekte des Flug- und Rohrleitungsverkehrs sowie das niederrangige 
Straßennetz und der Nahverkehr.411 Bis zu diesem Zeitpunkt wurde laut Ministerium zu 
wenig konsequent an einer strategischen Planung im Anschluss an Analysen und 
Prognosen gearbeitet, wodurch Umsetzungsdefizite entstanden und somit der Eindruck 
bei der Bevölkerung erweckt wurde, keine zielorientierte Verkehrspolitik zu verfolgen. 
Eine isolierte Betrachtung der Verkehrsträger gemäß der unterschiedlichen 
Ressortaufteilung ließ Systemvorteile ungenützt und unterstützte zudem die 
Abstimmungsproblematik, die letztendlich zur Trägheit in der Projektierung führte.412 
Die bisherige Verkehrspolitik brachte durch das tief verwurzelte hoheitliche Denken 
zwischen Bund und Ländern bzw. Verkehrsträgern keine effiziente 
Verkehrsinfrastruktur hervor, worunter hauptsächlich die Qualität hochrangiger Netze 
litt. Da bereits der Wirtschaftsstandort Österreich gefährdet schien, war eine 
grundsätzliche Neuorientierung der österreichischen Verkehrspolitik unabdingbar. Im 
Rahmen der Arbeiten am GVP-Ö fand auch eine „Verländerung“ bedeutender 
Bundesstraßen statt, wonach lediglich das hochrangige Straßennetz in der 
Verantwortung des Bundes blieb und fortan von der ASFINAG betrieben wurde.413
Während der Arbeiten am Masterplan und dem daraus hervorgegangenen 
Bundesverkehrswegeplan änderten sich wesentliche Rahmenbedingungen:414
• Neue verkehrsgeografische Lage im Zentrum Europas. 
Besonders auf den Hauptkorridoren und in den Ballungsräumen war mit einem starken 
Verkehrszuwachs zu rechnen. Im Straßengüterverkehr ging diese Prognose auch auf 
eine Änderung des Transitvertrages und den Entfall bilateraler LKW-Kontingente für 
die neuen Beitrittsländer zurück. Bestehende Engpässe werden in Abb. 27 für das 
Jahr 2001 im hochrangigen Straßennetz (a) sowie Schienennetz (b) ersichtlich. Im 
Anhang A auf den Seiten 179 und 180 kann die Verkehrsentwicklung entlang der 
Hauptkorridore für Straße und Schiene nachgeschlagen werden.415
 
                                                 
411 Vgl. bmvit (2002a), S. 9 
412 Vgl. bmvit (2002a), S. 1 ff. 
413 Vgl. bmvit (2002a), S. 18 und 22, siehe auch BGBl. I Nr. 50/2002 
414 Vgl. bmvit (2002a), S. 4 ff. 
415 bmvit (2002a), S. 5 Abb. 3a und S. 6 Abb. 3b 
 142
  
Abb. 27: Engpässe in den hochrangigen Netzen416
                                                 
416 bmvit (2002a), S. 7 Abb. 4 
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 • Neue Finanzierungsinstrumente. 
Die fahrleistungsbezogene LKW-Maut und die Benutzungsentgelte im Schienennetz 
stellten zwei neue Finanzierungsinstrumente dar, die auch zu einer geänderten 
Verkehrsnachfrage im Hinblick auf ökologische Ziele beitragen sollten. Des Weiteren 
wurde an PPP-Modellen gearbeitet, die jedoch eine verbindliche Verkehrspolitik 
voraussetzten. 
• Europaweite Raumordnung. 
Überregionale Verkehrsknoten mit regionalen Verteilnetzen rückten immer weiter ins 
Blickfeld der Raumordnungspolitik. Als besonderer Fall konkurrierender 
Ballungsräume wäre die Nahelage Wien – Bratislava zu nennen, wo eine so genannte 
„Twin-City“ entstehen könnte. Attraktive Wirtschaftsstandorte wären in jedem Fall 
abhängig von einem verbesserten Verkehrsnetz. 
• Ressortkonzentration. 
Im Jahr 2000 wurden die wesentlichen Verkehrsagenden auf Bundesebene in einem 
Ressort zusammengefasst, wodurch ein verkehrsträgerübergreifendes Konzept 
erleichtert werden sollte. Dadurch wurde auch die Position des Bundes in 
Verkehrsangelegenheiten gegenüber den Ländern gestärkt. 
5.5.1.1 Verkehrspolitischer Rahmen 
Die Bausteine des verkehrspolitischen Rahmens, der durch Gemeinschaftsregelungen 
sowie internationale, nationale, regionale und lokale Festlegungen mitbestimmt wird, 
werden in Abb. 28 und in der Folge dargestellt. Die Verkehrspolitik war (und ist) 
maßgeblich vom Leitsatz „Nachhaltige Mobilität“ geprägt, der einerseits die 
Wichtigkeit einer effizienten Verkehrsinfrastruktur für den Wirtschaftsstandort 
Österreich sowie andererseits das Prinzip der Nachhaltigkeit als Wechselspiel 














Abb. 28: Verkehrspolitischer Rahmen418
                                                 
417 Da der GVP-Ö zum Zeitpunkt dieser Arbeit noch das aktuelle Programm darstellt, wird dieses Kapitel 
großteils vom gegenwärtigen Blickwinkel aus betrachtet. [Anm. d. Verf.] 
418 Vgl. bmvit (2002a), S. 10 Abb. 5 
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 Im Infrastrukturprogramm sind sowohl kurz- und mittelfristige Investitionspakete als 
auch längerfristige Maßnahmen für die Verkehrsträger enthalten. Wie auch anderswo ist 
die Infrastruktur auf „Betriebssysteme“ angewiesen, die effiziente Ausschöpfung der 
Systemleistungsfähigkeiten erlauben. Durch innovatives Verkehrsmanagement erhofft 
man sich neue Chancen für die Wirtschaft. Die Senkung der Unfallzahlen und 
Unfallfolgekosten erfordert ein flächendeckendes Verkehrssicherheitsprogramm mit 
Schwerpunkten zur Sicherung der Tunnels.419
Die verkehrspolitische Position der Europäischen Union und deren Strategien zur 
Förderung umweltfreundlicher Verkehrsträger legt das Weißbuch „Die europäische 
Verkehrspolitik bis 2010: Weichenstellungen für die Zukunft“ fest. Folgende Ziel-
setzungen sind dabei erwähnenswert:420
• Wiederbelebung des Schienenverkehrs durch Marktöffnungen und 
Interoperabilität der Systeme, 
• Verwirklichung der Intermodalität, 
• Ausbau des transeuropäischen Verkehrsnetzes (TEN), 
• Erhöhung der Straßenverkehrssicherheit, 
• Harmonisierung der Steuern und Abgaben sowie Anlastung externer Kosten, 
• Forschung und Technologie zugunsten umweltfreundlicher und leistungsfähiger 
Verkehrsmittel. 
5.5.1.2 Ziele und Grundsätze 
Unter dem Begriff „Nachhaltige Mobilität“ werden folgende Ziele und Grundsätze 
verfolgt:421
• Stärkung des Wirtschaftsstandortes Österreich  
(durch geeignet angelegte Verkehrsinfrastruktur) 
• Ausbau der Netze nach Effizienz und Bedarf  
(bessere Ausnutzung bestehender Systeme, Effizienzsteigerung von 
Transportsystemen) 
• Erhöhung der Verkehrssicherheit  
(siehe Tabelle 10) 
• Förderung nachhaltiger Mobilität  
(steigende Mobilität mit Umweltwirkungen in Einklang bringen) 
• Sicherstellung der Finanzierung und Finanzierbarkeit  
(Entlastung der öffentlichen Haushalte, langfristig Entschuldung der 
Finanzierungsgesellschaften, stattdessen Nutzer-, Interessentenorientierung) 
• Projektierungserleichterungen 
(Konzentration der Verfahren und straffes Planungsmanagement sollen 
Planungsabläufe verkürzen) 
                                                 
419 Vgl. bmvit (2002a), S. 10 ff. 
420 Vgl. bmvit (2002a), S. 11 f. und Europa (2001), S. 16 ff. 
421 Vgl. bmvit (2002a), S. 13 ff. 
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Ziele für: Transitverkehr 
 Ballungsräume 
 Reformstaaten 
Tabelle 11: Gegenüberstellung der Ziele und Leitlinien424
                                                 
422 Datenquelle: Statistik (2005), S. 431 (29.33), S. 437 (29.44) und Statistik (2005c), S. 45 
423 bmvit (2002a), S. 17 
424 Vgl. bmvit (2002a), S. 17 
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 5.5.1.3 Projektierung 
Die gesamte Projektliste umfasst rund 270 Vorhaben mit einem Gesamtvolumen von 
45,1 Milliarden Euro, wobei die Schiene etwa zwei Drittel der Ausgaben in Anspruch 
nehmen wird (siehe Abb. 29). Die Vorhaben der Luftfahrt, im Besonderen der Ausbau 
des Wiener Flughafens, werden durch die Flughafen Wien AG gesondert finanziert und 
daher hier vernachlässigt.425 Anschlussstellen von Straßen, Bahnstrecken oder 
Wasserstraßen sind bei den jeweiligen Verkehrsträgern berücksichtigt. 
 
Abb. 29: Gesamtvolumen der Projekte im GVP-Ö426
Die Gliederung der Projekte erfolgte grundsätzlich in nachstehender Reihung:427
(1) Hauptkorridore 
(2) Knoten mit folgenden Knotenfunktionen: 
• Hub-Funktion (internationaler Personenfernverkehr) 
• Personenverkehr (regional und überregional) 
• Intermodalität im Güterverkehr 
• Terminal-Ausstattung 
• Ziel- und Quellverkehr im Gütertransport 
• Logistik-Kompetenzen 
Drei Kategorien an Knoten sind für Österreich maßgeblich: 
a) Wien 
b) Linz und Graz 
c) Salzburg, Klagenfurt & Villach, Innsbruck, Feldkirch & Bregenz 
(3) Verbindungen zu Nachbarstaaten 
(4) Sonstige Projekte abseits der Korridore und überregionalen Verbindungen 
                                                 
425 Die Flughafen Wien AG präsentierte im April 1998 diesbezüglich den „Masterplan 2015“ mit 
sämtlichen Ausbauplänen und Kapazitätserweiterungen. Zur Anbindung des Flughafens Wien siehe 
auch Magistratsabteilung 18: „Masterplan Verkehr Wien 2003“. 
426 bmvit (2002a), S. 21 Abb. 11 
427 bmvit (2002a), S. 22 f. 
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 5.5.2 Infrastruktur 
5.5.2.1 Ausgangslage 
Nach jahrelanger, intensiver Investitionstätigkeit in die Straße bestand nun akuter 
Aufholbedarf auf der Schiene, um die erheblichen regionalen Unterschiede in der 
Erreichbarkeit und somit auch Wirtschaftsdynamik einzelner Regionen zu beheben. 
Straße 
Im Jahr 1998 betrug die Gesamtlänge des österreichischen Straßennetzes 106.361 km, 
wovon 70 Prozent auf Gemeindestraßen und lediglich ein Anteil von 1,8 Prozent auf 
das hochrangige Straßennetz entfielen. Während das Bundesstraßennetz in seiner Länge 
seit 1990 in etwa konstant geblieben war, verzeichnete das Autobahnen- und 
Schnellstraßennetz einen Zuwachs bis 2002 von knapp 14 Prozent, womit Österreich im 
Spitzenfeld der Europäischen Union lag. 
Schiene 
Das österreichische Eisenbahnnetz ist seit nahezu 100 Jahren im Wesentlichen 
unverändert, wenngleich sich die Streckenlänge seit 1970 um etwa 5 Prozent auf 
6.200 km verringerte. Das Straßenbahnnetz blieb im selben Zeitraum nahezu konstant. 
Investitionstätigkeiten beschränkten sich hauptsächlich auf den Bereich der 
transeuropäischen Achsen. Bezüglich der Schienennetzlänge pro Kopf lag Österreich im 
Jahr 2002 mit 0,77 Metern im EU-Spitzenfeld, während national gesehen ein Ost-West-
Gefälle zu verzeichnen war. 
Wasserstraße 
Der österreichische Donauabschnitt beträgt insgesamt 350 km, wovon 21 km 
Donaugrenze mit Deutschland, 322 km Binnenstrecken mit 9 Staustufen und 7 km 
Grenze mit der Slowakei ausmachen. Entlang des Binnenabschnittes befinden sich 
16 Häfen wovon die Häfen Linz, Enns, Krems und Wien am bedeutendsten sind. 
Luftfahrt 
Das Bundesgebiet verfügt über 96 Zivilflugplätze, darunter die 6 internationalen 
Flughäfen in Wien, Salzburg, Linz, Klagenfurt, Innsbruck und Graz, wobei für 
Vorarlberg der Schweizer Flughafen „St. Gallen-Altenrhein“ eine große Bedeutung 
einnimmt.428
                                                 
428 Vgl. bmvit (2002b), S. 41 ff. sowie Kovacic (1999), S. 8. Siehe auch die Tabellen im , 




 5.5.2.2 Infrastrukturprogramm und Maßnahmen 
Die Schwerpunkte samt dazugehörigem Zeithorizont für die wichtigsten Korridore und 
Knoten sind in folgender Tabelle 12 dargestellt: 
 
Tabelle 12: Strategielinien (Schwerpunkte) des GVP-Ö429
Aus den Dringlichkeitsbeurteilungen der einzelnen Projekte gingen Pakete für Straße 
und Schiene hervor, die innerhalb der nächsten 10 – 15 Jahre ab 2002 verwirklicht 
werden sollen. Abb. 30 zeigt die ungefähre Kostenaufteilung der jeweiligen Vorhaben. 
Dabei werden ausschließlich Projekte berücksichtigt, die im Jahr 2002 in Bau waren 
oder ab 2002 begonnen wurden. Die mit den einzelnen Bundesländern und 
Projektträgern vereinbarten Zeithorizonte und Investitionsraten der einzelnen Pakete 
sind als Realisierungsziele zu sehen, richten sich jedoch nach gesamt- sowie 
regionalwirtschaftlichen Möglichkeiten, da sie auch vom Potential der Bauwirtschaft 
und finanzpolitischen Rahmenbedingungen abhängen.430
                                                 
429 bmvit (2002a), S. 27 Abb. 16 
430 Vgl. bmvit (2002a), S. 27 ff. 
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Abb. 30: Investitionspakete des GVP-Ö431
5.5.2.2.1 Straße 
Wie bereits oben in Abb. 30 gezeigt wurde, umfassen die Vorhaben für den 
Straßenverkehr im Paket 1 4,7 Milliarden Euro sowie 1,3 Milliarden Euro im Paket 2.432
                                                 
431 bmvit (2002a), S. 28 Abb. 17 
432 Vgl. bmvit (2002a), S. 32 
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 5.5.2.2.2 Schiene 
Bei Schienen-Projekten muss die Besonderheit der SCHIG-Konstruktion berücksichtigt 
werden, wodurch Projekte per Verordnung zur Planung und Umsetzung übertragen 
werden. Im Jahr 2002 betrug der SCHIG-Investitionsrahmen 10,3 Milliarden Euro und 
wäre bis zum Jahr 2010 erschöpft. Um die Investitionsprogramme fortsetzen zu können, 
bedarf es einer Aufstockung um 5,6 Milliarden Euro per Verordnung.433
5.5.2.2.3 Wasserstraße 
Die Investitionsprojekte für die Donau gliedern sich in Ausbauvorhaben der Donau 
selbst sowie in den Terminalausbau mehrerer Häfen sowie deren Verkehrsinfrastruktur. 
Für den Donauausbau von Wien nauwärts sind innerhalb der ersten zehn Jahre rund 
80 Millionen Euro vorgesehen, bis 2021 wurden insgesamt 200 Millionen Euro an 
Investitionsvolumen veranschlagt.434
5.5.2.2.4 Luftfahrt 
Der Ausbau einer dritten Piste des Flughafens Wien-Schwechat wird von der Flughafen 
Wien AG finanziert, die attraktive Anbindung des Flughafens im 
Schienenpersonenverkehr wurde bei den Schienenprojekten berücksichtigt.435
5.5.2.2.5 Rohrleitungen 
Derzeit besteht verkehrspolitisch kein Handlungsbedarf, da die Infrastruktur durch den 
Verkehrsträger unter betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten errichtet und betrieben 
wird.436
5.5.2.2.6 Längerfristige Perspektiven 
Wenn auch der Generalverkehrsplan eine große Herausforderung darstellt, so sind 
dennoch nicht alle Investitionserfordernisse damit abgedeckt, zumindest nicht auf 
längere Sicht. Laufende Innovationen und längerfristige Perspektiven sind wichtig für 
künftige Investitionsvorhaben. Dazu zählen:437
• Innovationen im öffentlichen Verkehr, etwa zur Verbesserung des Angebots in 
der Flächenerschließung; 
• Schienennetzergänzungen, etwa im Raum Steyr bei ausreichender Nachfrage, 
sowie alternative Trassierungen im Rechtsstreit um den Semmering-Basistunnel; 
• Umweltschutzverbesserungen entlang der Straßen, insbesondere 
Lärmschutzmaßnahmen; 
• Straßennetzergänzungen, vor allem bei weiteren Verkehrszunahmen in 
Ballungsräumen; 
• Wasserstraßen (Projekt Donau-Oder-Elbe Kanal); 
• neue Verkehrsmittel(technologien). 
                                                 
433 Vgl. bmvit (2002a), S. 32; Mit dem Bundesbahnstrukturgesetz 2003, BGBl. I Nr. 138/2003 wurde das 
Bundesbahngesetz 1992 und in Artikel 2 das Schieneninfrastrukturfinanzierungsgesetz grundlegend 
geändert. Vgl. § 43 Bundesbahngesetz: sechsjähriger Rahmenplan mit jährlichen Adaptierungen. 
434 Vgl. bmvit (2002a), S. 33 
435 Vgl. bmvit (2002a), S. 34 
436 Vgl. bmvit (2002a), S. 34 
437 Vgl. bmvit (2002a), S. 34 f. 
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 5.5.2.3 Finanzierungsaspekte 
Die Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur erfolgt im hochrangigen Straßennetz sowie 
Schienennetz grundsätzlich durch Budgetmittel des Bundes sowie Mittel der 
Sondergesellschaften (für die Schiene: SCHIG, für die Straße: ASFINAG). Letztere 
erhalten zunehmend Erlöse durch fahrleistungs- oder zeitabhängige Mauten (Schienen-
Benutzungsentgelt, Streckenmauten, LKW-Maut, PKW-Vignette), die zum Zeitpunkt 
des GVP-Ö (also noch ohne LKW-Maut, die erst 2004 eingeführt wurde)438 bei der 
Straße rund 540 Millionen Euro und bei der Schiene 310 Millionen Euro betrugen. 
(Vergleiche hierzu Abb. 31) Demgegenüber standen jedoch Infrastrukturausgaben in 
Höhe von 700 Millionen respektive 870 Millionen Euro. Die Straßenbauausgaben 
gliederten sich in 69 Prozent ASFINAG-Netz und 31 Prozent Bundesstraßen B, die 
künftig439 in den Kompetenzbereich der Länder fallen sollten. 
Straßenerhaltungsausgaben blieben hierbei unberücksichtigt. 
 
Abb. 31: Mauteinnahmen und Benutzungsentgelte in Mio. Euro (Mrd. Schilling)440
Der wesentliche Unterschied bei der Finanzierung von Straßen- und Schienenvorhaben 
lag darin, dass bei ersteren durch den Bundesaufwand bzw. durch laufende 
Mauteinnahmen eine Deckung stattfand, während bei Schienenfinanzierungen ein 
SCHIG-Rahmen festgelegt war, dessen Auslaufen zum Zeitpunkt der Veröffentlichung 
des GVP-Ö noch im Jahre 2010 vorgesehen war. Durch das Bundesbahnstrukturge-
setz 2003 (BGBl. I Nr. 138/2003) erfolgte jedoch eine völlige Umkehr der bisherigen 
ökonomischen Grundsätze der Infrastrukturfinanzierung, weg von einer ex post 
Kostenabdeckung durch den Bund, hin zu einer ex ante Zusicherung des übrig 
bleibenden Kostenanteils für Investitionsvorhaben. Der § 43 Bundesbahngesetz legt den 
                                                 
438 VO des BM, BGBl. II Nr. 568/2003 
439 Die Änderungen traten bereits mit 1. April 2002 in Kraft, vgl. BGBl. I Nr. 50/2002. 
440 bmvit (2002a), S. 37 Abb. 21, Primärquellen: Finanzierungsmodell ASFINAG (2001), SCHIG und 
BMF (2001) 
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 SCHIG-Rahmen auf sechs Jahre fest, wobei dieser jährlich mit Bedachtnahme auf den 
Generalverkehrsplan auf einen neuen sechsjährigen Zeitraum zu erweitern ist. Der 
Rahmenplan hat dabei die jahresweise geplanten Investitionsprogramme zu enthalten.441
Folgende Rahmenbedingungen sollten künftig für die Finanzierung der 
Verkehrsinfrastruktur maßgeblich sein (Stand 2002): 
• Organisation und Aufgaben 
− ASFINAG bzw. Länder 
− SCHIG 
• Einnahmen 
− Fahrleistungsabhängige Mauten 
− Zeitabhängige Maut(en) 
− Sonstige Erlöse 
• Querfinanzierung 
Gemäß EU-Weißbuch wird eine Querfinanzierung von der Straße zur 
Schiene an gewissen Korridoren angedacht.442
• Privatfinanzierung 
Das Potential von PPP-Modellen wird im Bereich der Verkehrsinfrastruktur 
mit höchstens 5 Prozent der Investitionssumme eher ernüchternd gesehen. 
• Entschuldung der Sondergesellschaften 
Je nach Lebensdauer der Investitionen sollen diese im Zeitraum zwischen 
2040 bis 2070 abgeschrieben werden. 
• Bundeszuschuss 
Keine Erhöhung der vorhandenen Bundeszuschüsse bis 2006. 
• Zinssätze 
Realzinssatz: 3 % 
mittelfristige Finanzierungsmodelle: 5 % 
längerfristige Modellrechnungen: 5,8 % 
Das Finanzierungsmodell der ASFINAG für die Straßeninvestitionspakete 1 und 2, dem 
hauptsächlich die Erkenntnisse der Wegekostenrechnung 2000443 zugrunde liegen, geht 
davon aus, dass die Sondergesellschaft ab 2013 beginnt ihre Schulden zu tilgen ca. 2040 
völlig entschuldet zu sein. Bis dahin verdient der Bund etwa 8,7 Milliarden Euro an 
Kapitalertragsteuer für diesen Zeitraum. Der Schuldenhöchststand sollte mit rund 
10,5 Milliarden Euro um das Jahr 2010 erreicht sein.444
                                                 
441 Vgl. Gürtlich (2007b), S. 281-287 und BGBl. I Nr. 138/2003 
442 Vgl. Europa (2001), S. 68 ff. sowie „EU-Wegekosten-RL“ (Richtlinie 2006/38/EG). Mit der Änderung 
des ASFINAG-Gesetzes im BGBl. I Nr. 26/2006 ist im § 8a eine Querfinanzierung auf der 
Brennerachse vorgesehen. BGBl. I Nr. 82/2007 erweiterte diese Finanzleistungen. 
443 Vgl. Herry (2001) 
444 Vgl. bmvit (2002a), S. 35 ff., siehe auch Abb. 32 
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 Für das Schienenfinanzierungsmodell wird der valorisierte SCHIG-Rahmen auf 
16,19 Milliarden Euro angehoben, wobei nur das Paket 1a dargestellt wird. Stellt man 
die Pakete 0 und 1a unter der Annahme moderat steigender Benutzungsentgelte dar, soll 
die Entschuldung der SCHIG im Zeitraum von 2045 bis 2060 erfolgen, wenn man 
gleichzeitig von Zinssätzen zwischen 55,8 Prozent ausgeht. Der Schuldenhöchststand 
wäre im Jahr 2020 mit etwa 13,5 Milliarden Euro erreicht. Für das Paket 1b werden 
zusätzliche Bundeszuschüsse notwendig, wobei eine Entschuldung erst zwischen 2060 
und 2070 stattfinden soll, vorausgesetzt die Benutzungsentgelte orientieren sich künftig 
stärker an den Vollkosten. Der Schuldenhöchststand wird hier für das Jahr 2030 mit 
21,5 Milliarden Euro prognostiziert. (Vgl. Abb. 32 unten) 
 
Abb. 32: Entschuldungsplan für Straße und Schiene445
 
Vergleicht man die Finanzierungsmodelle von Straße und Schiene, so fällt auf, dass 
letzteres nur über eine kontinuierliche Anhebung der Bundeszuschüsse ab 2007 
realisierbar sein wird. Bei den Benützungsentgelten der Straße war man sich einig, dass 
die LKW-Maut unumgänglich sei. Diese sollte auf durchschnittlich 22 Cent (exkl. USt.) 
je Kilometer angesetzt werden, um einerseits die Finanzierung der Straßeninfrastruktur 
zu gewährleisten, als auch eine Steigerung des Schienenbenutzungsentgeltes möglich zu 
machen.446 Tatsächlich wurde die fahrleistungsabhängige LKW-Maut ab 1. Jänner 2003 
bzw. 2004 in drei Kategorien angegeben, wobei die Anzahl der Achsen 
ausschlaggebend war:447
2 Achsen: 13,0 Cent (100 % vom Grundkilometertarif) 
3 Achsen: 18,2 Cent (140 % vom Grundkilometertarif) 
4 Achsen oder mehr: 27,3 Cent (210 % vom Grundkilometertarif) 
                                                 
445 bmvit (2002a), S. 41 Abb. 25 
446 Vgl. bmvit (2002a), S. 39 ff. und bmvit (2002b), S. 195 ff. 
447 Angaben exkl. USt.; das arithmetische Mittel betrug somit nur 19,5 Cent.  
Quellen: BGBl. I Nr. 109/2002, BGBl. II Nr. 406/2002 und BGBl. II Nr. 568/2003 
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 Seit 1. Juli 2007 gelten folgende Tarife, wobei weitere Erhöhungen im Laufe des 
Jahres 2008 durch BM Werner Faymann bereits angekündigt wurden: 
2 Achsen: 15,50 Cent 
3 Achsen: 21,70 Cent 
4 Achsen oder mehr: 32,55 Cent  (Durchschnitt: 23,25 Cent) 
Durch die Änderung des Bundesstraßen-Mautgesetzes 2002 wurden bereits weitere 
Differenzierungsmöglichkeiten der Mauthöhe nach Emissionskategorien im Sinne der 
Richtlinie 1999/62/EG im § 9 Abs. 5 BStMG idF. BGBl. I Nr. 82/2007 verankert, 
welche ab 1. Jänner 2010 verpflichtend werden.448
Das Infrastrukturprogramm ist nicht nur aufgrund seines finanziellen Aufwandes 
sondern auch aufgrund der umfangreichen Planungsvorhaben eine gewaltige 
Herausforderung, die auf operativer Ebene ein exaktes Controlling und auf 
strategischem Gebiet laufendes Monitoring erfordert. Verbesserungen der bisherigen 
Planungsabläufe sind jedoch ebenso notwendig:449
• Bundesbehörden: 
Beschleunigung der Genehmigungsverfahren durch verbindliche Fristen 
• Sachverständige: 
Präzisierung der Aufgaben sowie Vereinfachung und Beschleunigung der 
Gutachtensverfahren 
• Planungsinhalte: 
Straffung durch Verfahrenskonzentration oder geringere Planungstiefe in der 
Eingangsphase 
• Planungsmanagement: 
Zielorientierung, effiziente Abläufe sowie Konfliktmanagement 
• Gesetzliche Rahmenbedingungen: 
Vereinheitlichung und Vereinfachung vor allem im Bereich des Vergaberechts, 
um auch Planungsverfahren von derzeit oft über zehn Jahren auf rund 6 Jahre zu 
verkürzen (siehe folgende Abb. 33)  
                                                 
448 BGBl. II Nr. 140/2007 und BGBl. I Nr. 82/2007 









Die Entwicklung des Personenverkehrs ist nach wie vor durch einen starken Anstieg des 
PKW-Verkehrs gekennzeichnet, der zwischen 1960 und 1999 in einer Steigerung der 
Verkehrsleistung von über 500 Prozent gipfelte. Das bedeutete ein durchschnittliches 
Wachstum von 5 Prozent, wobei Trendeinbrüche durch die beiden Ölkrisen oder 
überproportionale Zuwächse durch niedrige Treibstoffpreise Ende der Achtziger Jahre 
zu verzeichnen waren. Bescheiden verhielt sich das Wachstum hingegen im 
Schienenpersonenverkehr, wo lediglich ein 20 Prozent Zuwachs im selben Zeitraum 
verzeichnet wurde. Die Tendenz der Verkehrsleistung ist in den Neunziger Jahren 
rückläufig.451
                                                 
450 bmvit (2002a), S. 43 Abb. 26 
451 Vgl. bmvit (2002b), S. 112 
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 5.5.3.2 Güterverkehr 
Im Jahr 1999 betrug die im Inland erbrachte Transportleistung rund 57,5 Milliarden 
Tonnenkilometer bei einer durchschnittlichen Transportweite von etwa 121 km pro in 
Österreich beförderter Tonne. Die Aufteilung auf die einzelnen Verkehrsträger sowie 
die Verkehrsart kann unten aus Abb. 34 abgelesen werden, wobei auch der signifikante 
Unterschied der Transportweiten beachtenswert ist. Während Binnenverkehre vom 
Verkehrsträger Straße dominiert werden und die Eisenbahn bei Quell- und 
Zielverkehren voran liegt, macht der Anteil des Rohrleitungsverkehrs alleine fast die 
Hälfte der gesamten Transitverkehrsleistung aus.452
 
Abb. 34: Transportleistung 1999 nach Verkehrsträger und Verkehrsart453
                                                 
452 Vgl. bmvit (2002b), S. 111 
453 Datenquellen: bmvit (2002b), S. 111 und 133 
 157
 6 Zusammenfassung der wichtigsten Aussagen 
Während in der ersten Dekade der Zweiten Republik die rasche Wiederherstellung der 
Infrastruktur und eines funktionierenden Verkehrssystems höchste Priorität hatte, um 
den gesamten Wiederaufbau voranzutreiben, konnte in den darauf folgenden Jahren vor 
allem das Straßennetz kaum mit der Konjunktur und der damit einhergehenden 
Motorisierung mithalten. Bevorzugte Investitionen in das Straßennetz waren die Folge. 
Bis in die Siebziger Jahre überwog die dienende Funktion des Verkehrs als Bestandteil 
nationalstaatlicher Wirtschaftspolitik, wobei beim Ausbau von Verkehrsinfrastruktur 
lediglich der Nachfrage entsprochen wurde, ohne dabei zu bedenken, dass 
Kapazitätsvorhaltungen hauptsächlich im Straßenverkehr weiteres Verkehrsaufkommen 
induzierten. 
Nicht zuletzt ausgelöst durch die beiden Erdölpreisschocks, kam es in den Achtziger 
Jahren des vorigen Jahrhunderts zu einem grundlegenden Wandel in der 
Verkehrspolitik. Der ökonomische Ansatz wurde fortan um den ökologischen Aspekt 
der Ressourcenknappheit und in jüngster Zeit um Belange einer nachhaltigen Umwelt- 
und Klimapolitik ergänzt. Dennoch hielten sich die Erfolge einer nachhaltigen und 
ökologischen, aber dennoch effizienten Verkehrspolitik in Grenzen, da sich die 
ökonomischen Rahmenbedingungen seit den späten Achtziger Jahren im Zuge 
notwendig gewordener Budgetkonsolidierungsmaßnahmen verschlechtert hatten. 
Wurden anfangs Infrastrukturinvestitionen gänzlich aus Budgetmitteln bestritten, wobei 
in der Besatzungszeit auch der Anteil von ERP-Fonds-Mitteln nicht unbeträchtlich war, 
so suchte man stets auch nach Finanzierungsmöglichkeiten über den Kapitalmarkt 
und/oder die Beteiligung nicht-öffentlicher Unternehmen (PPP-Modelle). Das über 
Jahrzehnte angestrebte und noch immer nicht vollendete Thema der Kostenwahrheit im 
Verkehr, unter Anwendung des Verursacherprinzips, sollte für alle Verkehrsträger (v. a. 
aber Straße und Schiene) gleiche Wettbewerbsbedingungen schaffen und zur 
„Ökologisierung“ des Verkehrs beitragen. Leider waren und sind damit Ausweitungen 
sowie Anhebungen der (Straßen)Benutzungskosten, wie etwa fahrleistungs- und 
zeitabhängige Mauten, als auch steuer- und abgabenrechtliche Maßnahmen verbunden, 
die aufgrund ihrer Unpopularität von den politisch Verantwortlichen aus meist 
taktischen Gründen hinausgezögert oder nur unzureichend umgesetzt wurden.  
Tendenziell ist seit dem Beitritt Österreichs zur Europäischen Union im Jahr 1995 zu 
beobachten, dass sowohl finanzielle als auch verkehrsbedingte Belastungen 
unionspolitischen oder rechtlichen Vorgaben zugeschrieben oder als notwendige 
Reaktionen auf diese dargestellt werden.454
Zusammenfassend kann für den gesamten Betrachtungszeitraum festgestellt werden, 
dass das Ausmaß und die Abwicklungsdauer von Reformen stark vom Grad der 
Flexibilität des jeweils betroffenen Verkehrsträgers geprägt war. So fanden 
Liberalisierungsbestrebungen im eher schnelllebigen Telekommunikationsbereich 
relativ rasch statt, während die starren Strukturen des Verkehrsträgers Schiene – man 
                                                 
454 Vgl. Seidenberger (2005a), S. 102, Staudacher (2003), S. 337 f. und BMöWV (1987), S. 13 
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 könnte hier auch von der Institution „Österreichische Bundesbahnen“ sprechen – nur 
langsam „aufgebrochen“ werden konnten. Beispielsweise dauerte die bereits unter 
Bundeskanzler Raab angesprochene Umwandlung der ÖBB in einen eigenen 
Wirtschaftskörper über vierzig Jahre, bis unter Bundeskanzler Vranitzky ein 
entsprechendes Gesetz erlassen wurde. Die gesetzlichen Rahmenbedingungen für die 
Automatisierung des Telefonnetzes waren dagegen bereits zu Beginn der 1960er Jahre 
geschaffen. 
Nicht unwesentlich beeinflusst wurden diese verschiedenen Entwicklungen durch das 
sehr unterschiedliche Emotionalisierungspotential der Öffentlichkeit in Bezug auf 
Personal- und Kündigungspolitiken in den jeweiligen Bereichen. Mit Einschränkung 





Transport policies have changed over the past sixty-three years since the reconstruction 
of the Austrian Republic in 1945. This thesis analyses transport and associated concerns 
in all government declarations and agreements as well as summarisations of several 
concepts for transport policy. Furthermore, this paper tries to emphasise differences in 
political intentions embedded in a changing political and economic environment. 
Thereby, particular attention is turned to funding aspects of constructing and 
maintaining infrastructure. 
Whereas reconstruction and guaranteeing transport services in all regions dominated 
political objectives in the early years, balancing budgets and preserving habitat and 
anthroposphere have become more important since the late eighties. European transport 
policy has also increased its influence as Austria finally joined the European Union in 
1995. Since then, the national political activity has to deal with the loss of autonomy 
versus transit purposes. 
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Quelle: bmvit (2002b), S. 58 Karte 8 
 182
 Anhang B 





























































































































































































































































































































Quelle: BMVvU (1968), S. 24 
 
Quelle: BMVvU (1968), S. 50 
 





Quelle: BMVvU (1968), S. 83; Untersuchung des Österreichischen Statistischen 
Zentralamtes im Rahmen des CEMT-Arbeitsprogrammes „Langfristige 












Quelle: BMöWV (1991), S. 33; Primärquelle: ÖStZ, Statistisches Jahrbuch 1990, 
Kapitel 28 und Außenhandelsstatistik 
 
Quelle: BMöWV (1991), S. 47 Tab. 3.2/1; Primärquelle: BMwA;  
BMöWV (1991), S. 47 Tab. 3.2/2; Primärquelle: ÖStZ;  
BMöWV (1987), S. 231 Tab. 2.7.3/4 (für Näherungswerte) 
 




Quelle: BMöWV (1987), S. 72 Tab. 2.2.2/2, BMöWV (1991), S. 182 Abb./Tab. 6.2/1 
sowie S. 183 Tab. 6.2/2; Primärquellen: ÖStZ, Güterverkehrsstatistik (1984), 1988 und 
1990 sowie Herry (1991) 
 


















Quelle: bmvit (2002b), S. 54 Tab. 3.2.3, Primärquelle: ÖSTAT, Statistisches Jahrbuch 
für die Republik Österreich 1999/2000, wobei ab 1990 keine getrennte Auflistung für 
Haupt- und Nebenbahnen mehr gemacht wurde. 
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